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Erfurt, Plenarsaal

Erstes Gesetz zur Änderung des 848
Thüringer Flüchtlingsaufnahme-
gesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 4/404 -
ERSTE BERATUNG

Nach Aussprache wird der Gesetzentwurf an den Innenausschuss
überwiesen.

Erstes Gesetz zur Änderung des 851
Thüringer Tierseuchengesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 4/417 -
ERSTE BERATUNG

Nach Begründung und Aussprache wird der Gesetzentwurf an den
Ausschuss für Soziales, Familie und Gesundheit - federführend -
und den Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten über-
wiesen.

Förderung für Langzeitarbeitslose 857
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 4/55 -
dazu: Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Wirtschaft, Tech-
nologie und Arbeit
- Drucksache 4/324 -

Nach Berichterstattung und Aussprache wird der Antrag in nament-
licher Abstimmung bei 76 abgegebenen Stimmen mit 31 Jastimmen
und 45 Neinstimmen abgelehnt (Anlage 1).

Konzept der Landesregierung 863
zur Schaffung großer und kos-
tengünstiger Strukturen in der
Wasser- und Abwasserwirt-
schaft Thüringens
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 4/183 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Innenausschusses
- Drucksache 4/356 -

Nach Berichterstattung und Aussprache wird der Antrag in nament-
licher Abstimmung bei 80 abgegebenen Stimmen mit 35 Jastimmen
und 45 Neinstimmen mit Mehrheit abgelehnt (Anlage 2).
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Etablierung einer Mitteldeut- 871
schen Wissenschaftsregion
Leipzig-Halle-Jena
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 4/304 -

Nach Begründung und Aussprache wird eine beantragte Überweisung
des Antrags an den Ausschuss für Wissenschaft, Kunst und Medien
sowie an den Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit jeweils
mit Mehrheit abgelehnt.

Der Antrag wird mit Mehrheit abgelehnt.

Entwurf einer EU-Richtlinie zur 881
Schaffung eines Binnenmarkts
für Dienstleistungen KOM (2004) 2
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/393 -

Nach Aussprache wird eine beantragte Überweisung des Antrags an
den Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit, den Ausschuss
für Soziales, Familie und Gesundheit, den Haushalts- und Finanzaus-
schuss und an den Ausschuss für Justiz, Bundes- und Europaange-
legenheiten jeweils mit Mehrheit abgelehnt.

Der Antrag wird mit Mehrheit abgelehnt.

Gewährleistung des parlamenta- 892
rischen Kontrollrechts gegenüber
Landesgesellschaften und Unter-
nehmen mit unmittelbaren Mehr-
heitsbeteiligungen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/394 -

Staatssekretär Scherer erstattet einen Sofortbericht zu dem Antrag.

Auf Verlangen der Fraktion der PDS findet gemäß § 106 Abs. 1 GO
eine Aussprache zu dem Bericht der Landesregierung statt. Die Er-
füllung des Berichtsersuchens wird gemäß § 106 Abs. 2 GO festge-
stellt.

Fragestunde 898

a) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Reimann (PDS) 898
Förderrichtlinie zur Schuljugendarbeit 2005
- Drucksache 4/434 -

wird von Staatssekretär Eberhardt beantwortet. Zusatzfragen.

b) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Pilger (SPD) 899
Zukunft des Landesjugendamtes
- Drucksache 4/435 -

wird von Staatssekretär Illert beantwortet.
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c) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Ehrlich-Strathausen (SPD) 899
Europäische Jugendbildungs- und Jugendbegegnungsstätte
Weimar (EJBW)
- Drucksache 4/436 -

wird von Staatssekretär Illert beantwortet. Zusatzfrage.

d) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Hauboldt (PDS) 900
Vorfristige Kündigung des Verwaltungsvertrags der Stiftung
Thüringer Schlösser und Gärten mit dem Runneburg-Verein
in Weißensee (Landkreis Sömmerda)
- Drucksache 4/406 -

wird von Minister Prof. Dr. Goebel beantwortet. Zusatzfrage.

e) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Bausewein (SPD) 901
Arbeitsgruppe "Ausbildungsfähigkeit" des Thüringer Kultus-
ministeriums
- Drucksache 4/425 -

wird von Minister Prof. Dr. Goebel beantwortet. Zusatzfrage.

Bedarfsermittlung an berufsbil- 903
denden Schulen für eine Schul-
netzplanung bis 2020
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/395 -

Nach Begründung und Aussprache wird der Antrag in namentlicher
Abstimmung bei 80 abgegebenen Stimmen mit 35 Jastimmen und
45 Neinstimmen abgelehnt (Anlage 3).

Zukunft des Schienenpersonen- 911
nahverkehrs (SPNV) im Ergän-
zungsnetz und des regionalen
Schienengüterverkehrs Thürin-
gens
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/396 - Neufassung -

Minister Trautvetter erstattet einen Sofortbericht zu dem Antrag.

Auf Verlangen aller Fraktionen findet gemäß § 106 Abs. 1 GO eine
Aussprache zu dem Bericht der Landesregierung statt.

Dem Antrag der Fraktion der PDS auf Fortsetzung der Beratung zu
dem Bericht der Landesregierung im Ausschuss für Bau und Verkehr
wird durch die Fraktion der CDU nicht zugestimmt.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird gemäß § 106 Abs. 2 GO
festgestellt.
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Entwicklung des Fachkräftebedarfs 919
in Thüringen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/397 -

Nach Begründung des Antrags durch den Antragsteller erstattet
Minister Reinholz einen Sofortbericht.

Auf Verlangen aller Fraktionen findet gemäß § 106 Abs. 1 GO
eine Aussprache zu dem Bericht der Landesregierung statt.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird gemäß § 106 Abs. 2 GO
festgestellt.

Die PISA-Folgestudie im Kontext der 926
Thüringer Bildungspolitik
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 4/398 -

Minister Prof. Dr. Goebel erstattet einen Sofortbericht zu dem Antrag.

Auf Verlangen aller Fraktionen findet gemäß § 106 Abs. 1 GO eine
Aussprache zu dem Bericht der Landesregierung statt.

Der Antrag der Fraktionen der CDU und PDS auf Fortsetzung der Be-
ratung zu dem Bericht der Landesregierung im Bildungsausschuss
wird einstimmig angenommen.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird gemäß § 106 Abs. 2 GO
festgestellt.

Einsetzung eines Untersuchungsaus- 940
schusses
Möglicher Missbrauch von öffentlichen
Mitteln und mutmaßliche unzulässige
Subventionierung durch den Freistaat
Thüringen im Beherbergungsgewerbe,
insbesondere zur Errichtung des Kon-
gress-Hotels in Suhl sowie des Dom-
Hotels in Erfurt und dessen Betreibung
Antrag der Abgeordneten Bausewein,
Becker, Buse, Doht, Döring, Ehrlich-Strat-
hausen, Gentzel, Gerstenberger, Hauboldt,
Höhn, Künast, Leukefeld, Matschie, Ohl,
Pelke, Dr. Pidde, Pilger, Dr. Schubert,
Taubert, Thierbach
- Drucksache 4/431 - Neufassung -
dazu: Änderungsanträge der Fraktionen

der SPD und PDS
- Drucksachen 4/448/449 -

Nach Begründung und Aussprache wird der Antrag mit Mehrheit
angenommen.
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Die Sitzung wird um 9.03 Uhr von der Präsidentin des
Landtags eröffnet.

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Ich begrüße Sie recht herzlich, meine Damen und
Herren Abgeordneten, verehrte Regierungsvertreter,
Vertreter der Medien und liebe Gäste auf der Tribüne.

Ich eröffne die 9. Plenarsitzung des Thüringer Land-
tags. Als Schriftführer haben neben mir Platz ge-
nommen die Abgeordnete Künast und der Abge-
ordnete Worm. Frau Abgeordnete Künast wird die
Rednerliste führen. Für die heutige Sitzung haben
sich Herr Minister Schliemann und Herr Minister
Wucherpfennig entschuldigt.

Wir treten damit in die Tagesordnung ein. Ich rufe
den Tagesordnungspunkt 6 auf:

Erstes Gesetz zur Änderung des
Thüringer Flüchtlingsaufnahme-
gesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 4/404 -
ERSTE BERATUNG

Ich bitte Herrn Staatssekretär Baldus um die Be-
gründung.

Baldus, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, am 1. Januar 2005 tritt das
Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zu-
wanderung und zur Regelung des Aufenthalts und
der Integration von Unionsbürgern und Ausländern
in Kraft. Das so genannte Zuwanderungsgesetz löst
u.a. das derzeit geltende Ausländergesetz ab und
ändert auch das Asylbewerberleistungsgesetz. Auf-
grund dieser bundesrechtlichen Regelungen bedarf
es einer Novellierung des Thüringer Flüchtlingsauf-
nahmegesetzes. Mit den zu beschließenden landes-
rechtlichen Änderungen wird sichergestellt, dass für
die im Zuwanderungsgesetz genannten Flüchtlings-
gruppen auch künftig eine Aufnahmeverpflichtung für
die Landkreise und kreisfreien Städte besteht. Das
Land bleibt verpflichtet, die Kosten zu tragen. Keine
Anwendung findet das Flüchtlingsaufnahmegesetz
künftig auf Ausländer, die nicht abgeschoben werden
können. Das sind insbesondere Ausländer mit
schweren traumatischen Belastungen, deren medi-
zinische Versorgung im Heimatland nicht sicherge-
stellt ist. Nach dem Zuwanderungsgesetz wird die-
ser Personenkreis sowohl status- als auch leistungs-
rechtlich besser gestellt. Die statusrechtliche Bes-
serstellung bedeutet, dass sie ab dem nächsten Jahr
Anspruch auf eine Aufenthaltserlaubnis haben. Finan-

ziell werden sie dadurch besser gestellt, dass sie ab
Januar 2005 anstelle der abgesenkten Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz die höheren
Sozialhilfesätze erhalten. Der Vollzug des Sozialhilfe-
rechts fällt aber in die originäre Zuständigkeit der
Landkreise und kreisfreien Städte. Das heißt, dass die
Ausländer, die Anspruch auf Sozialhilfe haben, die
kommunalen Haushalte belasten. Ausgeglichen wer-
den diese Aufwendungen der Kommunen im Wesent-
lichen dadurch, dass das Land anstelle der Kommu-
nen die Kosten für eine andere Ausländergruppe
übernimmt. Es handelt sich hierbei um die Ausländer,
die aus humanitären Gründen in Deutschland auf-
enthaltsberechtigt sind.

Ich komme zu einem weiteren wesentlichen Aspekt -
der Novelle. § 7 Abs. 1 des Thüringer Flüchtlingsauf-
nahmegesetzes regelt die Kostenerstattung an die
Landkreise und kreisfreien Städte. Diese Vorschrift
ermächtigt den Innenminister, durch Rechtsverord-
nung das Verfahren, die Form sowie die Höhe der
an die Landkreise und kreisfreien Städte zu erstat-
tenden Kosten zu regeln. Wenn es im Gesetz auch
nicht ausdrücklich aufgeführt ist, so umfasst die Ver-
ordnungsermächtigung nach Ansicht des Innenmi-
nisteriums auch die Befugnis, den Zeitraum der Kos-
tenerstattung festzulegen. In der Thüringer Flücht-
lingskostenerstattungsverordnung ist der Erstattungs-
zeitraum für sozialhilfeberechtigte Ausländer auf
längstens 18 Monate begrenzt. Diese Befristung wur-
de bislang auch von allen akzeptiert. Die kommu-
nalen Spitzenverbände haben aber in der Vergan-
genheit immer wieder die Frage gestellt, ob die in
§ 7 des Thüringer Flüchtlingsaufnahmegesetzes ge-
nannte Ermächtigungsgrundlage auch tatsächlich
diese zeitliche Begrenzung zulässt. Durch eine Er-
gänzung des § 7 Abs. 1 können diese Zweifel aus-
geräumt werden.

Abschließend möchte ich auf ein weiteres Anliegen
der kommunalen Spitzenverbände eingehen. Von
Seiten der Verbände wurde im Rahmen der Anhö-
rung angeregt, durch eine Streichung des § 2 Abs. 1
des Thüringer Flüchtlingsaufnahmegesetzes eine
vermehrte Einzelunterbringung ausländischer Flücht-
linge zu ermöglichen. Es mag zutreffend sein, dass
es hierdurch den Kommunen erleichtert wird, auf sich
ändernde Zugangszahlen zu reagieren. Das Bun-
desrecht schreibt jedoch vor, dass Asylbewerber in
erster Linie in Gemeinschaftsunterkünften unterzu-
bringen sind. Eine diesem Grundsatz entgegen-
stehende landesrechtliche Regelung wäre verfas-
sungsrechtlich bedenklich.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusam-
menfassen: Mit dem Gesetzentwurf wird das Thü-
ringer Flüchtlingsaufnahmegesetz an bundesrecht-
liche Änderungen angepasst. Zugleich wird auch
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künftig ein tragfähiger Rechtsrahmen für die Kosten-
erstattung gewährleistet. Danke für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Wir treten damit in die Aussprache ein. Das Wort
hat die Abgeordnete Berninger, PDS-Fraktion.

Abgeordnete Berninger, PDS:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, die Landesregierung legt mit
dem Gesetzentwurf zur Änderung des Thüringer
Flüchtlingsaufnahmegesetzes in erster Linie eine
redaktionelle Überarbeitung des Gesetzes hinsicht-
lich der Angleichung an das Zuwanderungsgesetz
vom 30. Juli dieses Jahres vor, das am 1. Januar
nächsten Jahres in Kraft treten wird. Auch wenn eini-
ge Behörden das Gesetz immer noch zu Ungunsten
der Betroffenen auslegen, bleibt festzustellen, das
Gesetz sieht keine generelle Nachrangigkeit der
Einzelunterbringung von Flüchtlingen gegenüber der
Gemeinschaftsunterkunft vor, sondern fordert zur
Einzelfallentscheidung, zur Abwägung persönlicher
und kommunaler Interessen auf. Und trotzdem
wurde Einzelunterbringung in der Vergangenheit von
einigen Thüringer Landkreisen grundsätzlich abge-
lehnt, häufig in Ermessensauslegung aus dem in
§ 2 des Thüringer Flüchtlingsaufnahmegesetzes vom
16. Dezember 1997 zu interpretierenden oder inter-
pretierbaren Ausschluss bestimmter Flüchtlingsgrup-
pen von der dezentralen Unterbringung. Die Lan-
desregierung folgt mit der Streichung dieser Aus-
nahmen auch der Argumentation von Verwaltungs-
gerichten in Thüringen, die, wie zum Beispiel das
Verwaltungsgericht in Meiningen am 13. Novem-
ber 1999, feststellten, dass die Auflage, in einer
Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen, bei der Dul-
dungsverlängerung rechtswidrig sei und die Betrof-
fenen in ihren Rechten verletzt würden, sofern per-
sönliche Belange für die dezentrale Unterbringung
überwiegen würden.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, mit Be-
achtung dieser Rechtsprechung wird der auf der
von Flüchtlingsorganisationen und auch der PDS-
Fraktion häufig wiederholten grundsätzlichen For-
derung nach angemessener Bereitstellung von de-
zentralen Unterbringungsmöglichkeiten für Flücht-
linge in allen Landkreisen und Städten entsprochen.
Insbesondere für Familien, Kranke und traumatisierte
Flüchtlinge sehen wir einen verstärkten Bedarf an
Einzelunterbringung. Eine tatsächlich angemessene
Bereitstellung von Einzelunterbringungsmöglichkeiten
ist aus unserer Sicht eine sehr wichtige Voraus-
setzung für die Integration von in Thüringen leben-

den Menschen ausländischer Herkunft. Die Unter-
bringung von Asyl Suchenden in ganz normalen
Wohnsiedlungen würde - anders als die Praxis, der
Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften am
Stadtrand oder außerhalb von Wohngebieten - weg-
führen von der praktizierten Gettoisierung dieser
Menschen. Sie bedeutet die Chance, durch persön-
liche Kontakte unbegründete und diffuse Vorurteile
und darin begründete Ängste abzubauen. Die Men-
schen bekämen die Chance, miteinander zu leben
statt weit voneinander entfernt und nebeneinander
her. Die in verschiedenen aktuellen Studien belegten
fremdenfeindlichen Einstellungen in der deutschen
Bevölkerung, die in den letzten Jahren stark ange-
stiegen sind, und ich will nicht schon wieder die Zah-
len des Thüringen-Monitors und die erschrecken-
den Ergebnisse dieser Studie zitieren, sondern dies-
mal eine aktuelle Studie des Soziologen und Kon-
flikt- und Gewaltforschers Wilhelm Heitmeyer. Nach
den Daten seiner Studie sind fast 60 Prozent der
Deutschen der Meinung - ich zitiere mit Ihrer Erlaub-
nis -, "es leben zu viele Ausländer in Deutschland."
Ich erinnere, nicht einmal 2 Prozent der Thüringer
Bevölkerung sind Menschen ausländischer Herkunft.
Diese aus der Angst vor dem Fremden Herrüh-
renden in den letzten Jahren unverhältnismäßig
angestiegenen fremdenfeindlichen Einstellungen be-
gründen sich aus Unkenntnis, aus dem Nichtwissen
der Deutschen um die Situation von Flüchtlingen und
aus dem Nichtwissen um die Zustände in den Län-
dern, aus denen diese Menschen flüchten müssen.
Und sie begründen sich daraus, dass die Menschen
kaum eine Chance haben, miteinander zu leben und
einander kennen zu lernen und so eben Vorurteile
und Ängste abzubauen. Sie begründen sich aus
mangelnden Integrationsmöglichkeiten und Integra-
tionsangeboten. Diese Möglichkeiten und Angebote
sollten wir ausbauen, die Menschen im Exil in ihren
sozialen Rechten stärken und nicht die Migranten
bekämpfen, sondern die Fluchtursachen in den Her-
kunftsländern, für die wir Mitverantwortung tragen.
Eine Leitkultur- und Patriotismusdebatte würde nur
dazu dienen, den Graben zwischen Deutschen und
Nichtdeutschen weiter zu vertiefen,

(Beifall bei der PDS)

Misstrauen in die Toleranzfähigkeit dieses Staates
zu schüren und Wasser auf die Mühlen der extremen
Rechten zu leiten. Eine humane Flüchtlingspolitik auf
Landesebene könnte diesen Tendenzen, die sogar
den sonst eher ruhigen Ausländerbeauftragten der
Landesregierung, Herrn Peters, zu einer entschie-
denen Kritik bewogen haben, etwas entgegensetzen.
Auch wenn der politische Wille hierzu bisher kaum
erkennbar ist, werden wir auch in dieser Legislatur
den Finger in die Wunde einer restriktiven Flücht-
lingspolitik legen und Vorschläge zum Beispiel zur
Abschaffung der Residenzpflicht, zu menschenwür-



850 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 9. Sitzung, 10. Dezember 2004

diger Unterbringung und Versorgung und zu ange-
messener sozialer, rechtlicher und ärztlicher Betreu-
ung von Flüchtlingen unterbreiten. Vielen Dank.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat die Abgeordnete Taubert, SPD-Frak-
tion.

Abgeordnete Taubert, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren Abgeordneten, mit dem ersten
Gesetz zur Änderung des Thüringer Flüchtlingsauf-
nahmegesetzes schiebt die Thüringer Landesregie-
rung vordergründig vor, eine Anpassung an das am
01.01.2005 in Kraft tretende Zuwanderungsgesetz
erreichen zu wollen. Wird der vorliegende Gesetz-
entwurf aber unverändert verabschiedet, dann ergibt
sich in Verbindung mit der durch das Haushalts-
strukturgesetz vorgeschlagenen Änderung der Thü-
ringer Verordnung über die Kostenerstattung nach
dem Thüringer Flüchtlingsaufnahmegesetz eine deut-
liche Verschiebung der Kosten zu Lasten der Kom-
munen. Es ist - wie wir wissen - nicht die einzige
ungerechtfertigte Verschiebung von Kosten zulasten
der Kommunen, aber gerade in diesem sensiblen
Bereich besonders schädlich. Die Thüringer Landes-
regierung hat den unzweifelhaft bestehenden Än-
derungsbedarf nicht genutzt, um Spielräume für
Kommunen zu schaffen bzw. zu erhalten und den
geänderten gefallenen Flüchtlingszahlen Rechnung
zu tragen. Im Gegenteil, anstatt den Kommunen
angesichts der sinkenden Flüchtlingszahlen Einzel-
unterbringung zu erleichtern, wie auch der Ge-
meinde- und Städtebund gefordert hat, stiehlt sich
das Land durch eine Veränderung der oben ge-
nannten Kostenerstattungsverordnung - und die
Grundlage wird hier im Gesetz gelegt - einfach aus
der Verantwortung und will den Kommunen künftig
nur noch Kosten für jeden tatsächlich aufgenom-
menen Flüchtling erstatten, ganz gleich, wie viele
Plätze die Kommunen auf Veranlassung des Landes
vorzuhalten verpflichtet sind. Bei der Stadt Erfurt
könnte so leicht ein Betrag von einer halben Millio-
nen Euro zustande kommen, auf dem die Stadt
sitzen bleiben wird. Es ist eben nicht so - wie oft ver-
mutet -, dass sich Landkreise und kreisfreie Städte
mit der bisher geltenden pauschalen Erstattung den
Haushalt sanieren konnten und nun nur dieses Miss-
verhältnis gerade gezogen wird.

Die wirklichen Gewinner der Erstattung von Leis-
tungen aus der Unterbringung von Flüchtlingen und
Asylbewerbern, die gab es nur in den ersten vier Jah-
ren nach der Wende. Da wurden mit freundlicher
Unterstützung einiger zuständiger Bearbeiter in Mi-

nisterien und im Landesverwaltungsamt Verträge ge-
schlossen, mit denen richtig Geld zu verdienen war.
Dies änderte sich glücklicherweise nach 1995. Die
Pauschalierung der Vergangenheit war auskömmlich
für Kommunen. Dabei sind die heutigen Verträge in
ihren Tagessätzen nur noch halb so hoch wie Anfang
der 90er-Jahre. Die meisten zuständigen Kommunen
haben mehrjährige Verträge mit den Betreibern die-
ser Unterkünfte geschlossen. Es ist nicht nachzuvoll-
ziehen, warum die Landesregierung nicht zumindest
eine Übergangsphase einräumt, die eine Abfinan-
zierung der bestehenden Verträge ermöglicht.

Ein weiterer Griff in die Kassen der Kommunen
wird außerhalb des KFA erfolgen, und wenn man
einmal greift, dann kann es auch ein bisschen mehr
sein. Frau Diezel hatte uns ja gestern den Betrag
von 2 Mio. ����������	�
���������������� �������
liegenden Flüchtlingsaufnahmegesetz zu diesen bei-
den schwer wiegenden Veränderungen möchte ich
einige Worte sagen. Die Aufnahme der Flüchtlinge,
die künftig eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25
Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes erhalten werden, in
dem Katalog des § 1 des FlüAG zu streichen - das
sind Flüchtlinge, die eine Aufenthaltserlaubnis bei
Verbot der Abschiebung besitzen, wenn diesen Aus-
ländern Folter oder Todesstrafe droht oder sie nach
der Menschenrechtskonvention aufenthaltsberechtigt
sind. Es gibt überhaupt keinen Zweifel daran, dass
diese Personen nicht unter das Asylbewerberleis-
tungsgesetz fallen, aber der Vergleich zu den jü-
dischen Flüchtlingen zeigt uns, dass das Land durch-
aus bereit sein kann, diese Kosten den Kommunen
zu erstatten. Es gibt überhaupt keinen Grund, warum
diese Kosten auch bei den Kommunen hängen blei-
ben sollen. Insofern müssen wir in der anschließen-
den Diskussion auch im Ausschuss das Thema klä-
ren. Die Festlegung des Erstattungszeitraums - also
die Aufnahme dieses Begriffs - scheint ganz harm-
los und eine Klarstellung zu sein. Herr Gasser hat
darauf hingewiesen. Tatsächlich ist es aber so, dass
diese Klarstellung dazu dienen soll, etwas festzu-
klopfen, worauf der Gemeinde- und Städtebund und
auch der Thüringische Landkreistag hingewiesen ha-
ben, was nicht rechtens ist. Bei den von den Kom-
munen wahrzunehmenden Aufgaben nach dem
Flüchtlingsaufnahmegesetz handelt es sich um eine
staatliche Aufgabe, die auch nicht nach einem ge-
wissen Zeitraum auf die Kommunen übergeht. Ar-
tikel 93 Abs. 1 der Thüringer Landesverfassung ga-
rantiert den Kommunen bei der Übertragung staat-
licher Aufgaben, die zu einer Mehrbelastung führen,
einen angemessenen finanziellen Ausgleich. Es kann
nicht sein, dass es hier eine Eigeninteressenquote
geben kann. Diesem widerspricht aber die oben ge-
nannte Festlegung mit dem so genannten Erstat-
tungszeitraum.



Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 9. Sitzung, 10. Dezember 2004 851

Die genannten Beispiele zeigen auf, dass es dem
Land darauf ankommt, sich finanziell zu entlasten.
Was erwartet das Land von den kommunalen Spit-
zenverbänden, wenn sie - wie von der Landesre-
gierung vorgesehen - zusammen mit den Wohl-
fahrtsverbänden in der Härtefallkommission sitzen.
Sie müssen doch vor allem ihr Augenmerk darauf
richten, welche finanziellen Auswirkungen eine
jede Entscheidung für ihre Mitglieder hat, wenn die
18 Monate Erstattung, die das Land den Kommunen
in diesen Fällen zugesteht, abgelaufen sind. Danke.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat die Abgeordnete Stauche, CDU-Frak-
tion.

Abgeordnete Stauche, CDU:

Sehr verehrte Frau Präsidentin, sehr verehrte Ab-
geordnete, Sie erinnern sich sicher noch an die
langen Debatten im Bundestag und Bundesrat zum
Zuwanderungsgesetz. Erst nach vielen Beratungen
ist es gelungen, Kompromisse zu dem Gesetzent-
wurf zu finden und in Gesetzesform zu gießen. Da
das Gesetz am 1. Januar 2005 in Gänze in Kraft tre-
ten wird, bedarf es parallel dazu eines entspre-
chenden Landesgesetzes. Dies liegt uns heute zur
ersten Beratung vor. Wir wissen schon, dass mit
dem Gesetz ein großer Schritt getan wird. Denn
unter anderem wird damit das seit langen Jahren
geltende, an verschiedenen Passagen oftmals um-
strittene Ausländergesetz ersetzt. Auch das Asylbe-
werberleistungsgesetz wird mit dem Zuwanderungs-
gesetz geändert. Dies hat wiederum zur Folge, dass
der aufgrund dieses Gesetzes durch die Landkreise
und kreisfreien Städte aufzunehmende Personen-
kreis einer Neufassung bedarf. Dazu soll mit dem
Gesetz an den verschiedenen Stellen Klarstellung
des bisher geltenden Gesetzes herbeigeführt werden.
Die verschiedentlich in jüngster Vergangenheit dis-
kutierte Einrichtung einer Härtefallkommission fin-
det auch in diesem neuen Gesetz in § 1 Satz 1 Num-
mer 5 ihre Verknüpfung. Sofern dieses Gremium da-
rum ersucht, kann durch die oberste Landesbehörde
angeordnet werden, dass auch einem solchen Aus-
länder, der vollziehbar ausreisepflichtig ist, eine Auf-
enthaltserlaubnis erteilt wird. Dies stellt etwa einen
Fall dar, der unter den Anwendungsbereich des hier
zu beratenden Gesetzentwurfs fällt. Weiterhin er-
scheint die Nummer 7 des § 1 Satz 1 von Bedeutung,
denn aufgrund des § 15 a Aufenthaltsgesetz kön-
nen ab dem 1. Januar 2005 unerlaubt einreisende
Ausländer, die nicht um Asyl nachsuchen, vor der
Entscheidung der zuständigen Behörde über die Aus-
setzung der Abschiebung oder der Erteilung eines
Aufenthaltstitels auf die Länder verteilt werden. Auch

hierzu bedarf es im vorliegenden Gesetz einer Re-
gelung zur Aufnahmepflicht der Landkreise und kreis-
freien Städte. Schließlich erscheint mir die Num-
mer 3 a des Gesetzentwurfs hervorhebenswert, denn
mit der bisherigen Regelung konnte die jeweils aktu-
elle Bevölkerungsstatistik für die Festsetzung des
Verteilerschlüssels nicht berücksichtigt werden.

Meine Damen und Herren, auch die Einzelunterbrin-
gung - ich habe Probleme damit, muss ich Ihnen
ganz ehrlich sagen. Ich habe es in der Praxis erlebt.
Ich denke, dass die Gemeinschaftsunterkünfte auch
bei uns in Thüringen sehr gut organisiert sind. Ich
habe persönlich vor Ort erlebt, wie gut die Betreuung
dort war und dass dort oftmals Ausländer, die nicht
ortskundig waren, die nicht der Sprache mächtig
waren, sehr gut betreut worden sind vom Sozialen
und auch vom Ärztlichen her. Ich glaube nicht, dass
das immer in Einzelunterkünften in dieser Art ge-
leistet werden kann.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb finde ich das nicht in jedem Fall als das
günstige Maß, das zu regeln. Aber Sie sehen, wir
haben jetzt auch viele Probleme hier angesprochen.
Es ist eine komplizierte Materie und deshalb bitte ich
im Namen meiner Fraktion um Zustimmung, diesen
Gesetzentwurf an den Innenausschuss zu überwei-
sen. Wir haben dort noch einiges zu diskutieren.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Meine Damen und Herren Abgeordneten, es ist die
Überweisung an den Innenausschuss beantragt
worden. Da mir keine weiteren Redemeldungen
vorliegen, stimmen wir über diesen Antrag ab. Wer
stimmt der Überweisung an den Innenausschuss zu,
den bitte ich um das Handzeichen. Wer ist gegen die
Überweisung an den Innenausschuss? Keine Ge-
genstimme. Wer enthält sich der Stimme? Keine
Stimmenthaltung. Damit ist der Ausschussüberwei-
sung einstimmig zugestimmt worden.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 7

Erstes Gesetz zur Änderung des
Thüringer Tierseuchengesetzes
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 4/417 -
ERSTE BERATUNG

Ich bitte Herrn Minister Zeh um die Begründung.
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Dr. Zeh, Minister für Soziales, Familie und Ge-
sundheit:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, es geht in diesem Tages-
ordnungspunkt um die Änderung des Tierseuchen-
gesetzes. Wir haben uns monatelang um die Ge-
sundheitsreform Gedanken gemacht, dabei ging
es um die Gesundheit der Menschen. Bei dem hier
vorgelegten Gesetz geht es nun um die Gesund-
heit der Tiere. Aber wie sagte doch der französische
Schriftsteller Emile Zola: "Die Sache der Tiere ist
unlösbar verknüpft mit der Sache der Menschen."

(Beifall bei der SPD)

Das heißt also, der Schutz von Nutztieren dient
erstens den Menschen, insbesondere dem Ver-
braucherschutz. Zweitens: Die Sicherung der Tier-
gesundheit bewahrt auch die Produzenten vor er-
heblichen Schäden. Das wissen wir nicht erst seit
der so genannten BSE-Krise. Und drittens: Der
Schutz von Nutztieren vor Tierkrankheiten und
Seuchen ist natürlich auch ein Zweck an sich, denn
wir tragen Verantwortung für unsere Mitgeschöpfe.
Das ist sozusagen im Verfassungsrang der Bundes-
republik Deutschland so festgeschrieben.

Ihnen liegt die Drucksache 4/417 vor, es ist der Ent-
wurf des Ersten Gesetzes zur Änderung des Thü-
ringer Tierseuchengesetzes. Sein Ziel ist, die Thürin-
ger Tierseuchenkasse mit dem Tiergesundheitsdienst
zusammenzuführen. Dazu soll die Thüringer Tier-
seuchenkasse von einem nicht rechtsfähigen Son-
dervermögen des Landes in eine rechtsfähige An-
stalt des öffentlichen Rechts umgewandelt werden.
Die Tierseuchenkasse soll zu einer Einrichtung in
eigener Verantwortung gemacht werden. Das ist
durch diese Rechtsform am besten gewährleistet.
Zum anderen wird ihr die Aufgabe übertragen, die so
genannten Tiergesundheitsdienste zu unterhalten.
Bisher sind die Tiergesundheitsdienste in Thüringen
privatrechtlich in einem Verein organisiert. Im Auf-
trag der Tierhalter und des Landes nehmen sie Auf-
gaben auf den Gebieten des Tierseuchenschutzes,
des Tierschutzes und der Tiergesundheit wahr. Im
Vordergrund der Gesetzesänderung steht das An-
liegen, die Arbeit der Tiergesundheitsdienste effi-
zienter zu gestalten. Die größtmögliche Effizienz
ist geboten, denn diese Arbeit ist für die Sicherung
des gesundheitlichen Verbraucherschutzes unver-
zichtbar. Dabei denke ich insbesondere auch an die
Erzeugung unbedenklicher und rückstandsfreier Le-
bensmittel. Ein weiterer Aspekt ist die Verbesserung
der Tiergesundheit im Sinne einer präventiven Tier-
seuchenbekämpfung, sie ist auch für den Landwirt
unverzichtbar. Und es ist völlig klar, wenn wir die-
jenigen, die am Ende für die Tierseuchen zahlen
müssen, auch verantwortlich machen für die Tier-

gesundheit, dann haben wir einen unmittelbaren
Zusammenhang zwischen denen, die für die Ge-
sundheit zuständig sind, und denen, die am Ende
auch bezahlen. Das materielle Interesse ist hier
verknüpft mit dem Anliegen der Tiergesundheit.

Nun zum Inhalt der Gesetzesänderung: Es soll durch
eine engere Verzahnung zwischen der Solidarge-
meinschaft der Tierhalter und den Gesundheitsdiens-
ten erreicht werden, dass die Tierhalter zukünftig als
Hauptauftraggeber die Aufgabenerledigung der Tier-
gesundheitsdienste direkt beeinflussen können. Der
Gesetzentwurf berücksichtigt somit die veränderten
Bedürfnisse der Auftraggeber, sowohl der Landwirte
als auch des Landes. Es ist im eigenen Interesse der
Mitglieder notwendig, dass Tierhalter hinsichtlich der
ordnungsgemäßen Durchführung von Maßnahmen,
für die sie Leistungen aus der Solidargemeinschaft
der Tierseuchenkasse erhalten, auch beraten, aber
auch kontrolliert werden. Rechtsvorschriften, die frei-
willige Teilnahme an Programmen oder andere Maß-
nahmen reichen bei weitem nicht mehr aus, um einen
durchgängig hohen Standard der Tiergesundheit zu
garantieren. All diese Instrumente müssen meines
Erachtens auch umgesetzt werden in ein Gesetz; sie
müssen auch sorgfältig kontrolliert werden. Zur Errei-
chung dieser Ziele soll die Tierseuchenkasse zu-
künftig selbst Tiergesundheitsdienste unterhalten, das
sagte ich bereits, wie es übrigens auch in Sachsen,
in Mecklenburg-Vorpommern, in Sachsen-Anhalt und
Baden-Württemberg üblich ist.

Die bisherigen Vorstände der Tierseuchenkasse und
des Tiergesundheitsdienstes Thüringen e.V. haben
durch Beschlüsse dem Vorhaben zugestimmt. Sie
haben bereits eine gemeinsame Arbeitsgruppe ge-
bildet, die zur Umsetzung des Vorhabens die not-
wendigen Schritte einleiten soll. Die an der Erhal-
tung und Förderung der Tiergesundheit beteiligten
Organisationen und Verbände haben ebenfalls ihre
Zustimmung zur Organisationsänderung erklärt. Auch
aus ihrer Sicht ist dieser Schritt zweckmäßig und
eröffnet neue Chancen für gezielte Maßnahmen zur
Verbesserung der Gesundheit.

Ein weiterer Punkt der Gesetzesänderung betrifft
eine Situation, die gerade erst in der letzten Woche
wieder aktuell geworden ist, ich meine das Auf-
treten der Scrapie-Erkrankung in unserem Freistaat.
Mit dem Gesetz wird klargestellt, dass die Kosten,
die durch in solchen Fällen behördlich veranlasste
Genotypisierungen von Schafherden entstehen, je-
weils zur Hälfte durch das Land und durch die Tier-
seuchenkasse zu tragen sind. Bei der Genotypi-
sierung werden Erbanlagen der Schafe hinsichtlich
einer Resistenz gegenüber Scrapie untersucht. Eine
solche Untersuchung liegt im beiderseitigen Inte-
resse, denn aufgrund der Ergebnisse müssen am
Ende weniger Tiere getötet werden. Gerade aus
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Gründen des Tierschutzes ist das besonders wichtig.
Außerdem sparen das Land und die Tierseuchen-
kasse Kosten für die Entschädigungen, die ansonsten
aufgrund des Tierseuchengesetzes jeweils zur Hälfte
geleistet werden müssen. Des Weiteren werden mit
der Gesetzesnovellierung einige redaktionelle Klar-
stellungen und Anpassungen an die Rechtsentwick-
lung vorgenommen.

Meine Damen und Herren, das vorliegende Gesetz
besitzt sowohl für die Gesundheit unserer Tiere als
auch für die gesundheitlichen Belange der Bürger,
der Menschen im Sinne des Verbraucherschutzes
große Bedeutung. Wenn die Tierseuchenkasse, um
ein Bild zu gebrauchen, ein neues Dach erhält, unter
dem auch die Tiergesundheitsdienste Platz finden,
dann nützt das allen Beteiligten, sowohl den Men-
schen als auch den Tieren. Ich bitte Sie deshalb um
zügige Fortberatung des Gesetzes in den Fachaus-
schüssen. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Ich eröffne hiermit die Aussprache zu dem vorlie-
genden Gesetzentwurf. Als erste Rednerin hat
Frau Dr. Scheringer-Wright von der PDS-Fraktion
das Wort.

Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, PDS:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die Ausführungen, die wir
gerade gehört haben mit dem neuen Dach, die hören
sich ja ganz gut an. Aber ich möchte darauf hin-
weisen, was auch hinter diesem Gesetzentwurf
steckt. Der hier vorliegende Entwurf zur Änderung
des Thüringer Tierseuchengesetzes dient der Lan-
desregierung neben marginalen Anpassungen, die
sich aus dem EU-Recht ergeben, offenbar zwei
Zielen: Erstens Verantwortung loszuwerden, indem
ein wirksames solidarisches Instrument aus der lan-
deseigenen Struktur herausgebrochen wird, und
zweitens die Risikoverlagerung und die de facto
finanzielle Austrocknung des Thüringer Tiergesund-
heitsdienstes e.V.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: So viel
Unsinn habe ich noch nie gehört.)

Diese zwei Ziele - ich gehe noch ins Detail, Herr Pri-
mas - werden aus dem neoliberalen, nicht wertkon-
servativen Credo gespeist, Geld bei gemeinschaft-
lichen Aufgaben einzusparen und den Staat als
gemeinschaftliches Gebilde abzubauen. Geld ein-
sparen ist angesichts des kompletten Bankrotts
hinsichtlich des Haushalts des Landes nicht ver-
wunderlich und den gemeinschaftlichen Staat ab-

zubauen, das ist in manchen Kreisen auch en vogue.
Natürlich weisen Sie das von sich. Erstens wollen
Sie nicht zugeben, dass Sie mit Geld nicht umgehen
können

(Beifall bei der PDS)

und dass Sie daher alles kürzen müssen, was geht
oder auch was nicht geht. Zweitens wollen Sie sich,
wie mir schon öfter aufgefallen ist, mit der grundsätz-
lichen Motivation und den grundsätzlichen Konse-
quenzen Ihres Regierungshandelns einfach nicht
auseinander setzen.

(Beifall bei der PDS)

Oder Sie wollen das nicht öffentlich machen, denn
der Bürger muss ja nicht alles mitbekommen, um
was es geht. Da wird dann von Ihrer Seite einfach
fabuliert vom schlanken Staat und der wird als
wunderbares Heilmittel verkauft. So weit zum Grund-
sätzlichen.

(Unruhe bei der CDU)

Doch nun einige Anmerkungen zum Gesetzentwurf
und den Einrichtungen, um die es geht. Es geht
um die Tierseuchenkasse, es geht um den Thüringer
Tiergesundheitsdienst e.V. und um die Anstalt öf-
fentlichen Rechts, in die angeblich beide Einrich-
tungen überführt werden.

Die Tierseuchenkasse ist ein auf die Solidargemein-
schaft aller Tierhalter aufgebautes Instrument zur
Vorbeugung und zur Bekämpfung von Tierseuchen.
Sie ist bei dem für das Veterinärwesen zuständigen
Ministerium angesiedelt. Dieses Ministerium übt die
Dienst- und Fachaufsicht aus. Alle Tierbesitzer
zahlen obligatorisch für jedes Stück Vieh Beiträge
ein. Ein Betrieb, der meinetwegen 500 Kühe hat,
100 Stück Rindvieh als Nachzucht und 10.000 Lege-
hennen, zahlt pro Kuh 5 ��� ��������� �� �� ���� ���
Henne 3 Cent ein, also summa summarum im Jahr
3.200 �	�������������������den in der Tierseuchen-
kasse angespart. Weiterhin werden bislang auch
Erstattungen durch das Land für die Durchführung
hoheitlicher Aufgaben eingezahlt. Diese Einnahmen
und die Erträge aus den angelegten Mitteln und
Rücklagen bilden ein nicht rechtsfähiges Sonder-
vermögen der Tierkasse.

(Beifall bei der PDS)

Aus diesem Sondervermögen werden Beihilfen für
vorbeugende Maßnahmen gegen Tierseuchen ge-
währt. Im Seuchenfall werden die Tierbesitzer ent-
schädigt. Aus den Beiträgen für eine Tierart dürfen
auch nur solche toten Tiere für diese Tierart gedeckt
werden. Alles andere benötigt der Sondergenehmi-
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gung. So weit zur Tierseuchenkasse.

Der Thüringer Tiergesundheitsdienst e.V. ist ein
Verein von Fachtierärzten, der als neutrale Stelle
kostengünstig Beratung und Vorbeugung zu Tier-
krankheiten anbietet. Aufgrund hohen Spezialwissens
wird der Tiergesundheitsdienst von den landwirt-
schaftlichen Betrieben, aber auch von den Hoftier-
ärzten gern in Anspruch genommen. Dazu ein Bei-
spiel: Die Schaf- und Ziegenzucht stellt im Freistaat
einen nicht zu unterschätzenden Produktionszweig
in der Landwirtschaft dar. Zur Betreuung dieser Tiere
ist ein spezielles Fachwissen erforderlich, das aber
nicht jeder Hoftierarzt vorhalten kann. Der Tierge-
sundheitsdienst hat so einen spezialisierten Tierarzt,
der den Hoftierärzten mit Rat und Tat zur Seite steht.
In diesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen,
und Herr Zeh hat es ja schon genannt, die Scra-
pieresistenz, die Untersuchungen zur Scrapieresis-
tenz, wo die Umsetzung hier im Freistaat eine der
höchsten ist im Vergleich mit anderen Bundeslän-
dern. Das ist schon ein Verdienst dieses Tiergesund-
heitsdienstes. Der Dienst leistete und leistet auch ge-
genwärtig einen entscheidenden Beitrag zur Tierge-
sundheit, zur Produktionssteigerung und zum gleich-
zeitigen Tierschutz. So bestanden beispielsweise bei
der Milchproduktion große Probleme mit der Euterge-
sundheit der Kühe, was sich in hohen Keimzahlen, in
hohen Gewebezellzahlen und letztendlich auch in
einem frühen Ausmerzen der Kühe niederschlug.
Hier gelang es dem Tiergesundheitsdienst zusam-
men mit den Landwirten, enorme Fortschritte zu er-
reichen und die Keim- und Zellzahlen in der Milch
entscheidend zu senken. Diese Beispiele belegen,
dass der Thüringer Tiergesundheitsdienst durch
seine objektive Beratung einen entscheidenden Bei-
trag zur Produktionssicherung, Tiergesundheit, zum
Tierschutz und - auch das machen die Beispiele
Milch und Scrapie deutlich - auch zum Verbraucher-
schutz leistet.

Neben seinen selbst erwirtschafteten Finanzmitteln
durch die Durchführung von Analysen und Unter-
suchungen wurde der Tiergesundheitsdienst insti-
tutionell vom Land unterstützt. Zum Beispiel sollten
2004 573.000 ������������������������������heits-
dienst aufgewendet werden. Dann, laut Nachtrags-
haushalt, sollte er nur noch 477.000 �� �!�����	
Das ist eine Zahl, die von Fachleuten, auch von der
Interessenvertretung der Landwirtschaft, als unbe-
dingt notwendig erachtet wird. Im Haushaltsent-
wurf 2005 soll er nur noch 389.600 �� �!�����	
Das ist eine sehr massive Eindampfung, die den
Aufgaben nicht gerecht wird. Also diese beiden
Einrichtungen, die Tierseuchenkasse und der Thü-
ringer Tiergesundheitsdienst e.V., sollen nun ver-
zahnt werden.

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt: Rich-
tig!)

Dieser Anspruch auf Verzahnung wäre auch sinn-
voll und ermöglichte vom Grundsatz her - wie Sie
schon ausgeführt haben, Herr Zeh - Synergien und
damit Effizienzsteigerungen. Die Frage aber ist,
warum dieser Ansatz, das heißt, diese Verzahnung
in einer Anstalt öffentlichen Rechts geschehen muss.
Wäre eine Angliederung an die bestehende Struktur
der Tierseuchenkasse nicht eine sinnvollere Alter-
native? Nur mal zum Ausmaß - der Tiergesundheits-
dienst umfasst 24 Tierärzte. Hier im Gesetzentwurf
wird aber der Weg beschritten, aus der Tierseuchen-
kasse eine Anstalt öffentlichen Rechts zu machen.
Wie man mir erzählte, wurde das nach der Wende
schon einmal versucht und scheiterte damals am
Widerstand der Landwirtschaft. Aber das können
Sie sicherlich besser beurteilen als ich. Die hier an-
visierte Anstalt öffentlichen Rechts ist eine rechts-
fähige Einrichtung. Das Sondervermögen, das die
Tierseuchenkasse bislang einsparen konnte und
das bislang nicht rechtsfähig war, wird mit Überfüh-
rung Sondervermögen der Anstalt. Die Frage, die
sich hier stellt, ist, ob weiterhin festgelegt ist, dass
das Sondervermögen für nichts anderes verwendet
werden darf als für den Seuchenfall. Die Einbe-
ziehung der Beiträge für die Tiere bleibt wie gehabt.
Auch die Vollstreckungsbehörde bei Nichtbezahlung
bleibt weiterhin die Gemeinde. Die Tierseuchenkasse
- und das ist jetzt das Problem - als rechtsfähige An-
stalt öffentlichen Rechts soll jedoch keine institu-
tionelle Förderung mehr erhalten. Sie ist aber auf der
anderen Seite verpflichtet, Tiergesundheitsdienste zu
unterhalten. Für Leistungen, die der Tiergesundheits-
dienst übernimmt, wird die Tierseuchenkasse als An-
stalt öffentlichen Rechts Gebühren oder Auslagen
erheben, die der Auftraggeber, also der Landwirt oder
das Land, je nachdem, ob es sich um privatwirt-
schaftliche Fragen oder hoheitliche Aufgaben han-
delt, zu begleichen hat. Die Finanzierung von Auf-
gaben, die das Land vergibt, wird im Vorabdruck des
Gesetzentwurfs wie folgt beschrieben - ich zitiere
mit Ihrer Erlaubnis: "Für die vom Land veranlassten
Leistungen der Tiergesundheitsdienste, die sich nach
einem abzuschließenden Vertrag zwischen dem
Land und der Tierseuchenkasse bestimmen und
deren Umfang sich nach Maßgabe des Landes-
haushalts bemisst, werden vom Land anstelle der
bisherigen institutionellen Förderung des Tiergesund-
heitsdienstes e.V. ebenfalls Gebühren und Auslagen
an die Tierseuchenkasse entrichtet." Was soll denn
das heißen: "die Leistungen, deren Umfang sich nach
Maßgabe des Landeshaushalts bemisst"? Da wird
mir ja angesichts der Diskussion, die gestern geführt
wurde, ganz schwummerig. Bedeutet das, wenn der
Landeshaushalt immer mehr austrocknet, dass dann
auch die Leistungen des Tiergesundheitsdienstes
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eingedampft werden, und das bei gleichzeitig stei-
genden Anforderungen an Tierschutz, Tiergesund-
heit und Verbraucherschutz?

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt: Wir
brauchen steigende Anforderungen an
den Tierschutz.)

Schon jetzt, Herr Sklenar, steht im Tierseuchengesetz
geschrieben, dass Fehlbeträge - das heißt, wenn die
erhobenen Beiträge und Rücklagen nicht ausreichen,
um Leistungen oder Verwaltungskosten zu bezahlen -
durch Erheben einer Umlage von den Tierhaltern fi-
nanziert werden. Der Verweis auf die Bemessung
nach Maßgabe des Landeshaushalts wird doch dann
mit Sicherheit dazu führen, dass die Tierbesitzer noch
tiefer in die Taschen greifen müssen. Diese Aussicht
ist bei den tierhaltenden Betrieben in der jetzigen
Zeit, wo sich das Prämienrecht gerade für sie grund-
legend ändert, gelinde gesagt, niederschmetternd.
Die finanziellen Konsequenzen will ich jetzt hier gar
nicht weiter ausmalen. Insgesamt wälzt das Land das
finanzielle Risiko auf die Anstalt und damit letztlich
auf die Bauern ab. Eine Gewährsträgerschaft des
Landes im Krisenfall ist im Gesetzentwurf bislang
nicht zu finden.

Neben diesen Grundproblemen gibt es bei diesem
Gesetzentwurf noch eine Reihe von Detailproble-
men, die wir lösen müssen. Es fehlt ja tatsächlich
schon der Nachweis darüber, warum dieses neue
Dach effizienter ist, so, wie das Dach gebaut werden
soll. Es stellt sich auch die Frage, ob unter dem
Anspruch der Verzahnung ein schleichender Per-
sonalabbau eingeläutet wird, denn man fragt sich,
was mit dem Thüringer Tiergesundheitsdienst e.V.
passiert, wenn die zukünftige Anstalt ihren eigenen
Tiergesundheitsdienst unterhält. Zwar wurde festge-
schrieben, dass die Mitarbeiter der Tierseuchen-
kasse in die Anstalt öffentlichen Rechts übernommen
werden, für die Mitarbeiter des Thüringer Tiergesund-
heitsdienstes e.V. gibt es aber keine Aussage im
Gesetzentwurf. Im Interesse dieser Fachleute, aber
auch der Fachkompetenz der zu bildenden Einrich-
tung wäre es schon geschuldet, hier eine Präzisie-
rung, das heißt zum Beispiel eine Übernahmeoption,
einzubringen.

(Beifall bei der PDS)

Denn eine Arbeitsgruppe ist ja schon gut und da
können die Beteiligten auch verhandeln, aber eine
Arbeitsgruppe und ein Beschluss in einer Arbeits-
gruppe hat keine Rechtskraft. Weiterhin fehlt jegliche
Aussage der Zusammensetzung des Verwaltungs-
rats. Dieser sollte paritätisch, also auch mit Vertre-
tern der aktiven Einzahler besetzt werden. Und last,
not least, ein kleiner Punkt: Der Geschäftsführer der

neu einzurichtenden Anstalt bräuchte laut Gesetz-
entwurf kein Tierarzt mehr sein, trotz der sehr spe-
zifischen Aufgaben. Ich will jetzt Buchhaltern nicht
entgegentreten oder zu nahe treten, manche Auf-
gaben brauchen schon Sachverstand.

(Beifall bei der PDS)

Es wird deutlich, die Beratungen für diesen Gesetz-
entwurf brauchen noch einige Mühe. Und da dort
durchaus landwirtschaftliche Kompetenz benötigt
wird, beantrage ich im Namen der PDS-Fraktion,
diesen Gesetzentwurf federführend an den Aus-
schuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
zu überweisen und mitberatend an den Ausschuss
für Soziales, Familie und Gesundheit. Weiterhin be-
antragt unsere Fraktion für die Beratung eine An-
hörung der Betroffenen im Ausschuss.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat Abgeordnete Becker, SPD-Fraktion.

Abgeordnete Becker, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Scheringer-Wright, Ihren Einstieg konn-
te ich nicht nachvollziehen, muss ich ehrlich sagen.
Hier wird eine Sache, die seit zehn Jahren privatisiert
ist, verstaatlicht. Das ist mal etwas anderes, was
die Landesregierung sonst üblich tut, aber deshalb
kann man doch nicht von Verschlankung des Staats
reden, wenn sie gerade jetzt mal, wo der Bauern-
verband ja auch einer Meinung ist, dass das richtig
ist, das Gegenteil tut. Da muss man schon auch zu
der Sache reden, die wirklich hier vor uns liegt. Das
hat nichts mit Entstaatlichung zu tun, sondern das
Gegenteil ist der Fall.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt nur noch in Bayern und in Thüringen einen
privaten Tierseuchenschutzverein und der soll jetzt
unter dieses Dach gebracht werden. Ich glaube,
der Ansatz ist erst mal richtig, dass wir dann in den
Einzelfragen noch darüber diskutieren müssen,
was wird mit dem Personal aus dem Verein. Es soll
da Zusagen geben, dass das überführt wird, dass
die auch weiter beschäftigt werden. Es gibt diese
10-Mio.-����"!#$���� ��� ���� �$������������ ��� was
werden die eingesetzt. Die sollen nicht aufgebraucht
werden oder irgendwie in diesem Haushalt ver-
schwinden. Das wird auch nicht passieren, weil es
eine Anstalt öffentlichen Rechts wird. Es gibt Pro-
bleme bei den einzelnen Sachen, dass es eben, wie
Sie schon angedeutet haben, nicht zu einem Spar-
haushalt oder zu einer Sparkiste der Landesregie-
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rung wird. Aber ich glaube, wir sind uns alle da-
rüber einig, dass Verbraucherschutz und Tierschutz
so wichtig ist, dass das nicht passieren kann und
nicht passieren wird. Es muss ein Level erreicht
werden. Ich nehme an, dass es so bei den 477.000
oder mehr oder weniger sich einpegeln wird. Da
müssen wir im kleinen Rahmen im Ausschuss für
Soziales, Familie und Gesundheit und im Ausschuss
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten eine An-
hörung machen - dafür bin ich auch - und die Verant-
wortlichen zu Wort kommen lassen. Dann sprechen
wir dort über die kleinen Details. Aber so, wie die
Arbeit auch in den letzten Jahren hier vonstatten
gegangen ist - natürlich hat der Tiergesundheits-
dienst e.V. eine gute Arbeit geleistet, aber auf der
können wir doch aufbauen, die können wir doch
weiterführen, da brauchen wir doch das nicht so
schlechtzureden. Ich meine, das ist doch das, was
vorhanden ist und wo wir als SPD-Fraktion immer ein
Lebensmittelamt verlangt haben, also eine Bünde-
lung, dass es nicht im Sozialministerium und im
Landwirtschaftsministerium beides ist, das haben wir
immer verlangt, das geht zurzeit nicht, da brauchen
wir uns nicht darüber streiten, in diesen Zeiten der
schweren Kassen können wir jetzt nicht noch ein
neues Amt fordern. Aber unter diesem Deckmantel
gibt es eigentlich gute Voraussetzungen, dass wir
weiter diskutieren können. Das können wir aber im
Ausschuss machen, das muss man nicht hier in
diesen Details machen. Ich glaube eigentlich, dass
es zu diesem Gesetzentwurf keine größeren Aus-
einandersetzungen gibt, weil die Betroffenen damit
einverstanden sind und die Betroffenen das wollen.
Natürlich gibt es dann immer noch an der Ecke und
an der Ecke ein paar Sachen, worüber wir diskutieren
müssen. Das machen wir. Im Großen und Ganzen
sind wir aber mit der Grundtendenz des Gesetzes
vollkommen einverstanden. Danke.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat der Abgeordnete Gumprecht, CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Gumprecht, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, das vor-
liegende Änderungsgesetz zum Tierseuchengesetz
zielt zuerst auf eine Erhöhung des Verbraucher-
schutzes, nämlich durch die Verbesserung der Tier-
gesundheit. Das Gesetz beinhaltet natürlich die bei-
den Schwerpunkte, einmal die formale Änderung der
Rechtsform der Thüringer Tierseuchenkasse von
der Rechtsform des Sondervermögens in eine An-
stalt öffentlichen Rechts und zweitens die struktu-
relle Zusammenführung der Verantwortung, nämlich
von Tierseuchenschutz und Tiergesundheit.

(Beifall bei der CDU)

Ich denke, diese Hiobsmeldungen braucht man hier
nicht, denn wir glauben, dass gerade unsere Bauern
und die Bürger an verschiedenen Stellen mehr Ver-
antwortung wahrnehmen, als Sie ihnen zumuten.
Deshalb denken wir, dass gerade die Einbindung
und die solidarische Verantwortung auch hier uns
alle stärken kann.

Meine Damen und Herren, der Tiergesundheits-
schutz hat in Thüringen bereits einen hohen Stellen-
wert. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf kommt
es nun darauf an, durch die organisatorische Ver-
knüpfung präventive, vorbeugende Anliegen weiter-
zuentwickeln und zu stärken. Die Tierseuchenkasse
wird damit nicht erst dann wirksam, wenn ein Scha-
den eingetreten ist, sondern bereits prophylaktisch.
Eine gute Tiergesundheit, verbunden mit einer art-
gerechten Haltungsform, gewinnt nämlich im Ver-
trauen der Verbraucher in das  Nahrungsmittel und
die Produktion von Nahrungsmitteln immer mehr an
Bedeutung. Auch aus ökonomischer Sicht ist eine
hohe Tiergesundheit von Bedeutung, denn Markt-
erfolg erreicht ein Landwirt dann, wenn er gerade
gesunde Nutztiere vorzuweisen hat.

Meine Damen und Herren, der vorliegende Gesetz-
entwurf verfolgt natürlich mit der zentralen Rolle
der Thüringer Tierseuchenkasse als Nahtstelle zwi-
schen der Landwirtschaft und dem Veterinärwesen
eine Kräftebündelung und eine bessere Koordinie-
rung. Die neue Rechtsform einer Anstalt öffentlichen
Rechts verfügt über bessere Voraussetzungen zur
Gewinnung beispielsweise auch von Information und
zur Stellung von Datenbanken nach dem Bundes-
tierseuchengesetz als ein privater Verein. Ich darf
auch darauf noch am Schluss verweisen, dass die
künftige Rechtsform in zahlreichen Nachbarländern
bereits gewählt wird. Ich verweise speziell auf die
beiden Nachbarländer Sachsen und Sachsen-Anhalt.
Ich denke, damit können künftig noch wesentlich
bessere Möglichkeiten gegeben sein, vor allem in der
Zusammenarbeit. Wir werden im Ausschuss Gele-
genheit haben, über das eine oder andere Thema
zu diskutieren. Ich bitte Sie um Überweisung an den
Ausschuss für Soziales, Familie und Gesundheit und
begleitend an den Ausschuss für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Mir liegen keine weiteren Rednermeldungen vor,
deshalb kommen wir jetzt zur Abstimmung über die
Ausschussüberweisung. Es liegen Anträge von der
Fraktion der CDU und der Fraktion der PDS vor,
einmal federführend an den Ausschuss für Soziales,
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Familie und Gesundheit von der Fraktion der CDU
und begleitend an den Ausschuss Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten. Der Antrag der PDS ist in
Bezug auf die Federführung genau umgekehrt. Ich
lasse jetzt erst einmal abstimmen über die Über-
weisung an die Ausschüsse. Wer dafür ist, den An-
trag an den Ausschuss für Soziales, Familie und Ge-
sundheit zu überweisen, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Übergroße Mehrheit. Wer ist dagegen?
Wer enthält sich der Stimme? Eine Stimmenthaltung.
Damit ist der Antrag überwiesen an den Ausschuss
für Soziales, Familie und Gesundheit. Ich lasse jetzt
abstimmen über den Antrag der Überweisung an
den Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten. Wer ist für die Ausschussüberweisung?
Wer ist gegen die Ausschussüberweisung? Wer
enthält sich der Stimme? Damit ist hier einstimmig
der Überweisung zugestimmt worden. Es liegt der
Antrag von Seiten der CDU-Fraktion vor, an den
Ausschuss für Soziales, Familie und Gesundheit
federführend zu überweisen. Laut Geschäftsordnung
kann durch die Präsidentin die Federführung fest-
gelegt werden. Ich mache von diesem Recht Ge-
brauch und lege die Federführung für diesen Aus-
schuss fest und die Mitberatung erfolgt im Ausschuss
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten.

(Zwischenruf Abg. Stauch, CDU: Abstim-
mung darüber.)

Fordern Sie Abstimmung darüber, Herr Stauch? Gut,
dann werden wir darüber abstimmen. Wer ist für die
Federführung im Ausschuss für Soziales, Familie und
Gesundheit, den bitte ich um das Handzeichen.
Übergroße Mehrheit. Wer ist gegen die Federfüh-
rung? Wer enthält sich der Stimme? Damit ist die
Federführung des Ausschusses für Soziales, Fa-
milie und Gesundheit festgelegt. Danke.

Wir kommen damit zum nächsten Tagesordnungs-
punkt, das ist der Tagesordnungspunkt 8

Förderung für Langzeitarbeitslose
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 4/55 -
dazu: Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Wirtschaft, Tech-
nologie und Arbeit
- Drucksache 4/324 -

Berichterstatter ist der Abgeordnete Heym. Ich bitte
Sie, Ihren Bericht zu geben, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Heym, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, der Antrag der SPD-Fraktion ist nach inten-
siver Diskussion in der 3. Plenarsitzung an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit über-

wiesen worden. Der Ausschuss hat den Antrag in
seiner 2. Sitzung am 5. November beraten und
mehrheitlich dem Landtag die Ablehnung des oben
genannten Antrags empfohlen. Der Ausschuss war
mehrheitlich der Meinung, dass für ein in Punkt 1
der Drucksache 4/55 beantragtes neues Förderkon-
zept für Arbeitslose keine Notwendigkeit bestehe, da
ein bewährtes Konzept vorliege. Langzeitarbeitslose
sind schon seit längerer Zeit eine Zielgruppe, die eine
besondere Aufmerksamkeit erfährt. Untermauert wird
dies durch die Arbeitsmarktzahlen vom 31. Okto-
ber 2004, welche einen deutlichen Rückgang von
Arbeitslosen in Thüringen im Vergleich zu den Vor-
jahren zeigen. Im Übrigen halte man bereits prakti-
zierte Einstellungszuschüsse für schwer vermittel-
bare Arbeitslose durch Programme wie "50 PLUS"
und andere für eine effektivere Lösung zur Schaf-
fung von Dauerarbeitsplätzen im ersten Markt als
eine zusätzliche Landesförderung über das SGB II
hinaus. Die Punkte 2 bis 4 des Antrags bauen auf
den Punkt 1 auf und waren deshalb ebenfalls ab-
zulehnen. Da eine weiter gehende Beratung in der
Sache damit nicht erforderlich war, wurde die von
der SPD-Fraktion beantragte Anhörung in öffentlicher
Sitzung zum Thema "Förderung für Landzeitarbeits-
lose" durch mehrheitlichen Beschluss abgelehnt.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Ich danke für die Berichterstattung und eröffne die
Aussprache. Es hat sich gemeldet zur Aussprache
die Abgeordnete Leukefeld von der PDS-Fraktion.
Ich erteile ihr das Wort.

Abgeordnete Leukefeld, PDS:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, aus der Beratung des vorliegenden SPD-
Antrags im Landtagsplenum im September und da-
nach im Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und
Arbeit muss leider die Schlussfolgerung gezogen
werden, dass es in Thüringen nicht zu einer geän-
derten Strategie in der Arbeitsmarktpolitik kommen
wird. Für die Mehrheitsfraktion und die Landesregie-
rung ist das Problem der Langzeitarbeitslosigkeit
offensichtlich noch nicht groß genug, deshalb wollen
sie nicht tätig werden. Anders ist es nicht zu erklären,
dass der Wirtschaftsminister keinen akuten Hand-
lungsbedarf sah und sieht. Mir ist auch völlig unver-
ständlich, dass es nicht einmal zu einer Anhörung zu
diesem wichtigen Thema der Förderung Langzeit-
arbeitsloser im Ausschuss gekommen ist. Sie wurde,
wie wir eben auch gehört haben, mehrheitlich abge-
lehnt. Dieser Verweigerungshaltung steht der Be-
sorgnis erregende Anstieg der Langzeitarbeitslosig-
keit in Thüringen seit 1999 gegenüber. Meine Da-
men und Herren, wir reden von einem Anstieg um
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60 Prozent, wohlgemerkt.

In der wissenschaftlichen Debatte wird die Lang-
zeitarbeitslosigkeit inzwischen als die - ich darf zi-
tieren - "soziale Dauerkrise Europas" bezeichnet, die
ein hohes gesellschaftliches, aber auch persönliches
Konfliktpotenzial berge. Die Soziologin Astrid Rock-
stuhl von der Universität Zürich formuliert sehr ein-
drucksvoll zu diesem Konfliktpotenzial, von dem
viele Menschen betroffen sind: "Langzeitarbeitslose
sind unfreiwillig ausgegrenzt von den gesellschaftlich
privilegierten und sanktionierten Entwicklungsräumen
für ein tätiges Sein." Zu den vielen negativen Folgen
von Langzeitarbeitslosigkeit, die von Experten be-
nannt werden, gehören gesundheitliche Probleme,
Hoffnungslosigkeit, chronische Lethargie, Verlust von
sozialen Kontakten und Freundschaften. Von diesen
Folgen sind - das möchte ich noch einmal betonen -
in Thüringen derzeit deutlich mehr als 80.000 Men-
schen betroffen, die offiziell als Langzeitarbeitslose
registriert sind. Da sind die Entscheidungen, die hier
im Ausschuss getroffen wurden und heute sicherlich
mehrheitlich getroffen werden, mehr als ignorant.

Es gilt auch, mit einem schlimmen Vorurteil aufzu-
räumen, das leider oftmals bei den Diskussionen
zur Arbeitsmarktpolitik mitschwingt, nicht zuletzt ge-
schürt auch von Bundeskanzler Gerhard Schröder
mit seiner unsäglichen Faulenzerdebatte. Eine Um-
frage unter langzeitarbeitslosen Männern hat klar
ergeben, dass nur 5 Prozent von ihnen der Lang-
zeitarbeitslosigkeit positive Aspekte abgewinnen,
mehr Freizeit zu haben und keinen Berufsstress,
mehr Zeit für Hobbys und die Familie zu finden. An-
dererseits sind jedoch 53 Prozent dieser Männer
depressiv, 12 Prozent sogar schwer depressiv, also
klinisch behandlungsbedürftig. Sie sind krank ge-
worden durch ihre lange Arbeitslosigkeit. Meine Da-
men und Herren, ich sage, die einen werden krank
vor Arbeit und die anderen werden krank, weil sie
keine Arbeit haben. Das ist unerträglich.

(Beifall bei der PDS)

Wie hat sich die Situation in Thüringen entwickelt?
Sind wir wirklich das ostdeutsche Musterland, wie
es die Landesregierung ständig beschwört? Kann
sich die Landespolitik also in diesem Bereich zu-
rücklehnen, wie sie es demonstrativ tut? Ein ein-
deutiges Nein muss dafür als Antwort gegeben wer-
den. Im Gegenteil, die Langzeitarbeitslosigkeit stieg
in Thüringen in den letzten Jahren im Vergleich mit
den anderen ostdeutschen Ländern sogar überdurch-
schnittlich, ich betone, die Langzeitarbeitslosigkeit.
Während sie sich in Ostdeutschland von 2001 zu
2002 um 8 Prozent erhöhte, waren es in Thüringen
11 Prozent. Während sie in Ostdeutschland von 2002
zu 2003 um 14 Prozent anstieg, waren es in Thürin-
gen 19 Prozent. Noch eine Bemerkung zum Ver-

gleich mit den anderen Bundesländern: Auch die
niedrigste Arbeitslosenquote in Ostdeutschland - das
ist so und darauf beruft sich die Landesregierung ja
auch gern als vermeintlicher Nachweis ihrer guten
Arbeitsmarktpolitik - hat andere Gründe. Studien von
Forschungsinstituten kommen eindeutig zu dem
Ergebnis, dass die Ursache für diese Arbeitslosen-
quote primär die hohe Zahl der Auspendler in die
benachbarten Bundesländer ist.

Ich möchte noch einmal betonen, dass die Fraktion
der PDS dringenden Handlungsbedarf in der Ar-
beitsmarktpolitik sieht. Die Bekämpfung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit gelingt in Thüringen bis jetzt nicht,
also müssen die Strategie, der Mittelansatz und die
Instrumente geändert werden. Dafür lagen ja mit dem
SPD-Antrag ganz klare Schwerpunkte vor. An dieser
Stelle sei auch noch gesagt: Der Haushaltsentwurf,
den wir gestern in erster Lesung beraten haben, mit
der nochmaligen Halbierung der Arbeitsmarktmittel
geht in die falsche Richtung. Leider ist sie typisch,
denn die CDU hat hier seit dem Beginn ihrer Allein-
regierung die Landesmittel insgesamt um 80 Prozent
zurückgefahren. Die Notwendigkeit einer aktiven Ar-
beitsmarktpolitik wird in der CDU-Landesregierung
offenbar nicht begriffen, in der Ära Althaus noch
weniger als bei seinem Vorgänger. Ich sage mal, die
primitive Wachstumsideologie, die hier so weltfremd
und dogmatisch daher kommt, ist aus meiner Sicht
bedrückend. Ein Mittelansatz von nur noch 22 Mio. ��
meine Damen und Herren, ist angesichts der Mas-
senarbeitslosigkeit, mit der wir es zu tun haben, be-
schämend.

(Beifall bei der PDS)

Dabei ist eindeutig belegt, dass parallel zum Abbau
der geförderten Arbeit die Langzeitarbeitslosigkeit in
Thüringen gestiegen ist. Der Vorschlag der SPD
würde aus Sicht der Fraktion der PDS zu Verbesse-
rungen führen. Wir stimmen deshalb mit der ableh-
nenden Beschlussempfehlung des Ausschusses nicht
überein. Aber, verehrte Kolleginnen und Kollegen von
der SPD, ich möchte Ihnen auch eines sagen und Sie
auffordern, Ihre Parteifreunde in der Bundesregie-
rung endlich zur Vernunft zu bringen. Eine Werbe-
kampagne für Hartz IV für 14 Mio. � angesichts dieser
Situation - das ist eine Schande angesichts der Be-
lastungen, die hier Arbeitslosen im Land Thüringen
aufgebürdet werden. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat der Abgeordnete Pilger, Fraktion der
SPD.
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Abgeordneter Pilger, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Frau Leukefeld, man kann sich über die
Qualität ja gerne streiten, aber ich kann auch da-
ran erinnern, dass es noch vor wenigen Wochen
so war, dass sich alle Welt darüber mokiert und
aufgeregt hat, dass zu wenig Informationen von
Seiten der Veranstalter übermittelt wurden.

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU: Zu
Recht!)

Ich denke mal, dass man an der Stelle mit der Kritik
zumindest ein bisschen vorsichtig umgehen sollte.
Über die Qualität kann man sich wirklich unterhalten.

In den vergangenen Wochen und Monaten ist durch
den Ministerpräsidenten, den Wirtschaftsminister und
Mitglieder der CDU-Landtagsfraktion immer wieder
betont worden, dass die Förderung der Langzeitar-
beitslosen zu kurz komme. Es verwundert mich in
Anbetracht der politischen Kultur dieser Landes-
regierung mittlerweile nicht mehr, dass sich solche
Klagen und Befürchtungen stets an die Bundes-
regierung richten. Das haben wir auch gestern bei
der Diskussion über das Thüringer Haushaltsstruk-
turgesetz zur Genüge gehört. Bei der Bundes-
agentur für Arbeit und der Bundesregierung, dort und
nur dort, würde die Förderung der Langzeitarbeits-
losen nicht ausreichend bedacht. So klang und klingt
das Klagelied dieser Landesregierung und der sie
tragenden Fraktion landauf, landab. Dabei wird so
getan, als habe weder die Regierung Thüringens
noch die CDU irgendwas mit Hartz IV und der För-
derung von Langzeitarbeitslosen zu tun.

Meine Damen und Herren von der CDU, auch wenn
ich mich wiederhole, dieses Spiel ist mittlerweile so
unglaubwürdig und so offensichtlich, dass Sie es
endlich lassen sollten.

(Beifall bei der SPD)

In all der Kette Ihrer Doppelzüngigkeiten seit der
Diskussion um Hartz IV gibt es ein neues, bezeich-
nendes Beispiel: Während Sie hier Lamento ge-
schrien haben, stellt Ihre Bundestagsfraktion im
Haushaltsausschuss des Bundestags Anträge, um
den Zuschuss des Bundeshaushalts an die Bun-
desagentur für Arbeit zu reduzieren. Jeder weiß doch,
was das bedeuten würde: nichts anderes als die
Reduzierung im Bereich der aktivierenden Angebote,
die Reduzierung der Förderung Arbeitsloser. Aber
das ist nur der eine Teil der CDU-Arbeitsmarktpolitik
in Thüringen. Es ist der Teil, in dem Sie immer und
immer wieder in Berlin den arbeitsmarktpolitischen
Brandstifter spielen und versuchen, das soziale Feuer
zu schüren. Der auf Ihrem Bundesparteitag be-

schlossene Abbau des Kündigungsschutzes zeigt
doch Ihr Verständnis von Förderung. Sie wollen beim
treuherzigen Behaupten des Gegenteils die Arbeit-
nehmer als Bittsteller vor die Tore der Betriebe hin-
ausbefördern, so sieht Ihre Förderung aus.

Dann aber gibt es noch den anderen Teil Ihrer
ureigenen Zuständigkeit für das Landesarbeitsmarkt-
programm und die dem Land zur Verfügung stehen-
den ESF-Mittel. Wir haben mit unserem Antrag zum
wiederholten Mal versucht, dass diese Landesre-
gierung endlich Verantwortung übernimmt und die
Kommunen und die Langzeitarbeitslosen unter-
stützt. Da geht es nicht etwa darum, an irgendeiner
Stelle Bundesmittel zu sparen. Nein, uns ging es
darum, die Möglichkeiten des Europäischen Sozial-
fonds und des Landesarbeitsmarktprogramms für
eine verbesserte, eine zusätzliche Förderung Lang-
zeitarbeitsloser einzusetzen. Wir wollen den Vor-
rang von Qualifizierung, Ausbildung und sozialver-
sicherungspflichtiger Beschäftigung durch den zu-
sätzlichen Einsatz der dem Land zur Verfügung
stehenden Mittel betonen. Wir wollen, dass Landes-
und ESF-Förderung endlich abgestimmt mit den
Mitteln der Agenturen für Arbeit eingesetzt wird. Es
geht uns darum, die Kommunen und die Regionen
nicht allein zu lassen bei dieser wirklich großen Auf-
gabe der Zusammenlegung von Sozial- und Arbeits-
losenhilfe.

Ich möchte noch einmal daran erinnern, dass wir
schon in der vergangenen Legislaturperiode den
Antrag zur Unterstützung von Jobcentern gestellt
haben. Deshalb wollten wir nun erneut die Förderung
für Langzeitarbeitslose und die Unterstützung der
Kommunen mit den Möglichkeiten des Landes ver-
stärken. Das einzige aber, was wir seit Beginn der
Diskussion um das SGB II von dieser Landesregie-
rung zu hören bekommen, lautet: Wir brauchen
nichts zu verändern, wir haben alles im Griff. Un-
tätigkeit, Abwarten und Ignorieren, das ist offenbar
die vorgegebene Leitschnur. Außerdem kann doch
nicht sein, was nicht sein darf. Deshalb meint diese
Landesregierung offenbar unfehlbar zu sein. Egal,
ob es sich um Anregungen der Opposition, um die
Auseinandersetzung mit den Kommunalpolitikern
und Experten vor Ort oder um eine verbesserte Ko-
operation mit der Agentur für Arbeit handelt, immer
wieder klingt von oben herab der Refrain: Das ken-
nen wir schon, das brauchen wir nicht.

Meine Damen und Herren, ich hätte mir noch vor
wenigen Monaten nicht vorstellen können, dass
schon das Gespräch im Rahmen einer Anhörung
mit den in unserem Antrag genannten Institutionen
und einem Vertreter der Europäischen Union zu viel
ist und von der CDU-Mehrheit im Ausschuss abge-
lehnt werden musste. Wir sollten uns deshalb noch
einmal vor Augen halten, dass einer der unstrittigsten
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Grundüberzeugungen der Hartz-Kommission darin
bestand, die Profis der Nation in diese gewaltige
Aufgabenstellung der Modernisierung des Arbeits-
markts auch auf allen Ebenen einzubeziehen. In
Thüringen ist selbst die parlamentarische Anhörung
offenbar schon zu viel verlangt.

Diese Landesregierung scheint wahrhaftig der Über-
zeugung zu sein, allein die Wahrheit gepachtet zu
haben. Seit nunmehr mehr als einem Jahr verharrt
sie mit ihren Verwaltungsapparaten in Untätigkeit,
während draußen im Lande die Kommunen und die
Agenturen für Arbeit in bewundernswerter Weise
einen riesigen Arbeitsanfall zu bewältigen haben.

Meine Damen und Herren, wenn Sie dort draußen
nachfragen, dann werden Sie hören, dass die Ge-
währleistung der Auszahlung im Januar 2005 nahezu
alle Arbeitskapazitäten bindet. Die Frage, wie denn
die künftige Förderung konzeptionell umgesetzt wer-
den kann und soll, ist deshalb aus völlig verständ-
lichen Gründen vor Ort erst einmal zweitrangig.
Genau dabei aber hätte das Land und hätte die
GfAW seit Monaten konzeptionelle Unterstützung
leisten und Arbeitskapazitäten einbringen können
und müssen - hätte, hätte, hätte, wenn, ja wenn die
Landesregierung ihren Ruf nach einer Verbesse-
rung der Förderung für Langzeitarbeitslose selbst
ernst nehmen würde. Ein Förderkonzept, Herr Kol-
lege Kretschmer, ist eben kein demokratisches Mons-
trum, sondern es wäre eine sehr konkrete Hilfe für
die Arbeit Suchenden, für die Arbeitsgemeinschaften
sowie die optierenden Kommunen.

Es gehört zur Selbstverständlichkeit einer ernst-
haften parlamentarischen Auseinandersetzung, dass
man die betroffenen Institutionen, dass man die
Profis hört. All das ist nicht gewollt und die CDU-
Mehrheit im Wirtschaftsausschuss hat diese Igno-
ranz mal wieder eindrucksvoll dokumentiert. Des-
halb, Herr Kollege Heym, haben Sie das Schluss-
ergebnis korrekt berichtet. Ich aber erlaube mir zu
ergänzen, diese CDU-Landtagsfraktion will keine
bessere Förderung Langzeitarbeitsloser und sie will
keine Unterstützung der Kommunen und der Re-
gionen. Stattdessen tut sie vieles dafür, um eine
erfolgreiche Umsetzung des SGB II zu erschweren.
Dies, meine Damen und Herren von der CDU,

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU:
Das ist ungeheuerlich.)

lässt sich nicht nur im parlamentarischen Umgang
mit unseren Anträgen beweisen. Nein, sie dokumen-
tieren dies auch, und da hat Frau Leukefeld auch
gerade darauf hingewiesen, durch den vorgelegten
Haushaltsentwurf. Wer in dieser Situation das Lan-
desarbeitsmarktprogramm um weitere 50 Prozent
reduziert, wer das Gespräch mit den Experten ver-

weigert, wer sich einer inhaltlichen Auseinander-
setzung im Parlament über die Arbeitsmarktförde-
rung widersetzt, wer dies geradezu verbissen immer
wieder verhindert, der, meine Damen und Herren von
der CDU, will nicht, dass die Arbeitsmarktreform der
Bundesregierung ein Erfolg wird.

Wir haben den Eindruck, dass Sie durch Verweige-
rung und Untätigkeit auf dem Rücken der Arbeits-
losen und der Kommunen viel dafür tun, den Kar-
ren möglichst vor den Baum zu fahren. Denken Sie
daran, dass auch der Lenker des Karrens dabei
Schaden nehmen kann. Erst dann wird diese Über-
heblichkeit und Verleugnung der Realitäten hoffent-
lich zu Korrekturen Ihrer ignoranten Arbeitsmarkt-
politik führen. Ich kann nur hoffen, dass der eine oder
andere Kollege aus den Reihen der CDU, dem das
Schicksal der Arbeitslosen in seiner Region mehr am
Herzen liegt als die Beweihräucherung angeblicher
ministerieller Vollkommenheit, dass solche Kollegen
endlich dazu beitragen, den Karren noch rechtzeitig
auf eine andere Spur zu bringen. Wir alle werden
erleben, dass der Druck der realen Verhältnisse im
nächsten Jahr die Veränderungen und Forderungen
erzwingen wird, die wir seit langem einfordern. Wir,
die SPD-Fraktion, werden zwar dann nachträglich
Recht behalten, aber Sie verantworten den Zeitver-
lust, den die Betroffenen ausbaden müssen. All das,
liebe Kolleginnen und Kollegen, zählt aus Sicht der
SPD-Landtagsfraktion zur Vervollständigung der Be-
richterstattung. Ich konnte und wollte Ihnen das nicht
ersparen. Vielen Dank.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat der Abgeordnete Günther von der
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Günther, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, ich werde nicht auf die polemischen Äuße-
rungen meiner Vorredner eingehen. Ich denke

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD)

- Herr Gentzel, ich kann es machen, o.k. ich steuere
um -, das Thema der Langzeitarbeitslosigkeit wird
auch zukünftig weiter stark im Mittelpunkt stehen
und ich verstehe sehr wohl das Interesse und die
sich ständig wiederholenden Anträge, liebe Kollegen,
um so auf eine kontinuierliche Arbeit, die arbeits-
marktfördernde Maßnahmen in Thüringen betreffen,
aufmerksam zu machen. Wir haben momentan
195.000 Arbeitslose im Freistaat. Das sind 1.600 Ar-
beitslose mehr als noch im Vormonat. Bei einer
trotzdem durchschnittlich respektablen Arbeitslo-
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senquote im Vergleich mit den anderen jungen
Bundesländern, die wir alleinig der Thüringer Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik zu verdanken haben,
müssen wir dennoch mit 83.000 Langzeitarbeits-
losen kämpfen. Das ist richtig, Frau Leukefeld. Das
sind 43 Prozent aller Arbeitslosen und jährlich wächst
diese Quote um 4 Prozent. Hier, Frau Kollegin Leuke-
feld und Herr Pilger, ist es richtig und es ist wichtig,
an diesem Punkt ständig auf die Bundesregierung
hinzuweisen. Denn nur dort liegen nun mal die Zu-
ständigkeiten für die Rahmenbedingungen,

(Beifall bei der CDU)

die den Weg frei machen für mehr Arbeitsplätze.
Nicht nur wir, sondern auch die Kammern und Ver-
bände rufen hier immer wieder die richtige Adresse
auf, in der Hoffnung, dass endlich der Ruf einmal
gehört wird. Bei einem hoffentlich gut durchdach-
ten Bundesgesetz, meine Damen und Herren der
SPD-Fraktion, das fast ausschließlich Langzeitar-
beitslose betrifft, tritt sicherlich kein weiterer Bedarf
an Finanzmitteln auf, um Qualifzierungs- und Wie-
dereingliederungsmaßnahmen zu garantieren. Denn
die Arbeitsgemeinschaften und optierenden Kom-
munen sind für derartige Eingriffe in die Arbeitsmarkt-
förderung durch den Bund mit Finanzmitteln hoffent-
lich gut ausgestattet. Wir müssen allerdings darauf
achten, dass sie entsprechend eingesetzt werden.
Langzeitarbeitslose bzw. Arbeitslosengeld-II-Empfän-
ger müssen auch tatsächlich, wenn erforderlich, Leis-
tungszugang zu den Leistungen des SGB III haben.
Ich erinnere hier an die letzten Arbeitsmarktge-
spräche in den Agenturen, wo offensichtlich anderes
deutlich geworden ist.

Wir werden als CDU-Fraktion nicht zulassen, dass
sie die offensichtlich fehlenden Mittel des Bundes
im Eingliederungstitel der Arbeitsgemeinschaften mit
ESF- und Landesmitteln aufstocken.

(Beifall bei der CDU)

Das ist schon allein aus dem bestätigten Operatio-
nellen Programm für die Strukturfonds nicht möglich.

(Zwischenruf Abg. Buse, PDS: Die Beibe-
haltung bisheriger Mittel würde ja schon
reichen.)

Zur Arbeitsmarktförderung stehen uns in Thürin-
gen sowohl Mittel aus dem Eingliederungstitel des
SGB II und SGB III - ich erwähnte es bereits - ESF-
und Landesmittel zur Verfügung. ESF- und Landes-
mittel sind zur Kompensation der nicht abgedeck-
ten Nischen der in der Verantwortung des Bundes
liegenden Arbeitsmarktpolitik zu nutzen. Darüber hin-
aus garantieren sie unterschiedliche Eingriffsmög-
lichkeiten in bestehende Beschäftigung und lassen

Raum, um einen fehlenden Leistungsbezug mit den
Maßnahmen des Landes zu erfassen. Arbeitsmarkt-
politik heißt nämlich auch, vorhandene Beschäftigung
zu erhalten,

(Beifall bei der CDU)

durch Projekte kleine Unternehmen und Handwer-
ker zu unterstützen und schnellstmögliche Qualifi-
zierungsmaßnahmen anbieten zu können. Der ESF
muss auch weiterhin präventiv eingesetzt werden
können. Genau diesen Spielraum würde uns Ihr An-
trag nehmen. Dass Kommunen und Arbeitsagen-
turen mit in die Planung und Koordination der durch
ESF-Mittel zu finanzierenden Projekte mit eingebun-
den werden, steht außer Frage. Um den finanz-
technischen Überblick wahren zu können und alle
Mittelströme entsprechend nachweisbar zu gestal-
ten, ist es aber zwingend notwendig, die Verwaltung
in den Ministerien zu belassen. Den Landkreisen und
kreisfreien Städten kann eine solche Aufgabe nicht
übertragen werden. Dann besteht die Gefahr, dass
Regionalbeiräte eben nicht mehr in den Gestaltungs-
prozess mit eingebunden werden.

Die GfAW, meine Damen und Herren, hat diese
Aufgabe mit ihren Regionalbüros bisher sehr gut
erledigt und die Arbeit vor Ort effektiv mit den An-
tragstellern, ob das Landkreise oder Unternehmen
waren, gestaltet. Der öffentliche Vorwurf, die jetzige
Arbeitsmarktförderung sei weit entfernt von den
Menschen, ist in diesem Zusammenhang, denke ich,
völlig falsch. Dass die ESF-Mittel-Vergabe momen-
tan noch sehr überreguliert ist und unverhältnismä-
ßige Anforderungen an die Abwicklung einer För-
dermaßnahme stellt, das wissen wir. Allerdings ist
das ein Problem der Europäischen Union und nicht
der nationalen Fördermittelvergabe. Deutschland
muss sich hier besonders für eine Vereinfachung
nach dem Subsidiaritätsprinzip einsetzen. Die Da-
tenerhebung und die Kontrollsysteme übersteigen
eindeutig das Maß an Regulierungsbedarf. Deswe-
gen muss hier auf eine situationsabhängige und be-
darfsgerechte Förderpraxis hingearbeitet werden, die
auch im Land Thüringen zu einer weiteren dynami-
schen Arbeitsmarktförderung führt. Beteiligen müs-
sen sich hier alle. Der Bundesrat tut das und auch
ein Bundeskanzler, der für eine Vereinfachung von
Fördersystemen steht, sollte sich auf EU-Ebene da-
für stark machen.

(Beifall bei der CDU)

Grundsätzlich hat sich an der Situation in Thüringen
durch die von Ihnen angesprochenen Änderungen
der gesetzlichen Grundlage des SGB II nichts ver-
ändert, was momentan einer weiteren, tieferen De-
batte bedarf. Etablierte Förderkonzepte bestehen,
Fördereckwerte für Folgeprogramme sind erarbei-
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tet und befinden sich bekanntermaßen in Abstim-
mung mit den Beiräten, so dass zum Beispiel auch
das Programm mit Schwerpunkt der Förderung Ju-
gendlicher im ersten Arbeitsmarkt zu Beginn des
Jahres 2005 umgesetzt werden kann.

Anhand meiner Ausführungen hoffe ich deutlich ge-
macht zu haben, warum ich meiner Fraktion empfeh-
le, der Beschlussvorlage des Ausschusses für Wirt-
schaft, Technologie und Arbeit zu folgen und Ihren
Antrag abzulehnen.

(Beifall bei der CDU)

Abschließend noch einen Satz, lieber Kollege Pil-
ger, wo Sie vorhin von Ignoranz des Ausschusses
sprachen hinsichtlich der EU-Anhörung: Geschickt
wäre es gewesen, diesen Antrag schriftlich zu stel-
len, dann hätte es funktioniert.

(Beifall bei der CDU)

(Heiterkeit bei der PDS)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat Herr Minister Reinholz.

Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie
und Arbeit:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren, meine Aussagen, die ich zu
diesem vorliegenden Antrag im September-Plenum
gemacht habe und am 05.11. im Ausschuss für
Wirtschaft, Technologie und Arbeit, sind nach wie
vor aktuell und ich glaube, ich brauche sie hier in
epischer Breite nicht noch mal zu wiederholen.
Eine grundlegende Veränderung der Arbeitsmarkt-
politik des Freistaats Thüringen ist weder notwen-
dig noch sinnvoll, wenngleich, das gebe ich zu und
daran arbeiten wir, kleine Anpassungen vorgenom-
men werden. Die Landesregierung wird auch nach
dem 1. Januar 2005 einen wichtigen Beitrag zur Ver-
meidung und zum Abbau der Langzeitarbeitslosig-
keit leisten, denn schließlich ist die Bekämpfung
der Langzeitarbeitslosigkeit ein Thema mit höchs-
ter Priorität hier im Freistaat. Das wird auch in der
Gestaltung der entsprechenden Richtlinien deutlich
und durch diese auch vollständig abgedeckt. Zu-
sätzlich werden derzeit Fördereckwerte entwickelt
und mit dem Landesbeirat für Arbeitsmarktpolitik ab-
gestimmt, die besonders auf junge Langzeitarbeits-
lose und damit natürlich auf die zukünftigen Arbeits-
losengeld-II-Bezieher zielen. Dieses Programm soll
ab Januar 2005 greifen und die Integration in eine re-
guläre Beschäftigung fördern, denn das muss letzt-
endlich Ziel jeder Arbeitsmarktpolitik sein. Neben
Lohnkostenzuschüssen werden Gelder ausgegeben

werden für Qualifizierung und für Anleitung, aber
natürlich auch für Betreuung. Ich erinnere nochmals
daran, dass Langzeitarbeitslose in Thüringen ab
Januar kommenden Jahres überwiegend von den
Arbeitsgemeinschaften des SGB II betreut werden,
und dort, meine Damen und Herren, sind wir Vor-
reiter in ganz Deutschland. Die meisten Arbeitsge-
meinschaften zwischen Landratsämtern und den
regionalen Strukturen sind in Thüringen geschlossen;
in keinem anderen Bundesland so viele wie bei uns.
Für den 13.12.2004 hat das Wirtschaftsministerium
die Arbeitsgemeinschaften eingeladen, um mit ihnen
sowohl organisatorische als auch rechtliche Fragen,
aber auch die Gestaltung arbeitsmarktpolitischer
Maßnahmen zu besprechen. Insbesondere, meine
Damen und Herren, soll erörtert werden, wie arbeits-
marktpolitische Maßnahmen der Arbeitsgemeinschaf-
ten und des Landes sinnvoll miteinander verknüpft
werden können. Ein entsprechendes Gespräch mit
den beiden optierenden Kommunen Jena und dem
Landkreis Eichsfeld hat dazu bereits in meinem Haus
am 3. Dezember sehr erfolgreich stattgefunden. Ich
denke, wir sind auf diesem Weg sehr weit voran-
gekommen, wesentlich weiter als Mecklenburg-Vor-
pommern, und wenn Sie es wirklich ernst gemeint
hätten mit der Anhörung, dann kann ich mich
meinem Vorredner nur anschließen, dann hätten Sie
das schriftlich beantragen sollen.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir
kommen damit zur Abstimmung. Bitte, Herr Abge-
ordneter Stauch.

Abgeordneter Stauch, CDU:

Ich bitte um namentliche Abstimmung.

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Es ist namentliche Abstimmung beantragt, damit
treten wir in die namentliche Abstimmung ein.

Ich möchte noch einmal ganz deutlich sagen, wir
kommen zur Abstimmung über den Antrag der SPD.

Der Wahlgang ist abgeschlossen. Ich bitte um Aus-
zählung.

Ich gebe Ihnen hiermit das Ergebnis bekannt. Es
wurden 76 Stimmen abgegeben, davon sind 31 Ja-
stimmen und 45 Neinstimmen. Damit ist dieser An-
trag abgelehnt (namentliche Abstimmung siehe An-
lage 1).
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 9

Konzept der Landesregierung
zur Schaffung großer und kos-
tengünstiger Strukturen in der
Wasser- und Abwasserwirt-
schaft Thüringens
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 4/183 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Innenausschusses
- Drucksache 4/356 -

Berichterstatterin ist Abgeordnete Taubert. Ich bitte
Sie um Ihren Bericht.

Abgeordnete Taubert, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die SPD hatte den Antrag
gestellt, die Landesregierung möge ein Konzept zur
Schaffung großer und kostengünstiger Strukturen
in der Wasser- und Abwasserwirtschaft Thüringens
vorlegen. Der Landtag hat am 7. Oktober 2004 die-
sen Antrag beraten und hat ihn federführend an
den Innenausschuss überwiesen. Im Innenaus-
schuss wurde dieser Antrag in der 3. Sitzung am
29. Oktober 2004 beraten. Im Rahmen dieser Be-
ratung fühlte sich die Landesregierung, vertreten
durch ihren Innenminister, nicht in der Lage und
auch nicht bereit, weil es dem Auftrag der Landes-
regierung wohl nicht entspräche, gemeinsam mit
dem Innenausschuss Eckpunkte zu erarbeiten, res-
pektive Eckpunkte vorzulegen, um die Diskussion
um zukünftige Strukturen der Aufgabenträger im
Bereich Wasser/Abwasser gemeinsam zielführend
diskutieren zu können. Im Ergebnis dieser Beratung
wurde mit der Mehrheitsfraktion dieser Antrag ab-
gelehnt.

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Ich danke für die Berichterstattung. Wir treten in die
Aussprache ein. Mir liegt eine Wortmeldung vom
Abgeordneten Hauboldt, PDS-Fraktion, vor. Ich er-
teile ihm das Wort.

Abgeordneter Hauboldt, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, im Zu-
sammenhang mit dem gestern beschlossenen Thü-
ringer Kommunalabgabengesetz muss auch künf-
tig über die Strukturen der Aufgabenträger der Was-
server- und Abwasserentsorgung diskutiert werden.
Darauf hat unsere Fraktion, denke ich, auch schon
mehrfach hingewiesen. Auch gestern hat Minister
Gasser in seinem Redebeitrag die Notwendigkeit in
dieser Richtung nochmals unterstrichen, aber ich
komme darauf noch einmal im Einzelnen zurück. Die

PDS-Fraktion hat auch hier ein Diskussionsangebot
unterbreitet, namentlich Trinkwasser- und Abwasser-
konzept Thüringen, abgekürzt TAKT. Ich hoffe, bei
Minister Reinholz hat ja das einmal für etwas Amü-
sement gesorgt, dass das nicht noch weiter Ver-
wirrungen im Abkürzungsdschungel hervorruft, aber,
ich denke, der Inhalt ist diskussionswürdig. Die jetzige
Aufgabenträgerstruktur ist aus unserer Sicht in gro-
ßen Teilen uneffektiv, intransparent und weist auch
aus meiner Sicht auf demokratische Defizite hin. Das
muss sich ändern, weil andernfalls keine Ruhe beim
Thema Kommunalabgaben eintritt. Auch das war
gestern mehrfach Ausdruck in den Redebeiträgen
und ich befürchte, dass vieles wieder auf dem Klage-
weg entschieden wird. Insofern, meine Damen und
Herren, hat natürlich der SPD-Antrag seine Berech-
tigung und wurde auch zu Recht zur weiteren Be-
ratung an den Innenausschuss überwiesen. Dem
haben Sie selbst, meine Damen und Herren der
CDU, man höre und staune, zugestimmt. Die Aus-
schuss-Sitzung allerdings war wenig ergiebig, um
nicht zu sagen, eigentlich inhaltsleer und bezog sich
leider, wie so oft, ausschließlich auf formale Tatbe-
stände. Offensichtlich wollen Sie, meine Damen und
Herren von der CDU, in der Öffentlichkeit eben ihr
Gesicht wahren und haben deshalb mit Sicherheit
der Ausschussberatung zugestimmt, denn was da
ablief, war wenig hilfreich und eigentlich am Thema
vorbei.

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat
selbst angekündigt, soweit mir das in Erinnerung ist,
bis März 2005, ein Konzept zur Neustrukturierung
der Aufgabenträger der Wasser- und Abwasser-
versorgung vorzulegen. Wenn diese Ankündigung
ernst gemeint ist, müssen jetzt zumindest bereits
die Ziele und Grundzüge dieses Konzepts klar sein,
die Landesregierung müsste bereits an den Details
des Konzepts arbeiten. Das unterstelle ich einfach
einmal. Doch die Landesregierung hüllt sich bisher
in Schweigen. Das kann natürlich zwei Ursachen
haben. Entweder weiß die Landesregierung noch
nicht, wie die künftige Struktur der Aufgabenträger
aussehen soll, oder sie hat diese Vorstellung bereits,
aber will sie uns im Landtag nicht verkünden. Beide
Optionen, denke ich, wären gleichermaßen schlimm
und alarmierend. Der Innenminister war bisher nur
bereit, zu verraten, dass er persönlich und seine Be-
amten im Ministerium, auch Teile der Landesregie-
rung, noch nachdenken, ob gemeinsam oder ge-
trennt, ist wiederum unbekannt. Von einer Landes-
regierung erwarte ich eigentlich mehr, Herr Minister,
als nur dieses ergebnisoffene Nachdenken.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Ich
auch!)

Den Zeitplan hat die Landesregierung selbst auf-
gestellt
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(Zwischenruf Abg. Buse, PDS: Das ist
schon viel wert. Das ist der erste Schritt.)

und nach diesem Zeitplan müsste meines Erachtens
die Phase des Nachdenkens längst abgeschlossen
sein. Zumindest die Ziele und Grundzüge der Neu-
strukturierung müssten, meine Damen und Herren,
klar sein. Wir als PDS-Fraktion sind uns sicher,
dass die Landesregierung bereits in den Grund-
zügen die neue Struktur der Aufgabenträger ent-
worfen hat.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Nein,
sie hat jetzt Kopfschmerzen!)

Doch diese Landesregierung verfährt wie ihre Vor-
gängerin, sie entwirft neue Strukturkonzepte, ohne
Einbeziehung und Beteiligung der Öffentlichkeit.
Diese Art von Politik, meine Damen und Herren,
lehnen wir als PDS-Fraktion ab. Wir verfahren hier
anders, wir beteiligen die Betroffenen und die Öf-
fentlichkeit frühzeitig an den Diskussionen der Lö-
sungsfindung. Ich verrate auch kein Geheimnis, dies
ist oftmals sehr schwierig und ich weiß, wovon ich
rede, als eine Diskussion, wie Sie sie führen, hinter
verschlossenen Türen. Allein nur am Beispiel der
Entwicklung wie Sie beim Gerichtsstandort Mühl-
hausen verfahren sind, ist für uns Beweis genug.

Meine Damen und Herren, bedenklich ist für mich
auch, wenn ein Innenminister meint, der Landtag und
seine Ausschüsse müssten nicht informiert wer-
den, solange die Landesregierung nachdenkt. For-
malrechtlich mag der Minister Recht haben, poli-
tisch ist jedoch das Verhalten aus unserer Sicht
mehr als bedenklich.

(Beifall bei der PDS)

Ein Solcher Umgang mit dem Parlament seitens
der Landesregierung ist nicht mehr zeitgemäß, we-
der Vertrauen erweckend und schon gar nicht hilf-
reich.

Meine Damen und Herren, die Landesregierung
vermittelt bei der Diskussion über die Neustruktu-
rierung der Aufgabenträger der Wasserver- und Ab-
wasserentsorgung den Eindruck, es sei keine Eile
nötig. Hier unterliegen Sie schon wieder einem Irr-
tum. Ich denke, viel zu lange haben Sie an einer
Lösung dieser Strukturprobleme gearbeitet und die
dabei erreichten Ergebnisse lassen nur einen Schluss
zu: Sie sind auf der ganzen Linie gescheitert. Bis
1992 gab es ja in Thüringen eine vernünftige Auf-
gabenträgerstruktur - ich weiß, da sind wir sicher-
lich strittiger Ansichten - mit den drei WAB-Betrie-
ben. Diese wurden zerschlagen und es entstan-
den, man höre und staune, 220 Zweckverbände und
Aufgabenträger. Diese kleingliedrige Struktur ent-

stand zumindest mit Duldung der Landesregierung.
Auf die Folgen dieser Kleingliedrigkeit habe ich,
denke ich, auch im Ausschuss mehrfach hinge-
wiesen.

Nicht von ungefähr stößt die Arbeit der kommuna-
len Aufgabenträger der Wasserver- und Abwasser-
entsorgung auf zu wenig Akzeptanz. Dies betrifft
nicht nur die Bürgerinnen und Bürger, das betrifft
auch die Wirtschaft. Vielmehr fühlen sich auch vie-
le Bürgermeister und Verbandsräte überfordert so-
wohl hinsichtlich der technischen Konzepte als auch
der betriebswirtschaftlichen Anforderung.

Die Thüringer Landesregierung hat bereits 1995 er-
kannt, dass die Struktur der Aufgabenträger opti-
miert werden muss. Sie verfolgte dabei das Kon-
zept der geförderten Freiwilligkeit, ohne jedoch die
angestrebte optimierte Struktur auch jemals zu er-
reichen. Die 2003 durchgeführte Tiefenprüfung hat
ergeben, dass von den Zweckverbänden nach Auf-
fassung der Landesregierung 35, ich sage es noch
mal, 35 wirtschaftlich nicht leistungsfähig sind. Über
Finanz- und Strukturhilfen hat die Landesregierung
versucht, neue, leistungsfähige Strukturen zu schaf-
fen. Bis zu 500 Mio. �� ������� �������� ����� %&&'
aufgewendet. Doch die Landesregierung hat noch
andere Versuche unternommen, diese Struktur-
probleme zu lösen. Aber auch diese waren mehr
oder weniger erfolglos, wenn ich hier nur auf die
WAM GmbH verweisen darf in diesem Zusammen-
hang. Selbst die ständige Behandlung der Proble-
me im Innenausschuss der 3. Legislaturperiode hat
nicht zur tatsächlichen Lösung beigetragen.

Meine Damen und Herren, die PDS-Fraktion hat
bereits im Jahr 2000 eine grundlegende Neustruk-
turierung der Aufgabenträger gefordert und dabei
vorgeschlagen, die Anzahl der Aufgabenträger auf
die Zahl der Landkreise und kreisfreien Städte zu
reduzieren. Der Grundsatz lautet dabei pro Land-
kreis und kreisfreie Stadt ein Aufgabenträger der
Wasserver- und Abwasserentsorgung. Der Struktur-
vorschlag TAKT für die Aufgabenträger der Wasser-
ver- und Abwasserentsorgung basiert auf den Dis-
kussionsangeboten, und da verrate ich Ihnen auch
kein Geheimnis, für eine verwaltungs- und funktionale
Gebietsreform und orientiert sich genau an deren
Grundzügen. Mit diesem Strukturvorschlag will die
PDS-Fraktion die Diskussion befördern und die
Landesregierung motivieren, die eigenen Reformvor-
stellungen öffentlich zur Diskussion zu stellen.

Zur weiteren Untersetzung des Strukturvorschlags
TAKT sind umfangreiche Analysen und logischer-
weise auch Untersuchungen bei den Aufgabenträ-
gern notwendig. Das erforderliche Datenmaterial
muss dabei von den Aufgabenträgern und auch der
Landesregierung bereitgestellt werden. Aber auch
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hierbei, meine Damen und Herren, gibt es derzeit
eine mehr als starke Zurückhaltung. Es ist Ziel un-
seres Strukturkonzepts TAKT, die Zweckverbände
an die neuen Herausforderungen zur Modernisie-
rung des Landes und der Kommunen anzupassen.
Dies bedeutet, die Wirtschaftlichkeit und die Trans-
parenz der Zweckverbände müssen sich erhöhen.
Die Anzahl der Aufgabenträger ist zu verkleinern
und dabei gleichzeitig deren Effektivität zu erhö-
hen. Die Bürgerbeteiligung ist auszubauen, was zu
einer höheren Akzeptanz der Arbeit führen würde.
Ich denke, in einem ersten Schritt ist sicherzustel-
len, dass künftig in jedem Zweckverband mindes-
tens 5.000 Einwohner zu versorgen sind. Diese Mi-
nimalgrenze leitet sich aus der Zielstellung ab, dass
künftig in jeder Struktur diese Mindestanzahl an Ein-
wohnern zu berücksichtigen ist. Zweckverbände, wel-
che weniger als 5.000 Einwohner versorgen, sind mit
anderen angrenzenden Zweckverbänden zusammen-
zuschließen. Beim Zusammenschluss gilt zunächst
eine Übergangsphase der geförderten Freiwilligkeit
von zwei Jahren. Zur Unterstützung dieser Fusionie-
rung sind die jährlich ausgereichten Finanzmittel des
Landes zur flächendeckenden Beihilfe der Zweck-
verbände auf solche Verbände zu konzentrieren,
welche sich aus Gründen der Effektivitätssteigerung
zusammenschließen wollen.

Ausgehend vom Planansatz des Haushalts für das
Jahr 2004 würde dies bei den Finanzhilfen
37,5 Mio. �������� �������(���!�����#����%'�)�*��	 �
betragen. Die Investitionsförderungen, hier handelt es
sich ja um 54 Mio. �������������������� �����gestellt
und fließen den zu bildenden Kommunalunternehmen
zu. Zweckverbände, die sich nach Abschluss der ge-
förderten Freiwilligkeitsphase nicht zusammenge-
schlossen haben und den Kriterien der wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit sowie der zu versorgenden
Einwohneruntergrenze nicht entsprechen, werden per
Gesetz mit anderen angrenzenden Zweckverbänden
zusammengeschlossen.

Zweitens sollte es künftig in Anlehnung an die Re-
gelung des Freistaats Bayern - da haben wir ja durch-
aus schon Erfahrungen, hier sage ich nur im Ver-
gleich mit der bayerischen Gemeindeordnung Arti-
kel 89 - pro Regionalkreis einen Aufgabenträger als
selbständiges Unternehmen in der Rechtsform einer
Anstalt des öffentlichen Rechts, also ein Kommunal-
unternehmen, geben. Die Kommunalunternehmen
nehmen die Wasserversorgung sowie die Abwasser-
entsorgung wahr. Diese Kommunalunternehmen ge-
währleisten zum Vorteil der zu versorgenden Be-
völkerung eine effektivere Aufgabenwahrnehmung.
Gleichzeitig wird eine perspektivische Privatisierung,
insbesondere der Wasserversorgung, verhindert. Die
bisherigen Zweckverbände treten dem jeweiligen
Kommunalunternehmen ihres Regionalkreises bei.
Jedes Kommunalunternehmen gibt sich eine Satzung

und bestellt einen Geschäftsführer, welcher gegen-
über einem Vorstand oder einem Verwaltungsrat ver-
antwortlich ist. Ich denke, das ist auch Praxis. Jedes
Kommunalunternehmen führt mindestens einmal jähr-
lich eine öffentliche Mitgliederversammlung durch.
Dadurch, denke ich, ist auch die Transparenz ge-
währleistet. In dem zu bildenden Kommunalunterneh-
men hat jeder beigetretene Zweckverband ein ge-
wichtiges Stimmrecht entsprechend der zu versorgen-
den Einwohner. Für je 5.000 zu versorgende Einwoh-
ner verfügt ein Zweckverband über jeweils eine
Stimme. In jedem dieser Kommunalunternehmen soll
es einen pflichtigen Verbraucherbeirat geben. Zur
Wahrung der Bürgernähe nehmen die flächendek-
kend einzurichtenden Bürgerservicebüros Wider-
sprüche von Beitrags- und Gebührenzahlern ent-
gegen. Auch hier, denke ich, entspricht das genau
unserem Modell, was ich vorhin kurz erwähnte. Zu-
dem werden dezentral technische Stützpunkte zur
Überwachung der Anlagen eingerichtet.

Meine Damen und Herren, die von der PDS-Fraktion
vorgeschlagene Struktur gibt es ansatzweise be-
reits im Bereich der Abfallwirtschaft, wobei hier na-
türlich die Landkreise und kreisfreien Städte zustän-
dig sind, und auch im Bereich des Fernwassers ist
das Praxis, also auch keine Erfindung der PDS-
Fraktion. Alternativ soll verfassungsrechtlich geprüft
werden, ob die Aufgaben der Wasserver- und Ab-
wasserentsorgung auf der Grundlage des § 87
Abs. 3 Thüringer Kommunalordnung den Landkrei-
sen übertragen werden kann. Dies würde aus mei-
ner Sicht weitere Entwicklungspotenziale erschlie-
ßen. Aus der Neustrukturierung sind betriebswirt-
schaftliche Effekte zu erwarten - ich denke, da sind
wir einer Meinung mit der Landesregierung -, die
zu einer Optimierung der Gebühren und Beiträge
führen. Untersuchungen einzelner Aufgabenträger
haben ergeben, dass bis zu 17 Prozent der Betriebs-
kosten fixe Strukturkosten sind und bis zu 50 Mio. �
im Jahr betragen.

Meine Damen und Herren, unseren Vorschlag ken-
nen sie nunmehr. Darüber kann man sicherlich, und
da freue ich mich auch besonders, streiten und dis-
kutieren. Aber was Sie wollen, ist mir noch schleier-
haft und ist noch völlig unklar. Ich wäre auch dank-
bar, wenn Sie in Ihren Redebeiträgen zumindest in
Ansätzen sich dieser Problematik stellen und nähern.

Aber der Kollege Fiedler hat das bereits deutlich
gemacht, als er sinngemäß sagte, es sei völlig un-
klar, was hinten rauskommt. Ich hoffe, meine Da-
men und Herren, dass damit nicht das biologische
Produkt gemeint ist, denn dafür ist dieser Sachver-
halt viel zu bedeutsam. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der PDS)
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Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat die Abgeordnete Taubert, SPD-Frak-
tion.

Abgeordnete Taubert, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, mit dem gestern verabschie-
deten Gesetz zur Änderung des Thüringer Kommu-
nalabgabengesetzes hat die Landesregierung und
die zustimmende Fraktion der CDU allen, die bisher
gute und umsichtige Arbeit geleistet haben - und das
ist die überwiegende Mehrzahl der Aufgabenträger
in Thüringen -, eine schallende Ohrfeige verpasst. Sie
bestrafen nun endgültig den Fleißigen und Umsich-
tigen und belohnen die unsauber arbeitenden oder
in technischem Größenwahn lebenden Aufgaben-
träger. Dank der verantwortungsbewussten Arbeit
vieler Bürgermeister, Gemeinderäte, Verbandsräte
und Mitarbeiter in den Zweckverbänden hat die über-
wiegende Mehrzahl der Grundstückseigentümer in
Thüringen die Vorteile der Erschließung ihrer Grund-
stücke anerkannt und entsprechende Abgaben auch
gezahlt. Und das waren in aller Regel verträgliche
Abgaben.

Diese engagierte Arbeit wird nun zunichte gemacht
und ein in weiten Teilen funktionierendes Abgaben-
system wird ohne Not aufgegeben. Das heißt aber
nicht, dass in Thüringen alles in Ordnung ist. Das
wollen wir deutlich sagen. Noch ist die Anschluss-
quote im Abwasserbereich in Thüringen die nied-
rigste aller Bundesländer und auch in den kom-
menden Jahren wird ein erheblicher Investitionsbe-
darf vorhanden sein. Nur durch strukturelle Refor-
men der extrem kleinteiligen Wasser- und Abwas-
serwirtschaft können deshalb weitere und anste-
hende Probleme gelöst werden und eine verträg-
liche Abgabengestaltung für die Zukunft gesichert
werden. Diese Aufgabe wird durch die Landesre-
gierung aber bisher nicht angepackt und sie haben
es auch in den vergangenen fünf Jahren nicht ge-
tan, zumindest nicht erfolgreich. Der Ministerpräsi-
dent hat in seiner letzten Regierungserklärung zwar
die vorhandenen Strukturen als Ursache der Prob-
leme benannt und eine deutliche Reduzierung der
Zahl der Aufgabenträger vorgeschlagen, dieser Rede
sind aber, wie so häufig, bei dieser Landesregie-
rung keine Taten gefolgt.

Wie richtig und wie wichtig in diesem Zusammenhang
unserer Antrag zur Schaffung großer und kosten-
günstiger Strukturen während des Oktoberplenums
war, zeigen die Auskünfte, welche die Landesre-
gierung im Innenausschuss zu diesem Antrag gab.
Obwohl ein entsprechendes Konzept laut Minister-
präsident Althaus bereits im April vorliegen soll,
befindet sich die Landesregierung laut Innenminis-

ter derzeit noch in der Phase der Überlegung. Aus-
sagen über die genaue Ausrichtung des Konzepts
und darüber, durch wen es erarbeitet werden soll,
seien deshalb noch nicht möglich. Diese Herange-
hensweise lässt Schlimmes befürchten. Beleg da-
für, dass die Landesregierung die Probleme auch
weiterhin nicht an der Wurzel packen will, ist für
mich auch die vorgesehene Halbierung der Mittel
in der Strukturhilfe. Ich warne deshalb davor, die
Lösung der eigentlichen Probleme wiederum auf
die lange Bank zu schieben und fordere Sie des-
halb, meine Damen und Herren von der CDU-Frak-
tion, auf, zu verhindern, dass nur Sparen der Hin-
tergrund für Strukturveränderungen wird und for-
dere Sie auf, unserem Antrag zuzustimmen.

Es wäre doch endlich einmal angebracht, durch
Eckpunkte eine inhaltliche Diskussion zu diesem
Thema im Vorfeld der Vorlage eines Konzepts ge-
meinsam mit allen Betroffenen zu führen, statt wie
in allen momentan diskutierten so genannten Kon-
zeptentwicklungen nur die Vorgabe zu machen, es
muss gespart werden. Der Inhalt und die Umset-
zungsprobleme sind nebensächlich. Wir halten es
deshalb zum Beispiel bei der Strukturdebatte für
besonders wichtig, die Wirtschaftlichkeit der Auf-
gabenträger zu betrachten und nicht vordergründig
deren Größe. Denn wir haben in Thüringen sowohl
große als auch kleine Aufgabenträger, die wirtschaft-
lich arbeiten, aber auch Beispiele von großen und
von kleinen Aufgabenträgern, die sich wenig Ge-
danken machen, dass der kleine Mann, der Durch-
schnittsverdiener als Hauseigentümer Beiträge oft-
mals nur schwer bezahlen kann. Die Versäumnisse
der Innenminister der vergangenen fünf Jahre rächen
sich.

Frau Lieberknecht sprach in ihrer Haushaltsrede
davon, dass es endlich an der Zeit sei, die bittere
Wahrheit um zukünftiger Haushaltsspielräume wil-
len zu sagen. Der Ehrgeiz der CDU mit allen - und
ich betone mit allen - zur Verfügung stehenden
Mitteln die absolute Mehrheit in Thüringen zu be-
halten, hat aber doch gerade verhindert, dass das
Problem der Strukturen im Wasser- und Abwasser-
bereich zielgerichtet gelöst werden kann. Seit fünf
Jahren wird an den Problemen herumgedoktert.
Gute Ansätze wurden aus Parteiräson abgewürgt
und außer Prüfungen ist am Ende nichts passiert.
Herr Gasser kann und möchte keine Eckpunkte zur
gemeinsamen Diskussion vom März oder April vor-
legen, denn er möchte persönlich erst einmal nach-
denken. Ich biete Ihnen an, gemeinsam nachzu-
denken, denn nur so lassen sich für Thüringen auch
gangbare Wege finden. Lassen Sie uns und lassen
Sie vor allem die Aufgabenträger und deren Ver-
treter mitdenken, denn nur so können wir ein Kon-
zept für die Neustrukturierung der Aufgabenträger
finden, das nicht auf dem Tisch der Justiz landet.
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Ich bitte deshalb um Ihre Zustimmung. Danke.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat der Abgeordnete Fiedler, CDU-Frak-
tion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Kollegin Taubert, wir müssen uns, den-
ke ich, im nächsten Innenausschuss darüber unter-
halten, was eine Berichterstatterin hier vorträgt und
was nicht. Denn das hat nicht dem entsprochen,
wie es im Ausschuss stattgefunden hat. Aber das
will ich jetzt hier nicht vertiefen, das müssen wir im
Ausschuss machen.

Ich denke, dass es unbestritten ist, dass an den
neuen Strukturen gearbeitet werden muss. Aber,
Frau Taubert, ich will Sie noch einmal daran erin-
nern - Sie sagten gerade, die letzten fünf Jahre -,
es gab auch einen SPD-Innenminister, der fünf Jahre
Verantwortung getragen hat im Innenministerium.
Es gehört doch dazu, dass man Sie wenigstens da-
ran erinnert.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Du warst
doch auch mit in dem Ausschuss.)

Natürlich waren wir 14 Jahre dabei. Ich will nur noch
einmal daran erinnern, auch in Richtung PDS,
dass gerade die Kommunen damals die Aufgabe
haben wollten. Das muss man einfach akzeptieren,
dass die Entwicklung so gelaufen ist, wie sie ge-
laufen ist. Denn die Auseinandersetzung musste
erst einmal auf rechtlichem Wege passieren. Und
jetzt kommen wir an den Punkt - und deswegen
will ich auch noch einmal darauf verweisen -, wir
reden hier vom kommunalen Bereich. Wir kommen
wieder an das Thema "Eingriff in die kommunale
Selbstverwaltung" und das geht eben nicht so ein-
fach. Wir haben das gestern ausgiebig diskutiert
mit dem neuen Konzept, dem neuen Weg, den wir
dort beschritten haben. Ich verweise da noch ein-
mal in Richtung PDS. Sie wollten das alles schon
vor der Sommerpause haben. Aber, Herr Kollege
Ramelow, mittlerweile wissen sogar Sie, dass das
überhaupt nicht gegangen wäre mit Anhörungsfris-
ten etc. Das muss man doch einfach auch einmal
konstatieren und auch einmal zugeben können. Und
jetzt haben wir, dass die Landesregierung weiter
daran arbeitet, ein Konzept auf den Tisch zu legen.
Es ist nicht neu, dass über größere Strukturen na-
türlich nicht nur geredet, sondern auch darüber nach-
gedacht wird, wie man das umsetzt. Ich kann hier
überhaupt nicht nachvollziehen, Frau Taubert und

Herr Kollege Hauboldt, der Innenminister hat ganz
klar im Ausschuss gesagt, die Landesregierung,
sprich das Innenministerium, arbeitet am Konzept.

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, PDS: Denkt
darüber nach.)

Nein, sie arbeiten am Konzept. Und die Trennung
von Exekutive und Legislative ist doch ganz nor-
mal. Man muss doch wenigstens einmal die Exe-
kutive ein Konzept erarbeiten lassen, dann wird es
natürlich - wie es sich gehört - in den Landtag ein-
gebracht, dann natürlich selbstverständlich auch dis-
kutiert und wir werden uns damit ausgiebig befassen.
Es hindert doch niemand die Fraktionen daran - we-
der die SPD, noch die PDS -, dass sie sich im Rah-
men ihrer Arbeit in den Fraktionen mit den Dingen
beschäftigen. Sie können Anhörungen machen, Sie
können Gutachter einschalten, Sie können ein Gut-
achten vielleicht an Herrn Kollegen Kuschel geben,
dass er Ihnen einmal ein Gutachten erarbeitet und
dann werden wir einmal sehen, was dort heraus
kommt.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Der ist zu
teuer.)

Ja, gut, aber es gibt ja 25 Prozent Oppositionszu-
schlag. Also, es hindert Sie doch niemand daran,
einmal eigene Ideen auf den Tisch zu legen, diese
zu untermauern und vorzulegen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Ha-
ben wir doch.)

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, PDS: Da
müssen Sie einmal zuhören.)

 (Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS:
TAKT.)

Ja, TAKT, immer im TAKT. Also, die PDS ist im Takt.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Nein,
unser Konzept heißt "TAKT".)

Meine Damen und Herren, ich will noch mal darauf
hinweisen in allem Ernst, natürlich muss es hier
Veränderungen der Strukturen geben. Wir wissen,
vorhin ist es genannt worden, es gibt jetzt ca. noch
180 Aufgabenträger und es ist doch unbestritten,
dass diese Strukturen, erst müssen sie effektiv sein
und dann kommen die größten natürlich mit dazu.
Aber ich sage es noch mal, deswegen ist das so
kompliziert: Wir können hier nicht einfach par ordre
du mufti das Ganze machen. Es ist ein klarer Ein-
griff in die kommunale Selbstverwaltung. Wie oft
muss man denn das noch in dem Haus wieder-
holen? Es muss doch nun langsam mal angekom-
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men sein, dass auch ein Landtag nicht einfach sich
über Gesetze hinwegsetzen kann, sondern dass
die Betroffenen mit einzubeziehen sind. Wir haben
doch nun daraus gelernt,

(Zwischenruf Abg. Buse, PDS: Habt ihr
das nicht gelesen?)

dass wir jetzt wirklich hier mit Gelassenheit heran-
gehen müssen, damit diese Dinge jetzt auf den
Tisch kommen, wie man das umsetzt. Da, denke
ich, ist es sehr, sehr wichtig, die Kommunen mit
ins Boot zu nehmen, denn es ist ihre Aufgabe. Wir
wollen gern unterstützend und helfend hier mit ein-
greifen, dass es dort zu weiteren Verbesserungen
kommt. Ich denke, deswegen will ich das ausdrück-
lich noch mal sagen, die Landesregierung hat klar
gesagt, dass sie das Konzept im ersten Halbjahr
des nächsten Jahres vorlegt. Wir werden das na-
türlich auch weiterhin begleiten. Ich bin mir sicher,
dass wir, und hier lege ich großen Wert darauf, mit
den Verbänden, mit den Kommunen gemeinsam
diskutieren, damit am Ende Strukturen herauskom-
men, die auch für die nächsten Jahrzehnte haltbar
sind und die natürlich effizient sein müssen. Hier
geht es mir nicht 5.000 Minimum und so viel Mini-
mum, es müssen effiziente Strukturen herauskom-
men. Aber, Herr Minister, ich bin mir sicher, dass
die Landesregierung das vorlegen wird und dann
werden wir gemeinsam das auch diskutieren. Ich
hoffe, dass wir dann auch wirklich in Kürze das
weiterbehandeln werden. Die Landesregierung, ich
gehe mal davon aus, lässt sich kein Denkverbot von
irgendjemandem erteilen, sondern sie wird vorlegen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung hat sich Minister Dr. Gasser
zu Wort gemeldet.

Dr. Gasser, Innenminister:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, der in dieser Angelegenheit federführende
Innenausschuss des Landtags hat nach eingehen-
der Diskussion auf seiner 3. Sitzung am 29. Okto-
ber 2004 beschlossen, die Ablehnung des SPD-
Antrags dem Landtag zu empfehlen. Dies kann ich
nur unterstützen.

Die Überprüfung und Veränderung der Strukturen
im Bereich Wasser/Abwasser ist der Landesregie-
rung seit längerem ein Anliegen und sie hat bereits
erhebliche Anstrengungen in diese Richtung unter-
nommen. Seit Jahren unterstützt die Landesregie-
rung in vielfältiger Weise freiwillige Maßnahmen zur

Schaffung leistungsfähiger und wirtschaftlicher Struk-
turen im Bereich Wasser/Abwasser. Unsere Bemü-
hungen führten bislang in 27 Fällen zu Strukturver-
änderungen, die mit Struktur- und/oder Finanzhil-
fen unterstützt wurden.

Herr Ministerpräsident Althaus hat zuletzt in seiner
Regierungserklärung vom 9. September 2004 noch
einmal die Notwendigkeit unterstrichen, die Strukturen
im Wasser-/Abwasserbereich weiterzuentwickeln.
Der vorliegende Antrag der SPD-Fraktion kann da-
für jedoch keine Grundlage sein.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS:
Schade.)

Rechtsaufsichtliche Zwangsmaßnahmen zur Durch-
setzung von Strukturveränderungen sind wegen der
verfassungsrechtlich garantierten kommunalen
Selbstverwaltung, wie Herr Abgeordneter Fiedler das
soeben richtig ausgeführt hat, an restriktive Voraus-
setzungen gebunden. So bedarf es für die Gründung
eines Pflichtverbandes - und ich bitte dies einmal zur
Kenntnis zu nehmen - dringender Gründe des öffent-
lichen Wohls. Die zwingende Auflösung eines Zweck-
verbandes ist nur für den Fall vorgesehen, dass
Gründe des öffentlichen Wohls dies erfordern, ins-
besondere wenn dieser seine Aufgaben dauerhaft
nicht wirtschaftlich wahrnimmt. Damit wird deutlich,
dass eine Lösung zur Schaffung größerer Aufgaben-
träger nicht von heute auf morgen und nicht schlicht
nach dem Prinzip von Anordnung und Vollzug er-
folgen kann.

Ungeachtet dessen, dass die Landesregierung be-
reits laufende Bemühungen zur Strukturveränderung
einzelner Aufgabenträger weiterhin intensiv unter-
stützt, wird das Innenministerium der Landesregie-
rung im I. Quartal 2005 ein tragfähiges Konzept für
strukturelle Veränderungen bei den Aufgabenträ-
gern vorlegen. Hierzu fanden im Innenministerium
bereits Gespräche statt, in denen erste Überlegun-
gen zu Möglichkeiten zur Umsetzung von Struktur-
veränderungen unter Einbeziehung betriebswirt-
schaftlichen Sachverstands diskutiert wurden. Be-
reits jetzt ist erkennbar, dass sich gegebenenfalls
zwangsweise rechtsaufsichtlich umzusetzende Struk-
turveränderungen auch an wirtschaftlichen Gesichts-
punkten zu orientieren haben. Dafür ist eine nähere
Betrachtung der Aufgabenträger unter betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten angezeigt. Da das
Thüringer Innenministerium bereits in den Jahren
2001 bis 2003 eine so genannte Tiefenprüfung
durchgeführt hat, die zwar nicht im Schwerpunkt,
aber auch betriebswirtschaftliche Aspekte berück-
sichtigt hat, kann zur erforderlichen Bewertung der
Aufgabenträger hierauf aufgebaut werden. Die ge-
nauere Konzeptionierung wurde einer Arbeitsgrup-
pe übertragen, die sich aus Mitgliedern verschie-
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dener Ressorts und dem Landesverwaltungsamt
zusammensetzt. Im Rahmen der Tätigkeit der Ar-
beitsgruppe wird auch die Frage einzubeziehen
sein, welche Möglichkeiten des Einsatzes vorhan-
denen Landespersonals mit betriebswirtschaftlicher
Kompetenz bestehen. Dem Kabinett wird zunächst
über den Fortgang der Überlegungen berichtet wer-
den. Sicher ist bislang nur, dass es für dieses kom-
plexe Problem keine Patentlösung gibt. Zu welchen
Strukturvorschlägen wir gelangen werden, kann ich
Ihnen heute noch nicht sagen.

Vielleicht noch zwei Anmerkungen: Frau Taubert,
Sie hatten als Berichterstatterin angeführt, ich sei
im Innenausschuss nicht bereit oder in der Lage ge-
wesen, Ihnen etwas zu berichten, was wir konzep-
tionell vorhaben. Unsere Art ist es und auch meine
Art, dass wir zunächst einmal nachdenken, bevor
wir reden. Und dieses Nachdenken, das hatte ich
Ihnen auch im Innenausschuss schon gesagt, lasse
ich mir nicht vorgeben von Ihnen. Ich glaube auch,
dass Sie das letztlich akzeptieren werden. Ich bin
aber auch nicht bereit, gemeinsam mit dem Innen-
ausschuss ein Konzept zu erarbeiten, sondern ich
werde - es gibt doch sonst nur Quasselrunden - ein
Konzept erarbeiten und werde Ihnen das vorlegen
und dann können wir das diskutieren. Ansonsten
müssten wir uns vielleicht in endlosen Runden über
Tage und Wochen dort mit Ihnen unterhalten. Das
machen wir nicht, sondern wir legen Ihnen etwas vor,
was Hand und Fuß hat, was auf Fakten aufbaut.
Danach können wir das ausführlich diskutieren,
aber nicht nur im Innenausschuss, sondern das
werden wir selbstverständlich auch mit den Verbän-
den und natürlich den entsprechenden Gemeinden
diskutieren. Dann hatten Sie, Frau Taubert - nein,
das reicht, glaube ich. Damit war gemeint, dass ich
darauf hingewiesen hatte, dass wir erst mal nach-
denken, intern diskutieren, das Kabinett unterrichten,
das Kabinett einbinden und dass wir das dann in den
parlamentarischen Bereich hineinbringen, in den
Innenausschuss, wie das Verfahren auch üblich und
richtig ist. Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ach
doch, Herr Gentzel kam ja extra her, um zwei Sätze
anzukündigen. Herr Abgeordneter Gentzel, SPD-
Fraktion.

Abgeordneter Gentzel, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, zwei Sätze, machen wir mal zwei Bemer-
kungen daraus, die ich schlicht und einfach ma-
chen wollte zu dem zunächst, was hier gesagt wor-

den ist, und dann mal etwas, was hier überhaupt
noch nicht gesagt worden ist. Zunächst, Herr Minister,
Sie haben von einer eingehenden Diskussion im
Innenausschuss gesprochen. Sie haben wortwört-
lich von einer eingehenden Diskussion, ich habe
mir das hier notiert, gesprochen. Ich will mich ja
diesem nicht verweigern, aber damit nicht ein fal-
scher Eindruck entsteht, wir haben im Innenaus-
schuss zu zwei Dritteln der Zeit darüber diskutiert,
warum Sie dem Innenausschuss fachlich keine Aus-
kunft geben wollen. Wir haben nicht über die Prob-
lematik geredet, sondern Sie haben ziemlich klar
und deutlich gesagt, Sie haben einen Auftrag der
Landesregierung ein Konzept zu erarbeiten, und Sie
fassen diesen Auftrag der Landesregierung gleich-
zeitig als eine Art Maulkorb den Landtagsabgeord-
neten gegenüber auf.

(Beifall bei der SPD)

(Zwischenruf Abg. Lieberknecht, CDU:
Erst denken, dann reden!)

Genau das spiegelt sich in der Art und Weise wi-
der, wie Sie Ihre Ausführungen beendet haben.

(Beifall bei der PDS)

Ich halte es für eine Unverschämtheit,

(Unruhe bei der CDU)

egal welchen Ausschuss hier im Thüringer Landtag
zu einer Quasselrunde abzuqualifizieren.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Das gilt ausdrücklich für jeden Ausschuss. Herr In-
nenminister, ich ziele jetzt ausdrücklich auf andere
Abgeordnete als auf mich, es gibt einige hier in die-
sem Haus, die sich schon länger mit dieser Proble-
matik Wasser und Abwasser beschäftigen und die
sitzen auch im Innenausschuss. Und die bei einer
so wichtigen Frage - wo wir uns, was die Wichtig-
keit betrifft, alle einig sind - von Vornherein zu einer
Quasselrunde abzuqualifizieren, ist eine Unver-
schämtheit.

(Unruhe bei der CDU)

Jetzt komme ich zu dem, was hier bisher nicht ge-
sagt worden ist. Wir haben dieses Konzept einge-
fordert, wir haben einen Zeitplan von der Landes-
regierung, wir wollen ein Konzept, ein Konzept ist
nicht da, aber es wird ja gearbeitet, und zwar wird
im Hintergrund gearbeitet.

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, PDS: Hinter
geschlossener Tür.)
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Ich will mal ein Beispiel geben. Ich weiß ja gar nicht,
ob Sie darüber informiert werden, Herr Innenminis-
ter, was da läuft im Augenblick in Thüringen, gera-
de in Anbetracht der Haushaltsdebatte, die wir ges-
tern geführt haben. Herr Köckert schaut mich schon
an, er ahnt sicherlich, was an dieser Stelle kommt.
Wir haben in Eisenach den Wasser-Abwasser-Ver-
band umstrukturiert, das war schlicht und einfach
nötig. Die Umstrukturierung hat unter anderem ein
Ziel - man will sich vergrößern, und zwar denkt man
in Richtung Hörselberg-Gemeinde. Die Hörselberg-
Gemeinde hat alles in den Sand gesetzt, was man
in den Sand setzen kann und hat 13 Mio. ��("��#�
den. Da gibt es die feste Zusage der Landesregie-
rung, wir entschulden euch - 13 Mio. ���
��$������
Landesregierung, wir entschulden euch. Da stehen
die Vertreter der Ministerien in großen Runden auf
und sagen, wir warten ja nur darauf, dass wir ihnen
die 13 Mio. ���� ���!�����	��$����$����"��+����
mal was. Mit den gestrigen Haushaltsbeschlüssen
fehlen meiner Heimatstadt, der Stadt Eisenach, im
nächsten Haushalt 4,5 Mio. �	

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Wir
haben gestern keinen Haushalt be-
schlossen.)

Wir wissen ja, wie hier beschlossen wird. Denen
werden definitiv 4,5 Mio. �����#����� ���#�����,���
sonal abgebaut haben, obwohl sie Hebesätze an-
gehoben haben, obwohl sie kommunale Steuern an-
gehoben haben. Die haben ihre Aufgaben gemacht
und werden bestraft. Und in der Hörselberg-Gemein-
de hat man nun wirklich alles vor die Wand gefahren,
was man vor die Wand fahren kann, und die werden
belohnt. Die kriegen jetzt 13 Mio. ����$������������
schuldet werden. Da wird überhaupt nicht gefragt,
was ist da schief gelaufen. Wir reden ja immer über
die persönliche Verantwortung von Verbandsräten.
Da wird auch nicht gefragt, was ist dort im Verband
passiert. Da redet der eine mit dem Ministerium und
der andere redet mit dem Ministerium. Der eine oder
andere Ehrgeizige spricht schon mal in seinem Um-
feld, man muss ja vorweg arbeiten, damit man nicht
eingeschlossen wird - da muss man schneller sein
und versuchen, die anderen rüberzuziehen. Da ent-
stehen solche Sachen. Gestern im Haushalt erfah-
ren wir, wie hart das Leben wird. Der Innenminister
erzählt uns heute, dass wir noch keine Konzepte ha-
ben. Und wenn man in das Land reinguckt, weiß
man, dass mit den Millionen rumgeschmissen wird.
Das hätten wir ganz gern erfahren, auf welcher
Grundlage solche Dinge hier in dem Land disku-
tiert und zugesagt werden, Herr Innenminister. Wie
kommt man denn dazu? Ich wusste ja, dass Sie nicht
informiert sind, deshalb sagen Sie ja, ich weiß es
nicht. Das wird wahrscheinlich auf ganz anderen
Schienen geregelt als dass mit Ihnen gesprochen
wird. Das scheint im Land sowieso effektiver zu sein,

wenn es um die Kommunen geht.

Meine Damen und Herren, wir haben das Recht da-
rauf, hier eine Auskunft zu bekommen. Diese Aus-
kunft ist nicht gegeben worden im Ausschuss, das
muss man klar und deutlich sagen. Der Antrag ist
wie so viele Anträge einfach nur versenkt worden,
weil man uns nicht antworten wollte. Das muss
hier in der heutigen Debatte noch mal klargestellt
werden. Ich habe allerdings keine Hoffnung, dass
es bei der Abstimmung zu einer Erleuchtung hier im
Mittelblock kommt. Das war es von meiner Seite.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung Minister Dr. Gasser noch
einmal.

Dr. Gasser, Innenminister:

Jetzt gibt es keine Entschuldigung, vielleicht ziehe ich
jetzt mal die Samtpfötchen aus. Also, Herr Gentzel,
ich möchte mal was richtig stellen. Erstens, ich habe
nicht gesagt, dass wir im Innenausschuss das aus-
führlich diskutiert haben, sondern ich habe gesagt,
dass wir das im Innenausschuss ausführlich disku-
tieren werden, wenn ich das Konzept dort vorlege,
wenn es fertig ist.

(Beifall bei der CDU)

Das ist das Erste und ich bitte, mich da nicht falsch
zu interpretieren. Dann, das Zweite ist - und da muss
man vielleicht mal zur Kenntnis nehmen, dass dazu
gehört, dass man auch richtig zuhört -, ich hätte den
Arbeitsauftrag als Maulkorb der Landesregierung
oder so etwas aufgefasst. Ich hatte deutlich, klar ge-
sagt, dass wir zunächst einmal arbeiten, uns überle-
gen, was wir Ihnen präsentieren und dann wird das
ausführlichst dort in dem Ausschuss beraten. So ist
das auch der richtige parlamentarische Weg.

Der weitere Punkt, dass ich den Ausschuss als Quas-
selbude bezeichne, ist auch unzutreffend. Das ist
jetzt Ihre Interpretation. Ich will nur vermeiden - und
ich habe von Quasselrunden gesprochen - wenn kein
Konzept vorgelegt wird, das man diskutieren kann,
dann hat man auch keine Grundlage zur Diskussion
und man muss das etwas vorstrukturieren. Genau
das werde ich machen und Sie sollten nicht solche
Folgerungen hier aus dem, was ich gesagt habe,
ziehen, die nicht zutreffend sind.

(Beifall bei der CDU)



Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 9. Sitzung, 10. Dezember 2004 871

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Jetzt liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr
vor. Ach doch, der Abgeordnete Köckert.

Abgeordneter Köckert, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich
glaube, hier muss noch eine Richtigstellung erfol-
gen, weil sonst der Eindruck stehen bliebe, dass
der Vorwurf von Herrn Gentzel, hier würde mit Mil-
lionen herumjongliert ohne rechtliche Grundlage,
gerechtfertigt wäre. Herr Gentzel ist erst neu in sei-
nem Amt als innenpolitischer Sprecher und des-
halb kann man ihm das vielleicht nachsehen,

(Unruhe bei der CDU)

dass er in den Regularien nicht so ganz genau
Bescheid weiß. Es gibt ein Strukturhilfeprogramm
des Landes, das ist 1998 eingerichtet worden. Mit
diesem Strukturhilfeprogramm sind in den letzten
Jahren mehrere Verbände schon zusammengeführt
worden. Dieses Strukturhilfeprogramm wird auch in
dem konkreten Fall Eisenach Erbstromtal mit der
Gemeinde Hörselberg angewandt werden. Es gibt
also eine Rechtsgrundlage für den Vorgang, auch für
eventuelle Zahlungen von Geldern. Herr Gentzel soll-
te sich die entsprechenden Richtlinien anschauen,

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD: Ich
halte es nicht für gerecht.)

um in weiteren Diskussionen nicht irgendwelche
Halbwahrheiten oder Andeutungen zu machen, die
nur ein schräges Licht auf eigentlich sehr korrekte
Verwaltungsvorgänge werfen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Kann ich jetzt feststellen, dass keine Wortmeldungen
mehr angezeigt werden? Ja, so ist es. Ich schließe
die Aussprache und wir stimmen ab direkt über
den Antrag der Fraktion der SPD in der Drucksa-
che 4/183. Der Abgeordnete Höhn möchte viel-
leicht namentliche Abstimmung beantragen?

Abgeordneter Höhn, SPD:

Frau Präsidentin, Sie haben es erkannt, die SPD-
Fraktion beantragt namentliche Abstimmung.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Dann werden wir namentlich über diesen Antrag
der SPD-Fraktion abstimmen.

Ich nehme an, es hatte jeder die Möglichkeit, seine
Stimmkarte abzugeben. Damit kann jetzt ausgezählt
werden.

Mir liegt das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Antrag der SPD-Fraktion in der Druck-
sache 4/183 vor. Es wurden 80 Stimmen abgegeben:
mit Ja haben 35 gestimmt, mit Nein 45, es gab keine
Stimmenthaltungen. Damit ist der Antrag mit Mehr-
heit abgelehnt (namentliche Abstimmung siehe An-
lage 2). Ich schließe den Tagesordnungspunkt 9.

Ich komme zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 10

Etablierung einer Mitteldeut-
schen Wissenschaftsregion
Leipzig-Halle-Jena
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 4/304 -

Die einreichende Fraktion hat beantragt, dass Ab-
geordneter Bausewein die Begründung vornimmt.

Abgeordneter Bausewein, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren, Leipzig, Halle und Jena sind Wissen-
schaftsstandorte mit jeweils eigener Tradition und
individuellen Profilen, aber auch mit sich überschnei-
denden Forschungs- und Entwicklungsinteressen.
Ich nenne hier nur die Biotechnologie, die von allen
drei Standorten in fast ihrer gesamten Bandbreite
abgedeckt wird. Trotz dieser Schnittmengen und
auch trotz geringer geographischer Distanzen zwi-
schen Leipzig, Halle und Jena sowie einer großen
Ballung universitärer und außeruniversitärer For-
schungseinrichtungen gibt es bislang nur margina-
le Ansätze standortübergreifender wissenschaftli-
cher Kooperation. Sie bewegen sich weit gehend
im Rahmen des Mitteldeutschen Universitätsver-
bundes der Universitäten Halle, Jena und Leipzig
und schöpfen das beachtliche gemeinsame For-
schungspotenzial der Region bei weitem nicht aus.
Gleichzeitig wissen wir, meine Damen und Herren,
dass Clusterbildung, also die Vernetzung der Inno-
vationskräfte von Wissenschaft und Wirtschaft, von
hoher Bedeutung für die Zukunftsfähigkeit, nicht nur
Thüringens, sondern ganz Ostdeutschlands ist. Ein
gutes Beispiel für eine gelungene Clusterbildung
bildet die "BioRiver-Region" in Nordrhein-Westfa-
len. Diese auf Biotechnologie ausgerichtete Wissen-
schaftsregion erstreckt sich zwischen Aachen, Bonn,
Köln, Düsseldorf und Jülich. Obwohl "BioRiver" erst
im Oktober 2003 offiziell ins Leben gerufen wurde,
ist die Kooperationsintensität der einzelnen Stand-
orte untereinander bereits erstaunlich hoch. Es be-
stehen in der "BioRiver-Region" rund 380 thematisch-
orientierte biotechnologische Arbeitsgruppen und 18
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unter der Dachmarke "BioRiver-Parks" zusammenge-
schlossene Gründerzentren mit biotechnologischer
Ausrichtung. Die "BioRiver-Region" wird von einem
Trägerverein zentral vermarktet und koordiniert. Als
seine Mitglieder fungieren Unternehmen, die Indus-
trie- und Handelskammer, Forschungseinrichtungen
sowie die Städte der Region.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da fragt
man sich doch, wieso geht so etwas nicht zwischen
Leipzig, Halle und Jena? Warum haben wir dort
noch keine Mitteldeutsche Wissenschaftsregion?
Beim Fragenstellen wollen wir es aber nicht belas-
sen, deshalb hat die SPD-Fraktion den Ihnen vor-
liegenden Antrag eingebracht. Als länderübergrei-
fendes Projekt geht die Etablierung einer Mittel-
deutschen Wissenschaftsregion natürlich mit eini-
gem juristischen, materiellen und organisatorischen
Regelungsbedarf zwischen Thüringen, Sachsen und
Sachsen-Anhalt einher. Insofern besteht natürlich
ein Unterschied zur "BioRiver-Region", die ja nur
einen Teil eines ganz bestimmten Bundeslandes,
sprich Nordrhein-Westfalen, umfasst. Bei der Mit-
teldeutschen Wissenschaftsregion sind die Landes-
regierungen Thüringens, Sachsens und Sachsen-
Anhalts hingegen gleichermaßen in der Pflicht. Des-
halb fordert unser Antrag die Thüringer Landesre-
gierung auf, gemeinsam mit Sachsen und Sach-
sen-Anhalt vorzugehen, gemeinsam zunächst eine
Konzeption zur Realisierung einer Mitteldeutschen
Wissenschaftsregion zu erarbeiten und dann zügig
die notwendigen Schritte zu deren Umsetzung ein-
zuleiten. Ein Ansatzpunkt für ein derartiges kon-
zentriertes Vorgehen findet sich in der von den drei
Ländern vor einiger Zeit ins Leben gerufenen Ini-
tiative "Mitteldeutschland". In deren Agenda haben
alle drei Landesregierungen ein klares Bekenntnis
zur länderübergreifenden, engen wissenschaftlichen
Kooperation und Clusterbildung abgegeben. Die ent-
sprechenden Passagen finden Sie in unserem Be-
gründungstext umfänglich zitiert. Eigentlich müssten
wir also bei der Mehrheitsfraktion in diesem Hause
offene Türen einrennen. Meine bisherige Erfahrung
aus den letzten sechs Monaten lässt mich aller-
dings eher das Gegenteil befürchten. Deshalb bitte
ich Sie an dieser Stelle noch einmal nachdrücklich
um Ihre Zustimmung zu unserem Antrag. Helfen Sie
mit, eine Mitteldeutsche Wissenschaftsregion Leip-
zig-Halle-Jena zu etablieren und gleichzeitig die
Initiative "Mitteldeutschland" endlich mit Leben zu
erfüllen. Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich eröffne die Aussprache. Für die CDU-Fraktion
hat sich Abgeordneter Schwäblein zu Wort gemeldet.

Herr Schwäblein, Ihre Wortmeldung ist abgegeben
worden und die Landesregierung wird sich sicher
an gegebener Stelle zu Wort melden, wenn sie das
möchte.

(Heiterkeit im Hause)

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren, auch das ist mir bekannt, dieser Erklä-
rung bedarf es wahrlich nicht.

(Beifall bei der SPD)

Durch meine vierzehnjährige parlamentarische Praxis
weiß ich sehr wohl, dass die Landesregierung jeder-
zeit das Rederecht hat. Ich hatte aber vorher Kun-
de davon, dass sie von ihrem Rederecht sehr bald
Gebrauch machen wollte und habe deshalb schlicht
noch mal nachgefragt. Vielleicht hatte ich da einen
Wissensvorsprung, es hat sich als nicht korrekt
herausgestellt, insoweit bin ich trotzdem in der La-
ge, darauf zu reagieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich gehe
davon aus, dass der Minister nachher noch ausgie-
big und detailliert vortragen wird, welche Wissen-
schaftskooperationen Thüringer Hochschulen mit
Hochschulen Mitteldeutschlands und darüber hinaus
vorhanden sind.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: War das
jetzt eine Drohung?)

Dem Antrag der SPD kann ich insoweit Gutes ab-
gewinnen, dass es heute die Möglichkeit gibt, über
unsere vielfältige Hochschul- und Wissenschaftsland-
schaft und die Forschungskooperation zu sprechen,
auch über deren Notwendigkeit. Insoweit finden Sie
uns durchaus gedanklich an Ihrer Seite. Was wir
nicht nachvollziehen können, ist der Umstand, dass
man Wissenschaftskooperation ausschließlich auf
eine einzige Thüringer Hochschule - und hier eine
Universität, die dem politischen engeren Wirkungs-
kreis des Herrn Fraktionsvorsitzenden sehr nahe
steht - reduzieren will. Thüringen, Herr Matschie, ist
mehr als Jena. Und die Hochschullandschaft Thü-
ringens ist wahrlich mehr als die Jenenser Univer-
sität, auch wenn sie die größte ist, die einzige Voll-
universität und sehr wohl zu Recht eine bedeutsa-
me Rolle in der Thüringer Wissenschaftslandschaft
spielt. Aber über die Jahre - und das mag bei Ih-
rem Aufenthalt in Berlin vielleicht dort nicht ange-
kommen sein, obwohl Sie eventuell sogar mit dem
Gebiet fachlich zu tun hatten - hat sich ein Campus
Thüringen herausgebildet, der arbeitsteilig funktio-
niert und durch den wir sehr wenig Dopplungen in
der wissenschaftlichen Ausrichtung unserer Hoch-
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schulen haben. Das, was andere Länder, insbeson-
dere Sachsen-Anhalt, im Moment gerade erst müh-
sam nachvollziehen - angesichts knapper Kassen,
sich jeweils auf ein wesentliches Gebiet zu kon-
zentrieren, Dopplungen möglichst zu vermeiden -,
hat Thüringen im Wesentlichen vermieden und dort,
wo es sie mal gab, bei der Medizin, unter Schmerzen
korrigiert. Insoweit ist es uns unverständlich, dass Sie
sich ausschließlich auf Jena, Leipzig und Halle kon-
zentrieren, Mitteldeutschland hat also auch noch
Magdeburg, hat insbesondere noch Chemnitz, hat
insbesondere noch Dresden, aber auch Ilmenau,
Weimar und vielleicht noch den geisteswissenschaft-
lichen Bereich Erfurt zu bieten. Sie ignorieren mit
Ihrem Antrag, dass mittlerweile auch die ein oder an-
dere Fachhochschule sehr gute Forschungsansätze
bietet. Das nicht in den Blick zu nehmen, offenbart
ein solches Maß an Naivität oder was immer man
dazu sagen kann, dass ich es schier nicht mehr ver-
stehe.

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Sie ver-
stehen so manches nicht, Herr Schwäb-
lein.)

Nein. Und Sie im Speziellen überhaupt nichts und
Sie tun auch nichts dazu, daran etwas zu ändern.
Was haben Sie denn gemacht die letzten paar Jahre?
Sie waren

(Zwischenruf Abg. Taubert, SPD: Er-
wachsenenqualifizierung.)

doch mal für die Wissenschaftslandschaft ganz
Deutschlands zuständig. Sind Sie mit Ihrer Nasen-
spitze nicht über Berlin hinausgekommen? Dass das
Ihre Kreisverbände kritisieren, dass Sie in Thürin-
gen nicht anwesend waren, hat man ja nun gehört.
Sie hatten nun doch ausreichend Zeit, ein halbes
Jahr lang, und hätten bei Ihren Kreisbereisungen
außer Ihren SPD-Hinterzimmern auch mal ein paar
Thüringer Hochschulen besuchen können und hät-
ten mit eigenen Augen sehen können, was es dort
schon an Forschungen und Forschungskooperatio-
nen gibt. Spätestens das Internet bietet die Möglich-
keit, sich darüber zu informieren. So gut und richtig es
ist, dass Jena, Halle und Leipzig kooperieren, so
wichtig ist es, dass Jena auch mit Boston und an-
deren Hochschulen weltweit kooperiert. Forschungs-
verbünde sind heute weniger nach Regionen, son-
dern nach wissenschaftlichen Leistungsfähigkeiten
zu bilden. Da sollten sich die Stärksten nicht nur in
Mitteldeutschland zusammentun, sondern deutsch-
landweit und darüber hinaus. Die Europäische Union
verlangt geradezu, heute Forschungskooperation
über Ländergrenzen hinaus anzusiedeln, um ausrei-
chend Förderung zu bekommen. Sollten wir diesen
Gedanken gemeinsam befördern, dann würden wir
uns wieder treffen. Aber Ihr kleinkarierter Antrag des

Jenenser SPD-Kreisverbandes, den sollten Sie
schnell wieder zurückziehen. Herzlichen Dank.

(Unruhe bei der SPD)

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die PDS-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete
Dr. Kaschuba zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Dr. Kaschuba, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich tue
das nur sehr ungern und stimme Herrn Schwäblein
zu, aber in einem Fall möchte ich Herrn Schwäblein
zustimmen, der Antrag der SPD-Fraktion lautet:
"Etablierung einer Mitteldeutschen Wissenschafts-
region Leipzig-Halle-Jena" und in den beiden Be-
schlusspunkten wird dann aufgefordert, es zu etablie-
ren und dafür die juristischen, materiellen und struk-
turellen Voraussetzungen zu schaffen. In der Be-
gründung geht die SPD wesentlich weiter und re-
det dann von Mitteldeutschland und von einer mit-
teldeutschen Initiative. Aber, Herr Matschie, es ist tat-
sächlich so, Mitteldeutschland ist groß. Also, wenn
Sie bis Salzwedel gucken und darüber hinaus oder
bis Freiberg und was noch so alles dazwischen-
liegt, das ist schon ein wesentlich größerer geo-
graphischer Bereich.

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Das
bestreitet doch keiner, Frau Kaschuba.)

Ich glaube, es nur auf Leipzig, Halle und Jena zu
beziehen, das ist wirklich zu kurz gegriffen. Ich denke,
dahinter stehen auch, ich will mal sagen, Ihre Ideen
und Intentionen, die Sie ja sicher als Staatssekretär
im Ministerium zur Wirkung bringen konnten und
die Ihre Ministerin öffentlich auch besprochen hat,
der Gründung von Exzellenzzentren. Vielleicht ist das
der Gedanke, den Sie dahinter haben, dass Sie hier
in besonderer Weise eine Struktur schaffen wollen.
Aber, ich denke, und das denke nicht nur ich, ein
Exzellenzzentrum kann man nicht schaffen, das
kann man nicht gründen, das entwickelt sich und da-
für muss Politik die Rahmenbedingungen schaffen

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Genau
um die Rahmenbedingungen geht es.)

und sozusagen die Leitplanken, in denen sich das
entwickeln kann. Dann kann man auch

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Ge-
nau diese Rahmenbedingungen!)
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per Definition nicht festlegen, in welcher Region
oder in welchem geographischen Bereich sich so
ein Exellenzzentrum eventuell entwickeln könnte.

Ich möchte dazu mal etwas ganz Einfaches sagen,
es wird nicht jeder hier im Raum wissen, wie viele
Einrichtungen es eigentlich insgesamt gibt. Thürin-
gen lasse ich weg, da hoffe ich, dass es jeder weiß,
aber ich fange mal mit Sachsen an: Der Freistaat hat
27 Hochschuleinrichtungen, 5 Universitäten, 5 Kunst-
hochschulen, 5 Wirtschaftshochschulen, dazu die Be-
rufsakademie Sachsen und weitere 11 nicht staat-
liche Hochschulen, 21 Forschungseinrichtungen, 14
davon gehören zur Leibniz-Gemeinschaft oder zur
Fraunhofer-Gemeinschaft und zu Gesellschaften wie
Max Planck. Von den 27 Hochschuleinrichtungen ent-
fallen 6 auf den Standort Leipzig, von den 21 For-
schungseinrichtungen sind es mehr als die Hälfte,
nämlich 13.

In Sachsen-Anhalt befinden sich 10 Hochschulein-
richtungen, 2 Universitäten, 1 Kunsthochschule, 5
Fachhochschulen und 2 nicht staatliche Hochschu-
len. Von den 10 Hochschuleinrichtungen sind 3 in
Halle, 15 sind Forschungseinrichtungen, darunter
ebenfalls viele Leibniz-, Max Planck- und Fraunho-
fer-Institute und die große Masse davon verdichtet
sich auf den Standort Halle, nämlich 10.

Thüringen, hatte ich gesagt, wird jeder selbst ken-
nen, das werde ich also weglassen. Wir haben,
das ist vielleicht dem einen oder anderen bekannt,
in dieser Woche eine Anhörung der Hochschulen
des Landes und der außeruniversitären und wirt-
schaftsnahen Forschungeinrichtungen gemacht. Die
Beteiligung an dieser Anhörung war sehr hoch und
dort sind auch viele Vorstellungen und Wünsche ge-
äußert worden. Frau Lieberknecht hat gestern ge-
sagt, wir sollten uns hier nicht dem partikulären
Lobbyismus verschreiben in der Politik. Diese Aus-
sage halte ich also auch an dieser Stelle für trag-
fähig. Aber in einer gewissen Weise möchte ich für
die Lobby im Wissenschafts- und Forschungsbe-
reich werben, weil ich denke, dass genau aus die-
sem Bereich die Kompetenzen entwickelt werden
für Beschäftigung und für wirtschaftliche Entwick-
lung in Thüringen. Ich denke, wir sollten alle ernst-
haft darüber nachdenken, ohne uns auch gegenseitig
die Schuld an irgendwelchen Dingen zuzuweisen.

Ich möchte auf einige Dinge hinweisen oder einige
Dinge benennen, von denen ich denke, dass sie
tatsächlich ein Mittel wären, um in dieser Mitte-
Deutschland-Region, die ich also deutlich weiter
fasse als Herr Matschie das tut, zu Voraussetzun-
gen zu kommen, die Zusammenarbeit möglich ma-
chen. Ich beginne mit dem Hochschulbereich. Wir
haben nach wie vor eine Vervielfachung der Stu-
dierendenzahlen, obwohl sie in diesem Jahr erst-

malig zurückgegangen sind, egal aus welchen Grün-
den auch immer, die Gründe sind ja noch nicht so
bekannt. Es gibt immer noch einen gewissen Diri-
gismus in der Hochschulpolitik, wo in die Hoch-
schulen hineinregiert wird. Und es gibt, da wird die
Landesregierung nicht mit einverstanden sein, auch
eine nachhaltige Unterfinanzierung der Hochschu-
len auch in Thüringen trotz des Hochschulpakts. In
allen drei Ländern müssen sich die Hochschulen
auseinander setzen mit der Internationalisierung der
Hochschulsysteme.

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch das
Stichwort "Föderalismus" erwähnen. In der von uns
durchgeführten Anhörung wurde zu meiner großen
Verblüffung die Föderalismusdebatte sehr genau
ins Auge gefasst und auch sehr große Besorgnis
geäußert, was sich auf dieser Ebene abspielt, ins-
besondere im Bereich der Hochschulen, der Hoch-
schulfinanzierung, des Hochschulbaus u.Ä., wo wirk-
lich auch um die Töpfe gekämpft wird durch die Län-
der, was in Länderhoheit kommt, was beim Bund
bleibt. Diese Sorgen sollten wir ernst nehmen. Es
wurde dort nachdrücklich betont, dass man sich nach
wie vor eine Mischfinanzierung zwischen Bund und
Ländern in diesen Bereichen vorstellt und wünscht,
dass es aber auch sehr wünschenswert ist, Herr
Matschie, dass die Mammutprogramme des Bundes-
ministeriums abgespeckt werden und die Mittel mehr
in die DFG gegeben werden, um auch gezielt und
gut evaluiert in diese Bereiche hineinfördern zu kön-
nen. Das waren klare Ansagen, die wir dort gehört
haben.

Dann will ich doch noch mal etwas zu den Eliteuni-
versitäten sagen und der im Sommer sehr kühn ver-
kündeten Idee der Abschaffung - sag ich jetzt mal so -
der Leibniz-Institute, also der Institute der Leibniz-
Gemeinschaften, die wohl an die Hochschulen an-
gebunden werden sollten. Irgendwoher wollte man
wahrscheinlich auch das Geld realisieren, um die-
ses Elitekonzept umsetzen zu können. Ich denke,
das sind alles keine Diskussionen, die langfristig
kontinuierlich förderlich sind für die Ausrichtung
des Wissenschafts- und Hochschulbereichs und auch
nicht, wenn man über eine Mitteldeutschlandinitia-
tive sprechen will. Das ist chaotisch, was dort ab-
läuft. Bis heute ist dieser Diskussionsprozess auch
nicht zu Ende geführt worden. Ich denke, für eine
gute Zieldebatte muss man davon ausgehen, dass
wir in Thüringen auch die Voraussetzungen schaffen
müssen, einmal um Alleinstellungsmerkmale für die
Einzelnen zu ermöglichen, denn nur über deutliche
Alleinstellungsmerkmale kann mit diesen Einrichtun-
gen für Kooperation und Zusammenarbeit geworben
werden, sonst funktioniert es gar nicht. Man muss
nicht alles doppelt und dreifach machen, da haben
Sie schon Recht, aber für die Entwicklung dieser
Alleinstellungsmerkmale sollten wir Einiges tun. Im
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Bereich der Hochschulen, denken wir, ist in der Hoch-
schulautonomie der Abbau von hemmenden Rege-
lungen erwünscht und insgesamt das Aufeinander-
abstimmen von Förderrichtlinien der drei Bundes-
länder, um ein funktionierendes Netzwerk entstehen
zu lassen. Ich denke auch nicht, dass man ein Netz-
werk aufbauen kann; Netzwerke bilden sich heraus.
Politik kann nur die Bedingungen dafür schaffen und
kann nur dafür sorgen, dass es dort zu guten, ver-
lässlichen Beziehungen kommt.

Ich würde Ihnen vorschlagen, dass Thüringen eine
Initiative ergreift, dass unter gleichen Bedingungen
Autonomie an den Hochschulen gewährt wird, dass
es eine Bundesratsinitiative gibt zur Entrümpelung
von Bundesgesetzen und überflüssigen Regelungen
und dass in den jeweiligen Landesgesetzen nach
einer ähnlichen Verschlankung in der Konformität ge-
sucht wird.

Ich möchte jetzt zu den Hochschulen noch einige
wenige Sätze sagen. Wir halten es für wünschens-
wert, dass den Hochschulen Globalhaushalte ge-
währt werden, dass die Hochschulverträge ohne ein-
schränkende und detaillierte Regelungen verabschie-
det werden, dass man über die Schaffung von zwei
Sonderfonds nachdenken könnte, eines Fonds als
Ausgleich bei speziellen, noch konkret zu formulie-
renden Problemlagen von Hochschulen, zum Beispiel
wenn die Studentenzahlen deutlich überschwappen,
und zweitens eines Sonderfonds zur Förderung von
Spitzenleistungen in Forschung und Lehre. Darüber
könnte man auch gemeinsam in allen drei Ländern
nachdenken. Ich dächte, wenn Thüringen dort die
Initiative ergreift, wäre das für alle ein großer Fort-
schritt.

Ich will nichts sagen zu der Vergleichbarkeit von Ab-
schlüssen, Bachelor- und Masterabschlüssen, auch
der gleichen Zugangsmöglichkeiten zum Master-
abschluss, aber auch dort könnte man initiativ wer-
den und sagen, das will ich. Allerdings sollte man
sich von der Verbeamtung im Bildungsbereich als
Relikt vergangener Zeiten doch zum gegenwärtigen
Zeitpunkt verabschieden. Ein grundsätzlicher Verzicht
in allen drei Ländern wäre ein bundespolitisches
Signal und würde auch gleiche Ausgangslagen be-
deuten. Dazu gehört natürlich auch die Erarbeitung
und Verabschiedung eines Wissenschaftstarifs.

Meine Damen und Herren Abgeordneten, im Rahmen
dieser Debatte möchte ich noch Einiges zum Bereich
Forschung und Entwicklung sagen. Ich will mit der
Grundlagenforschung beginnen. Wir haben den
Haushalt vorliegen. Wir wissen, dass es wieder deut-
liche Kürzungen in diesem Bereich gibt. Ich hatte zu
Anfang schon gesagt, ich hatte mich auf diese Aus-
sage zum Lobbyismus bezogen, aber ich denke, in
diesem Bereich sollte man nicht kürzen, weil auch

die Akteure aus den Einrichtungen, mit denen wir
gesprochen haben, immer wieder betont haben, dass
ihre Einrichtungen zum Ziel haben müssen, Beschäf-
tigung zu schaffen, zu sichern und auch nachhaltig
zu installieren. Ich denke, darüber muss man sich
verständigen, sowohl in den Fraktionen als auch hier
im Landtag, ob das wirklich der Bereich ist, wo Be-
schäftigung entsteht, oder ob wir zu einem Land
werden wollen, das Hersteller ins Land hineinholt -
Minister Reinholz ist da ja ein großer Könner, er
macht das auch gut, es entstehen auch Arbeitsplätze,
aber es entstehen auch Probleme. Ich bleibe in Jena,
da weiß ich das: Wenn ich an den Schering-Konzern
denke, dort gab es eine Entwicklungsabteilung Fer-
mentierung, das ist einfach herausgenommen wor-
den von Schering, das ist nicht mehr am Standort
Jena erhalten worden durch den Konzern und damit
ist die Forschung und Entwicklung raus. Wir haben
es jetzt bei der Firma Brooks, dort ist zuerst die
Produktfertigung gekauft worden und jetzt wird sozu-
sagen noch die Entwicklungskapazität nachgekauft.
Das sind Probleme, die hängen sicher mit Interna-
tionalisierungsprozessen zusammen. Sie hängen
aber auch damit zusammen, dass wir in der Wirt-
schaft und in der Industrie kaum eigene F- und E-Po-
tenziale haben. Insofern, glaube ich, muss man diese
Potenziale deutlich stärken. Die Grundlagenfor-
schung ist für mich einer dieser Punkte an den Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen, in die inves-
tiert werden muss. Der Minister Reinholz hatte ein In-
terview gegeben, das habe ich gelesen, da sagte er,
er möchte viel mehr, dass projektbezogen und nicht
mehr institutionell gefördert wird. Ich glaube, das ist
auf lange Sicht eine sehr kurzsichtige Sicht auf diese
Prozesse. Das ist nicht nur meine Auffassung, das ist
auch die Auffassung der Akteure.

Ich möchte jetzt einige Dinge benennen, die uns
mitgeteilt wurden, dass man sich den Dialog von
Politik und Wissenschaft wünscht; welches sozu-
sagen die Anforderungen an uns sind. Geld ist so-
wieso geklärt, also eine stetige institutionelle För-
derung, auch um Ersatzinvestitionen machen zu kön-
nen. Sie kennen auch das Gutachten zum Wissen-
schaftsland Thüringen, wo darüber sehr durchgrei-
fende Aussagen getroffen wurden, wenn man dort
nicht investiert, dass dort beizeiten das Licht aus ist,
das ist wie bei der Raumstation MIR, wenn man nicht
weiter investiert, irgendwann ist es mit jedem mal
vorbei und es muss abgeschaltet werden. Also ich
denke, diese institutionelle Förderung muss erhalten
werden. Auch eine gezielte Projektförderung wurde
gefordert. Dazu ist der Wunsch der Fortsetzung der
Technologiekonzeption Thüringen klar formuliert wor-
den, aber mit der eindeutigen Leitbildentwicklung, in
welche Bereiche man gehen will, welche man strin-
gent verfolgen will. Diese Anforderung ist von allen
mehr oder weniger sehr deutlich ausgesprochen wor-
den. Es gab auch Aussagen zu Evaluierungsprozes-
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sen, wo man sehr deutlich einen Bürokratieabbau in
diesem Bereich formuliert hat. Das betrifft natürlich
dann auch die Zusammenarbeit in einer Mittel-
deutschlandinitiative, das haben wir bereits 2000 dis-
kutiert. Was den Bürokratieabbau anbelangt, was die
Vereinfachung und Abgleichung von Förderrichtlinien
und Elementen anbelangt, das ist die Aufgabe der
Politik, dort schafft Politik auch Voraussetzungen für
Zusammenarbeit.

Ich muss jetzt noch mal zurückkommen auf die
Grundlagenforschung und möchte die Landesregie-
rung zitieren: "Grundlagenforschung ist die Basis
jeder Suche nach Erkenntnis, das heißt jeglicher
Forschung überhaupt, und sie sollte" - so wörtlich -
"auf hohem Niveau gefördert werden." Ähnliche
Sätze lassen sich in der Regierungserklärung von
Herrn Althaus finden oder in der Anmeldung zum
Teil 3 des 24. Rahmenplans der GA "Verbesserung
der regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeitraum
2005 bis 2008. Die Frage ist nun tatsächlich: Kom-
men wir dieser Forderung nach der Förderung von
Grundlagenforschung nach oder tun wir das nicht,
wollen wir auch Verlässlichkeit herstellen, verlässliche
Rahmenbedingungen in der institutionellen Förderung
und in der Projektforschung, ich beziehe mich jetzt
einmal auf die Verbundforschung? Wenn es in jedem
Haushalt immer wieder Kürzungen in diesen Be-
reichen gibt, ist das keine Verlässlichkeit, sondern
das geht dann amplitudenhaft. Keiner weiß mehr, ob
er sich auf wen verlassen kann. Die Unternehmen
wissen nicht, ob sie sich auf die Einrichtungen ver-
lassen können. Die Einrichtungen wissen sowieso
nicht, ob sie sich auf die Unternehmen verlassen kön-
nen. Aber, ich denke, die Politik muss einen Korridor
schaffen, in dem sozusagen Verlässlichkeit herge-
stellt wird und nicht ein wackliger Boden installiert
wird. Wir haben es in der Diskussion gesehen, es gibt
jetzt schon anhand der Haushaltsdiskussion wirklich
keine Wettbewerbsdiskussion mehr zwischen den
Einrichtungen, sondern die Diskussion entwickelt sich
zur Karikatur, zur Neiddiskussion, zum Beispiel zwi-
schen den wirtschaftsnahen und den Forschungsein-
richtungen. Da, glaube ich, muss man andere Bedin-
gungen schaffen. Jemand von den Anzuhörenden hat
gesagt, Forschung und Entwicklung sind ihrer Natur
nach risikobehaftet. Risikoarmut führt zur Armut. Hier
sei noch nebenbei bemerkt, dass ein Wissenschafts-
preis, der mit 1.000 ������������������� ���"����$�"�
den Charakter einer Prämie trägt. Es ist ein Preis,
aber man sollte auch einmal über die Wertigkeit
nachdenken. Ich möchte noch aus der Stellung-
nahme einer Hochschule zitieren: "Die Schaffung
von F- und E-Netzwerken sollte mit Bezug zu den
existierenden Wirtschaftsclusterstrategiefeldern erfol-
gen. Die Zielstellung sollte nicht primär in der Ge-
nerierung von mehr Fördermitteln, sondern in der
Optimierung der Marktstellung der Thüringer Unter-
nehmen durch bessere Erzeugnisse und Verfahren

liegen. Die Begrenzung der F- und E-Netzwerke auf
Thüringen erscheint mittelfristig nicht zielführend.
Eine regionale Erweiterung erscheint dringend er-
forderlich. Die für Grundlagenforschung zur Verfü-
gung stehenden Mittel sind nicht ausreichend. Dies
betrifft nicht nur die institutionelle, sondern auch
die Projektförderung. Auch sind alle relevanten For-
schungseinrichtungen - ausdrücklich auch die Hoch-
schulen - von den vorgenommenen Kürzungen in
diesem Bereich betroffen." Die Kleinteiligkeit der Thü-
ringer Wirtschaft sollte nicht zu einer Kleinteiligkeit der
Forschungs- und Entwicklungsstrukturen führen. Die
Forschungs- und Entwicklungsstrukturen müssen
Öffnungsmöglichkeiten haben, sie müssen sich in-
ternationalisieren können und dafür müssen wir als
Politiker auch die Voraussetzungen schaffen. Inso-
fern bin ich der Meinung, dass der Antrag von Herrn
Matschie ein Anstoß sein kann, darüber nachzu-
denken, wie die Initiative Mitteldeutschland, über
die so viel geredet wird - und das ist uns auch sehr
kritisch gesagt worden, dass diese Reden alle sehr,
sehr schön sind -, umgesetzt werden kann, dass es
dort jetzt auch Strukturen geben muss, aber für Ge-
samtmitteldeutschland, dass es also auch Taten ge-
ben muss, die es ermöglichen, zusammenzuarbeiten,
die es schnell und zügig ermöglichen. Herr Matschie,
bevor Sie reden - ich weiß nicht, ob Sie es tun wer-
den - über die Exzellenzzentren oder die Schaffung
von Forschungsexzellenzen, die man vielleicht auch
etablieren kann, die Vertreter des IMB haben uns
gesagt, der Aufbau eines Exzellenzzentrums ist des-
halb auch bei konsequenter Politik ein Jahrzehnt-
projekt; die Forschung entwickelt sich aus der For-
schung heraus und kann nicht gesetzt werden von
oben herab durch die Politik. Die Politik kann nur
Rahmenbedingungen schaffen und um diese Dis-
kussion bitte ich Sie. Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat sich der Abgeordnete Mat-
schie zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Matschie, SPD:

Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrte Frau Kaschuba, Sie haben hier sehr
viel gesagt, aber sehr wenig zu dem, was in diesem
Antrag steht.

(Zwischenruf Abg. Dr. Kaschuba, PDS:
Da steht nicht mehr drin.)

Herr Schwäblein, ich kann ja verstehen, dass ein
neuer, ein ungewohnter Gedanke Mühe macht. Aber
man sollte nicht sofort auf Gegenwehr schalten, son-
dern man sollte erst einmal überlegen: Was könnte
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denn an einer solchen Idee dran sein? Um Ihnen alle
Ängste zu nehmen, die Sie hier formuliert haben, will
ich zunächst einmal deutlich machen, natürlich gibt es
auch heute schon vielfältige Forschungskooperatio-
nen. Solche Kooperationen gibt es zwischen For-
schungseinrichtungen, zwischen Hochschulen, die
gibt es aber auch zwischen einzelnen Wissenschaft-
lern. Es gibt Wissenschaftler, die haben ein welt-
weites Netz von Forschungskooperationen. Es gibt
natürlich den Campus Thüringen und die Zusammen-
arbeit und auch die Abstimmung innerhalb der Hoch-
schullandschaft in Thüringen. Das soll hier doch über-
haupt nicht in Frage gestellt werden, sondern hier
geht es um eine neue Überlegung, um eine zusätz-
liche Entwicklung und auch eine, die sich jetzt eben
mal nicht kurzfristig jemand in der Politik ausgedacht
hat, sondern eine Entwicklung, die ansetzt an schon
bestehenden Initiativen. Sie wissen vielleicht, dass
in der Diskussion der letzten Jahre, auch in der wirt-
schaftswissenschaftlichen Diskussion, die Frage der
Clusterbildung von immer stärkerer Bedeutung ge-
worden ist. Denn wir sind heute international in einer
Situation, dass nicht mehr nur einzelne Unternehmen
gegeneinander konkurrieren, dass nicht Länder oder
Staaten gegeneinander konkurrieren, sondern auch
gerade bei der Standortpolitik Cluster gegeneinander
antreten. Cluster bedeutet eine hohe Dichte von For-
schungsmöglichkeiten, Ausbildungsmöglichkeiten
und Unternehmen ein und derselben Branche oder
sich gegenseitig befruchtender Branchen. Jetzt geht
es darum, wo solche Möglichkeiten in Ansätzen vor-
handen sind. Wie können wir wirtschaftliche Ent-
wicklung weiter forcieren und beleben? Dieser Frage
geht unser Antrag nach und ich hoffe und wünsche
mir, dass wir das auch weiter diskutieren im Aus-
schuss, dass Sie jetzt nicht sofort auf Gegenwehr
schalten und sagen, da will der Matschie allein und
isoliert für Jena etwas unternehmen oder der hat den
Rest von Thüringen nicht im Blick. Darum geht es
überhaupt nicht. Es gibt einen Ansatzpunkt für diese
Kooperation, den ich gern verstärken und ausbauen
würde. Das ist der Hochschulverbund Halle-Jena-
Leipzig. Ich bin dem Jenaer Rektor Herrn Prof. Dicke
sehr dankbar, dass er auch kürzlich erst deutlich
gemacht hat, dass dieser Hochschulverbund weiter
ausgebaut werden soll, dass es da neue Initiativen
geben soll. Er hat auch deutlich gemacht vor kur-
zem in einem Vortrag, den er dazu gehalten hat, dass
es eben nicht nur auf die interne Hochschulkoope-
ration dabei ankommt, sondern dass inzwischen auch
eine Reihe von anderen Initiativen in dieser Region
dazugekommen sind, dass es verschiedene von der
Politik, von der Wirtschaft bis hin zur Kultur getra-
gene Initiativen im Raum Halle-Jena-Leipzig gibt und
dass der Hochschulverbund sich mit diesen Initia-
tiven auch zu strategischen Partnerschaften verbin-
den muss. Das ist die Überlegung, um die es in die-
sem Zusammenhang geht. Wir haben hier eine Re-
gion vor uns, die auch in Europa Ihresgleichen sucht

mit traditionsreichen, sehr leistungsfähigen Hoch-
schulen, mit rund 20 hochkarätigen Forschungs-
einrichtungen, von der Max-Planck-Gesellschaft, von
der Fraunhofer-Gesellschaft, von Leibniz, von der
Helmholtz-Gemeinschaft, und das in einem geo-
graphisch sehr engen Raum. Auch das gehört zur
Clusterbildung dazu, dass man eben nicht einen ganz
weiten Raum versucht in den Blick zu nehmen, also
Gesamtmitteldeutschland, Gesamtthüringen, Sach-
sen-Anhalt und Sachsen, sondern dass man schaut,
wo sind denn Räume mit sehr hoher Verdichtung,
sehr hoher Vernetzung und wie kann man solche
Räume zum Wohle aller drei beteiligten Bundes-
länder weiterentwickeln. Das ist doch der Punkt, um
den es in diesem Antrag geht. Dazu müssen auch
politische Rahmenbedingungen gesetzt werden. Es
geht doch nicht darum, Frau Kaschuba, dass wir
jetzt sagen, wir heben jetzt einfach mal ein solches
Projekt aus der Taufe, sondern die Forschung ist hier
schon auf dem Weg, die Hochschulen sind auf dem
Weg, die Industrie ist auf dem Weg. Jetzt kommt es
darauf an, all diese Initiativen aufzugreifen, sie po-
litisch zu begleiten, sie zu befördern und zu unter-
stützen. Dazu gehört die Kooperation der drei be-
teiligten Länder. Dazu gehört aber auch die Koope-
ration mit dem Bund und seinen Möglichkeiten, For-
schungslandschaft auszubauen, weiter zu unter-
stützen und weiter zu entwickeln, und nicht zuletzt die
Initiative, die ja 2002 ins Leben gerufen wurde von
den drei beteiligten Landesregierungen. Ich wünsche
mir, dass wir dieser Initiative wieder etwas mehr
Leben einhauchen. Herr Althaus hat ja da vor der
Landtagswahl kräftig auf die Bremse getreten, weil
er offenbar Angst hatte, dass aus dieser intensiven
Kooperation der drei Bundesländer wieder die De-
batte kommt, gibt es jetzt irgendwann eine Fusion
dieser drei Länder. Ich kann ja solche Ängste alle
nachvollziehen. Nur, jetzt sind wir nach der Landtags-
wahl und wir müssen alles daran setzen, sinnvolle
Kooperationen zwischen den drei Ländern auszu-
bauen und zu befördern. Wir haben auch nicht ewig
Zeit dafür, denn andere Länder haben sich längst
auf den Weg gemacht, ihre Clusterstrukturen auszu-
bauen. Ein Beispiel hat Andreas Bausewein ge-
nannt aus Nordrhein-Westfalen, wo sich entlang
des Rheins mehrere Hochschulen, Forschungsein-
richtungen und weit über 100 Unternehmen zu solch
einem Cluster in der Biotechnologie verbunden ha-
ben. Jeder, der sich solche Entwicklungen anschaut -
das bekannteste Beispiel für so ein Cluster ist das
Silicon Valey -, der weiß, welches Entwicklungspoten-
zial da drinsteckt. Und diese Potenziale zu heben,
auszuschöpfen, darum geht es mir mit diesem An-
trag. Ich bitte Sie also, spielen Sie das nicht aus ge-
gen die vielfältigen Kooperationen, die es gibt. Spie-
len Sie es nicht aus gegen den Campus Thüringen,
den wir natürlich haben, und die Kooperation, die es
innerhalb Thüringens gibt, sondern sehen Sie es als
eine zusätzliche Initiative an. Wenn es gelingt, diesen



878 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 9. Sitzung, 10. Dezember 2004

Raum so zu vernetzen und gemeinschaftlich zu ver-
markten, wie ich mir das vorstellen kann, dann kann
das eine herausragende Forschungs- und Wirt-
schaftsregion in Europa werden. Das ist eine Re-
gion von internationalem Gewicht, die wir hier ge-
meinsam schaffen können. Ich bitte Sie darum, das
konstruktiv zu begleiten. Wir werden beantragen,
dass der Antrag, den wir heute gestellt haben, an
den Ausschuss überwiesen wird. Ich wünsche mir da
eine intensive Debatte, in die jeder seine Ideen, seine
Vorstellungen auch einbringt. Hier geht es nicht da-
rum, irgendeine Universität in diesem Land besser
zu stellen, sondern es geht darum, ein Potenzial, was
drei Länder gemeinsam haben, in einem engen geo-
graphischen Raum so zu nutzen, dass alle davon pro-
fitieren können. Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Matschie, meinen Sie den Aus-
schuss für Wissenschaft, Kunst und Medien?

(Zuruf Abg. Matschie, SPD: Eben diesen
meine ich.)

Gut. Für die CDU-Fraktion hat sich im Weiteren
Herr Abgeordneter Seela zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Seela, CDU:

Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen,
weil bald das Fest von Weihnachten ist, bin ich durch-
aus geneigt, dem Antrag der SPD-Fraktion etwas Po-
sitives abzugewinnen, zugegeben, obwohl mir dies
schwer fällt aufgrund der in Ihrer Begründung ge-
lieferten Argumente, Herr Bausewein, die schlichtweg
die Realität der überaus zahlreichen Kooperationspro-
jekte zwischen den Wissenschaftsstandorten Jena,
Halle und Leipzig ignorieren. Ich bin mir ziemlich
sicher, dass der Minister uns dann detailliert und aus-
führlich berichten wird über zahlreiche Projekte, die
bereits angelaufen sind, die auch noch zu realisieren
sind. So kurz vor Weihnachten möchte ich dann doch
der SPD-Fraktion positiv unterstellen, dass sie ihrem
Fraktionsvorsitzenden bei seiner Wahlkreisarbeit
unter die Arme greifen wollte, also musste ein
Antrag her, der vermeintlich Jena etwas Gutes tut,

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Herr
Seela, hören Sie doch mal zu, was ich
gesagt habe. Nehmen Sie doch mal Ihre
vorgefertigte Meinung beiseite.)

und ganz nebenbei, Herr Matschie, natürlich auch
parlamentarisch Schaum schlägt. Auf der Strecke
bleibt dabei allerdings der gute Vorsatz, Herr Mat-

schie, dass jedes politische Handeln von der Ver-
antwortung für das Ganze getragen sein muss, für
Thüringen, Herr Matschie, für Thüringen.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Sie
müssen doch mal auf die Rede hören.)

Herr Matschie, Sie haben Ihre Schlagzeilen in der
Thüringer Presse bereits vor drei Wochen bekom-
men, doch eine in der Tat zukunftsorientierte Wis-
senschaftspolitik vermittelt Ihr Antrag nicht und auch -
das werde ich Ihnen am Ende noch aufzeigen -
darüber hinaus schadet er dem Wissenschafts-
standort Jena.

Meine Damen und Herren von der SPD, wer Thürin-
gens Wissenschaftslandschaft voranbringen möchte,
darf nicht in klein klein denken,

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Eben.)

sondern sollte den Blick über den Tellerrand hinaus
wagen.

(Unruhe bei der SPD)

Weder die Stadtgrenzen Jenas noch ein Gebiet, was
ich in einer Autofahrstunde durchqueren kann, soll-
ten dabei der Maßstab unseres politischen Handelns
sein. Etwas Ähnliches sagten Sie auch. Provinzialität
und Gartenzwergmentalität - so will ich es beschrei-
ben - in der Wissenschaftspolitik -

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Provin-
zialität, genau.)

anders kann ich Ihre ausschließliche Fokussierung
auf Mitteldeutschland, konkret Halle, Leipzig, Jena,
nicht umschreiben - werden Thüringen nicht voran-
bringen. Wenn wir nicht Mittelmäßigkeiten und Still-
stand haben wollen, wenn wir große Räder drehen
wollen, brauchen wir ein klares Bekenntnis zum
Aufbau und Erhalt der globalen Wettbewerbsfähig-
keit unserer universitären und außeruniversitären
Forschungseinrichtungen. Allerdings trägt die Re-
duzierung des auf Thüringen entfallenen Anteils
von Bundesmitteln für den Hochschulbau von 48
auf - das wissen Sie ja - 39 Mio. �����!������-����
zum Aufbau einer internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit bei. Ich glaube, Herr Matschie, war das nicht
Ihr früheres Betätigungsfeld zumindest bis Sommer?
Sie waren ja da in Ihrer entsprechenden Funktion als
Parlamentarischer Staatssekretär und haben da auch
einiges mit zu verantworten.

Meine Damen und Herren, die Zauberformel heißt
also Globalisierung und nicht Regionalisierung. Die
wichtigsten Kennzeichen von Globalisierung sind Ent-
grenzung, also auch keine neue mitteldeutsche
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Grenzziehung, sind Deregulierung, globaler Wett-
bewerb

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Es
geht um Kooperation, Herr Seela.)

und gesellschaftliche Autonomie. Ob wir, ich oder
Sie, Herr Matschie von der SPD, es wollen oder
nicht, spielt keine Rolle, wir sind längst auf Gedeih
und Verderb darauf angewiesen,

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Schmeiß
das Manuskript in den Papierkorb.)

Globalisierung gerade im Forschungsbereich als
Chance zu ergreifen und, meine Damen und Herren
von der SPD, auch zu begreifen.

Auch der Campus Thüringen profitiert vom globalen
Wettbewerb, der allerdings auch Gefahren birgt, de-
nen wir uns stellen müssen.

Was steckt eigentlich hinter dem Begriff "Globali-
sierung"? Globalisierung heißt vor allem weltweite
Kommunikation mit modernster Technik, heißt auch
schwinden und nicht verschwinden staatlicher Steue-
rung, heißt kooperativer Politikstil, heißt vordergründig
das Abarbeiten weltweiter und nicht provinzspezi-
fischer Probleme. Globalisierung heißt neben Wett-
bewerb natürlich auch Standortpolitik. Die Gefahr
dabei liegt auf der Hand, das Verschlafen zukunfts-
orientierter Chancen.

Meine Damen und Herren, Globalisierung bietet
Chancen, die dazu beitragen, im Land eine Auf-
bruchstimmung zu erzeugen und dabei eigene Kräfte
und Möglichkeiten zu aktivieren. Theoretisch funk-
tioniert dies ganz einfach, man schaue auf Erfolgs-
modelle weltweit und frage sich: Können wir so etwas
nicht auch? Genau an dieser Stelle, meine Damen
und Herren von der SPD, ist eben der Blick auf
Mitteldeutschland, auf Halle, Leipzig, Jena, zu kurz
bzw. zu begrenzt.

Erlauben Sie mir noch auf einen Aspekt hinzuwei-
sen: Seit Jahren versuchen wir Wissenschaftspoli-
tiker in der Öffentlichkeit - nicht nur in der Politik -
auch eine Art Akzeptanz zu erzeugen, eine Akzep-
tanz dafür, dass wir in Bildung und Wissenschaft
mehr investieren müssen, vielleicht auch auf Kos-
ten von anderen Bereichen, von sozialen Bereichen.
Mit Ihrem Aspekt, mit Ihrer Fokussierung auf Jena er-
zeugen Sie - Frau Dr. Kaschuba hat das auch an-
gedeutet - eine Neiddebatte.

(Zwischenruf Abg. Taubert, SPD: Sie
wissen gar nicht, was Europa betrifft.)

Mit dieser Neiddebatte helfen Sie dem ganzen
Thüringen eben nicht. Ich danke Ihnen für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Per Fingerzeig tat nun auch mir der Minister kund,
dass er reden wolle. Herr Minister Prof. Dr. Goebel,
bitte.

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, natürlich ist das ein Thema, zu dem auch
ich einiges sagen möchte und einiges zu sagen ha-
be. Die Landesregierung fördert, unterstützt und be-
gleitet bereits seit vielen Jahren Aktivitäten zur
Zusammenarbeit der Region Mitteldeutschland und
wird das auch künftig tun. Die Landesregierung hat
zu keiner Zeit, Herr Matschie, auf die Bremse ge-
treten, sondern wir geben auch in dieser Frage der
Zusammenarbeit der Länder in Mitteldeutschland
in vielen Bereichen tüchtig Gas. Das betrifft auch
die Kooperation der Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen. Auch da sind wir uns in den Bestre-
bungen mit Sachsen-Anhalt und Sachsen durch-
aus einig. Aber, da muss ich ein Argument vieler
meiner Vorredner aufgreifen, man darf dabei nicht
verkennen, dass es natürlich in allererster Linie An-
gelegenheit der Akteure selbst ist, die Vernetzung
miteinander kooperationsfähiger Einrichtungen und
Strukturen zu bewerkstelligen. Das kann in der Tat
nicht durch die Politik geleistet werden, sonst hät-
ten wir den Dirigismus, von dem Frau Kaschuba in
ihrem Beitrag sprach, den ich allerdings nicht se-
hen kann, denn ich denke, die Thüringer Hochschul-
politik ist inzwischen weit weg von Dirigismus. Wir
werden auch in dieser Legislaturperiode in der Ver-
schlankung unserer Gesetzgebung so weit voran-
schreiten, dass die Gestaltungskräfte der Hoch-
schulen, auch was Kooperationen über die Lan-
desgrenzen - und das meint nicht nur die Grenzen
zwischen Bundesländern - hinaus angeht, dass es
solche Kooperationen weiter und intensiv geben
wird. Ich bin froh, Herr Matschie, dass Sie inzwi-
schen einräumen, dass es intensive Kooperatio-
nen der Jenaer Hochschulen, der Thüringer Hoch-
schulen in andere Bereiche gibt. In Ihrem Antrag
hat sich das anders gelesen. In Ihrem Antrag lese
ich, es gäbe bislang zwischen den Standorten Leip-
zig, Halle und Jena nur wenige Kooperationsan-
sätze. Das ist nicht so. Sie haben selbst davon ge-
sprochen. Es gibt eine vertragliche Zusammenar-
beit zwischen der Friedrich-Schiller-Universität und
den Universitäten in Halle und Leipzig und diese
Zusammenarbeit lebt. Daran sind alle Fakultäten
der Friedrich-Schiller-Universität beteiligt.
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(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Das
habe ich nie bestritten.)

Es werden gemeinsame Studiengänge, gemeinsame
Jahrestagungen, Doktorandenseminare, Workshops,
Ringvorlesungen, Ferienkurse und andere Veranstal-
tungen durchgeführt, Sonderforschungsbereiche ini-
tiiert, Drittmittelprojekte und Diplomarbeiten auf den
Weg gebracht und gemeinsame Publikationen he-
rausgegeben. Deshalb kann man eben auch nicht
von wenigen Kooperationsansätzen sprechen. Ich
hatte mir eine Liste von allen möglichen Koopera-
tionen zwischen Jena und den Universitäten in
Sachsen und Sachsen-Anhalt aufgeschrieben, ich
habe hier auch die Kooperationen der Fachhoch-
schule Jena und vieler anderer Fachhochschulen
aufgeschrieben. Herr Staatssekretär Juckenack hat
mir zugearbeitet die Kooperation der Fachhochschule
Nordhausen in den niedersächsischen Raum. Es
gibt breite Netzwerke

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Das
bestreitet doch keiner. Man kann doch
zusätzlich was tun.)

und diese breiten Netzwerke fördern und unterstüt-
zen wir auch, Herr Matschie, aber es müssen Netz-
werke sein, die entstehen aus der Kooperation der
Wissenschaftler selbst. Das Projekt, was in Ihrem
Antrag genannt wurde, die BioRiver-Region in Nord-
rhein-Westfalen, ist einerseits untauglich und zeigt
andererseits die Richtigkeit auch des Ansatzes der
Thüringer Landesregierung. Bei der BioRiver-Re-
gion, Herr Bausewein hat das ja hier schon ausge-
führt, handelt es sich nämlich nicht um eine Aktivi-
tät zur länderübergreifenden Koordinierung, BioRi-
ver dient einzig und allein der Vermarktung von
fünf so genannten Bioregionen in Nordrhein-West-
falen. BioRiver ist auch keine bemerkenswerte neue
Aktivität, sondern der im Oktober 2003 neu geprägte
Markenname einer längst vorhandenen Struktur,
nämlich der im BioRegio-Wettbewerb des BMBF
im Jahre 1997 siegreichen Modellregion Rheinland
- siegreich übrigens neben zwei weiteren Regio-
nen und der Region Jena, das heißt, eine vergleich-
bare Struktur zu BioRiver ist mit dem BioRegio
Jena e.V. geschaffen. Eine solche Initiative gibt es
in Thüringen längst; und BioRiver ist ebenso wie
die Initiative Bioinstrumente Jena das Ergebnis einer
zwar durch das Land und den Bund unterstützten,
aber eben einer unmittelbar von den Akteuren ge-
tragenen Initiative. Das, denke ich, sollte auch
weiter in Thüringen und in der Zusammenarbeit
zwischen den Wissenschaftsstandorten Thürin-
gens, Sachsens und Sachsen-Anhalts gegebenen
Einrichtungen so sein. Die Thüringer Landesregie-
rung hält jedenfalls wenig von einer von oben ver-
ordneten Schaffung zusätzlicher Institutionen. Sie
setzt vielmehr auf das Handeln der verantwortlichen

Akteure, welches, wie ich Ihnen an vielen Beispielen
hier noch verdeutlichen könnte, in wünschenswerter
Vielzahl und Vielfalt vorhanden ist. Wo immer es
angebracht ist, die Rahmenbedingungen für eine
Zusammenarbeit der Regionen Mitteldeutschlands
zu verbessern, wird die Landesregierung im Rahmen
ihrer Möglichkeiten und im Zusammenwirken mit den
Regierungen in Magdeburg und in Dresden das Er-
forderliche dazu beitragen. Eines Antrags, wie Sie ihn
hier gestellt haben, jedenfalls bedarf es dazu nicht.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich sehe keine weiteren Redemeldungen und schlie-
ße die Aussprache. Es ist Ausschussüberweisung
beantragt worden, und zwar die Überweisung des
Antrags an den Ausschuss für Wissenschaft, Kunst
und Medien. Herr Abgeordneter Buse?

Abgeordneter Buse, PDS:

Frau Präsidentin, im Namen der PDS-Fraktion be-
antrage ich auch die Überweisung an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Dann stimmen wir in dieser Reihenfolge ab: zunächst
Ausschussüberweisung an den Ausschuss für Wis-
senschaft, Kunst und Medien. Wer dem zustimmt,
den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön.
Die Gegenstimmen bitte. Danke schön. Das ist eine
Mehrheit. Gibt es Stimmenthaltungen? Die gibt es
nicht. Mit einer Mehrheit von Gegenstimmen ist dieser
Antrag zur Überweisung an den Ausschuss für Wis-
senschaft, Kunst und Medien abgelehnt worden.

Wir kommen als Nächstes zur Ausschussüberwei-
sung an den Ausschuss für Wirtschaft, Technologie
und Arbeit. Wer dem zustimmt, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen? Danke schön. Die Gegenstimmen
bitte. Das ist jetzt auch eine Mehrheit von Gegen-
stimmen, die etwas größer geworden ist. Damit ist
auch diese Ausschussüberweisung abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag
direkt. Wer diesem Antrag der SPD-Fraktion zu-
stimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
Danke schön. Die Gegenstimmen bitte. Das ist eine
Mehrheit von Gegenstimmen. Stimmenthaltungen.
Es gibt auch eine ganze Reihe von Stimmenthal-
tungen. Der Antrag der SPD-Fraktion ist abgelehnt.
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 10.
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Ich komme zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 11

Entwurf einer EU-Richtlinie zur
Schaffung eines Binnenmarkts
für Dienstleistungen KOM (2004) 2
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/393 -

Die einreichende Fraktion hat keine Begründung
beantragt und die Landesregierung hat signalisiert,
dass Minister Reinholz als Erster sprechen möchte.
Bitte, Herr Minister.

Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie
und Arbeit:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren, der Dienstleistungssektor hat in
Europa, aber auch in Deutschland und in Thürin-
gen einen ganz entscheidenden Anteil an der Wirt-
schaftsleistung und der Beschäftigung. So generiert
er allein fast 70 Prozent des Bruttoinlandprodukts
und der Beschäftigung in der EU. Das vom Euro-
päischen Rat in Lissabon im Jahre 2000 gesetzte
Ziel lautet, die EU bis zum Jahre 2010 zum wett-
bewerbsfähigsten und dynamischsten Wirtschafts-
raum der Welt zu machen. Wenn dieses Ziel Reali-
tät werden soll, dann wird es gerade im Dienstleis-
tungsbereich darauf ankommen, rechtliche und bü-
rokratische Hindernisse abzutragen. Um das enor-
me Potenzial des Dienstleistungssektors für Wachs-
tum und Beschäftigung besser nutzen zu können,
hat die Europäische Kommission einen Vorschlag
für eine Richtlinie über Dienstleistungen im Bin-
nenmarkt vorgelegt. Ziel ist, die Hindernisse für die
Niederlassungsfreiheit von Dienstleistungserbringern
und für den freien Dienstleistungsverkehr zwischen
den Mitgliedstaaten zu beseitigen und die erforder-
liche Rechtssicherheit zu schaffen. Um es gleich
vorwegzunehmen: Nach meiner Einschätzung wür-
de auch Thüringen von einer besseren Dienstleis-
tungsfreiheit in Europa profitieren. Immerhin spielt
der Dienstleistungssektor auch im Freistaat eine
recht gewichtige Rolle; im Jahre 2003 lag sein An-
teil an der Bruttowertschöfung immerhin bei 67 Pro-
zent. Grundsätzlich ist es deshalb wichtig, beste-
hende Hemmnisse für grenzüberschreitende Dienst-
leistungen zu beseitigen und Verfahren zu verein-
fachen, damit auch Thüringer Dienstleistungsun-
ternehmen leichter in anderen Europäischen Mit-
gliedstaaten ihre Dienstleistungen anbieten können.
Sicherlich sind einige der aufgeworfenen Fragen
und Bedenken nicht von der Hand zu weisen - ich
denke da zum Beispiel an die Verletzung des Sub-
sidiaritätsprinzips -, allerdings komme ich im Ergebnis
doch nicht zu einer Ablehnung des gesamten Richt-
linienvorschlags. Vielmehr betrachte ich ihn als einen
ersten und sicher diskussionswürdigen, aber doch

wichtigen Schritt, um in Europa einen wirklich ein-
heitlichen Binnenmarkt zu schaffen, einen Binnen-
markt also, der allen Akteuren gleiche Marktchancen
bietet. Einige Artikel des Richtlinienvorschlags ent-
sprechen nicht unseren Vorstellungen und denen
anderer Bundesländer. Sie greifen zu tief in die
Kompetenzen der Mitgliedstaaten ein, deshalb hat
der Bundesrat schon frühzeitig Änderungsvorschläge
formuliert. So wurden beispielsweise die Regelungen
zum so genannten Herkunftslandprinzip und die
Verletzung des Subsidiaritätsprinzips kritisiert. Des
Weiteren legt der Bundesrat im Hinblick auf wirt-
schaftliche Tätigkeit im Rahmen der Daseinsvor-
sorge - ich zitiere wörtlich - "Wert auf die Feststellung,
dass die Regelungen der Daseinsvorsorge grund-
sätzlich Sache der Mitgliedstaaten sind. Bestre-
bungen, die die grundsätzliche Verantwortung der
Mitgliedstaaten für die Daseinsvorsorge infrage
stellen, tritt er entschieden entgegen." Zudem stellt
der Bundesrat fest, dass der Geltungsbereich der ge-
planten Richtlinie nicht überall klar erkennbar sei, und
fordert entsprechende Ausnahmen für bestimmte
Berufsgruppen und Dienstleistungsbereiche. Hierun-
ter fallen zum Beispiel Notare und Rechtsanwälte,
audiovisuelle Dienstleistungen, Glücks- und Gewinn-
spiele, Berufe und Tätigkeiten, die im Zusammen-
hang mit der Ausübung der öffentlichen Gewalt
stehen, Verkehrsdienstleistungen wie bestimmte
Hafendienste, Bereiche des Schienenverkehrs und
des öffentlichen Nahverkehrs, Tätigkeiten von Sach-
verständigen und Kfz-Überwachung sowie wirt-
schaftliche Tätigkeiten der Daseinsvorsorge. Und
schließlich fordert der Bundesrat auch eine Beteili-
gung der EU, zumindest an den Kosten für die Stel-
len der einheitlichen Ansprechpartner.

Meine Damen und Herren, Sie werden feststellen,
dass dies eine Menge von Änderungswünschen
und Forderungen sind, die jetzt im Rahmen der
Verhandlungen über den Vorschlag mit Nachdruck
im Europäischen Parlament und im Rat vertreten
werden müssen. Aber ich meine auch, meine Da-
men und Herren, dass sich dieser Aufwand lohnen
wird. Eine Ablehnung des Richtlinienvorschlags in
seiner Gesamtheit, meine Damen und Herren, wie
Sie es von der PDS fordern, würde die Schaffung
des einheitlichen europäischen Binnenmarkts be-
hindern, weil sich an den bisherigen Hindernissen
dann auch nichts ändern würde.

Wie eingangs schon festgestellt, ist der Dienstleis-
tungsbereich ein enormer Wirtschaftsmarkt. In einem
Handelsblattartikel vom 29. November dieses Jahres
ist davon die Rede, dass durch die Liberalisierung
des Dienstleistungsmarkts EU-weit bis zu 2,5 Millio-
nen zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden
können. Die Chance, daran zu partizipieren, würden
wir durch eine generelle Ablehnung der Dienstleis-
tungsrichtlinie jedenfalls verspielen. Anstatt auf Ab-
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lehnungskurs zu gehen, meine Damen und Herren,
sollten wir den Richtlinienvorschlag konstruktiv be-
gleiten, damit er in seiner Umsetzung auch rasch
vorankommt. Aus dem Grund, denke ich, ist der An-
trag der PDS-Fraktion abzulehnen. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat sich der Abgeordnete Höhn
in der Aussprache zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Höhn, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, wer kennt eigentlich von ihnen Frits Bolke-
stein?

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Ich.)

Also um es vorwegzunehmen, es ist nicht die hol-
ländische Antwort auf die Niederlage von München
74. Der in der Öffentlichkeit als umstritten bezeich-
nete EU-Binnenmarktkommissar Frits Bolkestein ent-
spricht nach meiner Auffassung zumindest zu Recht
dem Idealtyp eines Neoliberalen. Kurzer Ausriss aus
seiner Biographie: 17 Jahre diente der 1933 gebo-
rene Niederländer dem Ölmulti Shell. Später war er
Aufsichtsrat beim Pharmakonzern Merck, und nach
einigen Jahren, Jahrzehnten als Abgeordneter und
Minister in den Niederlanden wurde er schließlich
Kommissar für den europäischen Binnenmarkt. Die
grenzenlose Privatisierung des öffentlichen Dienst-
leistungsgewerbes wurde praktisch somit zu seiner
Lebensaufgabe. Ein Zitat von ihm ist überliefert, das
da lautet, Frau Präsidentin: "Die nationalen Vorschrif-
ten sind zum Teil archaisch, übertrieben, aufwändig,
und sie verstoßen gegen das EU-Recht." beschied er
bereits im Januar dieses Jahres. Diese Vorschriften
müssen daher schlichtweg verschwinden - zweifellos
eine Herkules-Aufgabe. Das Abschiedsgeschenk des
scheidenden Binnenmarktkommissars an seinen
Nachfolger, das kann man zumindest mit Fug und
Recht behaupten, ist das wohl brisanteste politische
Projekt der Europäischen Union der letzten Jahre. Es
ist dieser Vorschlag für eine EU-Dienstleistungs-
richtlinie. Man kann auch sagen, dass selten ein
Vorschlag der Kommission auf so einmütige Ableh-
nung der Rechtsexperten, Gewerkschaften, Ver-
bände der kleinen und mittleren Unternehmen, der
sozialen Verbände, der Krankenkassen, der freien
Berufe etc. gestoßen ist. Vom Bundesrat bis zum
französischen Staatsrat ist die Kritik deutlich ver-
nehmbar. Herr Minister Reinholz, Sie haben eben er-
wähnt, die Beschlusslage aus dem Bundesrat, sie
datiert vom 2. April dieses Jahres, und ich finde es
bemerkenswert, dass der Bundesrat einen so um-
fänglichen Fragen-, ja ich möchte sogar sagen, Kri-

tikkatalog als Beschlusslage aufgenommen hat, so
dass es sich durchaus lohnt, darüber nachzudenken,
ob man dieser Richtlinie seine Zustimmung erteilt.

Dieser so genannte Bolkestein-Entwurf ist die kom-
plexeste, komplizierteste und in sich mit dem exis-
tierenden europäischen Recht und der künftigen
Verfassung widersprüchlichste Vorlage in der Ge-
schichte der Europäischen Union. Er greift umfas-
send wie nie in die nationale Souveränität ein, setzt
sich über den Wortlaut der EG-Verträge und die
ausschließlichen Zuständigkeiten einzelner Mitglied-
staaten schlichtweg hinweg und verlangt sogar, dass
neue Gesetze, Vorschriften hier nur mit Zustimmung
der Brüsseler Bürokratie beschlossen werden dürfen.
Eklatant sichtbar wird der Eingriff in die nationale
Souveränität durch den faktischen Wegfall der öffent-
lichen Kontrolle für ausländische Dienstleistungsun-
ternehmen, die auf heimischem Boden tätig werden.

Welche Bedeutung - es wurde hier schon angerissen
- haben die Dienstleistungsbranchen in der Europäi-
schen Union? Herr Minister Reinholz hat es ausge-
führt, ich möchte es nur kurz umreißen. Es ist in der
Tat so, zwischen 60 und 70 Prozent des Bruttoinland-
produkts in den Mitgliedstaaten, mehr als 50 Prozent,
entfällt auf die nicht vom Staat erbrachten Dienst-
leistungen. Die noch unregulierten Bereiche beschäf-
tigen über 60 Millionen Arbeitnehmer und erwirt-
schaften im Jahr rund 3 Billionen �	

Kommen wir zum geplanten Geltungsbereich die-
ser Richtlinie. Der Geltungsbereich umfasst bis auf
einige Ausnahmen, wie zum Beispiel die regulierten
Bereiche, alle Dienstleistungen, die als wirtschaftliche
Tätigkeiten auch solche nichtwirtschaftlicher Art, so-
weit sie in der Regel gegen Entgelt erbracht werden.
Weil Entgelt nicht nur vom Empfänger der Leistung
bezahlt werden muss, sondern auch vom Staat in
Form von Beihilfen gezahlt werden kann, sind damit
auch direkt und indirekt Leistungen der öffentlichen
Daseinsvorsorge, wie beispielsweise Gesundheits-
dienstleistungen, soziale und kommunale Dienste,
erfasst.

Das Ziel, meine Damen und Herren, dieser Richtli-
nie laut Kommission ist, alle in der Europäischen
Union noch bestehenden Hindernisse im grenz-
überschreitenden Dienstleistungsverkehr zu besei-
tigen, damit in der EU ansässige Unternehmen ihre
Dienstleistungen gemeinschaftsweit anbieten können.
Die Unternehmen sollen allein den Gesetzen ihres
Herkunftslandes folgen und dies ohne andere oder
zusätzliche Regelungen des Landes beachten zu
müssen, in dem sie ihre Leistungen erbringen. Der
Kommission geht es um nicht mehr oder weniger
als um den Abbau aller Verwaltungs- und rechtlicher
Barrieren im Dienstleistungsverkehr, ob nun berech-
tigt oder unberechtigt. Allen vorgeschlagenen Maß-
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nahmen liegt die Idee eines umfassenden mehr-
jährigen Prozesses der Deregulierung, Liberalisie-
rung und letztlich Privatisierung zugrunde.

Meine Damen und Herren, in dieser Richtlinie kristal-
lisiert sich ein ganz entscheidender Punkt sehr domi-
nant heraus - ich habe es angerissen -, das ist die
Frage des Herkunftslandprinzips. Es besagt, dass die
Dienstleistungserbringer nur den Rechtsvorschriften
ihres Herkunftslandes unterliegen, und zwar bezüg-
lich der Aufnahme und der Ausübung der Dienst-
leistung, in dem er niedergelassen ist, und der Rege-
lung des Verhaltens der Dienstleistungserbringer, der
Qualität oder des Inhalts, der Regelung der Wer-
bung, der Verträge und der Verantwortlichkeit.

Meine Damen und Herren, natürlich stellt sich die
Frage der Konsequenzen aus einer solchen Ab-
sicht. Das bedeutet, dass auf dem Boden ein und
desselben Staates 25 parallele Rechtssysteme in
zwanzig Sprachen gültig sein können und in Kon-
kurrenz miteinander treten können. Das anzuwen-
dende Recht wäre von Person zu Person bzw. Be-
trieb zu Betrieb je nach Herkunft des Dienstleisters
völlig verschieden. Eine solche Situation, und das
kann man mit Fug und Recht behaupten, ist in der
Geschichte ohne Beispiel und selbst beim Turm-
bau zu Babel gab es zwar verschiedene Sprachen,
aber es galt das Recht des Stadtkönigreiches Ba-
bylon.

In der Konsequenz für Deutschland werden sich
inländische Betriebe strengeren Auflagen unterzie-
hen müssen als ausländische. Da steht die Frage -
für manche ist es ein böses Wort, ich will es aber
dennoch hier nennen - der so genannten Inländer-
diskriminierung. Sie würden die Gleichstellung mit
der ausländischen Konkurrenz einklagen oder aber
ihre Unternehmen dorthin verlagern, wo günstigere
Normen, günstigere Standards, Sozialauflagen, Um-
weltabgaben, sowie Steuern angeboten werden.
Nach der Richtlinie - so, wie sie momentan im Ent-
wurf vorliegt - genügt bereits eine Briefkastenfirma,
sagen wir, in Riga oder der Slowakei oder vielleicht
auch auf der Insel Jersey, um von den einschlägigen
deutschen Belastungen befreit zu sein.

Meine Damen und Herren, es braucht nicht viel
Fantasie, um die möglichen Folgen der Umsetzung
einer solchen Richtlinie abzuschätzen. Es ist ab-
sehbar, dass es ein relativ rasches Sozial-, Steuer-
und Qualitätsdumping geben kann, und zwar ebenso
ein breiter Outcourcing- oder Betriebsverlagerungs-
prozess, man kann sogar sagen Wettlauf. Die Zen-
trale ab ins Niedrigsteuerland, der arbeitsintensive
Dienstleistungsunternehmensteil ins Niedriglohn-
land und mit den geringsten Sozialabgaben, die
Informations- und Werbeabteilung ins Land mit
den schwächsten Verbraucherinformationen und

die Entsorgung von gefährlichsten Stoffen ins Land
mit den schwächsten Umweltauflagen.

Der Druck, meine Damen und Herren, in Richtung
einer Harmonisierung auf niedrigstem Niveau wird
immer stärker und so ein Tohuwabohu könnte sich
eine Europäische Union, die sich doch wohl in
Lissabon das Ziel gesetzt hat, Herr Minister hat es
erwähnt, der wettbewerbsfähigste und dynamisch-
ste wissensbasierte Wirtschaftsraum der Welt wer-
den zu wollen, nicht auf Dauer leisten. Der Abbau
der Bürokratie und Belastung durch Nichtbeach-
tung staatlichen Rechts für die Dienstleistunger-
bringer würden erkauft durch - und man höre - eine
weit gehende Marktintransparenz und zusätzliche
Belastungen durch vervielfachte Rechtsberatun-
gen und Informationen und vor allem - und das in
der Anfangszeit, man spricht da von etwa einem
Jahrzehnt - bei der Umsetzung der Richtlinie eine
weit verbreitete Rechtsunsicherheit. Da solche Kosten
weit gehend unabhängig von der Größe des Unter-
nehmens entstehen, würden die kleinen und mittle-
ren Unternehmen, vor allem, wie sie auch hier in
unserem Land Thüringen vorherrschend sind, be-
sonders stark belastet.

Meine Damen und Herren, mit dieser Dienstleis-
tungsrichtlinie attackiert die Kommission offen die
soziale Dimension im EG-Vertrag und die noch weiter
gehenden Vorschriften in der künftigen EU-Verfas-
sung. Schon im EU-Vertrag war nicht nur der ein-
heitliche Binnenmarkt ein Ziel, sondern auch ein ho-
hes Niveau an Beschäftigung, sozialem Schutz, Um-
weltqualität, sowie die Hebung von Lebensstandards.
Während in dem weiter gehenden Vorschlag der
künftigen Verfassung Vollbeschäftigung und sozia-
ler Fortschritt, Förderung von sozialer Gerechtigkeit
und sozialem Schutz verlangt wird, wird die Richt-
linie allein auf ökonomische Ziele - besser gesagt,
einzelunternehmerische Erfolgskriterien wie Wettbe-
werb, Kostensenkung und Gewinnmaximierung - aus-
gerichtet.

Mit diesem vorgeschlagenen Entwurf versucht die
Kommission unter Berufung auf die Dienstleistungs-
freiheit den grundlegenden Gleichheitsbehandlungs-
grundsatz des Artikel 50 des EG-Vertrages schlicht
auszuhebeln. Dort ist nämlich verbindlich festgelegt,
dass die Person, die ihre Dienstleistung zeitweilig in
einem anderen Staat erbringt, dies unter den selben
Bedingungen tun muss, die der betreffende Staat
seinen eigenen Staatsangehörigen auferlegt.

Diese Richtlinie, meine Damen und Herren, über-
geht bewusst den Vertrag und die Verfassungen
der Mitgliedstaaten. Damit ist absehbar, wenn an
einem Ort in einem Betrieb nach dem Recht des
Herkunftsstaats verschiedene Löhne und Abgaben
gezahlt werden und verschiedene Arbeitsrechte
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gelten, dann ist eine allgemeine Senkung der rea-
len Masseneinkommen bzw. ein Einfrieren der No-
minallöhne sehr, sehr wahrscheinlich.

Meine Damen und Herren, aus diesen wenigen
grundlegenden Argumenten wird klar, dass diese
EU-Richtlinie nicht allein durch das Herausnehmen
wichtiger Dienstleistungsbereiche akzeptabel wird,
sondern nur - ich sage das in aller Deutlichkeit - durch
ein Zurückziehen und eine grundlegende Überar-
beitung, die sie sozial vom Kopf auf die Füße stellt,
ihre Annahme überhaupt erst möglich macht. Die
EU-Kommission darf an dieser Stelle nicht mehr allein
mit dem Ministerrat hinter verschlossenen Türen über
diese Richtlinie verhandeln, sie muss öffentlich dis-
kutiert und mit den Betroffenen beraten werden.

Meine Damen und Herren, welche Maßnahmen und
Änderungen sind nach unserer Auffassung denn nun
im Konkreten notwendig? Zum Ersten möchte ich
einfordern, fundierte Folgeabschätzungen dieser
Richtlinie, die bisher vollständig fehlen, müssen in
Auftrag gegeben werden, für die einzelnen Dienst-
leistungsbranchen, die Auswirkung auf die Arbeits-
märkte etc. Weiterhin - Herr Minister hat es vorhin
angeführt, das ist auch Beschlusslage im Bundes-
rat - die grundsätzliche Herausnahme der Bereiche
der Daseinsvorsorge, zum Beispiel Gesundheit, Bil-
dung, Wasser/Abwasser, Abfall und öffentlicher Per-
sonennahverkehr. Ebenso sollte als weiterer Punkt,
solange keine Harmonisierung der Besteuerung in
der Europäischen Union eingeleitet ist, die EU-Kom-
mission keine Regelungsmöglichkeit bei Steuern
erhalten. Und Letztens: Das Herkunftslandprinzip in
der von der EU-Richtlinie vorgeschlagenen Form ist
unter anderem deshalb nicht akzeptabel - und ich
muss mich an dieser Stelle wiederholen -, weil 25
parallel gültige Rechtssysteme in 20 Sprachen in
einem Land zu einer weit gehenden Intransparenz
und Rechtsunsicherheit führen. Die Verlagerung der
öffentlichen Kontrolle von Recht und Gesetz ist nicht
hinnehmbar.

Meine Damen und Herren, die unveränderte An-
wendung der Richtlinie und besonders die Domi-
nanz des Herkunftslandprinzips würde nach meiner
Auffassung zu einem Experiment führen, das auf die
Dauer von sicher mehr als einem Jahrzehnt wichtige
wirtschafts- und wachstumsrechtliche Regelungen,
fehlende öffentliche Kontrolle zur Verhinderung von
unfairem Wettbewerb und einer weit verbreiteten
Rechtsunsicherheit aussetzen würde. Große inter-
national agierende Unternehmen mit Wissensvor-
sprüngen und auch Rückgriffsmöglichkeiten auf kost-
spielige Beratung hätten dabei deutlich mehr Chan-
cen, kleine und mittlere Unternehmen müssten als
Folge mit größerer Konkurrenz und Wettbewerbs-
nachteilen kämpfen. Europa würde dadurch weder
produktiver und innovativer oder vielleicht auch mehr

wachsen oder auch mehr Arbeitsplätze schaffen. Ich
finde, auf ein solches Experiment sollte Europa ver-
zichten. Deshalb, meine Damen und Herren, wird die
SPD-Fraktion den Antrag der PDS unterstützen. Das
heißt, in dieser vorliegenden Form lehnen wir diese
Richtlinie ab. Das bedeutet allerdings nicht, dass bei
entsprechenden Änderungen im Sinne der von mir
vorgebrachten Punkte eine erneute Befassung und
gegebenenfalls Zustimmung möglich ist. Danke
schön, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat sich der Abgeordnete
Schröter zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Schröter, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren. Zu Beginn der Ausführungen möchte ich viel-
leicht zu allererst auf die bisherigen Beiträge ein-
gehen. Zur PDS meine ich, es ist schon verwun-
derlich, dass man eine solche Beschlussvorlage hier
einbringt und sich dann dazu nicht äußert, zumal die
Materie nicht ohne Erklärung sein kann.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: So
ein Quatsch.)

Herr Ramelow, Sie haben keine Begründung zum
Antrag abgegeben, ob Sie das nun wahrhaben wol-
len oder nicht. Eine Erklärung wäre schon einmal
notwendig gewesen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Die
Redeanmeldung liegt vor und wird von der
Präsidentin aufgerufen und nicht von mir.)

Zweiter Punkt: Herr Höhn, ob man an der Personalie
des Herrn Bolkestein festmachen kann, in welcher
Art und Weise die Europäische Kommission eine
Richtlinie erarbeitet, das halte ich für sehr fragwürdig.

(Beifall bei der CDU)

Das, was Sie gesagt haben, zur einmütigen Ab-
lehnung aller Verbände, ist schlicht und ergreifend
falsch.

(Beifall bei der CDU)

Im Europäischen Parlament gibt es eine große Dis-
kussion zu diesem Punkt. Damit befasst ist feder-
führend der Ausschuss - Moment, ich schaue nach -,

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Für Recht
und Binnenmarkt.)
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ja, für Recht und für Binnenmarkt und es ist mitbe-
ratend der Sozialausschuss. Außerdem hat sich ge-
äußert, das will ich an der Stelle schon mal sagen,
vorgestern in der Fachkommission Wirtschaft und So-
ziales im Ausschuss der Regionen die Vorsitzende
des Ausschusses für Wirtschaft und Währung. Sie
hat deutlich Folgendes gesagt: Es gibt unterschied-
liche Meinungen innerhalb des Europäischen Par-
laments. Zum einen gibt es Leute, die dies ablehnen.
Das ist durchaus da. Zum Zweiten gibt es eine An-
zahl von Mitgliedern, die mit dem Herkunftsland-
prinzip einige Probleme haben. Das ist auch klar.
Aber es gibt genauso gut Mitglieder im Europäischen
Parlament, die der Richtlinie uneingeschränkt zu-
stimmen wollen. Sagen Sie also bitte nicht, es sei
so ein eindeutiges Bild vorhanden, dass man das
Ganze so nicht will. Das Ziel der Richtlinie - und da
haben Sie ein Horrorszenario aufgebaut, das will ich
deutlich sagen - ist, Regelungsbedarf dort noch ein-
zuführen, wo bisher keine Regelungen vorhanden
sind. Es ist nicht das Ziel der Richtlinie, dass be-
stehende Regelungen überhaupt abgeschafft werden
sollen. Insofern ist die Begründung in dem Antrag
falsch, dass 70 Prozent der Bruttoinlandsproduktan-
teile von dieser Regelung direkt betroffen wären. Ab-
gezogen werden müssen davon die Bereiche, die
durch andere Regelungen bereits betroffen sind.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das habe
ich aber gesagt.)

Sie sagten etwas von 50 Prozent. In der Antrags-
begründung steht 70 Prozent sind betroffen und
deshalb sei es abzulehnen.

(Zwischenruf Abg. Wetzel, CDU: Herr
Höhn hat das nicht gewusst.)

Im Übrigen: Die Arbeitnehmerentsenderichtlinie wird
mit der Regelung Dienstleistungsrichtlinie nicht außer
Kraft gesetzt. Das sind die größten Bedenken auf
Arbeitnehmerseite, die dort überhaupt geäußert wor-
den sind.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Sie ent-
faltet keine Wirkung mehr.)

Nein, das ist doch gar nicht raus, Sie postulieren das
doch. Die Diskussion ist im Gang und man wird am
Ende erst sehen, wie das ganze Verfahren läuft.
Falls es vielleicht einige der hier Anwesenden nicht
so ganz wissen: Die Kommission hat einen Richt-
linienvorschlag erarbeitet und hat das Europäische
Parlament, die genannten Ausschüsse - den Aus-
schuss der Regionen, in dem ich Mitglied bin, und
den Wirtschafts- und Sozialausschuss, der eine ähn-
liche Funktion wie der Ausschuss der Regionen hat -
um Stellungnahmen gebeten. Das Sekretariat des
AdR hat den Ausschuss für Wirtschaft und So-

ziales beauftragt, die Stellungnahme gegenüber der
Kommission abzugeben und ich hatte das große
Glück, diese Stellungnahme für den Ausschuss der
Regionen gegenüber der Kommission formulieren
zu dürfen.

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS: Da-
mit ist nichts geändert.)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Sehr gut,
ich habe ihn hier.)

(Beifall bei der CDU)

Die ist dort dargestellt, sicherlich in dem ... Das ist
der Standpunkt, der in Brüssel dargestellt worden ist
von meiner Seite gegenüber der Kommission in der
Richtlinie. Daraus folgt, es gibt nachfolgend eine
Überarbeitung der Richtlinie und erst dann kommt es
zu einer neuen Vorlage für Rat und Europäisches
Parlament. Die Seite, die die Bundesregierung betrifft
über den Bundesrat und somit auch die Landes-
regierungen, das hat Minister Reinholz schon dar-
gelegt, welche Dinge es gegeben hat. Der Bundes-
rat, und dort sind wir vertreten, hat mehrfach zu
diesen Problematiken getagt und die Standpunkte
sind hier gesagt worden.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Sie mahnen
Änderungsbedarf an.)

Natürlich gibt es Änderungsbedarf, wir sind ja auch
in einem Diskussionsprozess, Herr Höhn.

Zunächst einmal zu Inhalten und Zeitabläufen: Der
Europäische Rat hat im Jahr 2000 auf seiner Sit-
zung in Lissabon einen tief greifenden Wirtschafts-
reformprozess eingeleitet. Die Europäische Union
soll bis zum Jahr 2010 zum wirtschaftsfähigsten und
dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum
der Welt werden. Dazu gehört auch die Vollendung
des Binnenmarktes für Dienstleistungen. Die Richt-
linie und diese Stellungnahme, die der AdR abge-
geben hat und die ich hier noch einmal vertreten will,
sind auch zu sehen unter Beachtung der im De-
zember 2000 von der Kommission vorgelegten Bin-
nenmarktstrategie, der Stellungnahme des Aus-
schusses der Regionen dazu vom Juni 2001 und
dem Bericht der Kommission zum Stand des Bin-
nenmarktes für Dienstleistungen im Rahmen der
ersten Stufe der Binnenmarktstrategie. In den Mit-
gliedstaaten erzeugt der Dienstleistungssektor, wie
heute schon mehrfach gesagt, fast 70 Prozent des
Bruttosozialprodukts und der Beschäftigung. Bisher
konnte dieses beachtliche Potenzial für Beschäfti-
gung und Wachstum nicht ausreichend ausgeschöpft
werden. Deshalb ist es Ziel der Richtlinie, den Bin-
nenmarkt für Dienstleistungen zu vollenden und noch
bestehende Hemmnisse abzubauen.
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Wie soll nun der Binnenmarkt für Dienstleistungen
verwirklicht werden? Es gibt eine Vielzahl von be-
troffenen Bereichen, die von diesem Richtlinienvor-
schlag erfasst werden. Aus diesem Grund hat die
Kommission einen horizontalen Ansatz gewählt, da-
durch wird ein Höchstmaß an Übersichtlichkeit und
Transparenz gewährleistet. Das wesentliche Element
dieses Ansatzes ist das Herkunftslandprinzip. Es
sieht vor, dass Dienstleister einzig den Rechtsvor-
schriften des Landes unterliegen, in dem sie nieder-
gelassen sind. Dieses Prinzip gilt für die Aufnahme,
für die Ausübung, die Qualität und den Inhalt der
Dienstleistung genauso wie für die aus der Dienst-
leistung resultierende Haftung des Dienstleistungs-
erbringers. Obwohl eine ganze Reihe von sektor-
spezifischen Regelungen vorhanden ist, sieht die
Richtlinie selbst - die von der Kommission vorge-
legte Richtlinie - auch noch Ausnahmen vom Her-
kunftslandprinzip vor. Wir müssen uns jedoch da-
rüber im Klaren sein, dass eine grundsätzliche Auf-
hebung des Herkunftslandprinzips einen Dschungel
von sektorspezifischen Regelungen erzeugen würde.
Dies kann nicht in unserem Interesse sein. Trotzdem
erscheint es uns als sinnvoll, im vorliegenden Stel-
lungnahmeentwurf weitere folgende Klarstellungen
zu verlangen:

1. Es ist zu verdeutlichen, dass über die bereits in der
Richtlinie enthaltenen Ausnahmen hinaus überall dort
nicht angewandt werden kann, wo sektorspezifische
Regelungen bereits bestehen. So zum Beispiel kön-
nen Überschneidungen wirksam ausgeschlossen
werden.

2. Es muss deutlicher erkennbar sein, dass teil-
weise vorgesehene spezialgesetzliche Regelungen in
den betreffenden Spezialgesetzen und nicht in der
Dienstleistungsrichtlinie aufgenommen werden. Dies
betrifft beispielsweise die in Artikel 24 des Entwurfs
der Richtlinie vorgesehene Regelung im Zusammen-
hang mit der Entsendung von Arbeitnehmern.

3. Es ist noch einmal zu betonen, dass die Richtlinie
im Bereich der Daseinsfürsorge keine Anwendung
findet und

4. ebenso auch nicht in dem Bereich des Sozial-
und Gesundheitswesens. Die Bestimmungen des
Artikels 23 des Richtlinienentwurfs sollten daher ge-
strichen werden. Das Herkunftslandprinzip darf nicht
bei seiner Anwendung dazu führen, dass hohe inlän-
dische Standards der beruflichen Qualifikation oder
der Qualität der Dienstleistung umgangen werden.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage durch
den Abgeordneten Höhn?

Abgeordneter Schröter, CDU:

Bitte schön.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Bitte, Herr Höhn.

Abgeordneter Höhn, SPD:

Vielen Dank, Herr Kollege. Die von Ihnen jetzt eben
vorgetragenen Änderungstatbestände, halten Sie
die nicht für so fundamental, dass sie die gesamte
Richtlinie infrage stellen?

Abgeordneter Schröter, CDU:

Wissen Sie, Herr Höhn, ich glaube dies nicht, denn
wenn wir so an diesen Prozess der Einigung Europas
herangehen, tun wir so, als wollten wir um Deutsch-
land und andere Nationalstaaten herum ein Mäuer-
chen hier aufbauen, so dass keiner mehr hier hinein
kann. Das Ganze funktioniert nicht. Wir müssen in
dem europäischen Einigungsprozess auch wirtschaft-
liche und politische Regelungen treffen, die diesen
Prozess weiterführen. Zugegebenermaßen gibt es
dabei Probleme, aber die sind nicht so gravierend,
als dass man eine solche Richtlinie nicht in Anwen-
dung bringen sollte.

(Beifall bei der CDU)

Wir sind uns darüber im Klaren, dass vor allem die
örtlichen und regionalen Gebietskörperschaften hier
betroffen sind. Diese dürfen in diesem Prozess nicht
überfordert werden und es muss zumindest für eine
angemessene Übergangszeit eine Unterstützung
bzw. Kompensation gewährt werden. Außerdem wird
es auf nationaler Ebene zu einer Reihe von Proble-
men kommen, die sogar größere länderübergrei-
fende Zusammenarbeit erfordern. Genannt seien hier
das geforderte einheitliche Verwaltungsverfahren
oder auch die Überprüfung innerstaatlicher Geneh-
migungsverfahren oder die Einrichtung eines ein-
heitlichen Ansprechpartners im Nationalstaat. Be-
kannt ist, dass es in bundesstaatlich organisierten
Staaten möglicherweise zu Widersprüchen zu den
Verfassungsgrundlagen kommen kann. Es soll je-
doch keinesfalls zu einer Kollision mit den national-
staatlichen Verfassungen oder dem Verfassungs-
vertrag der Europäischen Union kommen, denn auf
die nationale Identität der Mitgliedstaaten ist zu ach-
ten. Es gibt eine Vielzahl von Äußerungen von In-
teressenvertretern und Standesorganisationen ver-
schiedener Ebenen. Dazu haben Sie, Herr Höhn, sich
auch geäußert. Diese betonen eine zu erwartende
Anzahl von Risiken, die bei einer grenzüberschrei-
tenden Öffnung des Dienstleistungsmarktes erwartet
oder befürchtet werden, wie zum Beispiel mangelnde
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Qualität, fehlendes Vertrauen in die Vergleichbarkeit
der Dienstleistung, unzureichender Verbraucher-
schutz oder auch soziales Dumping.

Meine Damen und Herren, an der Stelle will ich ein-
mal auch darauf hinweisen, dass der Verbraucher-
schutz nicht davon ausgehen soll, dass der Ver-
braucher selbst nicht in der Lage ist, eine Dienst-
leistung auch zu verantworten. Ich will mal ein Bei-
spiel nennen. Ich weiß nicht, wer hier im Hause von
einem portugiesischen Architekten unbedingt sich ein
Haus planen lassen wollte, wenn der dann vielleicht
sprachliche Probleme schon allein mit der Baube-
schreibung hätte. Also, das hat auch lokale Grenzen,
auch für kleine und mittlere Unternehmen, die sich
besonders im Grenzbereich vielleicht über die
Grenze hinweg bewegen, aber bei einer gewissen
Entfernung wird es ihnen nicht möglich sein, ihre
Dienstleistungen in anderen Staaten zu erbringen.
Der Verbraucher selbst hat also hier eine Verant-
wortung und er ist auch nicht zu belehren. Er ist gut in
der Lage einzuschätzen, was er selbst verantwor-
ten will. Solche Aspekte haben in der Debatte zum
Entwurf der Dienstleistungsrichtlinie im Binnenmarkt-
ausschuss und im mitberatenden Sozialausschuss
des Europäischen Parlamentes stattgefunden. Wir
müssen allerdings aufpassen - und das geht in
Richtung Ihrer Zwischenfrage -, dass wir nicht die
Chancen verspielen, die sich aus einer gemeinsamen
Binnenmarktstrategie und den Dienstleistungen im
Binnenmarkt ergeben: Chancen für Wachstum,
Chancen für Beschäftigung und Chancen für den
Wettbewerb. Ich möchte noch einmal unterstreichen:
Bei allen Problemen, die dieser Prozess in sich birgt,
würde eine Richtlinie ohne den gewählten horizon-
talen Ansatz mit Sicherheit keinen Erfolg in dem
ins Auge gefassten Zeitraum ermöglichen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Schröter, der Abgeordnete Rame-
low möchte Ihnen eine Frage stellen. Gestatten Sie
das? Bitte, Herr Abgeordneter Ramelow.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Ich würde gern noch einmal auf Ihr Beispiel zurück-
kommen. Wie bewerten Sie den gleichen Vorgang,
wenn ein Deutscher Architekt sein Büro in Lissabon
eröffnet und dann in Deutschland zu den Konditionen
von Lissabon, zum Beispiel auch zu der Frage der
rechtlichen Auseinandersetzung, seine Dienstleistung
hier im Binnenmarkt anbietet und dann nicht mehr
den Strukturen der hiesigen Region entspricht?

Abgeordneter Schröter, CDU:

Der horizontale Ansatz geht davon aus, dass der
Dienstleistungserbringer die Dienstleistung unter den

Kriterien in seiner Niederlassung zu erbringen hat.
Damit sind auch alle anderen Dinge geregelt wie
auch die Forderungen, die gegebenenfalls aus der
Dienstleistung bei nicht qualitätsgerechter Erfüllung
vorhanden sind, resultieren. Das ist damit eigentlich
klar gesagt.

Zu den zeitlichen Abläufen möchte ich noch eine
Bemerkung machen. Im kommenden Jahr soll die
Dienstleistungsrichtlinie voraussichtlich verabschiedet
werden. Der Vorschlag der Kommission zur ergän-
zenden Harmonisierung soll dazu eingebracht wer-
den. Nach Ablauf der Umsetzungsfrist, voraussicht-
lich 2007, sollen folgende Dinge weiterbearbeitet wer-
den, so sieht das die Richtlinie der Kommission vor:
die Abschaffung von unzulässigen Anforderungen,
die Abschaffung von Beschränkungen der Dienstleis-
tungsfreiheit mit Ausnahme der Bereiche, die für die
vorübergehende Ausnahmeregelung gelten, das ist ja
auch Inhalt der Richtlinie, die Harmonisierung der
Genehmigungserfordernisse sowie die Harmonisie-
rung betreffend die Qualität der Dienstleistungen. Das
war etwas, was Sie gerade gefragt haben, Herr Ra-
melow. Eine gegenseitige Evaluierung allerdings
ist auch vorgesehen in diesem Zeitraum. Bis zum
31. Dezember 2008 sollen die einheitlichen An-
sprechpartner festgelegt sein. Es soll ein Recht auf
Information auch für den Dienstleistungsempfänger
vorhanden sein, elektronische Verfahrensabwick-
lungen sollen möglich sein und die gegenseitige Eva-
luierung soll weitergehen, gegebenenfalls auch mit
ergänzenden Vorschlägen und Initiativen, die sich
daraus ergeben. Ab dem 1. Januar 2010 soll die
Übergangszeit, die bis dahin festliegt, beendet wer-
den. Die Übergangsregelungen zum Herkunftsland-
prinzip bezüglich der Geldtransporte und gerichtli-
chem Beitreiben von Forderungen zum Beispiel soll
das betreffen. Es gibt auch eine Reihe von Festlegun-
gen, die noch nicht terminisiert sind, so zum Beispiel
die Durchführungsmaßnahmen, elektronische Ver-
fahrensabwicklung, Unterstützung der Dienstleis-
tungsempfänger, Information der Dienstleistungs-
erbringer und ihre Leistungen, finanzielle Sicherheiten
und Berufshaftpflichtversicherungen, gegenseitige
Unterstützung und gegenseitige Evaluierung. So weit
zu dem zeitlichen Ablauf. Noch einmal kurz gesagt,
Anfang 2004 ist die Richtlinie zur Diskussion gestellt
worden. Die Standpunkte des Ausschusses der Re-
gionen habe ich dargelegt, die auch dort geteilt wor-
den sind. Der Wirtschafts- und Sozialausschuss hat
sich dazu noch nicht geäußert. Dort gab es bisher nur
die Anhörung, die eben auch auf die Arbeitnehmer-
entsenderichtlinie besonders abzielte. Zusammenfas-
send: Eine Überarbeitung des Richtlinienvorschlags
ist im Gange, aber dies ist ein dynamischer Prozess,
wie der Zeitplan, den ich vorgetragen habe, auch be-
weist.
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Zur Bewertung Ihres Antrags:

Erstens, die Begründung ist fehlerhaft. Nicht die De-
regulierung von 70 Prozent der Leistungen vom
Bruttoinlandsprodukt, sondern in den Bereichen, die
noch nicht geregelt sind, steht zur Debatte. Das hat
Herr Höhn übrigens gesagt, welche Größenordnung
dies betrifft.

Zweitens, die Daseinsvorsorge soll spezialgesetz-
lich geregelt bleiben. Und wenn es so eingearbei-
tet wird in die Richtlinie, ist das Argument, dass es
einen Kompetenzeingriff in die Nationalstaaten gäbe,
eigentlich hinfällig.

Drittens, die Verfahrenshinweise haben die Möglich-
keiten, die die Landesregierung und der Landtag
haben, aufgezeigt. Ich weise darauf hin, dass der
Artikel 263 des EG-Vertrages die Rechtsstellung
der Mitglieder des AdR, nämlich des Herrn Minister
Wucherpfennig und meiner Person, darstellt. Ich will
auch an der Stelle sagen, ein imperatives Mandat ist
auch dort ausgeschlossen.

Viertens, der Antrag ist abzulehnen, weil er politisch
und wirtschaftlich falsch ist. Im Übrigen gab es zu der
Stellungnahme, die ich erarbeitet habe, ein Abstim-
mungsergebnis, was ich Ihnen, wenn Sie sagen, man
solle dies ablehnen und es wäre überall eine Ableh-
nung zu hören, wie folgt einmal verdeutlichen möch-
te: Der Ausschuss der Regionen hat 317 Mitglieder
aus 25 Staaten. Die von mir vorgelegte Stellung-
nahme zu der Dienstleistungsrichtlinie ist bei fünf
Stimmenthaltungen und drei Gegenstimmen ange-
nommen worden. So falsch kann das also nicht sein.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die PDS-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete
Naumann zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Naumann, PDS:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, werter Kollege Schröter, ich hatte eigentlich
gedacht, dass Sie hier für die CDU vortragen und
nicht für den Ausschuss der Regionen, aber ich
denke, die beiden Stellungnahmen decken sich. Ih-
rem Beitrag konnte ich eigentlich nur entnehmen, es
gibt zwar viele Mängel, aber sonst ist die Sache ganz
toll und die Mängel lassen Sie einfach nicht gelten
und viele Mängel hat Kollege Höhn schon benannt.
Kollege Höhn, ich habe mich sehr über Ihren Beitrag
gefreut.

(Beifall bei der PDS)

Ich muss allerdings sagen, schicken Sie Ihren Beitrag
Ihrem Bundeskanzler, denn er hat in einem Gast-
beitrag im Handelsblatt vom 26. Oktober in einem
vierten Punkt gesagt, die Dienstleistungsrichtlinie
schafft für EU-Unternehmen einen Ordnungsrahmen,
der ihre Wettbewerbsfähigkeit stärkt und zu mehr
Arbeitsplätzen führen soll.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: In unserer
Partei kann man eine andere Meinung
haben.)

Das ist in Ordnung. Ich sage ja nur, vielleicht lässt er
sich von Ihnen belehren, das wäre ja nicht schlecht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, stellen wir
uns einmal vor, wir sind im Jahr 2008, die Erfurterin
Erna Friese hat die Wahl: entweder sie ist weiter
ohne Job

(Beifall Abg. Dr. Scheringer-Wright, PDS)

oder sie arbeitet zu tschechischen Bedingungen für
einen privaten Pflegedienst vier Monate lang. Denn
so lange wird das Pflegeprojekt in Erfurt dauern, das
der tschechische Pflegedienst übernommen hat. Für
Erna Friese bedeutet die Unterschrift unter dem Ar-
beitsvertrag niedrigere Sozialstandards und weit we-
niger Geld als wenn sie bei einem deutschen Pflege-
dienst angestellt wäre. Doch deutsche Pflegedienste
gibt es kaum noch. Sie haben aufgegeben als Folge
einer Dienstleistungsrichtlinie, die 2005 in Kraft trat.
Nach und nach ersetzten die ausländischen Pflege-
dienste die deutschen Anbieter, nach und nach san-
ken die Einkommen und die Sozialstandards. Meine
Damen und Herren, dieses Szenario - und wie Kol-
lege Schröter sagte, Horrorszenario - wird bittere
Realität, wenn der uns seit Januar vorliegende Ent-
wurf einer Richtlinie über Dienstleistungen im Bin-
nenmarkt, auch genannt Frankenstein-Direktive, eins
zu eins umgesetzt wird. Dieses Abschlusswerk wird,
wie von Kollegen Höhn schon charakterisiert, vom
Niederländer Frits Bolkestein, dem ehemaligen EU-
Kommissar für den Binnenmarkt, vorgelegt und ist in
seinem Kern antieuropäisch und wird überall mehr
Europafeindlichkeit hervorrufen, da die Richtlinie nicht
zu besseren, sondern überall zu schlechteren Ver-
hältnissen führen wird. So schätzt es nicht nur der
IG-Bau-Vorsitzende Klaus Wiesehügel ein.

(Beifall bei der PDS)

Diese Richtlinie ist im Zusammenhang mit der bis
2006 angelegten Strategie der Kommission zu
sehen, mit der neue Liberalisierungsprojekte ange-
schoben werden sollen. Es geht, wie bereits gesagt,
um die Schaffung eines Binnenmarkts für die Dienst-
leistungen bis 2010. Als großes und lockendes Motto
hat man ausgegeben "Abbau der bürokratischen Hin-
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dernisse für die Wettbewerbsfähigkeit Europas". Das
klingt zunächst gut, im gewissen Sinne auch über-
zeugend. Niemand hat generell etwas dagegen ein-
zuwenden, dass Dienstleister, Selbständige, Hand-
werker und Krankenpfleger weniger Formulare aus-
füllen müssen und sich weniger mit Ämtern herum-
schlagen müssen, aber bekanntlich steckt der Teufel
im Detail.

Meine Damen und Herren, wenn der Entwurf so gut
ist, wie uns suggeriert wird, warum wird dann in der
Öffentlichkeit dieses Vorhaben nicht gelobt und ge-
feiert oder zumindest diskutiert? Was sind die Grün-
de, weshalb sich bislang nur Insider damit beschäf-
tigten und weshalb drang so wenig davon bislang
an die Öffentlichkeit? Da drängt sich doch die Frage
auf: Verbirgt sich hinter der Richtlinie vielleicht mehr
als Bürokratieabbau? Äußerst merkwürdig ist auch,
dass die Masse derjenigen, die von der Richtlinie
betroffen sein werden, oft überhaupt keine Kennt-
nisse von dem Vorhaben besitzen. Warum bemühen
sich diejenigen, die sich mit der Thematik ausein-
ander zu setzen haben, zum Beispiel die staatlichen
Gremien in Deutschland wie der Deutsche Bundes-
rat, fast im stillen Kämmerlein zu beraten? Während
im Ausland, zum Beispiel in Schweden und Belgien,
bereits eine heftige öffentliche Debatte über die
Richtlinie entbrannt ist, kann von öffentlicher De-
batte in Deutschland nicht ansatzweise die Rede
sein. Zwar meldeten sich einige Institutionen mit
ihrer Ablehnung zu Wort, wie der Europäische Ge-
werkschaftsverband für den öffentlichen Dienst, die
Aktionsgemeinschaft wirtschaftlicher Mittelstand, der
Deutsche Kulturrat und vereinzelte Handwerkskam-
mern, dennoch bleibt die ganze Problematik aus
dem öffentlichen Bewusstsein ausgeblendet, von
einer Medienberichterstattung ganz zu schweigen.
Doch es gibt nicht nur die Notwendigkeit, sondern
auch die Pflicht, die Bürgerinnen und Bürger als auch
die Kommunen, Verbände und die Wirtschaft über
dieses Vorhaben zu informieren. Denn eines lässt
sich jetzt schon sagen: Der Entwurf der Richtlinie
über Dienstleistungen im Binnenmarkt der EU-Kom-
mission lässt im öffentlichen Dienst und im Sozial-
system keinen Stein auf dem anderen.

(Beifall Abg. Dr. Scheringer-Wright, PDS)

Offensichtlich spüren die offiziellen deutschen staat-
lichen Gremien wie der Deutsche Bundesrat dies
sehr wohl. Der Bundesrat hat sich mehrfach mit dem
Richtlinienentwurf beschäftigt und am 2. April und am
9. Juli Beschlüsse gefasst. Hinzu kommen noch
Empfehlungen der Fachausschüsse, zuletzt vom
13. September dieses Jahres. Auch der Ausschuss
der Regionen - Kollege Schröter hat es erwähnt - hat
sich am 30. September mit der Thematik beschäftigt
und eine Stellungnahme verabschiedet. Bundesrat
und der Ausschuss der Regionen begrüßen zwar das

Vorhaben im Grundsatz, sparen aber nicht mit Kritik.
In den Bundesratsbeschlüssen wird in 26 Punkten
Änderungsbedarf thematisiert. Hinzu kommen wei-
tere 16 Punkte der Empfehlung auf Veränderungen
der Fachausschüsse, um die auch Minister Reinholz
nicht herum kommt. Als Hauptproblempunkt wird
darauf hingewiesen, dass die Regelungen über das
Herkunftslandprinzip in Artikeln 16, 19 und 37 von
der Regelungskompetenz der Gemeinschaft nach
Artikel 47 Abs. 2 i.V.m. Artikel 55 des Vertrags der
Europäischen Gemeinschaft nicht gedeckt ist. Da-
rüber hinaus beschränkt der Entwurf die Möglich-
keiten der Behörden und führt - ich zitiere - "zu
einer weitestgehenden Verdrängung der Vorschriften
des Staates, in dem die Dienstleistung erbracht wird,
zugunsten der Vorschriften des Herkunftsstaates".
Weiterhin verletzt der Vorschlag mit Artikel 5 ff. -
das sind die Verwaltungsvereinfachungen - und Ar-
tikel 9 ff. - das sind die Genehmigungen - Grundzüge
der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit. Er-
gänzend weist der Bundesrat auf noch nicht ab-
schätzbare Kosten bei der Umsetzung des Vor-
schlags hin. Das hat Minister Reinholz bereits an-
gesprochen. Zu ähnlichen Schlussfolgerungen kommt
auch der Ausschuss der Regionen. Er stimmt dem
Grundsatz zwar zu, fordert aber ebenfalls in 30 Punk-
ten deutliche Nachbesserung. Solche Textstellen wie
"weist jedoch darauf hin", "befürchtet deshalb", "for-
dert deshalb", "gibt ferner zu bedenken", "sieht das
Problem" oder "hält es für unerlässlich" kann man
wiederholt in der Stellungnahme finden und sie ha-
ben einige Punkte davon angesprochen. Es ist schon
die Frage zu stellen, wenn in so vielen Aspekten
Kritik geäußert und auf viele Änderungsnotwendig-
keiten hingewiesen wird, warum man dann den gan-
zen Richtlinienentwurf nicht zurückweist.

Meine Damen und Herren, wenn man die Wirkungen
des Entwurfs in der Realität betrachtet, dann kann es
nur um eine Zurückweisung gehen. Denn was zu-
nächst einleuchtend klingt, stellt in der Realität das
bisher umfassendste Liberalisierungsvorhaben der
EU dar. Sämtliche Dienstleistungen einschließlich
großer Bereiche der Daseinsvorsorge sind von
dem Entwurf betroffen - und das sind nahezu 70 Pro-
zent, Kollege Schröter. Die Richtlinie greift damit tief
in die Kompetenzen der Bundes-, Landes- und kom-
munalen Ebene ein und verletzt das im EG-Vertrag
verankerte Subsidiaritätsprinzip. In ihrer Wirkung
trifft die Richtlinie Arbeitnehmer, Unternehmer, Kom-
munen und gemeinnützige Einrichtungen gleicher-
maßen. So werden sämtliche Tätigkeiten erfasst, die
gegen Entgelt erbracht werden. Damit sind auch all
jene öffentlichen Dienste gemeint, für deren Nutzung
schon jetzt Gebühren zu entrichten sind wie zum
Beispiel Gebühren für den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk, für Verkehrsunternehmen, für Wasser/Ab-
wasser, Kindergärten, Krankenhäuser und Bildungs-
einrichtungen. Erstmals werden damit auch Zustän-



890 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 9. Sitzung, 10. Dezember 2004

digkeiten für die durch Sozialversicherungen gere-
gelten Gesundheits- und Pflegedienste sowie für
den Hörfunk für die Kommission reklamiert.

Besondere Konsequenzen hat vor allem das Her-
kunftslandprinzip. Danach kann ein EU-Land nicht
mehr die Form der Niederlassung eines - wohlge-
merkt - auf öffentlichem Sektor tätigen Unternehmens
vorschreiben.

Für die Bereiche der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik
sowie die Gesundheitspolitik nimmt der Bundesrat
unter anderem wie folgt Stellung - ich zitiere: "Der
vorliegende Richtlinienvorschlag wirft jedoch in zahl-
reichen Punkten, wie etwa dem Geltungsbereich und
der Reichweite des Herkunftslandprinzips erhebliche
Probleme auf." In der gleichen Stellungnahme heißt
es dann: "Der Bundesrat lehnt die unterschiedslose
Anwendung des von Binnenmarktgesichtspunkten
bestimmten Vorschlags auf Tätigkeitsfelder wie zum
Beispiel Gesundheits- und Pflegedienst ab. Da es
sich im Bereich der Sozial- und Gesundheitspolitik
überwiegend nicht um rein marktbezogene Dienst-
leistungen handelt, in denen sich Dienstleistungser-
bringer und -verbraucher ebenbürtig gegenüber-
stehen, sondern um aus öffentlichen Mitteln oder
Solidaritätsbeiträgen finanzierte Leistungen der so-
zialen Daseinsvorsorge, erfordert auch die lang-
fristige Finanzierungsfähigkeit dieser Systeme regu-
lierende Maßnahmen. Der Regelungsinhalt des
Richtlinienvorschlags steht dieser Notwendigkeit ent-
gegen, indem er vorrangig auf die Interessen der
Dienstleistungserbringer abstellt." Es heißt dann
weiter: "Ferner wäre die Folge einer Einführung des
Herkunftslandprinzips, dass im jeweiligen Mitglied-
staat gerade in den sensiblen Bereichen des Sozial-
schutzes und des Gesundheitswesens kein einheit-
liches Recht gelten würde." Die besonders schutz-
würdigen Empfänger sozialer und gesundheitlicher
Dienstleistungen sehen sich mit Dienstleistungen aus
zahlreichen, höchst unterschiedlichen Rechtssyste-
men konfrontiert. In Zukunft brauchen sich also Un-
ternehmen weder registrieren zu lassen noch kann
ihre Tätigkeit kontrolliert werden. Das wurde hier
bereits erwähnt. Die EU-Kommission meint dazu
quasi als Beruhigungspille, flankierend gelte das
Bestimmungslandprinzip der EU-Entsenderichtlinie
weiter. Diese sieht vor, dass die Kernarbeitsnormen
des Bestimmungslandes gelten, etwa gleiches Min-
destentgelt, gleiche Arbeitsbedingungen und Arbeits-
zeiten, Arbeitsschutz für entsendende wie einheimi-
sche Arbeitnehmer am gleichen Ort - so weit, so gut.
Aber in der realen Praxis würde die Situation völlig
anders aussehen. Der Bolkestein-Entwurf meint näm-
lich: Für die Einhaltung dieser Normen sei das Land
zuständig, aus dem die Arbeitnehmer kämen. Doch
welches Interesse sollte beispielsweise Portugal ha-
ben, dass von seinem im Ausland tätigen Dienst-
leistungsunternehmen in Thüringen geltende Kernar-

beitsnormen eingehalten werden? Wie sollte es diese
Einhaltung effektiv kontrollieren, da es ja mangels Ho-
heitsbefugnissen keine Kontrollen außerhalb seines
Staatsgebiets vornehmen kann? Mit dem Herkunfts-
landprinzip würde ein radikaler Wettbewerb der mit-
gliedstaatlichen Rechtssysteme eingeleitet. In jedem
einzelnen Mitgliedstaat würden, wie bereits erwähnt,
bis zu 25 verschiedene Unternehmens-, Sozial- und
Tarifrechtssysteme neben und miteinander konkur-
rieren. Im Vorteil wären Dienstleistungserbringer aus
jenen Mitgliedstaaten, welche die jeweils niedrigsten
Standards in Bezug auf die Kontrolle der Unterneh-
mertätigkeit, die Qualifikationsanforderungen, Quali-
tätsstandards und Qualitätskontrolle, die Besteuerung
und die sozialen Beschäftigungsbedingungen sowie
den Umwelt- und Verbraucherschutz ausweisen.

Vizepräsidentin Pelke:

Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Schröter zu?

Abgeordnete Naumann, PDS:

Am Ende bitte.

Vizepräsidentin Pelke:

Am Ende.

Abgeordnete Naumann, PDS:

Im Ergebnis würden durch die Richtlinie ungleiche
Wettbewerbsbedingungen innerhalb der EU ge-
schaffen, die in einem radikalen Unterbietungs- und
Dumpingwettlauf münden. Das kann doch nicht unser
Ziel sein, meine Damen und Herren. Bereits jetzt
treten in der Praxis unzählige Verstöße gegen das
Entsenderecht auf, die zum Beispiel mangels EU-
Regelungen zur Vollstreckung von Bußgeldbeschei-
den in andere Mitgliedstaaten, mangels flächen-
deckender Kontrolle etc. nicht verfolgt werden. Die
vorgesehene Neuregelung regelt nicht, sondern
schafft Lücken. Sie verwandelt damit diesen Bereich
in ein Paradies für Lohndumping, für Scheinfirmen,
für zwielichtige Personalvermittler und für Sozialab-
gabehinterzieher. Es ist somit abzusehen, dass so-
wohl die Arbeitnehmer als auch die seriösen Un-
ternehmen und die Kommunen auf der Strecke
bleiben. Dem thüringischen Arbeitnehmer wird durch
Dumpingpreise die Arbeit genommen, doch sein aus-
ländischer Kollege ist auch nicht zu beneiden, denn
er reist im Grunde genommen zu Spottpreisen euro-
paweit der Arbeit hinterher. Die einheimischen Unter-
nehmen bekommen eine Konkurrenz, der sie vor
allem durch mangelnde Kontrollmöglichkeiten und
Kapazitäten gar nicht gewachsen sein können. Den
Kommunen wird darüber hinaus eine weitere Re-
gelung der Richtlinie schwer zu schaffen machen. Sie
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müssen zahlreiche Vorschriften im Dienstleistungs-
sektor überprüfen und gegebenenfalls beseitigen. So
droht die Streichung von bestimmten Rechtsformen,
festgesetzten Mindestpreisen oder Zulassungsgren-
zen. In der Folge könnten dann Vergünstigungen für
Gesellschaften ohne Erwerbszweck auf den Prüf-
stand kommen, was vor allem die Gemeinnützigkeits-
privilegien freier Träger sozialer Dienste beträfe. Die
Deregulierung festgesetzter Mindestpreise hebelt da-
rüber hinaus Honorarordnungen und Dumping-
verbote aus mit der Folge eines hemmungslosen
Konkurrenzwettbewerbs in vielen Gewerben vom
Taxiunternehmen bis zur Arztpraxis.

Meine Damen und Herren, die Richtlinie soll nun
2005 beschlossen und dann binnen zwei Jahren um-
gesetzt werden. Nutzen wir die Zeit und die Chance,
uns in die Debatte einzubringen, denn der jetzige
Entwurf kann nur unseren Protest und unsere Ab-
lehnung hervorrufen. Beschäftigen wir uns also in-
tensiv mit der Richtlinie, führen wir eine öffentliche
Debatte auch mit den Betroffenen, noch ist die Zeit
dazu. Kollege Schröter hat ja auch gesagt, dass er
noch Vorschläge machen möchte. Die PDS-Fraktion
beantragt deshalb die Überweisung an den Aus-
schuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit, den
Ausschuss für Soziales, Familie und Gesundheit, an
den Haushalts- und Finanzausschuss und feder-
führend an den Ausschuss für Justiz, Bundes- und
Europaangelegenheiten. Danke schön.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Pelke:

Danke. Und jetzt war die Nachfrage zugelassen.

Abgeordneter Schröter, CDU:

Frau Naumann, haben Sie zur Kenntnis genommen,
dass die Dientsleistungsrichtlinie im Binnenmarkt
bestehende spezialgesetzliche Regelungen nicht
auflösen soll?

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS: Das
stimmt doch gar nicht.)

Abgeordnete Naumann, PDS:

Ich habe zur Kenntnis genommen, dass es viele
Regelungen geben soll, die die auflösen und die
über unsere Regelungen hinausgehen. Das ist das
Problem, was ich versucht habe hier darzustellen,
aber offensichtlich haben Sie das jetzt von mir nicht
verstanden, also wäre es doch wichtig, im Ausschuss
noch mal darüber zu reden.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Pelke:

Danke schön. Weitere Wortmeldungen von Abge-
ordneten liegen mir nicht vor. Die Landesregierung?
Auch nicht mehr. Damit schließe ich die Aussprache
und wir kommen zur Abstimmung. Es ist Ausschuss-
überweisung beantragt worden, und zwar an den
Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit,
den Ausschuss für  Soziales, Familie und Gesund-
heit, den Haushalts- und  Finanzausschuss und fe-
derführend an den Ausschuss für Justiz, Bundes-
und Europaangelegenheiten.

Wir stimmen jetzt erst über die Ausschussüberwei-
sung in dieser Reihenfolge ab. Wer dafür ist, dass
der Antrag der PDS-Fraktion - Drucksache 4/393 - an
den Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit
überwiesen wird, den bitte ich um das Handzeichen.
Danke schön. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen?
Damit ist die Überweisung an den Ausschuss für
Wirtschaft, Technologie und Arbeit mehrheitlich ab-
gelehnt.

Wer dafür ist, die Drucksache 4/393 an den Aus-
schuss für Soziales, Familie und Gesundheit zu
überweisen, den bitte ich um das Handzeichen.
Danke schön. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen?
Danke. Damit ist das ebenfalls mehrheitlich abge-
lehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über die Überweisung
an den Haushalts- und Finanzausschuss. Wer dafür
ist, den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön.
Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Damit eben-
falls mehrheitlich abgelehnt.

Wir kommen zur Überweisung an den Ausschuss
für Justiz, Bundes- und Europaangelegenheiten. Wer
dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. Danke
schön. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Das ist
ebenfalls mit Mehrheit abgelehnt, demzufolge müs-
sen wir auch nicht über die Federführung abstimmen.

Wir kommen jetzt direkt zur Abstimmung über den
Antrag der PDS-Fraktion - Drucksache 4/393 -. Wer
dem Antrag seine Zustimmung erteilt, den bitte ich
um das Handzeichen. Danke schön. Gegenstimmen?
Stimmenthaltungen? Damit ist der Antrag mit Mehr-
heit abgelehnt.
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Ich schließe den Tagesordnungspunkt 11 und rufe
auf Tagesordnungspunkt 12

Gewährleistung des parlamenta-
rischen Kontrollrechts gegenüber
Landesgesellschaften und Unter-
nehmen mit unmittelbaren Mehr-
heitsbeteiligungen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/394 -

Wird Begründung durch den Einreicher gewünscht?
Das ist nicht der Fall. Die Landesregierung hat einen
Sofortbericht angekündigt. Herr Staatssekretär Sche-
rer, bitte.

Scherer, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, für die Landesregierung er-
statte ich folgenden Sofortbericht. Die parlamen-
tarische Kontrolle von Landesgesellschaften war in
der Vergangenheit schon mehrfach Gegenstand von
Erörterungen im Plenum. Bei dem Antrag der Frak-
tion der PDS handelt es sich also um eine Art Wie-
deraufruf dieser Thematik. Dieser Wiederaufruf ist
umso erstaunlicher als der Antrag keinen konkreten
Grund für diesen Wiederaufruf benennt. Anhalts-
punkte für Defizite oder gar Missstände bei der
parlamentarischen Kontrolle von Landesbeteiligun-
gen sind im vorliegenden Antrag nicht zu entnehmen.
Deshalb beschränke ich mich die grundsätzliche
Position der Landesregierung zu dieser Thematik
darzustellen.

Die Landesregierung bekennt sich nachdrücklich
dazu, dass zur Wahrung demokratischer Grundsätze
eine angemessene parlamentarische Kontrolle der
Landesgesellschaften gewährleistet sein muss. Es
gilt insoweit der Grundsatz, dass für jedes staat-
liche Handeln durch die Exekutive auch in privater
Rechtsform eine Legitimations- und eine Verantwor-
tungskette herzustellen ist. Die Übertragung staat-
licher Aufgaben auf juristische Personen des pri-
vaten Rechts darf nicht zu einer Flucht in das Privat-
recht und damit zu einer Aushöhlung verfassungs-
rechtlicher Verantwortungsstrukturen führen.

(Beifall Abg. Buse, PDS)

Die Landesregierung ist daher auch in der Vergan-
genheit stets davon ausgegangen, dass dem Thü-
ringer Landtag das parlamentarische Kontrollrecht
über die privatrechtlichen Landesbeteiligungen im
verfassungsrechtlich vorgesehenen Rahmen zu er-
möglichen ist. Die Landesbeteiligungen nehmen als
Teil der Exekutive keinen Sonderstatus ein. Da sich
die parlamentarischen Kontrollinstrumente an die
Regierung richten, erfolgt auch die Kontrolle der

Landesgesellschaften mittelbar im Wege der Kon-
trolle der Landesregierung. Konkret geschieht dies
mit Hilfe der üblichen in der Thüringer Verfassung
und der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags
geregelten Kontrollinstrumente. Das heißt, durch An-
fragen, Anträge und Berichtsersuchen an die Lan-
desregierung können Auskünfte und Informationen
zu den Landesgesellschaften eingeholt werden.

Aus verfassungsrechtlichen Gründen abzulehnen
ist demgegenüber ein direkter Einfluss des Parla-
ments auf die Tätigkeit von Landesgesellschaften.
Eine unmittelbare Mitwirkung der Legislative bei der
Verwaltung von Landesbeteiligungen würde zu einer
Vermischung von exekutivem Handeln und parla-
mentarischer Kontrolle führen und wäre mit dem
verfassungsrechtlich verankerten Grundsatz der Ge-
waltenteilung nicht vereinbar. Letztlich würde das
Parlament die Verantwortung übernehmen, die die
Regierung zu tragen hat. Auf Basis der Grundsätze
der Gewaltenteilung informiert die Landesregierung
den Landtag kontinuierlich über die Geschäftsakti-
vitäten und über die wirtschaftliche Lage von Lan-
desbeteiligungen. Dies erfolgt unaufgefordert, indem
die Landesregierung im Abstand von zwei Jahren
umfassende Beteiligungsberichte erstattet. Die letzte
Aktualisierung wurde Anfang 2004 mit Berichts-
stichtag 31. Dezember 2003 vorgelegt. Zudem nimmt
die Landesregierung jederzeit im Rahmen des parla-
mentarischen Fragerechts zu einzelnen Sachver-
halten Stellung.

Darüber hinaus unterstützt der Rechnungshof den
Landtag bei der Ausübung seiner Kontrolltätigkeit.
Dem Rechnungshof stehen im Hinblick auf die Lan-
desbeteiligungen umfassende Prüfungsrechte zu. Zu
diesem Zweck stellt die Landesregierung dem Rech-
nungshof Unternehmensunterlagen zur Verfügung,
unterrichtet ihn über die Begründung, über wesent-
liche Änderungen oder auch Auflösungen von Lan-
desbeteiligungen. Insgesamt wird damit die verfas-
sungsrechtlich gebotene parlamentarische Kontrolle
gegenüber Landesgesellschaften und Unternehmen
mit unmittelbarer Landesbeteiligung effektiv gewähr-
leistet. Dies gilt auch bei der im Antrag der Fraktion
der PDS angesprochenen Frage der Umstrukturie-
rung von Landesgesellschaften. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Pelke:

Danke für die Berichterstattung. Wird Aussprache
zum Bericht gewünscht? Die Fraktion der PDS
beantragt Aussprache. Damit eröffne ich die Aus-
sprache. Es hat sich zu Wort gemeldet Abgeord-
neter Dr. Schubert, Fraktion der SPD.
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Abgeordneter Dr. Schubert, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, sehr
geehrter Herr Scherer, wenn man Ihren Ausfüh-
rungen hier gefolgt ist, dann habe ich den Eindruck,
dass Sie der Meinung sind, dass die parlamenta-
rische Kontrolle der Landesgesellschaften ausrei-
chend ist. Dem kann ich aber überhaupt gar nicht
zustimmen, gerade wenn Sie den Beteiligungsbe-
richt erwähnen. Den habe ich sehr intensiv ange-
sehen. Zum Beispiel bei der LEG, das sind einein-
halb Seiten, da ist erstmal eine Seite darüber, wer
im Aufsichtsrat sitzt - das wissen wir eh - und dann
kommt ein ganz kleiner Auszug aus der Bilanz und
das war alles. Das soll die parlamentarische Kon-
trolle sein oder dass wir die Möglichkeiten haben hier
Anfragen zu stellen, das ist doch nicht ausreichend.
Ich will Ihnen auch sagen warum. Die so genannte
formelle Privatisierung, das heißt, die Erfüllung öf-
fentlicher Aufgaben mit Hilfe privater Organisations-
formen, darf nach einhelliger Auffassung nicht dazu
führen, dass diese Bereiche der parlamentarischen
Kontrolle durch Flucht ins Privatrecht entzogen wer-
den. Auch in diesen Fällen verlangt das Demokra-
tieprinzip eine ununterbrochene Verantwortungs-
kette staatlichen Handelns und daher, soweit das
Unternehmen öffentliche Aufgaben erfüllt, eine um-
fassende Kontrolle der Unternehmen. Es ist nicht hin-
nehmbar, dass eine Kontrolle mit dem Hinweis auf
Geschäftsgeheimnisse oder gesellschaftsrechtliche
Vorschriften in diesem Bereich verweigert wird. Es
wäre nämlich auch möglich, in nicht öffentlichen
Sitzungen, die ja die Ausschüsse in der Regel sind,
diese Dinge mal darzulegen. Wie kann man nun aus
unserer Sicht die Kontrolle der Unternehmen, vor
allen Dingen derer mit Mehrheitsbeteiligung, verbes-
sern? Zum einen sollten bereits in den Satzungen
der Unternehmen bestimmte Berichtspflichten fest-
geschrieben werden, sofern die angesprochenen
Umstrukturierungen, die demnächst anstehen sollen
und auf die wir ja alle ganz gespannt warten, na-
türlich die Möglichkeit dazu bieten, das entsprechend
in die Satzung hineinzuschreiben. Zum anderen
denke ich, sollte der Landtag Unterlagen zeitnaher
vorgelegt bekommen, insbesondere Wirtschaftspläne
und Jahresabschlüsse von wichtigen Landesgesell-
schaften. Die Fraktion der SPD hatte dazu schon in
der letzten Legislaturperiode einen Antrag gestellt, der
ist aber aus wenig überzeugenden Gründen von der
CDU-Mehrheit abgelehnt worden. Darüber hinaus
sind wir der Auffassung, dass auch die Berichtspflicht
der Landesregierung ausgeweitet werden sollte und
eben nicht nur alle zwei Jahre ein Beteiligungsbericht,
der in der Form, wie wir ihn jetzt kennen, vorgelegt
wird, sondern dass das in einer ganz anderen Form
stattfindet, dass auch mal zur Lage der Gesellschaft
Einiges dargelegt wird.

Dann komme ich noch zum letzten Punkt, der auch
schon in den letzten Tagen oft diskutiert worden ist,
das ist die Frage der Aufsichtsräte von Gesellschaf-
ten. Es ist ja durch juristischen Sachverstand geprüft
worden, dass es durchaus möglich ist, dass auch
Mitglieder des Landtags in den Aufsichtsräten sitzen.
Denn sofern die Aufsichtsräte natürlich in erster Linie
eine Aufsichtspflicht haben - das ist in der Regel so,
zum Beispiel bei der LEG - und nicht selbst die Ge-
schäfte führen, in den Fällen ist es möglich. Warum
sollte sich der Landtag denn dieses Rechts beschnei-
den? Warum kann es denn nicht möglich sein, dass
zum Beispiel bei der LEG oder bei der TDG auch sich
die Mehrheitsverhältnisse des Landtags widerspie-
geln? Was nützt es denn, wenn dort das halbe Ka-
binett am Tisch sitzt und sich letztendlich dann in den
Gesellschaften selbst kontrolliert? Auf der kommu-
nalen Ebene ist das völlig anders, ich weiß auch,
dass Kreistage und Stadträte Teil der Exekutive
sind, aber trotzdem könnte man die dort übliche
Praxis mal zum Anlass nehmen, das auf Landes-
ebene ähnlich zu gestalten.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte jetzt an der Stelle schon ankündigen,
dass wir zu den genannten Punkten in absehbarer
Zeit weitere parlamentarische Initiativen starten wer-
den. Ich denke, das ist notwendig, um eine bessere
Kontrolle der Landesgesellschaften zu gewährleisten.
Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Pelke:

Danke. Als nächster Redner hat das Wort Abge-
ordneter Dr. Krapp, Fraktion der CDU.

Abgeordneter Dr. Krapp, CDU:

Vielen Dank, Frau Präsidentin, meine sehr geehrten
Damen und Herren, diesmal ist es also die Fraktion
der PDS, die der Landesregierung vorwirft, dem
Landtag parlamentarische Kontrollrechte gegenüber
Landesgesellschaften vorzuenthalten.

(Beifall bei der PDS)

In der vergangenen Legislaturperiode war es die
Fraktion der SPD, die eine Verringerung dieser
parlamentarischen Kontrollrechte beklagte. Immer
waren Änderungen der Struktur von Landesgesell-
schaften durch die Landesregierung Anlass für dieses
Klagelied, niemals jedoch konkrete Behinderungen
des Kontrollrechts. Im Gegenteil, meine Damen und
Herren, diese Kontrollrechte sind, sofern es der Land-
tag für notwendig erachtet hat, immer ausgiebig ge-
nutzt worden.
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(Beifall bei der CDU)

So hat zum Beispiel der Untersuchungsausschuss
3/2 "Geschäftsführung der Thüringer Straßenwar-
tungs- und Instandhaltungsgesellschaft mbH - Auf-
sichtstätigkeit der Landesregierung über die Ge-
schäftsführung der TSI und Effektivität der TSI" einen
150-Seiten-Bericht hinterlassen, in dem akribisch
insbesondere auch die Aufsicht der Landesregierung
über diese Landesgesellschaft untersucht wurde.
Mehr noch, meine Damen und Herren, im Ergebnis
dieses Untersuchungsausschusses wurde das Parla-
mentsrecht weiterentwickelt, indem die Zulässigkeit
solcher Untersuchungen, der eingeschränkte Betrof-
fenheitsstatus von landeseigenen Unternehmen, die
grundsätzliche Öffentlichkeit der Untersuchung und
die Aktenvorlagepflicht der Regierung festgestellt
wurden. Der vorliegende Antrag der Fraktion der PDS
läuft, wie auch schon der frühere Antrag der Fraktion
der SPD, nun aber darauf hinaus, dass das Parla-
ment diese Aufsicht einer Landesgesellschaft in Form
regelmäßiger Gremienbesetzungen durch Abgeord-
nete selbst übernehmen soll. Damit, meine Damen
und Herren, würden aber exekutive und legislative
Aufgaben unzulässig vermischt und, Herr Staats-
sekretär Scherer hat auch schon darauf hingewiesen,
die Verantwortlichkeiten verwischt, weshalb die Frak-
tion der CDU den PDS-Antrag in diesem Sinne ab-
lehnt. Sie sieht sich dabei von einem Gutachten des
Wissenschaftlichen Dienstes des Thüringer Land-
tags vom 25. April 2000 bestärkt, ich darf hier für das
Protokoll zitieren, es ist die Vorlage 3/293 zu Untersu-
chungsausschüssen, deren Gegenstand vollständig
oder mehrheitlich im Besitz des Landes Thüringen
befindliche Unternehmen bilden. Dieses Gutachten
wurde übrigens von der Fraktion der PDS des
3. Thüringer Landtags in Auftrag gegeben.

Herr Ramelow, wenn Sie eine Frage haben?

Vizepräsidentin Pelke:

Am Ende oder gleich?

Abgeordneter Dr. Krapp, CDU:

Zulassen, bitte.

Vizepräsidentin Pelke:

Bitte, Herr Abgeordneter Ramelow.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Herr Kollege Krapp, ich würde gerne nachfragen, ob
Ihnen die Drucksache 3/50, die Ihre heutige Frak-
tionsvorsitzende damals in den Landtag einge-
bracht hat, nicht gegenwärtig ist. Da wird eindeutig
die Frage aufgeworfen, wie die Kontrolle zwischen

dem Parlament und den Landesgesellschaften er-
folgen sollte. Ich würde gerne wissen, ob Sie die
Drucksache 3/50 in Erinnerung haben.

Abgeordneter Dr. Krapp, CDU:

Herr Ramelow, vielen Dank für den Hinweis. Sie grei-
fen meinen Äußerungen voraus, ich komme darauf
zu sprechen.

Vizepräsidentin Pelke:

Lassen Sie eine weitere Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dr. Schubert zu?

Abgeordneter Dr. Krapp, CDU:

Bitte schön.

Vizepräsidentin Pelke:

Bitte.

Abgeordneter Dr. Schubert, SPD:

Herr Dr. Krapp, Sie hatten davon gesprochen, dass
eine Besetzung von Aufsichtsräten mit Landtags-
mitgliedern unzulässig wäre. Ist Ihnen der Bericht des
Wissenschaftlichen Dienstes des Landtags aus dem
Jahre 2002 bekannt, der zu dem Schluss kommt,
dass es sehr wohl möglich ist, dass es nur kein Recht
des Parlaments auf diese Besetzung gibt?

Abgeordneter Dr. Krapp, CDU:

Herr Dr. Schubert, lesen Sie bitte im Protokoll nach,
was ich gesagt habe. Ich habe von der regelmäßigen
Besetzung der Gremien durch Landtagsabgeord-
nete gesprochen, was nicht ausschließt, dass dies
möglich ist.

(Beifall bei der CDU)

Ich komme darauf noch zu sprechen.

Meine Damen und Herren, und deshalb nimmt un-
sere Fraktion den von der Landesregierung, in Per-
son Staatssekretär Scherer, soeben gegebenen Be-
richt zustimmend zur Kenntnis, ein Bericht, der eben
diese Trennung von Exekutive und Legislative im
Falle der Kontrolle von Landesgesellschaften noch
einmal grundsätzlich begründet hat. Im Übrigen wer-
den wir die aktuell angekündigten Strukturänderun-
gen der Landesgesellschaften, die Dr. Schubert auch
schon erwähnt hat, dann auch hinsichtlich effizienter
Kontrolle prüfen, wenn die Vorschläge auch auf dem
Tisch des Parlaments und, wie ich auch annehme,
des entsprechenden Ausschusses liegen werden.
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Meine Damen und Herren, Staatssekretär Scherer
hat dankenswerterweise auch darauf hingewiesen,
dass nicht unbedingt der Untersuchungsausschuss,
den ich eben herangezogen habe, das Mittel der
Wahl für das Parlament sein muss, sondern dass
sinnvollerweise zunächst die milderen Mittel der An-
fragen, Anträge und Berichtsersuchen einzusetzen
sind. Diese Mittel werden, wie dies das Archiv des
Thüringer Landtags ausweist, auch intensiv genutzt
bzw. angeboten, zum Beispiel mit entsprechenden
Plenardebatten, wie diese jetzige, mit Ausschuss-
beratungen oder dem periodischen Beteiligungs-
bericht des Finanzministeriums, der auch schon
erwähnt worden ist. Von diesem Ministerium, Herr
Dr. Schubert, sind übrigens bereits 1994 Grundsätze
für die Verwaltung von Beteiligungen des Freistaats
Thüringen herausgegeben worden, die zu einer ein-
heitlichen und ordnungsgemäßen Verwaltung und
Kontrolle von Landesgesellschaften beitragen. Auch
der Hinweis aus dem Justizministerium auf den
Rechnungshof ist völlig zutreffend, denn dieses
scharfe Kontrollinstrument ist bekanntermaßen un-
abhängig und nur diesem Parlament und dessen
Gesetzgebung verpflichtet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren und ins-
besondere Herr Kollege Ramelow, ich komme jetzt
auf Ihren Einwurf zurück. Die Privatisierung staatlicher
Aufgaben ist eines der Mittel, das zur gewünschten
Verschlankung des Staates beitragen kann. Aber
natürlich stellt das die betroffenen Parlamente vor
neue Herausforderungen. Die frühere Landtagsprä-
sidentin Frau Lieberknecht hat dazu gemeinsam mit
Ihren Kolleginnen und Kollegen im Jahre 1999 ein
Thesenpapier verfasst, was unter eben dieser Druck-
sache 3/50 auch hier veröffentlicht worden ist. In
diesem Thesenpapier wird insbesondere die Wah-
rung parlamentarischer Rechte bei Aufgaben- und
Organisationsprivatisierungen durch die Regierung
thematisiert. Neben der frühzeitigen Information des
Parlaments über Privatisierungspläne der Regierung
sind es nach diesem Thesenpapier vor allem Ge-
setze und Gesellschaftsverträge, die vom Parlament
im Sinne einer effizienten Kontrolle zu gestalten bzw.
zu beeinflussen sind. Hinsichtlich der von Ihnen, also
von der PDS-Fraktion, geforderten parlamentarischen
Kontrolle innerhalb der Gesellschaftsgremien darf ich
eben dieses Thesenpapier mit Erlaubnis der Präsi-
dentin zitieren: "Das Parlament kann vorsehen, dass
Abgeordnete in Gremien der Gesellschaft oder Stif-
tung vertreten sind. Dies ist aber kein Instrument der
Kontrolle und Steuerung des Parlaments und kann
deshalb solche Instrumente nicht ersetzen, sondern
allenfalls ergänzen. Im Übrigen besteht die Gefahr,
dass es zu Interessenkollissionen kommt und die
Unabhängigkeit der parlamentarischen Kontrolle
gefährdet wird." Dem habe ich nichts hinzuzufügen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Pelke:

Danke schön. Als Nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Buse, PDS-Fraktion.

Abgeordneter Buse, PDS:

Frau Präsidentin, werte Damen und Herren, wir alle
wissen - und das hat Herr Staatssekretär Scherer hier
zu Beginn auch ausgeführt -, dass eine angemes-
sene parlamentarische Kontrolle und Steuerung der
Aufgabenerfüllung durch Landesgesellschaften oder
Unternehmen mit unmittelbarer Mehrheitsbeteiligung
durch das Parlament gewährleistet sein muss. Strittig
ist das Wie. Ich werde in einigen Fragen darauf ein-
gehen. Was das Gutachten anbelangt, Herr Krapp,
da stimme ich Ihnen ja auch zu, dass gutachterlich
bestätigt ist auch durch den Wissenschaftlichen
Dienst des hohen Hauses, aber auch durch andere
Institutionen, dass sich eine Landesregierung einer-
seits dieser parlamentarischen Kontrolle nicht unter
Berufung auf gesellschaftsrechtliche Vorschriften
oder auf Grundrechte privater Dritter entziehen kann.
Da denke ich an Diskussionen des Jahres 2001. Da
wurde mir von dem jetzigen Minister für Bau und
Verkehr vorgehalten, Aktiengesetz oder Gesell-
schaftsrecht würden diesen Kontrollen diametral
entgegenstehen. Sie stehen dem entgegen, wenn wir
in Thüringen keine ausreichenden gesetzlichen
Regularien dazu haben. Ich werde auf einige zu-
rückkommen. Aber andererseits sollen die Regeln
für die Gewährleistung des parlamentarischen Kon-
trollrechts eben aus unserer Sicht klar fixiert sein
und das kann per Gesetz oder Verordnung erfolgen.
Unter diesem Gesichtspunkt ist es doch also legitim,
solche Fragen hier zu behandeln. Herr Scherer, Sie
sagen, Sie können es nicht nachvollziehen, warum
wir solche Anträge stellen oder auch wiederholt
diese Anträge stellen. Was die Landesregierung
nachvollziehen kann oder nicht, das muss sie mit
sich selber ausmachen. Aber im Prozess der Um-
strukturierung der Landesgesellschaften, der ja ge-
genwärtig läuft, und wenn ich den Wirtschaftsminister
höre, zum vierten Mal, nun soll es aber richtig erfol-
gen, mit Effekten, die hinten rauskommen sollen,

(Beifall bei der PDS)

dann sage ich, das Parlament sollte diese Um-
strukturierung begleiten können. Dazu gibt es Infor-
mationen im Wirtschaftsausschuss und auch Dis-
kussionen dazu. Aber immer erst im Nachhinein
wird der Wirtschaftsausschuss informiert, es sei
denn, die Kollegen der Mehrheitsfraktion wissen aus
ihrer Arbeitskreisberatung mehr als der Rest des
Parlaments.
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(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Natür-
lich nicht.)

Das ist mir ganz klar, dass Sie das abstreiten.

(Beifall bei der PDS)

Zweitens, ist im Zuge der Umstrukturierung der
Landesgesellschaften auch zu berücksichtigen, dass
dieses Parlament seine Kontrollrechte über Regie-
rungshandeln auch ausüben kann, vielleicht ent-
gegen dem, was gegenwärtig vorhanden ist, auch
noch besser ausüben kann. Nein, es ist so wie es
ist und es soll bleiben, so wie es ist, unabhängig
des Antrags der SPD aus dem Jahre 2001.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Reiner
Zufall.)

Herr Schubert hat davon berichtet. Unabhängig jetzt
von unserem Antrag, der ja lediglich eine Bericht-
erstattung ist, weil wir dachten, dass Gedanken in der
Landesregierung reifen, bei der Umstrukturierung von
Landesgesellschaften diesen Fragen auch die gebüh-
rende Aufmerksamkeit zu schenken. Herr Scherer,
ich muss Ihnen sagen, aus Ihrem Bericht entnehme
ich, dass das nicht so ist. Sie haben hier im Wesent-
lichen dasselbe dargelegt, was Herr Trautvetter da-
mals in seiner Eigenschaft als Finanzminister am
11.10.2001 auf den Antrag der SPD-Kollegen schon
dargelegt hat. Man könnte also meinen, Sie stehen
weiterhin fest und treu zu dem, was schon einmal
gesagt worden ist. Möge vielleicht Ihre vorherige
Tätigkeit, die ja eng an den Kollegen Trautvetter ge-
bunden war, dazu beigetragen haben, ich weiß es
nicht. Ich glaube, wenn Sie hier hervorheben, dass
die Landesregierung eine angemessene parlamen-
tarische Kontrolle sichert, dann sind es doch Ihre
Definitionen, was die Angemessenheit angeht. Da
gibt es Kollegen hier, nicht nur bei der PDS, auch bei
den anderen, Herr Schubert hat davon gesprochen,
die Zweifel haben, dass das angemessen genug ist.
Sie ist auch nicht, wie Sie behaupten, effektiv gestal-
tet. Wir glauben, dass zum Beispiel landesgesetz-
liche Regelungen nicht durch den Verweis auf Bun-
desrecht, insbesondere was Gesellschaftsrechte oder
Aktiengesetz angeht, negiert werden können. Hier
bedarf es einer Handlung und wir werden dieses
auch demnächst tun.

Ich muss dazu sagen, Herr Krapp, Sie unterstellen
dem Antrag der PDS, dass er darauf abzielt, die
Tätigkeit von Abgeordneten in Aufsichtsräten der
Landesgesellschaften in Thüringen anzuschieben, zu
sichern oder irgendetwas in der Art. Ich muss Ihnen
sagen, da stimme ich ja mit den Beschlüssen der
Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der
deutschen Landtagsparlamente voll überein, die Ver-
tretung einzelner Abgeordneter in Gremien der

Landesgesellschaften oder Stiftungen - also wie in
Aufsichtsräten, Beiräten oder Ähnlichem - betrachte
ich auch nicht als ein ausschließliches Instrument der
Kontrolle und Steuerung durch das Gesamtparla-
ment, weil es dort eine personenbezogene Tätigkeit
wäre, die durch die Kollegen wahrgenommen wird.
Es kann deshalb nicht als alleiniges Instrument der
parlamentarischen Kontrolle angesehen werden und
ersetzt auch die anderen nicht, sondern ergänzt sie
höchstens. Das sehen wir genauso. Die Ergänzung
parlamentarischer Kontrolle, das würde ich Ihnen
gern mit auf den Weg geben, setzt aber - sofern sie
ernst gemeint ist und nicht nur ein demokratisches
Mäntelchen sein soll, zum Beispiel den Fraktions-
vorsitzenden der PDS in den Beirat der TAB zu
berufen - eines voraus, dass bei der Auswahl der
Mitglieder des Parlaments für die einzelnen Gremien
alle Fraktionen berücksichtigt werden und dies für alle
Gesellschaften und Stiftungen gilt. Sie alle wissen
ganz genau, dass dies für Thüringen nicht zutrifft, und
warum sollte es denn Unterschiede bei Landesge-
sellschaften dabei geben. Aber, wie gesagt, für uns
ist das nicht das Mittel der parlamentarischen Kon-
trolle. Im Thüringer Landtag waren die Abgeordne-
ten der Opposition bisher ausschließlich auf die
herkömmlichen Instrumente der Kontrolle von Re-
gierungshandeln wie das Fragerecht, Berichtsersu-
chen, Befassung in Ausschüssen oder auch mit den
Mitteln des Untersuchungsausschusses - Sie haben
hingewiesen auf den Untersuchungsausschuss 3/2 in
der vergangenen Legislaturperiode - angewiesen.
Aber alle diese parlamentarischen Kontrollrechte
haben immer nur eine Wirkung, sie erhellen immer
nur rückwirkend. Das Fragerecht baut auf Tatsachen,
auf die wir keinen Einfluss mehr nehmen können, wie
auch im Untersuchungsausschuss, die wir einfach
hinzunehmen haben - egal wie es ist. Einfluss auf
Steuerung oder Regierungshandeln beeinflussen,
das ist über diese parlamentarischen Kontrollrechte,
die dem Parlament unbenommen sind, aber in keiner
Weise gegeben. Da unterscheiden wir uns auch von
anderen Landesparlamenten. Die Ausnutzung, viel-
leicht auch manchmal die Überstrapazierung dieser
Kontrollmöglichkeiten, die mag der Landesregierung
lästig erscheinen, wenn ich an das Fragerecht denke,
aber sie ist vielmehr für mich Ausdruck mangelnder
anderer Regularien. Der Wirtschaftsminister und alle,
die aufmerksam das Fragerecht verfolgen, wissen,
dass Mitglieder unserer Fraktion in den letzten
Wochen zahlreiche Anfragen zur Arbeit der ehema-
ligen TIB stellten und auch weitere stellen werden -
das ist das Fragerecht - zu einer Gesellschaft, die es
schon gar nicht mehr gibt. Aber wir wissen so gut
wie nichts über diese Gesellschaft.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Doch,
dass die Geld vernichtet hat.)



Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 9. Sitzung, 10. Dezember 2004 897

Ja, aber um dieses nachzuweisen, um Handeln auch
richtig kritisieren zu können, dazu brauchen wir mehr
Informationen. Ich glaube nicht, dass jemand ernst-
haft behaupten könnte, dass wir uns das, wonach wir
gerade im Zusammenhang mit der TIB in den letzten
Wochen gefragt haben, auf andere Art und Weise
hätten erarbeiten können. Ich gebe zu, dass dieser
Weg zur Erlangung von Informationen zur Ausübung
unseres Kontrollrechts und unseres Kontrollauf-
trags als Parlament für beide Seiten, auch für das
Ministerium, ein mühsamer Weg ist, aber uns bleiben
ja keine anderen.

Wie immer wird betont, dass Abgeordnete auch
über Wirtschaftspläne beispielsweise im Rahmen der
Haushaltsberatungen Informationen bekommen;
Herr Kretschmer hat in der Debatte im Jahr 2001
sinngemäß sich so ausgedrückt, und heute kam das
auch im Bericht zum Ausdruck. Wir haben ja seit
gestern in der parlamentarischen Debatte den Ent-
wurf des Haushaltsplans für das Jahr 2005 und auch,
wie in jedem Jahr, sind in einzelnen Einzelplänen
Wirtschaftsberichte mit abgedruckt, aber längst nicht
alle Landesgesellschaften und längst nicht die aus
unserer Sicht - das mögen Sie vielleicht anders
sehen - wichtigsten Landesgesellschaften. Ich habe
zum Beispiel den Wirtschaftsplan der LEG im Haus-
haltsentwurf nicht gefunden. Das mag an mir liegen,
was ich nicht glaube, aber hier wird unterschieden
zwischen einzelnen Landesgesellschaften. Warum
soll es in Thüringen nicht möglich sein, die Wirt-
schaftspläne der im Landesbesitz befindlichen Ge-
sellschaften dem Entwurf des Haushaltsplans bei-
zufügen? Warum soll es in Thüringen nicht möglich
sein, dass Unternehmen darüber hinaus verpflichtet
werden, dem Parlament bzw. zuständigen Ausschüs-
sen unmittelbar zu berichten? Bisher wurden alle
solche Ansinnen abgewiesen. Nein, wir haben nicht
die Möglichkeit, hat Herr Trautvetter auf ein solches
Ansinnen gesagt, solche Instrumente zu schaffen,
weil Bundesrecht Landesrecht bricht und wir nicht
ein Landesgesetz schaffen können, was die §§ 394
bzw. 395 des Aktiengesetzes außer Kraft setzt. Das
trifft meines Erachtens nicht zu.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bekanntlich ist das
Budgetrecht eines der wesentlichsten Instrumente
der parlamentarischen Regierungskontrolle. Mit dem
Budgetrecht ist die Steuerungs- und Kontrollfunktion
des Parlaments als dem vom Volk gewählten Re-
präsentationsorgan verbunden. Deshalb darf sich die
Regierung der Kontrolle nicht unter Berufung auf
gesellschaftsrechtliche Vorschriften oder auf die
Wahrung von Grundrechten privater Dritter, wie ich es
eingangs sagte, entziehen. Privatisierung von Lan-
desaufgaben mittels Organisationsprivatisierung darf
grundsätzlich nicht zu einem Verlust an Öffentlich-
keit bei der Kontrolle führen, denn nur öffentliche
Kontrolle sichert die uneingeschränkte Rückbindung

an das Volk.

(Beifall bei der PDS)

Deshalb ist in diesem Zusammenhang nicht nur die
parlamentarische Kontrolle zu sichern, sondern das
Parlament bereits bei der Privatisierungsvorbereitung
einzubeziehen. Damit das Parlament entscheiden
kann, ob zum Beispiel eine gesetzliche Regelung zur
Kontrolle notwendig oder wünschenswert ist, muss
es von der Regierung frühzeitig vorab über geplante
Privatisierungsmaßnahmen unterrichtet werden.
Wenn ich da an die Umstrukturierung der TTG denke,
also damit die Gründung der neuen Landesgesell-
schaft, da kommen mir so meine Zweifel, wie früh-
zeitig das Parlament einbezogen worden ist. Es nur
mal hier zu sagen oder in der Tourismuskonzeption
den einen Satz schreiben, ist nicht die Information,
die ich meine. Mit Einbeziehung meine ich, dass wir
beteiligt werden an dem Prozess und der Diskussion,
so wie es in vielen anderen Fragen auch geschehen
ist.

Vorhin ist durch die Finanzministerin und auch durch
Kollegen Krapp der Landesrechnungshof als Kon-
trollorgan benannt worden. Die Landesregierung hat
bei der Gewährleistung der Kontrolle der Landes-
gesellschaften und privatrechtlichen Unternehmen
vorrangig auf den Thüringer Rechnungshof gesetzt,
wenn ich die Landeshaushaltsordnung, den § 69
nehme. Aber in den hier aufgeführten Berichterstat-
tungen des Finanzministers gegenüber dem Rech-
nungshof über die wirtschaftlichen Verhältnisse der
Landesgesellschaften und Beteiligungsunternehmen
muss es, betrachtet man dabei die zu verzeichnen-
den Verluste des Landes, nicht weit her sein. Warum
regeln wir die Kontrollmöglichkeiten in diesem Zu-
sammenhang nur für den Landesrechnungshof und
nicht für das Gremium, dem der Landesrechnungshof
auch Bericht erstatten muss? Ich glaube, das könnten
wir. Wir brauchen weitere Ausgestaltung der par-
lamentarischen Kontrolle. Heute war das ein Antrag
auf Berichterstattung, das war so gewollt von der
PDS-Fraktion. Ich schließe mich den Ausführungen
von Herrn Schubert an und sage, ich werde deshalb
meiner Fraktion empfehlen, entsprechende Anträge
zur Gewährleistung und Verbesserung der parlamen-
tarischen Kontrolle gegenüber Landesgesellschaften
in die parlamentarische Behandlung einzubringen.
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Pelke:

Danke schön. Weitere Wortmeldungen von Abge-
ordneten liegen nicht vor. Möchte die Landesregie-
rung noch mal? Nein. Damit schließe ich die Aus-
sprache und stelle fest, dass das Berichtsersuchen
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erfüllt ist. Hier gibt es keinen Widerspruch, dann
schließe ich Tagesordnungspunkt 12.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 22

Fragestunde

Ich beginne mit der Drucksache 4/434, Mündliche
Anfrage der Abgeordneten Reimann.

Abgeordnete Reimann, PDS:

Förderrichtlinie zur Schuljugendarbeit 2005

Die Förderrichtlinie für die Schuljugendarbeit wird
zum Ende des Jahres 2004 auslaufen, so dass die
Schulen keine neuen Honorarverträge abschließen
dürfen. Eine kontinuierliche Fortsetzung der außer-
unterrichtlichen Arbeit an den Regelschulen und
Gymnasien scheint daher nicht möglich zu sein. Da
im Landeshaushalt 2005 Mittel für die Schuljugend-
arbeit eingestellt sind und die Zusammenführung mit
dem Titel Jugendpauschale erst für den Doppel-
haushalt 2006/2007 geplant ist, ergeben sich fol-
gende Fragen:

1. Kann im I. Quartal des Jahres 2005 Schuljugend-
arbeit fortgesetzt werden und wenn ja, auf welcher
Grundlage?

2. Wird für 2005 eine neue Richtlinie erarbeitet und
wann tritt sie in Kraft?

3. Wie hoch werden prozentual die durch die Schul-
träger zu erbringenden Zuschüsse sein?

4. Wird dieser Bereich für die so genannten Ein-
Euro-Jobs geöffnet?

Vizepräsidentin Pelke:

Danke schön. Herr Staatssekretär antwortet.

Eberhardt, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordneten, die Mündliche Anfrage der
Abgeordneten Reimann beantworte ich namens der
Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Ja, auf der Grundlage der Förderricht-
linien zur Gewährung von Zuwendungen für Pro-
jekte der Schuljugendarbeit vom 13. März 2003.

Zu Frage 2: Nein, die Förderrichtlinie des Thüringer
Kultusministeriums zur Gewährung von Zuwendun-
gen für Projekte der Schuljugendarbeit vom 13. März
2003 wird derzeit überarbeitet und soll bis zum
31. Dezember 2005 verlängert werden. Eine Veröf-

fentlichung ist noch im Monat Dezember vorgesehen.

Zu Frage 3: Die Regelungen der oben genannten
Richtlinie bezüglich der Finanzierungsart bleiben
unverändert. Es ist ein Eigenanteil von 20 Prozent
durch den Maßnahmeträger oder Schulträger zu
erbringen.

Zu Frage 4: In der Verlängerung der Richtlinie wird
dieser Bereich nicht berücksichtigt.

Vizepräsidentin Pelke:

Es gibt eine Nachfrage.

Abgeordnete Reimann, PDS:

Für das zweite Schulhalbjahr sind die Anträge ja
schon gestellt: Ab wann ist damit zu rechnen, dass
den Anträgen stattgeben wird, so dass die Arbeit
tatsächlich kontinuierlich fortgesetzt werden kann?
Mir liegen Informationen vor, dass über die Schul-
ämter gewissermaßen das erst einmal blockiert
worden ist.

Eberhardt, Staatssekretär:

Voraussetzung ist einerseits die abschließende Ge-
nehmigung der Richtlinie. Es ist bekannt, dass alle
Schulen sich für das zweite Schulhalbjahr vorbe-
reitet haben, dass die Anträge vorliegen. Wir werden,
sobald dann die entsprechende Richtlinie vorliegend
ist und auch die entsprechenden haushalterischen
Beschlüsse gefasst sind, auch die entsprechende
Genehmigung erteilen.

Vizepräsidentin Pelke:

Eine weitere Nachfrage.

Abgeordnete Reimann, PDS:

Das heißt, wenn der Haushalt erst im Februar oder
März von uns hier beschlossen wird, kann bis da-
hin also nicht weitergearbeitet werden?

Eberhardt, Staatssekretär:

Davon ist nicht auszugehen.

Vizepräsidentin Pelke:

Weitere Nachfragen liegen nicht vor. Dann danke ich
und wir kämen zur nächsten Mündlichen Anfrage in
Drucksache 4/435 des Abgeordneten Pilger, SPD-
Fraktion.



Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 9. Sitzung, 10. Dezember 2004 899

Abgeordneter Pilger, SPD:

Zukunft des Landesjugendamts

Die Zukunft des Landesjugendamts ist aufgrund
der Regierungserklärung des Ministerpräsidenten
und nachfolgenden widersprüchlichen Verlautba-
rungen von Vertretern der Landesregierung unver-
ändert ungewiss.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Organisationsform (eigenständig oder Be-
standteil welcher Verwaltung) an welchem Stand-
ort oder welchen Standorten ist für das Landes-
jugendamt beabsichtigt?

2. Welche konkreten Aufgaben mit welcher Perso-
nalausstattung sollen zukünftig vom Landesjugen-
damt in Abgrenzung zur obersten Landesjugend-
behörde und zu den örtlichen Trägern der öffentli-
chen Jugendhilfe wahrgenommen werden?

3. Welche zusätzlichen Belastungen müssen auf-
grund der beabsichtigten Umstrukturierung des Lan-
desjugendamts die örtlichen Träger der öffentlichen
Jugendhilfe und die freien Träger der Jugendhilfe er-
warten?

4. In welcher Form und mit welchem Ergebnis wur-
den die Mitarbeiter des Landesjugendamts bzw.
die Personalvertretung in die beabsichtigte Umstruk-
turierung eingebunden?

Vizepräsidentin Pelke:

Es antwortet Staatssekretär Illert.

Illert, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete, im Namen der Landesregierung be-
antworte ich die Anfrage des Abgeordneten Pilger
folgendermaßen:

Ich möchte die Fragen 1 bis 3 zusammenfassen:
An dem neuen Strukturkonzept für das Landesju-
gendamt wird derzeit gearbeitet. Es ist selbstver-
ständlich, dass die durch Bundesrecht dem Lan-
desjugendamt übertragenen Aufgaben weiterhin ge-
setzmäßig erfüllt werden. Wegen der Vielfalt und des
Umfangs der Aufgaben sind die Arbeiten an dem
Konzept für das gesamte Landesamt für Soziales
und Familie und dessen nachgeordneten Bereich
noch nicht abgeschlossen. Zusätzliche Belastungen
für freie und öffentliche Träger sind nicht zu erwarten.

Zu Frage 4: Die Personalvertretungen nehmen an
den Arbeiten der dazu gebildeten Arbeitsgruppe des

Ministeriums teil. Die Kernüberlegungen des von
Personalräten erarbeiteten Mitarbeitermodells wer-
den im Rahmen dieser Arbeiten natürlich berück-
sichtigt.

Vizepräsidentin Pelke:

Danke. Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall.
Danke schön, dann kommen wir zur nächsten An-
frage in Drucksache 4/436 der Abgeordneten Ehr-
lich-Strathausen, SPD-Fraktion.

Abgeordnete Ehrlich-Strathausen, SPD:

Europäische Jugendbildungs- und Jugendbegeg-
nungsstätte Weimar (EJBW)

Die EJBW sieht entsprechend ihrem Konzept einen
Schwerpunkt in Angeboten der Jugendbildung zu
"Fragen der Demokratie-Entwicklung und Fragen der
Gefährdung der Demokratie". Die oberste Landes-
jugendbehörde ihrerseits hat eine besondere Ver-
antwortung für die Weiterentwicklung, Anregung und
Förderung der Jugendhilfe und in diesem Zusam-
menhang sowie als wesentlicher Stifter auch für
die Förderung und inhaltliche Mitverantwortung der
EJBW.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie bewertet die Landesregierung die bisherige
Arbeit der EJBW im Hinblick auf die oben ge-
nannte Zielsetzung?

2. Gibt es externe Bewertungen oder Evaluationen
und wenn ja, mit welchem Ergebnis?

3. In welcher Form hat die oberste Landesjugend-
behörde bisher inhaltliche Mitverantwortung für die
Umsetzung und Weiterentwicklung des Konzepts
wahrgenommen und wie beabsichtigt sie, dies zu-
künftig zu tun?

4. Werden wesentliche konzeptionelle Veränderun-
gen - und wenn ja, welche - angestrebt?

Vizepräsidentin Pelke:

Es antwortet wiederum Staatssekretär Illert.

Illert, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete, im Namen der Landesregierung be-
antworte ich die Mündliche Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Europäische Jugendbildungsstätte
Weimar bietet ein sehr vielfältiges und umfangreiches
Bildungsprogramm auf hohem Niveau an. Das Enga-
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gement der EJBW in den Themen "Demokratie und
Toleranz" ist wichtiger Bestandteil des Gesamtpro-
gramms und wird durch die Landesregierung po-
sitiv bewertet.

Zu Frage 2: Eine im III. Quartal 2003 durch das Mi-
nisterium für Soziales, Familie und Gesundheit ini-
tiierte externe Evaluation der EJBW ist zwischen-
zeitlich abgeschlossen. Der Evaluationsbericht liegt
vor und wird sorgfältig geprüft. Anschließend wird
eine Befassung und Bewertung innerhalb der Stif-
tungsgremien der EJBW erfolgen. Erst danach
können die Ergebnisse veröffentlicht und diskutiert
werden.

Zu Frage 3: Bei der EJBW handelt es sich um eine
eigenständige Stiftung des Bürgerlichen Rechts.
Die Arbeit wird von den Stiftungsgremien und den
Stiftungsmitarbeitern inhaltlich und organisatorisch
völlig selbständig und in eigener Verantwortung ge-
leistet. Gemäß Satzung der EJBW stellt die oberste
Landesjugendbehörde mit dem für Jugend zustän-
digen Minister den Stiftungsratsvorsitzenden. Da-
rüber hinaus ist eine Mitarbeit im Stiftungsvorstand
möglich, aber die EJBW ist keine staatliche Ein-
richtung. Politische Bildung in einer freiheitlichen
Demokratie sollte Spielräume für eigene Wege ha-
ben. Die oberste Landesjugendbehörde ist darüber
hinaus gemäß § 82 Abs. 1 des Achten Buches So-
zialgesetzbuch gehalten, trägerneutral die Weiterent-
wicklung der Jugendhilfe anzuregen und zu fördern.

Zu Frage 4: Die Verantwortung für die inhaltliche
Arbeit der EJBW haben die Stiftungsgremien und
dabei insbesondere der Programmbeirat. Nach der
unmittelbar bevorstehenden Neukonstituierung der
Gremien wird die konzeptionelle Weiterentwicklung
der EJBW wohl eine wichtige Rolle in diesen Gremien
spielen.

Vizepräsidentin Pelke:

Danke schön. Gibt es Nachfragen? Bitte schön, Frau
Abgeordnete.

Abgeordnete Ehrlich-Strathausen, SPD:

Wann rechnen Sie damit, dass die Ergebnisse für
die Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden?

Illert, Staatssekretär:

Wenn die Stiftungsgremien sie behandelt haben. Ich
denke, es gibt hierzu eine Neukonstituierung, dass
das Ende des ersten Vierteljahres des nächsten Jah-
res der Fall sein wird.

Vizepräsidentin Pelke:

Weitere Nachfragen liegen nicht vor. Vielen Dank.
Dann kommen wir zur nächsten Mündlichen An-
frage in Drucksache 4/406 des Abgeordneten Hau-
boldt, PDS-Fraktion.

Abgeordneter Hauboldt, PDS:

Vorfristige Kündigung des Verwaltungsvertrags der
Stiftung Thüringer Schlösser und Gärten mit dem
Runneburg-Verein in Weißensee (Landkreis Söm-
merda)

Der Runneburg-Verein von Weißensee hat in einer
Pressemitteilung in der "Thüringer Allgemeinen" die
Gründe, welche die Stiftung Thüringer Schlösser und
Gärten zur Kündigung des Verwaltungsvertrags
ohne vorherige Abmahnung bewogen hat, auf das
Schärfste zurückgewiesen und mit Klage gedroht.
Nach Auffassung der Stiftung seien vertragliche und
vereinbarte Informations- und Fürsorgepflichten un-
zureichend wahrgenommen worden und erhebliche
Nachteile für die Stiftung entstanden. Das Fällen
eines Baumes auf dem Stiftungsgrundstück wird
u.a. als Beweis aufgeführt, wofür ein Ausgleich zu
zahlen sei. Gesprächsangebote sind bisher vom
Stiftungsdirektor negiert worden, welche den Runne-
burg-Verein zu einer Dienstaufsichtsbeschwerde ver-
anlasste. 1995 hatte der Runneburg-Verein, dem in
der Öffentlichkeit eine sachkompetente Arbeit be-
scheinigt wird, den Auftrag zur Übernahme der
Schlossverwaltung erhalten, welcher nun zum Jah-
resende gekündigt werden soll.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche stichhaltigen Gründe sind bekannt, die
eine Kündigung des Verwaltungsvertrags rechtfer-
tigen?

2. Wie schätzt die Landesregierung das bisherige
ehrenamtliche Engagement des Runneburg-Vereins
ein und wie wird die Arbeit der Runneburg-Be-
triebsgesellschaft bewertet?

3. Welche Vorteile sieht die Landesregierung, die
Schlossverwaltung in die Verantwortung der Stadt
Weißensee zu übertragen?

4. Die Kündigung des Verwaltungsvertrags bewirkt
auch den Verlust von Personalstellen. Wird es eine
Empfehlung der Stiftung an den neuen Betreiber
geben, begründet auf der fachlichen Eignung des
bisherigen Personals, diese auch entsprechend bei
der neuen Vertragsgestaltung zu berücksichtigen?
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Vizepräsidentin Pelke:

Es antwortet Minister Prof. Dr. Goebel.

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Hauboldt be-
antworte ich namens der Landesregierung wie folgt.

Zu Frage 1: Es liegt eine besonders schwer wie-
gende Treuepflichtverletzung durch den Verein vor.
Die Schlossverwaltung hat ihre Stellungnahme zu
eigennützigen privaten Nutzungszwecken miss-
braucht, obwohl eine schriftliche, ausdrücklich gegen-
läufige Weisung der Stiftung erfolgt war. Es erfolgten
durch den Verein weiterhin ehrverletzende Äuße-
rungen gegen den Direktor der Stiftung Thüringer
Schlösser und Gärten. Der Verein hat versucht, das
Bild der Stiftung in der Öffentlichkeit zu schädigen.
Hinzu kommt die bereits erwähnte Beseitigung eines
Baumes auf dem Gelände der Burg unter Verstoß
gegen die Baumschutzsatzung. Der Verein hat seine
mit der Schlossverwaltung verbundenen Informa-
tions- und Aufklärungspflichten verletzt, wodurch
auch Verdachtsmomente für finanzielle Unregel-
mäßigkeiten entstanden.

Zu Frage 2: Das kulturelle Engagement des Vereins
ist positiv zu bewerten. Deshalb soll dem Verein
weiterhin die kulturelle Nutzung der Runneburg er-
möglicht werden. Der Vertrag hierzu läuft unverän-
dert bis zum 31. Dezember 2005. Anschließend kann
der Verein einen neuen Mietvertrag abschließen. Die
Arbeit der Betriebsgesellschaft war in der letzten Zeit
durch Differenzen mit der Schlösserstiftung gekenn-
zeichnet, die letztendlich zu dieser Kündigung ge-
führt haben.

Zu Frage 3: Neben den geschilderten Problemen ist
ein weiterer Aspekt für die Entscheidung der Stif-
tung, dass vor dem Hintergrund der angespannten
Haushaltssituation auch in den nächsten Jahren
kaum Investitionsmittel für die Burg zur Verfügung
stehen und so dringend erforderliche Sicherungs-
und Sanierungsmaßnahmen nur dann finanziert wer-
den können, wenn auch Städtebaufördermittel zur
Verfügung gestellt werden können. Dies wird durch
eine engere Kooperation mit der Stadt Weißensee
möglich. Der Stadtrat hat in diesem Sinne bereits
entsprechende Beschlüsse gefasst.

Zu Frage 4: Im Laufe des Dezember wird die Ab-
wicklung des Vertrags zwischen den Parteien geklärt.
Es bleibt dabei abzuwarten, wie die Frage der Per-
sonalstellen gelöst wird.

Vizepräsidentin Pelke:

Danke, gibt es Nachfragen? Herr Abgeordneter Hau-
boldt.

Abgeordneter Hauboldt, PDS:

Herr Minister, der Landkreis Sömmerda ist ja nicht
gerade mit touristischen Highlights gespickt. Sehen
Sie eine Möglichkeit, im Interesse des Tourismus, der
Initiativen auf der Burg, des Blieteschießens etc., was
alles dort stattgefunden hat, die beteiligten Parteien,
die hier im Clinch liegen, noch mal an einen Tisch zu
holen, um die Probleme auszudiskutieren und für die
Zukunft, wie gesagt, auch die touristischen Aspekte
auf der Runneburg weiter zu fördern?

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Also durch die Vertragskündigung des Verwaltungs-
vertrags wird an der touristischen Infrastruktur ja
nichts geändert. Es bleibt den beteiligten Parteien
jetzt im Rahmen der Abwicklung der Geschäfte, die
notwendig ist im Hinblick auf die Kündigung des Ver-
trags, natürlich die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass
alle kulturellen Aktivitäten und das kulturelle Enga-
gement der Menschen weitergeführt werden können.
Was wir dazu tun können, wollen wir gern tun.

Vizepräsidentin Pelke:

Danke schön. Weitere Nachfragen gibt es nicht. Da-
mit kämen wir zur letztmöglichen Anfrage für heute
in der Drucksache 4/425. Abgeordneter Bausewein,
SPD-Fraktion:

Abgeordneter Bausewein, SPD:

Arbeitsgruppe "Ausbildungsfähigkeit" des Thüringer
Kultusministeriums

Im Rahmen der Berichterstattung zu den Ergebnis-
sen des Thüringer Ausbildungspaktes wurde seitens
des Staatssekretärs des Thüringer Wirtschaftsmi-
nisteriums die Zunahme mangelnder Ausbildungs-
fähigkeit von Ausbildungsplatzbewerbern beklagt.
Dennoch wurde im Landesjugendhilfeausschuss
wiederholt berichtet, dass eine seit längerer Zeit
beim Thüringer Kultusministerium eingerichtete Ar-
beitsgruppe zur Verbesserung der "Ausbildungs-
fähigkeit" offenbar nicht mehr tagte. Ich frage die
Landesregierung:

1. Von wem und wann wurde die vorgenannte Ar-
beitsgruppe in welcher Zusammensetzung einbe-
rufen?

2. Wie oft und wann tagte die Arbeitsgruppe?
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3. Welche Ergebnisse wurden erzielt?

4. Welche Maßnahmen wurden mit welchem Erfolg
aufgrund der Ergebnisse der Arbeitsgruppe ein-
geleitet?

Vizepräsidentin Pelke:

Es antwortet wiederum Minister Prof. Dr. Goebel.

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren. Die
Mündliche Anfrage des Herrn Abgeordneten Bau-
sewein beantworte ich namens der Landesregierung
wie folgt:

Zu Frage 1: Die Arbeitsgruppe wurde vom Thüringer
Kultusministerium einberufen und arbeitet seit 1997.
Zur Mitarbeit wurden eingeladen und haben Ver-
treter benannt das Ministerium für Soziales, Familie
und Gesundheit, das Ministerium für Wirtschaft,
Technologie und Arbeit, die Arbeitsagentur Regio-
naldirektion Sachsen-Anhalt-Thüringen, die Arbeits-
gemeinschaft Schule/Wirtschaft und die regionalen
Arbeitskreise Schule/Wirtschaft, die Thüringer Indus-
trie- und Handelskammern, die Thüringer Hand-
werkskammern, der Verband der Wirtschaft Thürin-
gens, der Deutsche Gewerkschaftsbund, die Deut-
sche Angestelltengewerkschaft, der Thüringer Beam-
tenbund, die Träger der öffentlichen und freien Ju-
gendhilfe in Thüringen, insbesondere die kommuna-
len Spitzenverbände, das Landesjugendamt, der Ver-
ein Jugendberufshilfe e.V., der Landesjugendring
Thüringen e.V., die Arbeitsgemeinschaft freier Schu-
len in Thüringen, die Landeseltern- und die Landes-
schülervertretung.

Zu Frage 2: Die Arbeitsgruppe tagte zwei- bis drei-
mal jährlich. Darüber hinaus waren die Mitglieder zu
bestimmten Themenfeldern in Expertengruppen tätig.
2003 tagte die Arbeitsgruppe am 15. Mai und am
27. November. Eine weitere Veranstaltung fand im
Rahmen der Übergabe der Thüringer Berufswahl-
pässe im Mai dieses Jahres statt.

Zu Fragen 3 und 4: In Beschränkung auf das We-
sentliche können folgende Punkte benannt werden:
Nach der Diskussion um die Ziele der Berufswahl-
vorbereitung und um Unterstützungsmöglichkeiten
der Schule in der Vorbereitung der Schüler auf das
Berufsleben durch Partner aus der Wirtschaft wurde
am 1. August 1999 die "Vereinbarung über die Ge-
staltung der Zusammenarbeit zur weiteren Verbes-
serung der Ausbildungsfähigkeit, insbesondere der
Abgänger der Regelschulen im Freistaat Thüringen",
so der Titel der Vereinbarung, unterzeichnet. Diese
Vereinbarung bildet die Grundlage für eine Vielzahl
gemeinsamer Projekte und Vorhaben. Es wurde

eine unabhängige wissenschaftliche Untersuchung
zur Ausbildungsfähigkeit im Jahre 2001 in Auftrag ge-
geben, die seit 2002 vorliegt. Die Aussagen, zu de-
nen Prof. Winkler von der Friedrich-Schiller-Univer-
sität im Ergebnis kommt, sind sehr differenziert und
stellen die Stärken der Schüler als Ansatzpunkte
zum Handeln heraus.

Zur Förderung von Eigeninitiative und Unterneh-
mergeist wurden in einer abgestimmten Veröffent-
lichung die Grundlagen zur Begründung von Schü-
lerfirmen gelegt. In gemeinsamer Förderung durch
die Deutsche Kinder- und Jugendstiftung und das
Thüringer Kultusministerium wird seitdem eine Be-
ratungsstelle zur Unterstützung und Gründung von
Schülerfirmen gefördert.

Eine weitere Expertengruppe beschäftigte sich mit
Aufgabenstellungen im Mathematikunterricht mit dem
Ergebnis, dass seit Jahren die Aufgaben für die zen-
tralen Abschlussprüfungen möglichst praxisnah, pro-
blemorientiert und lösungsoffen erarbeitet werden,
logischerweise in dem Maße, in dem Prüfungsauf-
gaben das zulassen.

Durch Mittel des Europäischen Sozialfonds werden
Maßnahmen zur praxisorientierten Berufswahlvor-
bereitung gefördert. Insbesondere über diese Pro-
jekte werden von den in der Arbeitsgruppe Ausbil-
dungsfähigkeit zusammenarbeitenden Partnern kon-
krete Maßnahmen der Zusammenarbeit von Schule
und Wirtschaft unterstützt. Genannt sei hier auch die
Erprobung des Thüringer Berufswahlpasses. Nach
den positiven Erfahrungen und nach der eindeutigen
Empfehlung der Enquetekommission "Erziehung und
Bildung in Thüringen" ist nach Abschluss der Erpro-
bungsphase die flächendeckende Einführung erfolgt.
Der Berufswahlpass wird durch ein Lehrerheft zur
Berufswahlorientierung und durch systematische
Fortbildung flankiert.

Vizepräsidentin Pelke:

Danke. Es gibt eine Nachfrage.

Abgeordneter Bausewein, SPD:

Herr Minister, Sie sagten, dass die Arbeitsgruppe sich
im Mai dieses Jahres das letzte Mal getroffen hat.
Sind weitere Zusammenkünfte geplant und wenn ja,
für wann?

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Es sind selbstverständlich weitere Zusammenkünfte
geplant. Eine genaue Terminierung kann ich Ihnen
jetzt nicht mitteilen, aber da informiere ich Sie gern
separat.
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Vizepräsidentin Pelke:

Danke schön. Weitere Nachfragen und Anfragen gibt
es nicht.

Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt 22 und
rufe auf den Tagesordnungspunkt 13

Bedarfsermittlung an berufsbil-
denden Schulen für eine Schul-
netzplanung bis 2020
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/395 -

Die Begründung wird durch Abgeordnete Skibbe,
PDS-Fraktion, vorgenommen.

Abgeordnete Skibbe, PDS:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte Abgeord-
nete, wir als Fraktion der PDS glauben, dass sich der
Rückgang der Schülerzahlen, der durch Geburten-
knick und Abwanderung besteht, noch drastischer auf
das Netz der berufsbildenden Schulen auswirken
wird, als es jetzt schon der Fall ist, auf das Netz der
allgemein bildenden Schulen. Dabei wird sich die
demographische Entwicklung bis zum Jahr 2012/
2014 etwa für die berufsbildenden Schulen sehr
schwierig gestalten. Nur noch 45 Prozent der Schü-
lerinnen und Schüler des Jahres 2004 werden in
2012 die berufsbildenden Schulen besuchen. In § 41
des Thüringer Schulgesetzes wird die Zusammen-
arbeit zwischen Schulträgern bei der Schulnetzpla-
nung und die Zustimmung des für das Schulwesen
zuständigen Ministeriums für die Schulnetzpläne und
deren Fortschreibung geregelt. Es besteht für beide
Seiten ein objektives Interesse an einer analytischen
Betrachtung der Berufsbildungsentwicklung der
nächsten Jahre.

Das vorzulegende Konzept soll dabei auf einer
Analyse des Bedarfs an berufsbildenden Schulen
basieren. Es soll Vorschläge zur Anpassung der
Schulstandorte und deren Struktur geben und es
soll Empfehlungen geben zu unterstützenden Vorga-
ben der Schulnetzplanung. Wir unterstützen dabei
den Thüringer Landkreistag, der bereits einen Be-
schluss in dieser Richtung gefasst hat. Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Pelke:

Danke, damit eröffne ich die Aussprache. Als erster
Redner hat sich Minister Prof. Dr. Goebel gemeldet.

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, es ist mir geradezu ein Be-
dürfnis, zu dem Antrag der Fraktion der PDS, der
doch eine ganze Reihe von Ungenauigkeiten und
Begriffsunschärfen enthält und vielleicht auch die
geltende Rechtslage etwas missinterpretiert, Stellung
zu beziehen. Es ist immerhin interessant, den An-
tragstext und die Begründung genau zu lesen. Der
vorliegende Antrag ist überschrieben mit "Bedarfs-
ermittlung an berufsbildenden Schulen für eine
Schulnetzplanung bis 2020". Im Antragstext dann
wird dazu aufgefordert, ein Konzept zur Unterstüt-
zung Thüringer Berufsschulnetzplanungen vorzule-
gen. Dieses Konzept soll dann schließlich auf einer
Bedarfsanalyse basieren, Vorschläge zur Anpassung
von Schulstandorten und deren Struktur machen
und Empfehlungen zu unterstützenden Vorgaben
geben. Wer das liest, gewinnt schnell den Eindruck,
die Antragsteller wissen selbst nicht so genau, was
sie eigentlich wollen. Geht es jetzt um Bedarfser-
mittlung, um ein Unterstützungskonzept, wollen sie
durch die Hintertür und entgegen dem geltenden
Recht eine Thüringer Berufsschulnetzplanung ein-
führen?

Meine Damen und Herren, die Begründung des An-
trags wird da deutlicher. Ihnen, meine Damen und
Herren von der PDS, geht es um eine gemeinsame -
man könnte auch sagen - zentrale Planung und
Steuerung des Berufsschulnetzes. So steht es da:
Planung und Steuerung des Berufsschulnetzes. Und
als ehemaliger DDR-Bürger frage ich mich natürlich,
ob wir so etwas nicht schon einmal hatten.

Ich erlaube mir, zu einigen der in Ihrem Antrag auf-
tauchenden Passagen etwas anzumerken. Zunächst
einmal, die Schulnetzplanung ist im Thüringer Schul-
gesetz in § 41 geregelt. Dort heißt es wörtlich im
1. Absatz, ich zitiere: "Schulnetzpläne werden von
den Schulträgern im Benehmen mit den betroffenen
Gemeinden bzw. Landkreisen und kreisfreien Städten
für ihr Gebiet aufgestellt und fortgeschrieben." Für die
Schulnetzplanung sind also eindeutig die Schulträger
zuständig. Die Landesregierung respektive das Kul-
tusministerium hat keinerlei Befugnis, selbst Schul-
netzplanung zu betreiben. Diese Aufgabe gehört ge-
mäß dem Subsidiaritätsprinzip dorthin, wo sie am
besten erledigt werden kann und das heißt, es ist
möglichst bedarfsnah zu entscheiden. Das Kultus-
ministerium muss diesen Schulnetzplanungen ent-
sprechend § 41 Abs. 4 des Thüringer Schulgesetzes
lediglich zustimmen. Es kann diese Zustimmung je-
doch nur bei Verstoß gegen klar geregelte Kriterien
verweigern. Dies dient dazu, eine ausgewogene Ent-
wicklung im ganzen Land zu garantieren. Und um es
klar zu sagen: Eine Thüringer Schulnetzplanung oder
gar eine Thüringer Berufsschulnetzplanung ist nach
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geltendem Recht nicht vorgesehen. Und wir werden
den Landkreisen und kreisfreien Städten dieses
Recht auch nicht wegnehmen. Diese Landesregie-
rung nimmt die kommunale Selbstverwaltung ernst.

(Beifall bei der CDU)

Wir respektieren Entscheidungen der Schulträger
und unterstützen sie, wenn dies gewünscht wird,
bei ihrer Arbeit.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: ... dabei
rausschmeißen.)

Entscheidend ist jedoch, Herr Döring, unsere Un-
terstützung muss von den Zuständigen gewünscht
werden.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Das ist
ja richtig.)

Meines Erachtens kann das keine Fraktion, weit
weg von schulischer Realität, von oben verordnen
wollen. Die Landesregierung jedenfalls will das nicht.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Mode-
rator kann das Land sein.)

Ihr Antrag, meine Damen und Herren von der PDS,
scheint allerdings genau das tun zu wollen. Oder wie
soll man sonst die Forderung nach Empfehlungen zu
unterstützenden Vorgaben der Schulnetzplanung
verstehen.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Wir
hatten schon einmal eine Richtlinie. Die
haben Sie wegge...)

Wir nehmen die Schulen ernst, Herr Döring, und
haben mit der Novelle des Thüringer Schulgesetzes
den Schulen mehr Freiheit eröffnet. Wir fordern die
Nutzung dieser Freiheiten und das Wahrnehmen von
Gestaltungsverantwortung. Warum sollte das, was für
die Schulen richtig ist und sich mehr und mehr be-
währt, in Bezug auf die Schulnetzplanung für die
Kreise und kreisfreien Städte falsch sein. Die Zeiten
der zentralen Planung und Leitung sind vorbei.

(Zwischenruf Abg. Hennig, PDS: Das
steht überhaupt nicht im Antrag.)

Das System hat 40 Jahre Zeit gehabt, sich zu bewäh-
ren und ist gescheitert im Bereich der Wirtschaft,
genauso wie im Bildungswesen und allen anderen
Bereichen der Gesellschaft. Noch einmal: Wir res-
pektieren die Zuständigkeit der Schulträger für die
Schulnetzplanung, auch im Bereich berufsbildender
Schulen. Gleichwohl sieht natürlich das Kultusminis-
terium  und sehe ich die Problematik, die durch die

demographische Entwicklung - das ist angesprochen
worden -, sprich die sinkenden Schülerzahlen, ent-
steht. Gegenüber der Planung von Schulnetzen im
allgemein bildenden Bereich treten für den Bereich
der berufsbildenden Schulen verschiedene Spezifika
auf. Beispielhaft wäre da zu nennen die nur bedingt
prognostizierbare Zahl der künftigen Berufsschüler,
die von der Ausbildungsbereitschaft der Wirtschaft
respektive vom Umfang möglicher Ergänzungsmaß-
nahmen abhängen, oder der damit korrelierende
Bedarf an ergänzend einzurichtenden Vollzeitbil-
dungsgängen oder die ebenfalls nur bedingt prog-
nostizierbare Zahl der Berufsschüler in einzelnen
Berufen bzw. Berufsfeldern und deren regionale
Verteilung und natürlich auch die nur bedingt prog-
nostizierbare qualitative Entwicklung des Berufsbil-
dungssystem. Damit meine ich die Schaffung neuer
Berufe bzw. Neuordnung bestehender Berufe oder
Berufsfelder.

Eine mögliche Prognose kann deshalb nur vom
aktuellen Angebot und vom Nachfrageverhalten an
bzw. nach Ausbildungsstellen ausgehen und dabei
die Entwicklung der Schulabgängerzahlen als Ba-
sisgröße nutzen. Diese werden bis 2010 von derzeit
83.700 auf ca. 40.000 sinken und ab dem Jahr 2012
langsam auf ca. 49.100 im Jahr 2020 wieder anstei-
gen. Um auch künftig ein regional ausgewogenes
Schulnetz der berufsbildenden Schulen zu erstellen,
müssen Umfang, Art und regionale Verteilung der
Schulen sowie des Lehrpersonals mit dem Bedarf in
Übereinstimmung gebracht werden. Bei der Daten-
lage eine nicht ganz einfach Aufgabe, der sich die
Schulträger zu stellen haben. Das Thüringer Kultus-
ministerium übernimmt dabei in enger Abstimmung
mit den kommunalen Spitzenverbänden eine koordi-
nierende Funktion. In Vorbereitung des jeweils künfti-
gen Schuljahres werden die Schulträger und staat-
lichen Schulämter zunächst aufgefordert, ihre Än-
derungsvorstellungen zum Schulnetz vorzulegen. In
regionalen Beratungen werden dann die Änderungs-
vorschläge diskutiert. Weit gehend unproblematisch
können so die vollzeitschulischen Bildungsgänge ab-
gestimmt werden. Im Bereich der Berufsschulen wir-
ken sich aber die angespannte Lage auf dem Aus-
bildungsstellenmarkt einerseits und der nunmehr ein-
setzende Rückgang der Anzahl an Schulabgängern
andererseits problematisch aus, da die Schulträger
den Erhalt bzw. die Ausweitung des eigenen Schul-
angebots anstreben, die Notwendigkeit des effizien-
ten Einsatzes des Lehrpersonals aber durchaus auch
Standortkonzentrationen erfordert. Das Thüringer
Kultusministerium hat hierbei die Schulträger im Rah-
men der jährlich stattfindenden Abstimmungsge-
spräche bereits seit mehreren Jahren auf die Schü-
lerzahlentwicklung und die damit zusammenhän-
gende Problematik der Schulnetzentwicklung auf-
merksam gemacht.



Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 9. Sitzung, 10. Dezember 2004 905

Das Kultusministerium hat insbesondere aufgrund
des Mangels an originär berufsfeldbezogen ausge-
bildeten Lehrkräften sowie deren steigendem Durch-
schnittsalter darauf hingewiesen, dass eine effiziente
Klassenbildung notwendig ist. Das kollidiert gelegent-
lich mit dem Bestreben der Schulträger, auch weiter-
hin ein breites Bildungsangebot an allen Schulstand-
orten aufrechterhalten zu wollen. Zugleich steigen die
Anforderungen an die räumlich-sächliche Ausstat-
tung der berufsbildenden Schulen. Die Einführung
des handlungsorientierten Unterrichts, die Notwendig-
keit von Gruppenunterricht, Projektarbeit und erhöh-
tem Weiterbildungsbedarf wirken sich verschärfend
auch auf die Lehrkräftesituation aus. Deshalb ist die
Entwicklung der Schulnetzkonzeption durch die
dafür zuständigen Schulträger auch aus der Sicht
des Kultusministeriums von großer Bedeutung. Das
Kultusministerium ist selbstverständlich bereit, ge-
meinsam mit den Schulträgern sowie unter Einbe-
ziehung der Prognosen an der Erarbeitung eines trag-
fähigen Schulnetzkonzepts mitzuarbeiten, welches
mittelfristig stabile und bedarfsgerechte Schulstand-
orte sicherstellt. Dazu bedarf es allerdings auch des
Mitwirkungswillens der Schulträger, der, das darf ich
anmerken, durchaus noch ein wenig ausgeprägter
sein könnte.

Mit Blick auf ein zukünftiges Schulnetzkonzept ist es
sicher auch wieder sinnvoll, ein entsprechendes Gut-
achten, wie dies auch für die Entwicklung der allge-
mein bildenden Schulen damals von Prof. Zedler,
Universität Erfurt, eingeholt wurde, in Auftrag zu ge-
ben. Hierzu laufen derzeit Gespräche mit Wissen-
schaftlern und mit dem Thüringer Landkreistag.

Es nützt nichts, die sicher zum Teil sogar schon
quantifizierbar auf unsere berufsbildenden Schulen
zukommenden Probleme auf die lange Bank zu
schieben, da gebe ich den Antragstellern Recht, aber
das wollen wir auch nicht tun. Das Thüringer Kultus-
ministerium ist wie bisher bereit, die für die Schul-
netzplanung zuständigen Schulträger bei ihrer Arbeit
zu unterstützen. Wesentlich stärker als in den ver-
gangenen Jahren wird es dabei darauf ankommen,
ein auch auf die Regionen übergreifendes Denken
und Handeln der Landkreise und kreisfreien Städte
zu entwickeln. Das Thüringer Schulgesetz lässt dies
ausdrücklich zu. Ich fordere daher auch von dieser
Stelle die Schulträger auf, ihrer Verantwortung für
die künftige Schulnetzplanung gerecht zu werden.

Der Antrag der Fraktion der PDS, meine Damen und
Herren, hilft dabei allerdings wenig. Sie fordern quasi
eine Schulnetzplanung per ordre de mufti aus dem
Ministerium heraus. Hätten Sie in den Landkreisen
etwas zu sagen, würden Sie übrigens vermutlich das
genaue Gegenteil fordern. Das gehört zum Populis-
mus, den wir von Ihnen gewohnt sind. Uns ist die Zu-
kunft der jungen Leute dafür zu wichtig. Wir meinen,

es kommt auf Dialog an, auf gemeinsam getragene
Lösungen und dafür bedarf es des Zusammenwir-
kens zwischen den Beteiligten und nicht solcher wie
immer gearteter Empfehlungen oder gar Vorgaben
von oben, wie Sie sie fordern. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Pelke:

Bitte.

Abgeordnete Hennig, PDS:

Darf ich, Herr Goebel?

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Ja.

Abgeordnete Hennig, PDS:

Sie haben vorhin so vorzüglich auf die Schulnetzpla-
nung im Thüringer Schulgesetz Bezug genommen.
Dort heißt es in Absatz 4 tatsächlich: Das Ministerium
kann die Zuständigkeit versagen, wenn Absätze 1
bis 3 nicht erfüllt werden. Das heißt also eine Min-
destzügigkeit, ein vollständiges und wohnortnahes
Bildungsangebot usw. Auf welcher Grundlage ent-
scheidet denn das Ministerium, was angemessen
ist und was nicht?

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Immer im Gespräch mit den Schulträgern und auf
der Basis der Verteilung entsprechender Angebote
innerhalb des Landes Thüringen.

Vizepräsidentin Pelke:

Als nächster Redner hat das Wort Herr Abgeord-
neter Bausewein, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Bausewein, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, gestatten Sie mir, Frau Präsidentin, dass ich
eingangs aus dem Thüringer Schulgesetz zitiere, und
zwar aus § 41 Abs. 3 und 4: "Die Schulnetzplanung
soll ein möglichst vollständiges und wohnortnahes
Bildungsangebot sichern, die Grundlage für einen
langfristig zweckentsprechenden Schulbau schaffen
und den Planungsrahmen für ein ausgeglichenes
Bildungsangebot in Thüringen berücksichtigen. Die
Ziele der Raumordnung und der Landesplanung sind
zu beachten." Und in Absatz 4 heißt es: "Die Schul-
netzpläne sowie ihre Fortschreibung bedürfen der
Zustimmung des für das Schulwesen zuständigen Mi-
nisteriums. Diese ist zu versagen, wenn der vorge-
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legte Plan den in den Absätzen 1 bis 3 genannten
Anforderungen nicht entspricht."

Die Schulnetzplanung sollte in Thüringen insbeson-
dere abgestimmt sein auf das Vorhalten eines um-
fassenden, differenzierten und flächendeckenden
Bildungsangebots sowie auf Wohnortnähe. Laut
Gesetz ist sie zudem Element der Infrastruktur und
Landesentwicklung und es kommt dem Kultusmi-
nisterium eine deutliche Mitwirkungskompetenz bei
der Schulnetzplanung zu - so weit jedenfalls die
Theorie.

In der Praxis sieht das Ganze jedoch völlig anders
aus. In den vergangenen zehn Jahren sind im Frei-
staat rund 400 Schulstandorte geschlossen worden.
Damit ist seit 1994 fast jede dritte Thüringer Schule
dem Rotstift zum Opfer gefallen. Die Schulträger sind
dabei weit gehend unkoordiniert vorgegangen, sie
haben neben dem tatsächlichen Schülerzahlenrück-
gang insbesondere ihre eigene Kassenlage im Blick
gehabt. Die im Schulgesetz genannten Kriterien der
Schulnetzplanung, also der Erhalt eines ebenso um-
fassenden wie differenzierten und wohnortnahen
Bildungsangebots sind dagegen oftmals von dritt-
rangiger Bedeutung für die Entscheidungsfindungen
gewesen.

Vizepräsidentin Pelke:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Wehner zu?

Abgeordneter Bausewein, SPD:

Zum Ende, ja.

Vizepräsidentin Pelke:

Zum Ende.

Abgeordneter Bausewein, SPD:

Wie hat sich das Kultusministerium dabei verhalten?
Hat es seine im Schulgesetz verankerte Mitwirkungs-
kompetenz wirklich aktiv genutzt? Hat es dafür Sorge
getragen, dass die gesetzlich vorgeschriebenen Kri-
terien der Schulnetzplanung eingehalten werden und
die übergeordneten Ziele der Raumplanung und der
Landesentwicklung Beachtung finden? Nichts von
alledem. Das Kultusministerium hat jede geplante
Schulschließung einfach abgenickt und sei sie auch
noch so fragwürdig in ihren Auswirkungen für die Be-
troffenen und die Thüringer Bildungslandschaft ge-
wesen. Und klammheimlich hat das Kultusministe-
rium im vergangenen Jahr auch noch jene Richtlinie
außer Kraft gesetzt, durch die die Länge der Schul-
wege begrenzt wurde. Jetzt entscheidet der Schul-
träger weit gehend nach Gutdünken, welche Weg-

strecke den Schülern als Wohnortnähe zuzumuten
ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das pas-
sive Verhalten des Kultusministeriums bei der Schlie-
ßung allgemein bildender Schulen zeigt, dass sich
die Landesregierung der Bedeutung der Schulnetz-
planung für eine aktiv betriebene Landes- und In-
frastrukturentwicklung offenbar überhaupt nicht be-
wusst ist.

(Beifall bei der PDS)

Die bisher gemachten Negativerfahrungen lassen
mich zudem befürchten, dass wir bei berufsbildenden
Schulen in den nächsten Jahren eine ähnliche Ent-
wicklung erleben werden. Derzeit haben wir in Thü-
ringen etwa 87.000 Schüler an 115 berufsbildenden
Schulen, von denen sich etwa die Hälfte in Träger-
schaften der Landkreise und kreisfreien Städte, die
andere Hälfte in freier Trägerschaft befinden. Laut
offizieller Prognose des Kultusministeriums wird sich
diese Schülerzahl bis 2012 auf 39.000 reduzieren;
das ist ein Rückgang von 55 Prozent. Rein rech-
nerisch würden im Jahr 2012 also nur noch maxi-
mal 50 Schulstandorte benötigt. Wir stehen somit
vor einer tiefgreifenden strukturellen Veränderung der
Thüringer Berufsschullandschaft. Entscheidungen,
die in den kommenden Jahren über den Erhalt oder
die Aufgabe von Berufsschulstandorten getroffen
werden, werden aller Voraussicht nach irreversibel
sein. Bis 2019 wird es laut Prognose des Kultusmi-
nisteriums nur zu einer geringen Erholung bei der
Zahl der Berufsschüler kommen. Sie sollen dann wie-
der leicht auf ca. 47.000 steigen. Dieses Szenario
verlangt förmlich nach einem konzertierten Handeln
im Interesse der weiteren Entwicklung des Bildungs-
und Ausbildungsstandorts Thüringen.

(Beifall bei der SPD)

Allerdings steht zu befürchten, dass die Schulträger
erneut unkoordiniert vorgehen und insbesondere
nach eigener Kassenlage über das Wohl und Wehe
der Berufsschulstandorte entscheiden werden. Ob da
noch ein regional ausgewogenes, differenziertes und
wohnortnahes Berufsschulangebot bestehen wird, ist
mehr als zweifelhaft. Ich habe außerdem wenig Hoff-
nung, dass das Kultusministerium dieses Mal eine
aktive Rolle bei der Schulnetzplanung spielen wird.
Wahrscheinlich soll dort wieder nur so alles abge-
nickt und notfalls auch per Ausnahmegenehmigung
gestattet werden. Das darf so nicht eintreten, meine
Damen und Herren. Die Landesregierung muss end-
lich ihre Mitwirkungskompetenz bei der Schulnetz-
planung aktiv nutzen. Das Land muss als Moderator
zusammen mit den Schulträgern und den Kammern
dafür Sorge tragen, dass die unbestreitbar notwen-
digen Einschnitte
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(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Mode-
rator!)

in das landesweite Netz der berufsbildenden Schulen
mit Sorgfalt, Augenmaß und Ausgewogenheit erfol-
gen. Nur so wird es möglich sein, in Zukunft noch ein
regional ausgewogenes, differenziertes und flächen-
deckendes Berufsschulangebot vorzuhalten und den
Schülern Wohnortnähe zu bieten. Überlassen wir die
Dinge weiter dem Selbstlauf, dann werden wir in we-
nigen Jahren ein stark ausgedünntes, regional zer-
klüftetes Berufsschulnetz haben. Wir werden den
Berufsschülern lange Fahrzeiten und Wohnheim-
unterkunft zumuten müssen und wir können die
hohen Investitionen, die das Land und die Schulträger
zur Sanierung und zum Neubau berufsbildender
Schulen getätigt haben, ebenso in den Wind schrei-
ben wie die für die gleichen Zwecke in Anspruch ge-
nommenen EU-Fördermittel.

Die SPD-Fraktion unterstützt daher die Forderung
nach einem auf einer konkreten und regional diffe-
renzierten Bedarfsanalyse beruhenden, mit den
Schulträgern und den Kammern abgestimmten Lan-
deskonzept zur Berufsschulnetzplanung. Wir sehen
es als ersten und dringend notwendigen Schritt an,
wenn die Schulnetzplanung bei den berufsbildenden
Schulen künftig so betrieben werden soll, wie es das
Thüringer Schulgesetz vorsieht, nämlich als Element
der Infrastruktur und Landesentwicklung. Die SPD-
Fraktion wird daher dem Antrag der PDS-Fraktion
zustimmen. Danke.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Pelke:

Danke. Jetzt bitte noch die Anfrage, Herr Abgeord-
neter Wehner.

Abgeordneter Wehner, CDU:

Herr Abgeordneter Bausewein, Sie haben vorhin
von Schulschließungen gesprochen. Meine Frage:
Wie viele Schulschließungen im Bereich der berufs-
bildenden Schulen sind Ihnen denn bekannt? Sie
haben hier mit Horrorzahlen agiert.

Abgeordneter Bausewein, SPD:

Herr Wehner, wenn Sie zugehört hätten, hätten Sie
mitbekommen, dass es nicht um Schulschließungen
im Bereich berufsbildende Schulen ging, sondern um
Schulschließungen im Bereich der allgemein bilden-
den Schulen.

Abgeordneter Wehner, CDU:

Der Antrag geht aber ausschließlich über berufsbil-
dende Schulen.

Vizepräsidentin Pelke:

Danke schön. Als nächster Redner folgt Abgeord-
neter Emde, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich bin jetzt schon etwas verwundert über
die Worte von meinem Kollegen aus der SPD-Frak-
tion. Ich dachte schon, man ist etwas mehr mit den
Gesetzlichkeiten vertraut und hält auch etwas mehr
auf Seiten der SPD-Fraktion von kommunaler Selbst-
verwaltung. Herr Bausewein,

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Mode-
rator!)

ich kenne Kollegen aus Ihren Reihen, zum Beispiel
den Landrat Rosner - der ist ja SPD-Landrat im
Saale-Orla-Kreis -, der weiß sehr wohl mit seinen
Möglichkeiten umzugehen hinsichtlich Schulnetzpla-
nung. Ich würde manches anders machen. Sie haben
hier von Schulschließungen gesprochen. Diese sind
manchmal sinnvoll und das hat nichts mit Geld
allein zu tun, sondern hat auch etwas damit zu tun,
wie man Schule sinnvoll organisieren kann.

(Zwischenruf Abg. Taubert, SPD: Das
macht er doch aber.)

Da nehme ich das Beispiel Pößneck - Frau Künast
sitzt ja auch da. Frau Künast, in Pößneck gibt es drei
Grundschulen und jede hat nicht genügend Schüler,
um vernünftige Schule zu organisieren. Dasselbe trifft
für die Regelschulen zu. Da muss man fragen: Wird
denn die Kompetenz wahrgenommen oder nicht?
Aber es gibt wahrscheinlich auch unterschiedliche
Auffassungen davon, wie man Schule günstig orga-
nisiert. Wir wollen in jedem Falle die kommunale
Selbstverwaltung aufrechterhalten und wir lehnen
diesen Antrag ab, weil er zwar ein kommendes Pro-
blem richtig benennt, aber aus unserer Sicht falsche
Lösungen aufzeigt und von falschen Voraussetzun-
gen ausgeht. Denn in der Begründung wird den
Schulträgern unterstellt, dass sie die Herausforderun-
gen an strukturelle Änderungen beim Berufsschul-
netz nicht bewältigen können.

Frau Skibbe, wenn Sie sagen, Sie unterstützen den
Landkreis, ich sage, Sie unterstützen ihn nicht, son-
dern Sie nehmen dem Landkreistag Kompetenzen
weg. Da zeigt sich ganz deutlich ein völlig anderes
Verständnis von Staat, in dem Subsidiarität offen-
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sichtlich keinen Platz hat. Gestern war hier in die-
sem Raum von Seiten der PDS gebetsmühlenartig
der Ruf nach Wahrung der kommunalen Selbstver-
waltung zu hören. Aber immer dann, wenn eine
Aufgabe schwierig wird, dann muss die Lösung von
oben kommen.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Das sind
die noch gewohnt.)

(Beifall bei der CDU)

Aber Vorsicht, denn dann ist es so, ist die Verant-
wortung einmal nach oben abgegeben an die Zen-
trale, dann bleibt die Verantwortung auch bei der
Zentrale und das für alle Zeit. Und am Ende - hört,
hört - werden alle Entscheidungen von der Zentrale
getroffen. Ich sage hier nur, Vorsicht all denen, die
sich durch die PDS Hilfe bei ihren Problemen er-
hoffen.

Die Kommunen klagen derzeit, dass das Land zu
harte Standards vorschreibt für die Aufgaben, die sie
in ihrem eigenen Wirkungskreis erfüllen. Schulnetz-
planung ist ein deutliches Beispiel dafür, dass das
Land eben nichts vorgibt. Schulstandorte, Organisa-
tionsformen, Schulgrößen und -netze werden durch
die Kommunen festgelegt. Mag man zu den Ergeb-
nissen, die dabei entstehen, stehen wie man will, wir
halten jedenfalls diese Ansiedlung der Entschei-
dungskompetenz vor Ort für die richtige und stärken
damit kommunale Selbstverwaltung.

An die Landesregierung und die kommunalen Spit-
zenverbände geht aber trotzdem die Bitte, bis zum
Frühjahr das Gespräch abschließend geführt zu ha-
ben, damit rechtzeitig eine Datenbasis vorliegt, auf
deren Basis dann das Schulnetz der berufsbildenden
Schulen für Thüringen weiterentwickelt werden kann.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Pelke:

Das geht nicht, ich bitte dann auch Zwischenfragen
so anzuzeigen, dass es während der Redezeit er-
folgt, weil es gibt keine Nachfragen zu Rednern.
Nachfragen gibt es nur in der Aktuellen Stunde.
So, das Wort hat jetzt Frau Abgeordnete Hennig,
PDS-Fraktion.

Abgeordnete Hennig, PDS:

Dann kann ich vielleicht gleich mal meine Frage so
an Herrn Emde stellen. Wissen Sie überhaupt, wer
diese Studie vom Thüringer Landkreistag finanzieren
soll? Wenn Sie genauso auf diesem Stand sind wie
ich, dann wissen Sie, dass dies das Thüringer Kul-

tusministerium machen soll.

Meine Damen und Herren, sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, ich muss sagen, ich bin schon erstaunt,
was man alles auch als Minister aus einem Antrag
lesen kann, der relativ deutlich ist, wo kein Wort von
Planung, von Steuerung durch das Zentralorgan
Ministerium drinsteht, sondern wo wirklich absicht-
lich - und auch so gemeint - formuliert ist, dass es um
Empfehlungen, um Vorschläge geht, die meines Er-
achtens auch das Kultusministerium unterbreiten
muss, und das aber nicht aus irgendeiner Laune
heraus, sondern auf einer wirklich datenbasierten
Analyse. Genau das fordert dieser Antrag. Und ent-
schuldigen Sie bitte die Unschärfe. Wenn man das
nicht will, dann kann man das natürlich auch so aus-
drücken.

(Beifall bei der PDS)

Dann möchte ich mich noch dafür entschuldigen,
dass ich für die letzten 40 Jahre nichts kann

(Beifall bei der PDS)

und auch in keinster Weise in dieser Tradition weiter-
führen möchte. Herr Goebel, vielleicht sollten wir uns
bei Gelegenheit mal über den Unterschied zwischen
"zentral" und "gemeinsam" unterhalten.

(Beifall bei der PDS)

Das wäre vielleicht angebracht.

Zu Herrn Abgeordnetenkollegen Bausewein: Ich kann
ja schon fast nicht viel mehr sagen. Er hat schon eine
sehr, sehr gute Begründung abgeliefert, warum die-
ser Antrag eigentlich Zustimmung finden sollte. Ich
will aber mal ganz pragmatisch beginnen, um Ihnen
das Problem noch einmal zu verdeutlichen, vor dem
wir stehen. Von Anfang bis Ende der 90er-Jahre sind
die Schülerzahlen an berufsbildenden Schulen aus
den unterschiedlichsten Gründen kontinuierlich an-
gestiegen und haben dabei den Höchststand von
95.000 Schülerinnen und Schülern erreicht. Natür-
licherweise haben sich die berufsbildenden Schulen
auch so entwickelt. Doch seit 2003 greift der demo-
graphische Knick in den berufsbildenden Schulen
und die Schülerzahlen beginnen zu sinken. Mein
Kollege hat es schon gesagt, wir haben etwa
87.000 Schülerinnen und Schüler derzeit an 115 be-
rufsbildenden Schulen im Freistaat. Nach den
Vorausberechnungen der KMK muss Thüringen in
acht Jahren, das heißt also 2012, und Sie wissen,
was das für Schulnetzplanung und Bildungsplanung
heißt, mit mehr als der Hälfte weniger Berufsschü-
lerinnen und -schülern rechnen. Das bedeutet, statt
der derzeitigen 84.000, ich sage es noch mal,
84.000 Schülerinnen und Schüler werden nur noch
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38.000 Schülerinnen und Schüler die berufsbildenden
Schulen besuchen. Die drastischen Auswirkungen
dieser Entwicklung auf das Netz berufsbildender
Schulen können Sie sich wahrscheinlich auch ohne
große Fantasie vorstellen und Sie wissen, wir haben
im Bereich der allgemein bildenden Schulen schon
einmal ohne Konzept eine Entwicklung erlebt. Dabei
habe ich die derzeitigen Probleme wie Unterrichts-
ausfall, Lehrermangel und materielle Ausstattung
noch gar nicht betrachtet.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Bedeutung
vollzeitschulischer Schulformen ist in den vergan-
genen Jahren gewachsen. Der Mangel an betrieb-
lichen Ausbildungsplätzen muss durch vollzeitschu-
lische Maßnahmen überbrückt werden und Warte-
zeiten oder berufliche Teilqualifikationen werden
eben in berufsbildenden Schulen absolviert. Die
Vorausberechnungen der KMK ergeben für Teil- und
Vollzeitschüler keine größeren Unterschiede, son-
dern gehen in beiden Bereichen von etwa 55 Pro-
zent weniger Schülern aus. Erst 2020 werden sich
die Schülerzahlen sichtbar erholt haben, trotzdem nie
den alten Stand erreichen, zumal - um Ihnen das
Problem noch deutlicher zu formulieren - mit dem
Rückgang der Schülerzahlen natürlicherweise auch
der Abgang der Absolventinnen und Absolventen an
berufsbildenden Schulen einhergeht. Auch diese
Zahlen werden sich drastisch reduzieren. In einem
anderen Punkt der heutigen Tagesordnung werden
wir dieses Thema noch mal problematisieren, näm-
lich beim Fachkräftebedarf in Thüringen.

Sehr geehrte Damen und Herren, um die Auswir-
kungen der dargestellten Entwicklung auf das Be-
rufsschulnetz deutlich zu machen, zitiere ich mit Ihrer
Erlaubnis, Frau Präsidentin, Dr. Detlef Klaas, seines
Zeichens Referent beim Thüringer Landkreistag für
Jugend und Bildung aus Heft 9/2004 des Thüringer
Landkreistags, in dem er formuliert - jetzt bitte ich
Sie einfach mal zuzuhören, Herr Minister: "Die de-
mographische Entwicklung wird in das Berufsschul-
netz einschneiden und seinen gegenwärtigen Be-
stand infrage stellen." Ich glaube, da sind wir uns
einig. "Im statistischen Durchschnitt kamen 2002 auf
jede Klasse 18,7 Schüler und auf jede berufsbildende
Schule 42 Klassen. Hält man an diesen Durch-
schnittswerten fest, dann würde der Bestand an
berufsbildenden Schulen bis 2012 um 59 Prozent
reduziert werden. Das wären 68 Schulen." 68 von
derzeit 115 Schulen werden einfach nicht mehr
gebraucht. Jetzt möchte ich von Ihnen noch mal eine
Begründung hören, warum wir keine Bedarfsana-
lyse brauchen.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Das hat er
doch gerade gesagt. Hören Sie doch mal
zu!)

(Beifall bei der PDS)

Natürlich. Ich weiß nicht, auf welcher Grundlage Sie
dieses Berufsschulnetz entwickeln wollen, wenn Sie
keine Bedarfsanalyse machen. Man braucht keine
Bedarfsanalysen zu machen, ohne hinterher Emp-
fehlungen oder Vorschläge zu machen. Wo sind
wir denn?

(Heiterkeit bei der CDU)

Ich hatte dem Landtag mehr Fachwissen zugetraut,
ich gebe es zu.

(Beifall bei der PDS)

Es wäre fatal, sich angesichts dieser Zahlen zurück-
zunehmen und darauf zu warten, dass sich das
Problem von selbst erledigt. Denn der Verlust an
Leistungsfähigkeit der Thüringer berufsbildenden
Schulen könnte Ausbildungs- und Arbeitsmarkt
extrem beeinflussen und nicht nur die wirtschaft-
liche Entwicklung in Thüringen zum Stillstand brin-
gen, von den persönlichen Entwicklungsmöglichkei-
ten junger Menschen in Thüringen ganz abgesehen.
Ganz nebenbei - wir schauen ja auch immer in an-
dere Länder, das habe ich dieses Mal natürlich auch
getan - handelt es sich hier nicht um ein Thüringer
Spezifikum, sämtliche ostdeutschen Länder haben
aufgrund ihrer ähnlichen Entwicklung im Berufsbil-
dungsbereich seit 1990 damit zu kämpfen, die Be-
rufsschulen leistungsfähig zu halten. In Mecklenburg-
Vorpommern werden daher zum Beispiel Bemühun-
gen unternommen, regionale Berufsbildungszentren
mit Schulzahlen im ganzen Land zu entwickeln. Bei
der vorgestellten Zeitleiste des dortigen Ministeriums
wurde deutlich, dass die Umstellung des Berufsschul-
netzes einige Jahre in Anspruch nimmt und daher
auch in Ableitung auch für Thüringen gilt, je eher,
desto besser.

Werte Abgeordnete, auch mir ist bewusst, dass eine
Bedarfsplanung für berufsbildende Schulen relativ
schwierig ist. Die wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen, insbesondere die Ausbildungs- und Arbeits-
marktsituation wirken sich unmittelbar auf berufsbil-
dende Schulen aus. Komplexe Interessenlagen und
zunehmend schwierig vorhersehbare Einzugsbe-
reiche führen zu weniger verlässlichen Prognosen.
Andererseits wären für eine bedarfsgerechte Be-
rufsschulnetzplanung bei den Schulträgern und den
Landkreisen und kreisfreien Städten verlässliche
Daten und prognostizierte Bedarfe Grundbedingung
einer Planung. Die bisherigen Herausforderungen für
eine bedarfsgerechte Berufsschulnetzplanung stehen
vermutlich in keinem Verhältnis zu denen der letz-
ten Jahre. An dieser Stelle ist förmlich spürbar, dass
die einzelnen Schulträger mit den zu erwartenden
Entwicklungen - und jetzt möchte ich bitte, dass Sie
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hinhören - nicht allein gelassen, sondern unterstützt
werden.

(Beifall bei der PDS)

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Das haben
wir doch gesagt.)

Sie haben mir doch in den Mund gelegt bzw. in den
Antrag hineingelesen, dass wir die Schulträger ent-
machten wollen bzw. eine zentrale Berufsbildungs-
planung möchten. Genau das wollen wir nicht.
Unterstützen heißt nicht zentrale Planung von oben.

(Beifall bei der PDS)

Die im Antrag der PDS formulierten Ansprüche an
die Bedarfsermittlung und sich daraus ergebende
Vorschläge und Empfehlungen für eine Schulnetz-
planung knüpfen meines Erachtens an die in § 41
des Thüringer Schulgesetzes genannten Kriterien
an. Die Bedarfsermittlung soll der Unterstützung
der Thüringer Berufsschulnetzplanung dienen und
ist daher natürlicherweise mit den Schulträgern zu
ermitteln bzw. zu bearbeiten und zu erarbeiten.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: ... Vor-
gaben.)

Dort steht, Vorschläge zu Vorgaben, Empfehlungen
zu Vorgaben. Es gibt Vorgaben zu Klassengrößen, zu
Klassen in berufsbildenden Schulen, und genau dazu
meine ich Vorschläge.

(Beifall bei der SPD)

Die bevorstehenden Änderungsbedarfe und daraus
entstehende Gestaltungsmöglichkeiten müssen dis-
kutiert und erörtert werden. Ziel muss es trotz dras-
tischer demographischer Auswirkungen sein, ein
leistungsfähiges und ausgewogenes Berufsbildungs-
angebot unterhalten zu können. Nur in diesem Sinne
kann ich auch den Beschluss des Thüringer Land-
kreistags von dieser Woche Mittwoch verstehen, der
in Anwesenheit des Thüringer Kultusministeriums be-
schlossen hat, ein externes Gutachten in Auftrag zu
geben, das Vorschläge zu Standortentwicklung der
berufsbildenden Schulen erarbeiten soll.

Ich betone es noch einmal für meine Fraktion: Ich
halte eine positive Entwicklung unserer Berufsbil-
dungslandschaft nicht für unmöglich. Allerdings kann
die Landesregierung den Schulträgern nur auf der
Basis sicherer Daten Vorschläge zur Anpassung
der Schulstandorte und ihrer Struktur unterbreiten,

(Beifall bei der SPD)

was - und ich betone noch einmal - nicht heißt, sie zu
bestimmen. Empfehlungen zu unterstützenden Vor-
gaben der Schulnetzplanung dienen einer flexiblen
und bedarfsgerechten Planung der Träger. Es geht
nicht darum, den Schulträgern mit diesem Antrag die
Stimme zu entziehen, sondern zu erhalten. Den Be-
richtszeitraum halte ich in dieser Form für erforderlich,
da sich eine zeitnahe Lösung förmlich aufdrängt. Ich
gehe nicht davon aus, dass das Thüringer Kultus-
ministerium über eigene Kapazitäten zur Ermittlung
des Bedarfs verfügt, aber es sollte nach zwei Jahren,
in denen nicht ein Gutachten vom Thüringer Kultus-
ministerium in Auftrag gegeben wurde, zumindest
darüber nachgedacht werden, ob die angedachte
Studie des Thüringer Landkreistags finanziert werden
könnte oder noch besser die Chance zu nutzen, den
Auftrag im Sinne unseres Antrags zu erweitern und
als eigenständiger Auftraggeber den Ergebnissen
besonderes Gewicht zu verleihen.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich halte den An-
trag der PDS-Fraktion auch nach Ihren beiden
Reden schlicht für fachlich und politisch nicht ab-
lehnbar.

(Beifall bei der PDS)

Das Argument, das Ministerium sei in diesem Fall
schon tätig und der Thüringer Landkreistag handelt
schon, sollte kein Problem sein, denn dann ist es ja
auch keine Frage, dass Sie am Ende des nächsten
Jahres ein Ergebnis präsentieren können. Ich will den
hier behandelten Antrag wirklich nicht tiefer hängen
als eine Chance für ein leistungsfähiges und bedarfs-
gerechtes Berufsschulnetz in Thüringen auch 2020
noch. Deshalb möchte ich auch mit den Worten von
Picasso schließen: "Wenn jemand sich auf seine
Chance nicht vorbereitet hat, macht sie ihn nur
lächerlich."

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Pelke:

Danke schön. Weitere Wortmeldungen liegen mir
von den Abgeordneten nicht vor. Bitte, Herr Prof.
Dr. Goebel.

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Frau Abgeordnete Hennig, das Problem, was
Sie mit Blick auf die demographische Entwicklung bei
den Berufsschülern und Schülern berufsbildender
Schulen skizziert haben, das - das habe ich in meiner
Rede ausgeführt - sehen wir durchaus, den Hand-
lungsauftrag gibt das Gesetz aber den Schulträgern,
und die Unterstützung dabei leistet die Landesregie-
rung. Auch das habe ich sehr deutlich gemacht.
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(Beifall bei der CDU)

Auch bei der Frage der Bedarfsanalyse zitiere ich
noch einmal: "Mit Blick auf ein zukünftiges Schul-
netzkonzept ist es sicher wieder sinnvoll, ein wissen-
schaftliches Gutachten in Auftrag zu geben. Hierzu
laufen derzeit Gespräche mit Wissenschaftlern und
dem Thüringer Landkreistag." Was Sie mit Ihrem An-
trag allerdings bezwecken, ist, den Handlungsauftrag
der Landesregierung zu geben, tätig zu werden. Die
Landesregierung unterstützt die Schulträger bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben, aber macht nicht von
sich aus Handlungsangebote oder gar Vorschriften.
Das ist das grundsätzlich unterschiedliche Verständ-
nis, das wir haben. Wir wollen an dem gesetzlichen
Auftrag aber festhalten, so wie ihn das Schulgesetz
Thüringens liefert. Allein deshalb ist dieser Antrag
nicht nur überflüssig, sondern er geht in die falsche
Richtung.

Vizepräsidentin Pelke:

Danke schön. Weitere Wortmeldungen liegen nicht
vor. Gut, dann bitte.

Abgeordnete Hennig, PDS:

Also sage ich zusammenfassend: Sie sind schon
für eine Bedarfsermittlung, haben aber keine Lust
unserem Antrag zuzustimmen. Ich habe aber trotz-
dem noch eine Frage.

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Diese Frage muss ich mit Nein beantworten.

Abgeordnete Hennig, PDS:

Ich habe noch eine Frage. Sie haben ja gesagt, die
Schulträger sind für die Berufsschulnetzplanung zu-
ständig, das sehe ich auch genauso wie Sie. Es gibt
das Gerücht, dass Minister Reinholz ein Berufsbil-
dungszentrum in Eisenach bauen möchte, was einen
Kostenwert von 4,1 Mio. ���$�	�.����falls ist das in
der öffentlichen Diskussion und hat auch schon sehr
viel Ärger ausgelöst. Wie stehen Sie dazu?

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Wenn es ein solches Gerücht gibt, dann sollten Sie
dies mit Herrn Minister Reinholz klären. Ich kann
Ihnen dazu nichts sagen.

Vizepräsidentin Pelke:

Damit beende ich die Aussprache. Wir kämen dann
zur Abstimmung. Eine Ausschussüberweisung war
nicht beantragt. Jetzt kommt der Antrag zur Ge-
schäftsordnung, Herr Abgeordneter Stauch.

Abgeordneter Stauch, CDU:

Ich bitte um namentliche Abstimmung.

Vizepräsidentin Pelke:

Es wird jetzt in namentlicher Abstimmung abge-
stimmt über den Antrag der Fraktion der PDS -
Drucksache 4/395 -. Ich bitte, die Stimmkarten ein-
zusammeln.

Hatte jeder die Möglichkeit ...?

(Zwischenrufe aus dem Hause: Nein.)

Gut, nicht, das ist angekommen.

Es hatte jetzt jeder die Möglichkeit seinen Stimm-
zettel abzugeben. Ich schließe den Wahlgang und
bitte um Auszählung.

Damit komme ich zur Bekanntgabe des Abstim-
mungsergebnisses. Es wurden 80 Stimmen abge-
geben: Jastimmen 35, Neinstimmen 45 und keine
Enthaltungen (namentliche Abstimmung siehe An-
lage 3). Damit ist der Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/395 - mehrheitlich abgelehnt.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 13 und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 14

Zukunft des Schienenpersonen-
nahverkehrs (SPNV) im Ergän-
zungsnetz und des regionalen
Schienengüterverkehrs Thürin-
gens
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/396 - Neufassung -

Wird Begründung durch den Einreicher gewünscht?
Das ist nicht der Fall. Dann hat die Landesregierung
einen Sofortbericht angekündigt. Minister Trautvetter
hat das Wort.

Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten
Damen und Herren, der Freistaat Thüringen hat als
Aufgabenträger gemäß Regionalisierungsgesetz bei
sieben Eisenbahnverkehrsunternehmen Leistungen
im Schienenpersonennahverkehr bestellt. Die Mittel
zur Finanzierung, die der Freistaat dafür einsetzt,
stammen zu 100 Prozent aus Bundeszuweisungen
nach dem Regionalisierungsgesetz. Die Verkehrs-
leistungen sind im Wesentlichen langfristig bis Ende
2011 bzw. 2016 vertraglich vereinbart. Das Land er-
wartet von den Verkehrsunternehmen die Einhaltung
der bestehenden Verträge, das heißt, dass die ver-
einbarten Leistungen im Schienenpersonennahver-
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kehr auch erbracht werden. Grundlage für die Be-
stellung ist die Nahverkehrsplanung des Landes,
diese muss gemäß Thüringer ÖPNV-Gesetz alle fünf
Jahre fortgeschrieben werden. Der gegenwärtig gül-
tige Nahverkehrsplan umfasst den Zeitraum 2003
bis 2008 und im Rahmen der Fortschreibung bis
2008 ist festzulegen, in welchem Umfang die Schie-
nenpersonennahverkehrsleistungen nach Auslaufen
der Verkehrsverträge weiter bestellt werden. Bei die-
ser Entscheidung sind insbesondere die wettbewerb-
lichen Rahmenbedingungen und die im Ergebnis der
Revision des Regionalisierungsgesetzes zur Ver-
fügung stehenden Finanzmittel zu berücksichtigen.
Bei der Bewertung der zukünftigen Angebote werden
auch weitere Faktoren einbezogen wie zum Beispiel
die Fahrgastnachfrage, Parallelverkehre sowie die
verkehrliche und wirtschaftliche Bedeutung der
Strecke.

Bevor ich auf die Punkte im Einzelnen eingehe, ge-
statten Sie mir einige begriffliche Klarstellungen: Das
Eisenbahnnetz in Deutschland wird seitens der DB
Netz AG in Fern- und Ballungsnetz sowie Regional-
netz unterschieden. Beim Regionalnetz wiederum
wird unterschieden zwischen den Grund- und Zu-
satzangebotsstrecken. Für die Grundangebotsstrek-
ken hat die DB Netz AG im Rahmen der Revision
des Regionalisierungsgesetzes eine langfristige Be-
standsgarantie gegeben. Zu den Zusatzangebots-
strecken, die in der Regel ein sehr geringes Fahr-
gastaufkommen aufweisen, sollen gesonderte Ver-
einbarungen mit den Ländern getroffen werden, zum
Beispiel langfristige Bestellgarantien. Ein so genann-
tes Ergänzungsnetz bzw. ergänzendes Nebenstrek-
kennetz gibt es nicht. Zum Zusatzangebot in Thürin-
gen zählen die folgenden sieben Strecken: Strauß-
furt-Kölleda-Sömmerda-Großheringen, Brettleben-
Sondershausen, Hockeroda-Blankenstein, Fröttstedt-
Friedrichroda, Gotha-Crawinkel-Gräfenroda, Schleiz-
Landesgrenze Schönberg/Sachsen, Rottenbach-
Katzhütte-Cursdorf. Als solche sind auch die in der
Begründung aufgeführten Strecken nicht alle dem
Zusatzangebot zuzuordnen. Diese Eisenbahnstrek-
ken weisen einen sehr unterschiedlichen Erhaltungs-
stand auf und teilweise besteht erheblicher Investi-
tionsbedarf. Allein der Investitionsbedarf für die Strek-
ken des Zusatzangebots wird auf 60 bis 80 Mio. � ge-
schätzt. Zur Absicherung dieser hohen Investitions-
mittel benötigt die DB Netz AG Aussagen über lang-
fristige Bestellungen durch die jeweiligen Aufga-
benträger, um den erforderlichen Einsatz von Steuer-
mitteln abzusegnen.

Meine Damen und Herren, die jetzigen Leistungs-
verträge für das Schienenpersonennahverkehrsan-
gebot auf den Strecken des Zusatzangebots be-
tragen jährlich ca. 1 Mio. Zugkilometer. Eine lang-
fristige Finanzierungszusage, wie sie von der DB
Netz gefordert wird, über 20 Jahre würde einen

Leistungsumfang von ca. 200 Mio. ���$ �����������
die Bereitstellung der Regionalisierungsmittel vom
Bund zurzeit nicht garantiert werden kann und auch
nicht gegeben ist. Inwieweit das Land eine langfris-
tige Zusage über den Zeitraum nach 2011 geben
kann, wird im Rahmen der Fortschreibung des Nah-
verkehrsplans 2007 erarbeitet. Erst im Ergebnis die-
ser Bewertung und nach Abschluss der Revision des
Regionalisierungsgesetzes können hierzu konkrete
Aussagen getroffen werden. Daher können gegen-
wärtig Bestellgarantien nur in Ausnahmefällen erteilt
werden.

Das Land muss dabei einerseits den künftigen Fi-
nanzrahmen nach 2008, andererseits verkehrspo-
litische Ziele berücksichtigen. Dabei werden grund-
sätzlich die Bedeutung und Perspektive des Schie-
nenpersonennahverkehrs und des Schienengüter-
verkehrs auf den betreffenden Strecken insgesamt
berücksichtigt. Das Land erwartet in diesen Fällen
vom Eisenbahninfrastrukturunternehmen die Instand-
setzung und Vorhaltung der Infrastruktur in erforder-
licher Qualität. Entsprechende Beispiele in jüngster
Vergangenheit sind die Wiederherstellung des Son-
neberger Netzes und der Oberweißbacher Berg-
bahn und der Schwarzatalbahn sowie aktuell die
langfristige Erhaltung der Strecke Straußfurt-Söm-
merda-Großheringen. Während die Bestellung der
Verkehrsangebote im Schienenpersonennahverkehr
in die Zuständigkeit des Landes fällt, obliegt es ge-
mäß Grundgesetz und Bundesschienenwegeaus-
baugesetz dem Bund und der DB Netz AG, für die
Vorhaltung des bundeseigenen Schienennetzes zu
sorgen. Trotz aller bisher getätigten Investitionen
in das Regionalnetz, insgesamt in Höhe von ca.
720 Mio. ����������"�������/�$#����� ��"����"������
Wünschen des Landes.

Meine Damen und Herren, wer es mal insgesamt
betrachtet in Deutschland, für die gesamten Be-
standserhaltungen des deutschen Schienennetzes
wären etwa 4,5 Mrd. ��0���#�"������$�������������nen
notwendig. Wir reden momentan von langfristig
2,5 Mrd. ����$�����1�����������0��2�� ����������##���
Bundesmitteln ist die Erhaltung des Schienenetzes
langfristig durch den Bund nicht zu gewährleisten.
Das merken wir auch in Thüringen. Das Regional-
netz ist gekennzeichnet durch zahlreiche Defizite
und erlaubt daher nicht überall einen attraktiven
Schienenpersonennahverkehr nach den Vorgaben
des Linienkonzepts. Insgesamt sind ca. 130 km von
1.462 km des Netzes des Schienenpersonennah-
verkehrs von teilweise akuten Mängelstellen betrof-
fen. Einige Regionalstrecken wie zum Beispiel die
Strecken Erfurt-Sangerhausen oder Leinefelde-Wei-
mar-Kranichfeld oder das Sonneberger Netz sind be-
reits umfassend saniert und ausgebaut worden. Auf
anderen Strecken gibt es zum Teil erhebliche In-
vestitionsrückstände. Der Investitionsbedarf des
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regionalen Netzes beträgt nach Aussage der DB
Netz AG für Ober- und Ingenieurbau ca. 220 Mio. �
und zur Modernisierung und Rationalisierung der
Sicherungstechnik geht die DB Netz AG von einem
zusätzlichen Bedarf in Höhe von ca. 470 Mio. �
aus. Die Realisierung dieser Investitionen erfolgt
durch die DB Netz AG. Die Finanzierung wird über
Bundeszuweisungen und Eigenmittel der DB Netz
AG unter Beachtung von Wirtschaftlichkeitsprä-
missen gewährleistet.

Meine Damen und Herren, zur Problematik der Still-
legung ist festzustellen, dass die abgeschlossenen
Verkehrsverträge und die Festlegungen im Allge-
meinen Eisenbahngesetz die Grundlage für die Vor-
haltung des Schienenetzes bilden. In diesem Sinne
fordert § 4 dieses Gesetzes, dass die Infrastruktur in
einem betriebssicheren Zustand vorgehalten werden
muss. Sollte dies dem Infrastrukturbetreiber wirt-
schaftlich nicht zuzumuten sein, dann ist die Ein-
stellung des Betriebes nur gemäß § 11 des Allge-
meinen Eisenbahngesetzes möglich. Da nur ein Ei-
senbahninfrastrukturunternehmen einen solchen An-
trag stellen kann, trifft es nicht zu, dass die DB
Regio AG eine Strecke stilllegen kann. Das Eisen-
bahnbundesamt ist allein zuständig für eine Ge-
nehmigung zur Stilllegung für die Eisenbahnen des
Bundes nach § 11 Allgemeines Eisenbahngesetz.
Das Land ist nur im Rahmen der Benehmensher-
stellung eingebunden. Eine Versagung der Geneh-
migung ist maximal für ein Jahr möglich, wobei
derjenige die entstehenden Betriebsverluste tragen
muss, auf dessen Veranlassung die Ablehnung er-
folgte. Von besonderer Bedeutung im Stilllegungs-
verfahren gemäß § 11 Eisenbahngesetz ist die
Suche nach einem anderen Betreiber für die abzu-
gebenden Strecken. Erst wenn dies nicht zum Erfolg
führen sollte, kann die Stilllegung durch das Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen beantragt werden.
Unter Berücksichtigung verkehrspolitischer Interes-
sen macht das Land seinen Einfluss dahin gehend
geltend, dass tatsächlich andere Betreiber gefunden
werden. Ein gutes Beispiel in diesem Sinne war die
Übertragung der Strecken des Sonneberger Netzes
auf die private Thüringer Eisenbahn GmbH. Gegen-
wärtig laufen zwei weitere Stilllegungsverfahren. Im
Falle der Strecke Straußfurt-Sömmerda-Großherin-
gen konnte wiederum ein privater Betreiber gefun-
den werden. Ab Fahrplanwechsel wird voraussicht-
lich die Thüringer Eisenbahn GmbH die Strecke be-
treiben und damit können Personen- und Güterver-
kehr langfristig gesichert werden. Bei der ebenfalls
ausgeschriebenen Strecke Brettleben-Sondershau-
sen war kein Unternehmen bereit, die Infrastruktur
weiter zu betreiben. Deshalb hat, wie Sie wissen, die
DB Netz AG die dauernde Einstellung des Betriebs
beim Eisenbahnbundesamt beantragt. Seitens des
Landes wird hierzu das Benehmen verweigert, da mit
der DB Regio AG ein langfristiger Verkehrsvertrag

bis 2011 existiert. Dessen Einhaltung fordert das
Land. Eine diesbezügliche Entscheidung des Eisen-
bahnbundesamts wird für Ende 2004 erwartet.

Meine Damen und Herren, im Rahmen der Verhand-
lungen mit der DB Netz AG konnte erreicht werden,
dass für das nächste Jahr Baumaßnahmen auf den
wichtigsten von Mängelstellen betroffenen Strecken
zugesagt wurden. Beispielsweise sollen die Lang-
samfahrstellen auf den Strecken Gera-Saalfeld,
Weida-Mehlteuer und Halle-Nordhausen-Kassel so-
wie auf den Streckenabschnitten Mühlhausen-Leine-
felde beseitigt werden, damit die ursprünglichen Fahr-
plankonzepte wieder umsetzbar sind und die Reise-
zeiten verkürzt werden können. Entgegen der Situ-
ation im Schienenpersonennahverkehr muss der
Schienengüterverkehr seine Angebote marktwirt-
schaftlich ohne Zuschüsse der öffentlichen Hand rea-
lisieren. Voraussetzung ist wie beim Schienenper-
sonennahverkehr ein intaktes und leistungsfähiges
Netz und neben der Verladung auf öffentlichen
Güterbahnhöfen erfolgt der Güterumschlag in Thü-
ringen in ca. 200 nicht öffentlichen Anschlussbahnen.
Zielsetzung des Landes ist die Stärkung des Güter-
verkehrsaufkommens auf der Schiene, positives
Beispiel zur Einflussnahme des Landes zum Erhalt
des Schienengüterverkehrs ist die Strecke Strauß-
furt-Sömmerda-Kölleda-Großheringen. Im Ergebnis
der gerade laufenden Streckenübernahme durch die
Thüringer Eisenbahn GmbH könnte die langfristige
Erhaltung des Schienengüterverkehrs und damit die
Erhaltung des Güterverkehrs in Weißensee-Kölle-
da-Buttstädt-Eckartsberga erreicht werden. Eine flan-
kierende, aber wesentliche Voraussetzung hierfür war
die Bestellung des Schienenpersonennahverkehrs
durch das Land auf der Strecke. Gegenwärtig wird
aufgrund der großen Bedeutung der Strecke Hocke-
roda-Blankenstein für den Schienengüterverkehr eine
Entscheidung zum langfristigen Erhalt vorbereitet. Es
zeichnet sich ab, ohne dass bereits eine formelle
Anfrage vorliegt, dass zur Erreichung der erforder-
lichen Wirtschaftlichkeit für das Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen das Land eine verbindliche Zusage
zur Bestellung des Schienenpersonennahverkehrs
bis 2014 auf der Strecke Hockeroda-Blankenstein
abgeben müsste. Erst dann könnte die DB Netz AG
den Erhalt der Strecke und die Beseitigung von
Mängelstellen garantieren. Hierfür bleibt das weitere
Verfahren abzuwarten. Grundsätzlich findet, um Sy-
nergien zu bilden, der Schienengüternahverkehr bei
der Bewertung von Regionalstrecken entsprechende
Berücksichtigung.

Meine Damen und Herren, als solches werden wir
in den nächsten Jahren sehr intensiv zu beraten
haben, wie wir einen attraktiven Schienenpersonen-
nahverkehr und ein für den Schienengüterverkehr
leistungsfähiges Streckennetz auch über 2010 hinaus
gestalten.
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(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Ich danke der Landesregierung für den Sofortbe-
richt. Mir liegen Wortmeldungen aus jeder Fraktion
vor. So gehe ich davon aus, dass von allen drei
Fraktionen die Aussprache gewünscht wird. Hiermit
rufe ich Herrn Lemke auf aus der PDS-Fraktion und
bitte ihn um seinen Redebeitrag.

Abgeordneter Lemke, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wenn
sich die Thüringer Landesregierung in letzter Zeit
zum Thema "Bahn" geäußert hat, dann ging es ent-
weder um den ICE oder um geplante Fahrpreiser-
höhungen. Zur Zukunft des Schienenpersonennah-
verkehrs oder des regionalen Schienengüterverkehrs
hörte man gar nichts oder wenn man nachgefragt
hat, sehr wenig und das war dann mehr als unbe-
friedigend. Auch heute, Herr Minister, verstecken Sie
sich hinter Allgemeinplätzen, ohne ein Bekenntnis
zum, wie Sie richtigerweise sagen, theoretischen
Zusatzangebot, die Praktiker sagen allerdings Ergän-
zungsnetz. Wenn Sie sich da mal umhören würden,
würden Sie es wissen. Vorab sollten wir uns jedoch
noch einmal daran erinnern, dass es Aufgabe staat-
licher Daseinsvorsorge ist, ein angemessenes Mobi-
litätsniveau zu garantieren. Mobilität ist in einer mo-
dernen Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft
nicht nur eine Grundvoraussetzung zur Sicherheit der
Wettbewerbsfähigkeit und des Wirtschaftsstandorts,
sondern auch zur Wahrung beruflicher Chancen und
zur Sicherheit einer angemessenen Lebensqualität.
Die Verkehrsgestaltung muss dabei umwelt- und
sozialverträglich sein, sonst würde sie Mensch und
Umwelt unerträglich belasten. Die Bahn ist das um-
weltfreundlichste motorisierte Verkehrsmittel. Die Er-
haltung des Verkehrssystems Schiene sowohl für den
Personen-, aber auch den Güterverkehr in Thüringen
sollte deshalb mit besonderer Aufmerksamkeit ver-
folgt werden. Während die Hauptstrecken in Thü-
ringen in einem relativ guten Zustand sind, erfordern
viele Eisenbahnstrecken jenseits dieser Haupttras-
sen einen hohen Instandhaltungsaufwand bzw. einen
schnellen und teilweise umfangreichen Mittelein-
satz, um weiter betriebsfähig zu sein. In diesem so
genannten Ergänzungsnetz gibt es in Thüringen in-
zwischen auf einigen Strecken so große technische
Probleme, dass die DB Netz über Streckenstillle-
gungsanträge nachdenkt bzw. sie in einigen Fällen
bereits gestellt hat. Ich spreche hier ganz speziell und
beispielhaft über die Kyffhäuserbahn - dazu haben
Sie gar nichts gesagt, doch Sie haben etwas dazu
gesagt,

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau
und Verkehr: Na, na, na.)

Entschuldigung, Sie haben etwas dazu gesagt -, die
von Brettleben nach Sondershausen führt. Diese
Strecke ist so heruntergekommen, dass die Durch-
schnittsgeschwindigkeit bei 30 km/h liegt. Für die
Strecke von 31 km benötigt man inzwischen eine
Stunde.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Das
stimmt.)

Der bestehende Fahrplan ist aufgrund der zahlrei-
chen Langsamfahrstellen nicht mehr einzuhalten, was
dazu führt, dass Anschlüsse nicht erreicht werden
können. Den Bahnkunden wird dann das Warten auf
den nächsten Anschlusszug zugemutet, was einen
zusätzlichen Zeitaufwand von bis zu einer weiteren
Stunde bedeutet. Das Ergebnis der Vielzahl an Zu-
mutungen ist es, dass es immer weniger Mitfahrer
gibt. Der Zugverkehr wurde ab 01.11.2004 einge-
stellt. Durch eine Investition von mehreren 10.000 �
war es möglich, die Strecke Mitte November wieder
in Betrieb zu nehmen. Die Bahn kündigte jedoch an,
und Sie haben es heute wieder getan, dass die
Strecke zum Fahrplanwechsel am 14. Dezember
2004 nicht mehr angeboten wird. Warum dann
diese kurzfristige Investition von etwa 40.000 �� ��
November?

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau
und Verkehr: Muss man mal die Bahn fra-
gen.)

Der gestellte Stilllegungsantrag ist inzwischen vom
Eisenbahnbundesamt für diese Strecke abgelehnt
worden. Das ist gut so, denn das bietet die Chance,
durch weitere Investitionen in die Strecke der Still-
legung zu begegnen. Das muss auch gewollt sein.
Der Antrag ist nicht abgelehnt worden, weil inzwi-
schen etwa der Betreiber des Netzes oder der Be-
steller von Leistungen auf dieser Strecke aktiv ge-
worden sind. Nein, er wurde abgelehnt, weil die An-
tragstellung fehlerhaft war. Das Verhalten vom Be-
treiber der Strecke, aber auch vom Besteller der
Leistungen auf dieser Strecke lassen jedoch nicht
erkennen, dass die Chance nun genutzt werden soll.
Aber dazu später mehr. Wir reden hier beispielhaft
über eine Strecke, die zukünftig genug Potenziale
erschließen könnte, um mehr Menschen in die Bahn
zu bekommen. So liegen an der Strecke zwei Gar-
nisonen der Bundeswehr, in Sondershausen und in
Bad-Frankenhausen. Beide Garnisonen sind als ge-
sicherte Standorte zu betrachten, da sie sogar per-
sonell aufgestockt worden sind. Bad-Frankenhausen
ist Kurstadt, auch das bietet Zukunftsperspektiven.
Darüber hinaus existiert ein vom Kyffhäuserkreis in
Auftrag gegebenes Gutachten zum Schülerverkehr,
in dem festgestellt worden ist, dass der Schüler-
verkehr auf die Schiene verlagerbar sei und dieses
dann bis zu 700 Fahrgäste pro Tag auf dieser
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Strecke zur Folge hätte.

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau
und Verkehr: Machen!)

Der Kreis würde die Verlagerung bei der Sicherung
der Strecke sogar vollziehen und Sie wissen das.

(Beifall bei der PDS)

Genug gute Gründe dafür, diese Strecke auf alle
Fälle zu sichern und für die Zukunft fit zu machen,
Herr Minister. Aber leider reichen die guten Gründe
nicht. Auf Nachfrage, ob der Betreiber denn bereit sei,
diese Strecke zu sanieren, antwortet dieser: "Ja, wir
sind dazu bereit, aber nur dann, wenn der Besteller
von Nahverkehrsleistungen, das Land Thüringen,
eine Bestellergarantie von mindestens 18 Jahren
erteilt". Der zuständige Minister darauf angespro-
chen, antwortet: "Erstens haben wir einen gültigen
Verkehrsvertrag bis 2011" -, das haben wir heute
auch gehört - "Daraus ergeben sich die zu erbrin-
genden Leistungen, wenn nicht auf der Schiene,
dann im Bus mit Schienenersatzverkehr, notfalls bis
zum Jahr 2011". Wirklich toll.

Zweitens antworteten Sie, "2007 werden die Regio-
nalisierungsmittel novelliert und wir wissen nicht, was
dann kommt". Das ist korrekt. "Wir sind deshalb nicht
gewillt, Bestellgarantien über 2011 hinaus zu ertei-
len". So weit, so schlecht. Beide in der Verantwortung
stehenden Seiten ziehen sich auf aus ihrer Sicht ver-
ständliche Standpunkte zurück. Das Dilemma dabei
jedoch ist, dass bis 2007 bzw. 2011 der technische
Zustand der Strecken nicht besser wird. Die DB Netz
erklärt auf Nachfrage: "Sollte es auf anderen Ergän-
zungsstrecken ebenfalls zu gravierenden technischen
Problemen kommen, dann kommen wir auch dort
nicht daran vorbei, Stilllegungsanträge zu stellen".

Meine Damen und Herren, wir dürfen doch davon
ausgehen, dass die DB Netz zukünftig keine feh-
lerhaften Anträge mehr stellen wird. Folglich werden
diese dann auch nicht mehr vom Eisenbahnbundes-
amt zurückgewiesen. Die Folge wäre, eine Flächen-
bahn in Thüringen gibt es in Zukunft nicht mehr.
Damit dieses Szenario doch nicht Wirklichkeit wird,
ist es nötig, dass die Landesregierung sich politisch
eindeutig zum Ergänzungsnetz positioniert, was ich
bei Ihrem Bericht, den Sie gegeben haben, vermisst
habe, dass sie gegebenenfalls bereit ist, auch im
Bundestag dafür zu streiten, dass die bisherigen Ge-
setze bzw. Vorschriften so geändert werden, dass es
möglich wird, auch durch eigene Landesaktivitäten
bestehende Strukturen zu erhalten. Dabei wäre auch
die Möglichkeit der Übernahme von Netzabschnitten
oder das Ergänzungsnetz durch das Land - Stich-
wort Landesschiene - einschließlich der Übernahme
eines gesicherten Bundesfinanzierungsanteils zu

überdenken. Die Landesregierung sollte aber in je-
dem Fall alles dafür tun, dass die Finanzierungs-
bedingungen im Bereich der Schieneninfrastruktur
flexibler werden. Hören Sie doch zu, Herr Minister, es
kommt doch jetzt. Es kann doch nicht sein, dass die
DB Netz durch die Vorgaben des Eigentümers ge-
zwungen ist, eine bis zu 20-jährige Bestellgarantie
als Voraussetzung für die Umsetzung von Instand-
haltungs- bzw. Modernisierungsmaßnahmen zu for-
dern, weil ansonsten die entsprechenden Mittel zu-
rückgezahlt werden müssen. Eine solche lange Be-
stellgarantie ist angesichts der Unsicherheit, wie sich
langfristig die Mittelzuweisungen des Bundes ent-
wickeln, vom Aufgabenträger kaum realisierbar. Da
gebe ich Ihnen ja Recht. Dass aus diesem Grund die
notwendigen Infrastrukturmaßnahmen jedoch unter-
bleiben und damit zwangsläufig Stilllegungsverfahren
eingeleitet werden, ist nicht hinnehmbar und bedarf
deshalb sehr schnell einer politischen Lösung.

Die angekündigte Novelle des allgemeinen Eisen-
bahngesetzes, bei der auch die Kontrolle bei Still-
legung von Strecken verschärft werden soll, sollte
deshalb von Ihnen im Bundesrat unterstützt werden.

(Beifall bei der PDS)

Die Landesregierung muss sich dafür einsetzen, dass
die vorgenommene Kürzung der Regionalisierungs-
mittel um 2 Prozent ein einmaliger Vorgang bleibt.
Sie muss alles dafür tun, dass die Mittel bis 2007 in
voller Höhe bereitgestellt werden, wie es sich aus
dem novellierten Regionalisierungsgesetz von 2002
ergibt. Darüber hinaus ist sie in der Verpflichtung,
Regionalisierungsmittel auch dafür einzusetzen, wo-
für sie auch gedacht sind, nämlich für die Schiene.
Sie sollte nicht durch weitere abenteuerliche Aus-
legungen des Regionalisierungsgesetzes dem Schie-
nennetz Thüringens weitere Mittel entziehen. Die
bereits vorgenommenen Änderungen im ÖPNV-Ge-
setz sind zu überdenken und rückgängig zu machen,
so dass alle Mittel aus der Bundeszuweisung auch
im System Schiene eingesetzt werden können.

Meine Damen und Herren, der Erhalt des Ergän-
zungsnetzes soll natürlich nicht nur dem Schienen-
personennahverkehr in der Fläche dienen. Es soll
genauso für den regionalen Schienengüterverkehr
genutzt werden. Sie hatten es angedeutet.

(Beifall bei der PDS)

Im Güterverkehr werden für die nächsten Jahre für
Deutschland, in der EU, aber auch für Thüringen Ver-
kehrssteigerungen erwartet, deshalb besteht hier
dringender Handlungsbedarf. Es muss darum gehen,
dass die Verkehre möglichst kundenfreundlich und
ressourcenschondend transportiert werden.
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Die Holzindustrie im Südosten Thüringens in und um
Ebersdorf beispielsweise hat bereits ein erhöhtes
Transportvolumen angekündigt. Auch hier ist durch
einen angekündigten Stilllegungsantrag der DB Netz
Verunsicherung bei der Industrie erzeugt worden.

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau
und Verkehr: So ein Unfug!)

Die Bau- und Holztechnik Thüringen GmbH aus
Ebersdorf plante, ein Gleis für 1 Mio. ������!��$�����
Gelände legen zu lassen, aber durch die von der
Bahn erzeugte Unsicherheit zur Zukunft der Strecke
liegen diese Pläne auf Eis, da können Sie "Unfug"
sagen, wie Sie wollen, das sind Fakten. Aber das ist
kein Einzelbeispiel in Thüringen. Auch im Norden des
Freistaats gibt es vermehrtes Interesse für mehr
Güterverkehr auf der Schiene. Diese noch in Betrieb
befindliche Strecke Hohenebra-Ebeleben soll nicht
nur erhalten werden, sie soll bis Menteroda verlän-
gert, das heißt, der noch vorhandene Strang soll
reaktiviert werden. Eine private Gesellschaft hat sich
eigens dazu gegründet, um diesen Abschnitt zu
übernehmen, und vor allem, sie wollen es auch. Doch
leider scheint diese Unternehmung aufgrund zu
hoher Forderungen seitens der Bahn zu scheitern.
Sollte jedoch ein tragfähiges Konzept durch die Ge-
sellschaft vorgelegt werden, dann ist die Landesre-
gierung gefordert, dieses Vorhaben zu unterstützen.

Meine Damen und Herren, um den Inhalt des hier ge-
hörten Berichts sachlich und fachlich entsprechend
weiter würdigen zu können, beantrage ich namens
meiner Fraktion die Weiterbehandlung im Ausschuss
für Bau und Verkehr. Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat der Abgeordnete Ohl, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Ohl, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren Abgeordneten, ich beginne dort,
wo Herr Lemke aufgehört hat und sage gleich im
Auftrag meiner Fraktion, dass auch wir gern hätten,
dieses Thema im Ausschuss zu erörtern, im Aus-
schuss zu behandeln. Weil die Problematik Schienen-
personennahverkehr und des regionalen Schienen-
güterverkehrs, überhaupt die ganze Problematik,
auf die Tagesordnung gekommen ist, denke ich mir
mal, dass Theorie und Praxis doch in der Wahrneh-
mung zweierlei Dinge sind. Der Herr Minister hat aus
meiner Sicht einen Bericht abgegeben, so wie das,
denke ich, auch in Ordnung ist, aber, ich sage, man
muss Theorie und Praxis sehen. Wie gesagt, was für

den Abgeordneten in der Region vielleicht schwer
nachzuvollziehen ist und man auch in Erklärungsnöte
in dieser und jener Situation kommt. Um das ganz
einfach zu vermeiden und Fehler der Vergangenheit
zu vermeiden und in der Zukunft vieles besser zu
machen hinsichtlich dieses wichtigen Themas, sehen
wir die Problematik also auch, dass es dementspre-
chend im Ausschuss behandelt werden sollte.

Ich greife nicht allzu weit in die Vergangenheit, aber
aus eigenem Erleben sage ich ganz einfach, die Still-
legung der Bahn zwischen Schlotheim und Mühl-
hausen hat zumindest etliche Millionen Mark ge-
kostet. Das hätte nicht nötig sein müssen, weil die
Stilllegung der Bahn nicht zu verhindern war, aber im
Jahr vor der Stilllegung drei moderne Schienen-
übergänge, eine Ortsumgehung zur Stilllegung eines
Bahnübergangs etc. gebaut worden sind. Damit sich
solche Dinge nicht wiederholen und die Zusam-
menarbeit eine bessere wird, denke ich, ist es nötig
über dieses Thema zu reden.

Es wurde bereits die Problematik Hohenebra-Ebe-
leben angesprochen. Hier geht es nicht nur darum
weiterzubauen bis Menteroda, sondern auch weiter-
zubauen in Richtung Schlotheim, um eventuell den
Flughafen, wo es ja doch diese oder jene Anfrage
in jüngster Zeit gibt, vielleicht doch noch mit dem
Highlight zu versehen, an den Flugplatz einen Bahn-
linienanschluss zu bringen. Aber ich persönlich sehe
die Sache trotzdem sehr von der praktischen Seite
her, und sage, jede Mark, die man hier anfasst, muss
man ordentlich und sauber beleuchten und dafür ist
der Ausschuss der richtige Platz. Ich bin einer von
drei Bürgermeistern, die eine regionale GmbH dort
gegründet haben, um von der Bahn diese Strecke zu
erwerben, einen Betreiber zu suchen, der hier ein-
springt. Die Tonnage momentan nachzuweisen wird
sehr schwierig sein. Wir benötigen für die Entwick-
lung die Mithilfe des Wirtschaftsministeriums bzw.
der LEG, um dort auch Ansiedlungen stärker zu be-
treuen und voranzutreiben, aber das muss im dem-
entsprechenden Ausschuss behandelt werden, weil
es durchaus ein sehr feinfühliges, diffiziles Thema
ist. Allein schon zu trennen, wo die Notwendigkeit,
den Personennahverkehr in den Vordergrund zu
stellen, überwiegt und wo die Notwendigkeit über-
wiegt, das Thema des Schienengüterverkehrs stär-
ker ins Auge zu fassen. Deswegen von unserer Frak-
tion der Wunsch, tragen Sie bitte mit, dass wir uns im
Ausschuss diesem Thema ganz einfach ernsthaft
widmen und gemeinsam für die Zukunft Lösungs-
wege finden, die Fehler der Vergangenheit zu ver-
meiden helfen und zukunftsorientiert das knappe
Geld, was da ist, so effektiv wie möglich einzusetzen.
Danke schön.

(Beifall bei der SPD)



Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 9. Sitzung, 10. Dezember 2004 917

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat der Abgeordnete Schugens, CDU-
Fraktion.

Abgeordneter Schugens, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der
öffentliche Personennahverkehr in diesen Zeiten in
angespannter Finanzsituation und zum Teil mangeln-
der Nachfrage und in der Fortsetzung die Zukunft der
Bahn bzw. die Vollendung der Bahnreform - Themen,
die uns in den nächsten Jahren beschäftigen werden.
Für die Zukunft stehen in der Tat einige Fragezei-
chen: Individuelles Verhalten der Bürger, Alters- und
Einwohnerentwicklung, Angebote der Verkehrsleis-
tung auf Straße und Schiene, Strukturprobleme,
Strukturänderungen und vieles mehr lassen eine
Fülle von Fragen offen. Da wäre auch noch die Frage
der Daseinsvorsorge und die Frage der Verantwor-
tung für das Netz. Letztere liegen eindeutig beim
Bund.

Wo gibt es Reserven, die Attraktivität und die An-
gebote des ÖPNV zu erhöhen? Wo gibt es unnötige
Parallelverkehre? Wo ist der SPNV noch die ökolo-
gische und wirtschaftliche Vorzugsvariante? Welche
Schlüssel im Ergänzungsnetz sind zu sehen? Meine
Damen und Herren, kann es der SPNV auf der
Schiene allein richten oder ist nicht viel mehr der
Güterverkehr mit ins Auge zu fassen? Dazu kommen
Ziel und Angebote der Aufgabenträger auf Straße
und Schiene. Offensichtlich ist, es gibt einen enormen
Nachholbedarf und der Bund muss erneut über den
Erfolg und die Ziele der Bahnreform nachdenken,
will er seiner Gesamtverantwortung gerecht werden
und gemeinsam mit den Ländern und Kommunen für
den Begriff Daseinsvorsorge, besser Fürsorgepflicht
des Bundes, stehen.

Minister Trautvetter hat schon in der letzten Land-
tagssitzung darauf hingewiesen, in der er sich zu den
Problemen Langsamfahrstrecken bis zur Strecken-
stilllegung äußerte und eindeutig die Pflichten des
Bundes anmahnte. Damit wurde deutlich, wie die
Landesregierung zu dem Problem, das heißt Instand-
setzung/Instandhaltungsstau, steht. Dazu kommt,
dass einzelne Strecken in einem sehr unterschied-
lichen Erhaltungszustand sind. Der Bund muss hier
die DB Netz für die Erhaltung und Vorhaltung von
Schienennetz in die Pflicht nehmen. In der Regel war
es der Bund, der seinen Verpflichtungen nicht nach-
kam, und nicht so, wie mein Vorredner dies auf das
Land schieben wollte. Das Land hat sich vielfältig in
die Pflicht genommen und auch Vorleistungen er-
bracht. Positive Beispiele sind die Bergbahn Ober-
weißbach und das Sonneberger Netz, dies ein-
schließlich von Planungsleistungen, die das Land
immer erbracht hat.

Meine Damen und Herren, dazu müssen auch die
Vorschläge der Pellmann-Kommission zur Trennung
von Netz und Betrieb weiter diskutiert werden. Wenn
heute Vertragslaufzeiten von 20 Jahren erwartet wer-
den, ist das für das Land eine Frage nicht nur der Be-
stellung und Leistung, sondern es gibt die Probleme
der Finanzierung, wie bereits erwähnt wurde. Weiß
man denn die finanzielle Ausstattung nach 2008
durch den Bund? Wie entwickeln sich bei der sin-
kenden Einwohnerzahl Nachfrage- und Schwerpunkt-
strecken und vieles mehr? So bleibt eine Vielzahl
offener Fragen und nachstehender Probleme, die bis
2008 mit der Fortschreibung des SPNV-Konzepts zu
betrachten sind und mit den Mitwirkenden wie Kom-
munen und Bund abgestimmt werden müssen. Über
die im Antrag angesprochenen Strecken hat der Mi-
nister ausführlich berichtet und auch Alternativen und
Suche nach anderen Betreibern aufgezeigt. Es bleibt:
Wie entwickeln sich die Regionalisierungsmittel nach
2007? 18 bis 20 Jahre Bestellungsgarantie kann
heute kein verantwortungsvoll Handelnder geben.
Die Konzepte im ÖPNV sind besser abzustimmen
und doppelte Subventionen zu vermeiden und effi-
zient zu erhöhen. Dazu sind unsere kommunalen
Träger gefordert. Mobilität und Erreichbarkeit mit
öffentlichem Verkehr bleibt weiterhin politisches Ziel
auch der CDU-Fraktion. Aber nur eine effiziente Ver-
zahnung von Straßen- und Schienenpersonennah-
verkehr kann eine wirkliche Alternative zum moto-
risierten Individualverkehr bieten, aus der auch eine
positive ökologische Gesamtbilanz abgeleitet werden
kann. Der Bund kann sich auch mit der Privatisie-
rungsstrategie seiner Verantwortung zumindest in
Fragen "Netz" nicht entziehen. Und, meine Damen
und Herren, leere Züge, also ungenügend ausgelas-
tete Strecken, sind weder ökologisch noch ökono-
misch, geschweige denn zukunftsträchtig und be-
zahlbar. Ein paar Bemerkungen zu dem, was zu dem
Netz in Südthüringen gesagt wurde oder in meinem
Wahlkreis: An dieser Stelle ist die Aktivität der Wirt-
schaft eingebunden und erfreulicherweise hat sich in
den letzten Tagen die Wirtschaft auch dazu bekannt,
an der Erhaltung dieses Streckennetzes aktiv mitzu-
wirken. Das war auch immer im großen Interesse
der Landesregierung, dafür zu sorgen, dass diese
Möglichkeiten offen gehalten werden. Ich glaube,
gerade in der letzten Zeit hat sich unser Minister
dort verstärkt interessiert und eingebracht. Der Vor-
wurf, dass man an dieser Strecke Saalfeld-Hocke-
roda - Richtung Ebersdorf-Friesau - nichts tun würde,
ist hier sehr unpässlich.

Meine Damen und Herren, ich glaube, hier müssen
sich Wirtschaft und die Kommunen verstärkt ein-
bringen und wir haben in der Zukunft schon zu ent-
scheiden, was finanziell geleistet werden kann; ganz
besonders fordern wir dazu den Bund heraus.

(Beifall bei der CDU)
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Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Von den Fraktionen der SPD und der PDS ist Aus-
schussüberweisung beantragt worden.

(Zwischenruf Abg. Ohl, SPD: Hallo!)

Bitte? Gut, Herr Minister Trautvetter, eine Wortmel-
dung.

Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr:

Herr Lemke, nur zwei Bemerkungen, vielleicht auch
drei: Erstens, Sie sollten zuhören, was der Minister
berichtet, und nicht vorbereitete Reden ablesen, dann
kämen Sie nicht zu Falschaussagen; denn ich habe
gesagt, dass wir für die Strecke Ebeleben einen Be-
treiber haben und dass wir demnächst mit einem
Betreiber dort einen neuen Netzbetreiber installie-
ren werden, was Sie verneint haben.

Zweitens, man behauptet immer, die Bahn ist das
umweltfreundlichste Verkehrsmittel.

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS: Oh ja!)

Wissen Sie, was so ein moderner Regiosprinter für
einen Dieselverbrauch hat? Das sind 60 Liter auf
100 Kilometer. Der Vorgänger hat 100 Liter auf
100 Kilometer verbraucht. Dass heißt, wenn man
wirklich von Umweltfreundlichkeit und wenig Diesel-
verbrauch redet, dann muss man mal wirklich Ver-
gleiche ziehen. Es müsste das Dreifache in einem
Zug sitzen als in einem Bus, ehe die Bahn wirklich
umweltfreundlicher ist. Nicht umsonst wird auch des-
wegen Wert darauf gelegt, dass die Bahn eine be-
stimmte Fahrgastzahl hat, bevor sie ins Grundnetz
hineinkommt, denn erst dann kommt auch die Wirt-
schaftlichkeit und dann trägt sich auch die Umwelt-
freundlichkeit.

Die dritte Bemerkung noch einmal zu Ebersdorf-
Friesau: Gerade dort sind wir mit den Unternehmen
ganz intensiv im Gespräch, wie wir die ganze Strecke
für den Güterverkehr so ertüchtigen, dass man sogar
in ein paar Jahren vielleicht Kapazitäten drauf hat, wo
wir nicht einmal mehr den Personennahverkehr drauf
kriegen aus Kapazitätsgründen. Da geht es nämlich
um 360.000 Lkw, die von der Straße weg und auf die
Schiene müssen. Gerade dort gibt es eine intensive
Zusammenarbeit, bis hin, dass wir mit den Oberfran-
ken jetzt reden, ob man nicht die Höllentalbahn
wieder eröffnet und installiert, weil die nämlich ge-
nauso viele Transporte Richtung Süden haben.

(Zwischenruf Abg. Taubert, SPD: Ja,
schön, das hat lange gedauert)

Das ist nicht unser Problem, sondern das bayerische
Problem, weil das Höllental mittlerweile ein FFH-Ge-
biet geworden ist, und da werden wir einmal sehen,
wie sich dann die Naturschützer dazu stellen, wenn
man in einem FFH-Gebiet wieder eine Bahnstrecke
eröffnen will. Also dass die Landesregierung nichts
tut, ich glaube, das können Sie uns in keinem Fall
vorwerfen.

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS: Das
hat auch keiner gesagt.)

Aber dass Sie hier von mir verlangen,

(Beifall bei der CDU)

dass ich ohne Rechtsgrundlage 20-jährige Verträge
abschließen soll ...

 (Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS: Das
hat er auch nicht gesagt.)

Natürlich hat er gesagt: Warum schließt die Lan-
desregierung nicht einen 18-jährigen Betreiberver-
trag mit der Kyffhäuserbahn ab? Das hat er doch
gefordert.

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS: Le-
sen und dann reden!)

Aber hier die Landesregierung auffordern, dort tätig
zu sein für 18-jährige Leistungsverträge, die einen
jährlichen Leistungsumfang von 1,5 Mio. ���$ ���
ohne dass die Finanzierung gesichert ist durch die
Revision der Regionalisierungsmittel,

(Unruhe bei der PDS, SPD)

das halte ich schon für etwas unverfroren. Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Herr Minister, eine Nachfrage von Herrn Lemke.
Nein! Beantworten Sie nicht? Gut, hat sich erledigt.
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Es
war Ausschussüberweisung beantragt worden von
den Fraktionen der SPD und der PDS. Die CDU-
Fraktion hat mir signalisiert, dass sie dieser Aus-
schussüberweisung nicht zustimmt. Demzufolge wird
keine weitere Beratung durchgeführt. Ich frage: Gibt
es Widerspruch zu der Feststellung, dass das Be-
richtsersuchen gemäß § 106 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung erfüllt ist? Es gibt keinen Widerspruch, das
Berichtsersuchen ist erfüllt und wir kommen damit
zum Aufruf des nächsten Punktes, Tagesordnungs-
punkt 15, Entwicklung des Fachkräftebedarfs in Thü-
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ringen, Antrag der Fraktion der PDS. Bitte?

Abgeordneter Buse, PDS:

Frau Präsidentin, entschuldigen Sie, ich dachte, es
reicht nicht aus, wenn eine Fraktion nur sagt, sie ist
nicht damit einverstanden, die Fortberatung im Aus-
schuss weiterzuführen, sondern dass abgestimmt
wird darüber.

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Nein, ich möchte Sie darauf aufmerksam machen,
dass laut Geschäftsordnung wir festgestellt haben,
dass alle drei Fraktionen den Antrag gestellt haben,
hier die Aussprache durchzuführen, und eine Frak-
tion hat widersprochen. Demzufolge ist die Voraus-
setzung nicht erfüllt und deshalb brauchen wir nicht
darüber abzustimmen.

Damit kommen wir zum nächsten Tagesordnungs-
punkt, Tagesordnungspunkt 15

Entwicklung des Fachkräfte-
bedarfs in Thüringen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/397 -

Es wird eine Begründung durch den Einreicher,
durch die Frau Abgeordnete Hennig von der PDS-
Fraktion, gegeben. Bitte, Frau Abgeordnete.

Abgeordnete Hennig, PDS:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, die Studie zur Entwicklung
des Fachkräftebedarfs in Thüringen wurde fortge-
schrieben und soll, so Minister Reinholz, Handlungs-
empfehlung zur Deckung des Fachkräftebedarfs sein.
In der Fortschreibung der Studie "Entwicklung des
Fachkräftebedarfs in Thüringen" wird mit einem Fach-
kräfterückgang für Thüringen gerechnet. Das ist nicht
neu und auch nicht unbekannt. Die Ergebnisse der
Studie beschreiben im Fazit fast ausschließlich Auf-
gabenstellungen für die Wirtschaft zur Lösung des
Problems, die Wirtschaft natürlich als "Träger der
Hauptlast". Politische Entscheidungsträger sollen die
Rahmenbedingungen so gestalten und somit der
Wirtschaft Handlungsgrundlagen schaffen, so die ein-
dringliche Formulierung der Studie. Aber was macht
die Landesregierung, wo liegen ihre Verantwortlich-
keiten? Es ist im Fazit dieser Studie nur Schwam-
miges beschrieben und die Studie kann ihrer Funk-
tion als Arbeitsgrundlage für Wirtschafts- und Arbeits-
marktpolitik nur gerecht werden, wenn die Landes-
regierung zielführend formuliert, wo politische Ge-
staltungsmöglichkeiten liegen und wie Strategien und
Maßnahmen wirken können und sollen. Das wird
nicht formuliert bzw. lässt die Studie im Fazit offen.

Wir möchten mit unserem Antrag, dass Sie sich po-
sitionieren, insbesondere zu folgenden Punkten, den
Punkten 1 bis 3 unseres Antrags:

1. Eine Vereinheitlichung der statistischen Daten wür-
de u.a. Analysen sichern, sie vereinfachen und die
Grundlagen für sachgerechte Diskussion bieten.

2. Auch wenn die Wirtschaft vom Grundsatz her in
der Hauptverantwortung ist und mit Recht auf ihr
Eigeninteresse zur Ausbildung und Entwicklung von
Fachkräften verwiesen wird, kann die Landesregie-
rung nicht wirklich erwarten, dass sie ihren zukünf-
tigen Bedarf erkennt und entsprechend ausbildet. Die
Landesregierung trägt die Verantwortung Rahmen
zu setzen, Voraussetzungen zu schaffen, sei es bei
der Flankierung der betrieblichen Aus- und Weiter-
bildung mit möglichen Gesetzesinitiativen, bei Ver-
änderungen von Richtlinien, beim gezielten Einsatz
von Fördermitteln usw.

3. Der Begriff der Nachhaltigkeit ist, was Abwande-
rung angeht, negativ besetzt. Das Hoffen auf Rück-
kehr hatte wenig Aussicht auf Erfolg. Zuzüge nach
Thüringen sind weniger als Fortzüge und Zahlen der
Abwanderung steigen wieder stetig an. Eine Landes-
regierung, die auf eine Arbeitsmarktpolitik setzt, die
Standards senkt und die das dann noch als Wettbe-
werbs- oder Standortvorteil beschreibt, liegt falsch,
wenn sie Menschen im Land halten will. Abwande-
rung betrifft die gut und besser Ausgebildeten. Die
verstärkte Abwanderung von jungen Frauen ver-
schärft das demographische Problem und damit das
Problem des Fachkräfterückgangs. Es ist offensicht-
lich mitnichten so, dass Appelle, Werbung, FrITZI-
Programme oder auch Mentoring-Programme aus-
reichend seien, um Mädchen hier wirklich eine Pers-
pektive zu sichern. Deshalb wollen wir, dass Sie Ihre
ureigensten Aufgaben konkretisieren und mit Maß-
nahmen unterlegen.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Die Landesregierung hat einen Sofortbericht ange-
kündigt. Bitte, Minister Reinholz.

Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie
und Arbeit:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren, ich freue mich, dass die Studie
des Wirtschaftsministeriums "Entwicklung des Fach-
kräftebedarfs in Thüringen" so guten Anklang ge-
funden hat. Zu den von der PDS aufgeworfenen
Punkten will ich deshalb auch gern berichten.
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Zu Punkt 1 und den Ergebnissen der Management-
gruppe: In der Managementgruppe zur Sicherung
des Fachkräftebedarfs der Thüringer Wirtschaft ar-
beiten seit dem Frühjahr 2001 Vertreter der Industrie-
und Handelskammern und der Handwerkskammern,
des Verbandes der Wirtschaft Thüringens, des DGB
Thüringen und von ver.di, der Regionaldirektion der
Bundesagentur für Arbeit, des Thüringer Landesamts
für Statistik, der Landesentwicklungsgesellschaft Thü-
ringen sowie der Thüringer Staatskanzlei und der
zuständigen Fachressorts gemeinsam daran, Hand-
lungsempfehlungen und Lösungsvorschläge zu ent-
wickeln, wie der Bedarf an qualifizierten Fachkräften
bis 2010 zu decken ist. Von Anfang an wurde ins-
besondere Wert darauf gelegt, die Erfahrungen, Er-
kenntnisse und Lösungsansätze von Kammern und
Verbänden, Gewerkschaften und Arbeitsverwaltun-
gen einzubeziehen und nicht allein Strategien der
Ministerien zu entwickeln. Insofern ist diese Arbeits-
gruppe unter Beteiligung aller relevanten Akteure
eine wichtige Grundlage für abgestimmte Maßnah-
men zur Fachkräftesicherung in Thüringen. Ver-
gleichbare Arbeitsgruppen dieser Beteiligungsbreite
in anderen Ländern sind mir nicht bekannt. Die Ma-
nagementgruppe ist insbesondere in folgenden Be-
reichen tätig:

Erstens: Analyse des in Thüringen in den nächsten
Jahren tatsächlich zu erwartenden Fachkräftebe-
darfs. Der Bedarf an Fachkräften wird dabei sektoral,
regional und nach dem Qualifizierungsstand differen-
ziert. Zur Ermittlung des Fachkräftebedarfs wurde
durch das TMWTA im Jahr 2002 erstmals eine ent-
sprechende Studie in Auftrag gegeben. 2004 wurde
die Thüringer Fachkräftestudie auf der Grundlage
der neuesten Beschäftigtendaten sowie der Ergeb-
nisse der Betriebsbefragung im Rahmen des IAB-
Betriebspanels 2003 fortgeschrieben. Eingeflossen
sind weiterhin die Ergebnisse von Unternehmens-
befragungen der Kammern sowie der Quartalsbe-
richte der Qualifizierungskoordinatoren.

Ein zweiter Bereich ist die Aktualisierung und Weiter-
entwicklung der zur Deckung des Fachkräftebedarfs
zur Verfügung stehenden Potenziale und Quellen.
Dazu gehört vorrangig die Verbesserung des An-
gebots an betrieblichen Ausbildungsplätzen sowie
die Aktivierung arbeitsloser Fachkräfte. Dazu gehö-
ren aber auch Maßnahmen gegen Abwanderung
Jüngerer und hoch Qualifizierter und die Verbes-
serung der Berufsorientierung und Berufsvorbe-
reitung in den Thüringer Schulen. Daneben wird der
weitere Ausbau des Netzwerks Wirtschaft-Wissen-
schaft zur frühzeitigen Bindung von Studierenden an
Thüringer Hochschulen an die Thüringer Unterneh-
men über die Durchführung von Betriebspraktika und
die Vergabe von Forschungsaufträgen sowie Themen
für Diplomarbeiten betrieben. Zudem verweise ich auf
die bislang vorgelegten drei Berichte der Manage-

mentgruppe, die im Internet der Landesregierung
nachzulesen sind.

Änderungen der Arbeitsmarkt- und Ausbildungs-
platzstatistik unterliegen allerdings nicht der Län-
derkompetenz, meine Damen und Herren. Hier han-
delt es sich um bundesrechtlich geregelte Statistiken,
die nicht durch Empfehlung der Managementgruppe
einfach geändert werden können. Im Übrigen liegen
die Probleme auch nicht in der Statistik, sondern im
direkten Fall vor Ort, wenn Qualifizierung und Anfor-
derung des Arbeitsplatzes eben nicht übereinstim-
men. In der Fachkräftediskussion wird nach meiner
Auffassung insgesamt zu wenig differenziert und
oftmals der Eindruck eines generellen Mangels an
Fachkräften als pauschale Gefahr für die wirtschaft-
liche Entwicklung der nächsten Jahre erweckt. Dies
trifft nicht zu, wie Ergebnisse der Fachstudie ein-
deutig belegen. Solche pauschalen Aussagen er-
schweren, meine Damen und Herren, zudem die
Akquisition von Investitionsentscheidungen für Thü-
ringen. Das vorhandene Fachkräftepotenzial Thürin-
gens ist nach wie vor ein ganz besonders wichtiger
Standortvorteil. Und, meine Damen und Herren, ich
verweise in diesem Zusammenhang auf die kürz-
lich erfolgte Entscheidung zur Ansiedlung eines
gemeinsamen Unternehmens von Lufthansa und
Rolls Royce zur Wartung von Airbustriebwerken in
Arnstadt mit rund 500 qualifizierten Arbeitsplätzen.
Gerade durch die guten Qualifizierungsmaßnahmen
und Facharbeiterpotenziale konnte Thüringen Vorteile
bei der Standortentscheidung von Rolls Royce und
Lufthansa erwirken. Die aktuellen Untersuchungen
zum betrieblichen Fachkräftebedarf in Thüringen be-
legen, dass eine erfolgreiche Fachkräfteentwicklung
eine differenzierte Herangehensweise erforderlich
macht. Die fortgeschriebene Thüringer Fachkräfte-
studie enthält die Schlussfolgerungen, dass Thürin-
gen über ein erhebliches Potenzial an qualifizierten
Arbeitskräften verfügt und dass nicht mit einem ge-
nerellen Fachkräftedefizit zu rechnen ist.

Ausdrücklich hinweisen möchte ich auch darauf, dass
es in der Studie um einen prognostizierten Bedarf bis
zum Jahr 2010 von 110.000 einzustellenden Fach-
kräften und nicht um die Quantifizierung eines
voraussichtlichen Mangels geht. In Teilbereichen kön-
nen sich trotzdem Fachkräftedefizite entwickeln oder
verstärken, wenn die berufsfachlichen Strukturen von
Arbeitskräftenachfrage und Arbeitskräfteangebot
nicht genügend übereinstimmen. Dies trifft nicht nur
akademische Berufe und Ingenieurberufe, sondern
auch Technikerberufe und hoch qualifizierte Fach-
arbeiterberufe. Den Schwerpunkt der Fachkräfte-
nachfrage, meine Damen und Herren, bilden be-
stimmte Branchen, insbesondere Metall und Elektro
sowie die unternehmensnahen Dienstleistungen.
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Ich möchte nun auf den Punkt 2 des PDS-Antrags
eingehen. Der Staat kann und soll der Wirtschaft
die Aufgaben der Aus- und Weiterbildung nicht ab-
nehmen, sondern die erforderlichen Rahmenbedin-
gungen hierfür schaffen und unterstützend tätig wer-
den. Genau das wird im Freistaat Thüringen getan.
Ich werde deshalb beispielhaft einige Ansätze nen-
nen. Im Übrigen gehört dazu auch die Errichtung der
Managementgruppe und die dadurch institutionali-
sierte laufende Abstimmung aller Beteiligten. Ich
verweise außerdem auf den im Juni dieses Jahres
abgeschlossenen Thüringer Ausbildungspakt sowie
die erfolgreiche Förderung der Thüringer Ausbil-
dungsverbünde. Neben einer verbesserten Berufs-
orientierung der Schüler durch gezielte Informations-
maßnahmen wird zudem das Angebot an berufs-
vorbereitenden Maßnahmen erweitert. Weiter werden
Zusatzqualifikationen zur Erstausbildung angeboten
und gefördert, um damit besonderen Anforderungen
und Belangen der Unternehmen konkret entsprechen
zu können. In Thüringen wird zudem die Weiter-
bildung von Beschäftigten der kleinen und mittleren
Unternehmen besonders gefördert, um damit die
Wettbewerbsfähigkeit und Innovationskraft der Un-
ternehmen zu stärken und die dort vorhandenen
Arbeitsplätze zu sichern. In den Hochschulen des
Freistaats Thüringen steigen erfreulicherweise die
Zahlen der Studienanfänger in ingenieurtechnischen
Fächern. Neben der Ausbildung an Universitäten und
Fachhochschulen in den klassischen Formen haben
wir hier in Eisenach und in Gera die Berufsakade-
mie. Es gibt inzwischen in Erfurt, Schmalkalden und
in Jena duale Studiengänge an den Fachhoch-
schulen.

Außerdem, meine Damen und Herren, werden 21
Qualifizierungskoordinatoren zur Beratung der Thü-
ringer Unternehmen in Fragen der Fachkräftegewin-
nung und -qualifizierung gefördert, die bei Kam-
mern und Wirtschaftsverbänden, der Sozialwirtschaft
und dem DGB angesiedelt sind. Neben den vor-
genannten unmittelbaren Initiativen gehören zur
Schaffung günstiger Rahmenbedingungen vorrangig
die Vorbereitung, Verbreiterung und Stärkung der
wirtschaftlichen Basis in Thüringen. Dazu zähle ich
vor allem die Infrastrukturentwicklung und die For-
schungs- und Technologieförderung. In besonderem
Maße ist und bleibt jedoch die Wirtschaft gefordert.
Unternehmen kennen ihren eigenen derzeitigen und
zukünftigen Bedarf am besten und können deshalb
quantitativ und qualitativ am effektivsten aus- und
weiterbilden. Hier gibt es eine Reihe von Handlungs-
feldern, von denen ich nur die wichtigsten einmal
nennen möchte: attraktive und differenzierte Gestal-
tung der Verdienst- und Karrieremöglichkeiten in den
Unternehmen, flexible und attraktive Regelungen
zur Arbeitszeit und Arbeitsgestaltung, verstärkte Nut-
zung moderner Kommunikations- und Arbeitsmittel -
zum Beispiel Telearbeitsplätze, das Internet usw. -,

mehr und bessere Eigenwerbung der Unternehmen,
Praktikaplätze und natürlich Angebote für Diplomar-
beiten.

Die Landesregierung nimmt ihre Verantwortung für
die Gestaltung von Rahmenbedingungen und För-
dermaßnahmen im besonderen Maße wahr. Gerade
im Bereich der beruflichen Aus- und Weiterbildung
haben wir einen Schwerpunkt der flankierenden
staatlichen Unterstützung gesetzt, ohne dass die
Wirtschaft von ihrer Verantwortung dabei entbunden
wird.

Nun zum dritten Punkt des Antrags: Wir haben knapp
124.000 Pendler, die in Thüringen wohnen und
außerhalb der Landesgrenze ihrer Arbeit nachgehen.
Sowohl die Pendler als auch die Arbeitslosen sind ein
Potenzial, das für die weitere Fachkräfteentwicklung
in Thüringen vorhanden ist und perspektivisch auch
stärker genutzt werden muss. Die Förderprogramme
der Aus- und Weiterbildung schließen diese Perso-
nen natürlich mit ein. Ferner werden solche Fach-
kräftepotenziale bei Unternehmensansiedlungen ge-
nau ausgewertet und in die Überlegung zur Fach-
kräfterekrutierung mit einbezogen. Bei den Abge-
wanderten ist die Rückgewinnung verständlicher-
weise schwieriger. Wir haben allerdings keinen Ab-
wanderungssaldo in der gravierenden Höhe, wie dies
die Medien und Sie gelegentlich versuchen uns
herüberzubringen. Der Abwanderungssaldo betrug in
2003 knapp 9.500 Personen, davon der größte Teil
junge Leute unter 25 Jahren. Er lag niedriger als in
den Vorjahren. In dieser Frage spielen viele Fak-
toren eine Rolle, zum Beispiel das Image von Land
und Region, die Infrastruktur, aber insbesondere
natürlich auch die Verdienstmöglichkeiten. Umso
wichtiger ist es deshalb, den jungen Leuten hier im
Land Ausbildungs- und Studienmöglichkeiten zu
eröffnen. Vorrangig die Verbesserung der Ausbil-
dungs- und Beschäftigungslage führt letztendlich
zu einer Reduzierung von Abwanderung. Eine Ver-
hinderung von Wanderungen ist in einer offenen
Gesellschaft und einer marktwirtschaftlichen Struktur
ohnehin nicht möglich, da Mobilität und internatio-
nales Erfahrungswissen zumindest bei den höher
Qualifizierten heutzutage zum beruflichen Anspruch
gehört.

Ich verweise deshalb nochmals auf die Programme
zur Unterstützung von Ausbildung und Beschäftigung
sowie die generellen Maßnahmen zur Verbesserung
von Infrastruktur, aber auch von Sport- und Freizeit-
einrichtungen.

Zum Schluss, meine Damen und Herren, will ich noch
darauf hinweisen, dass eine weitere Fortschreibung
der Thüringer Fachkräftestudie in etwa ein bis zwei
Jahren vorgesehen ist und der nächste Termin für
die Managementgruppe bereits feststeht mit dem
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17.02.2005. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Ich danke dem Minister für die Berichterstattung.
Mir liegen Wortmeldungen aus jeder Fraktion vor.
So gehe ich davon aus, dass von allen drei Frak-
tionen die Aussprache gewünscht wird, und erteile
somit dem Abgeordneten Hausold das Wort.

Abgeordneter Hausold, PDS:

Frau Präsidentin, meine verehrten Damen und Her-
ren, die Berichterstattung von Herrn Minister Rein-
holz namens der Landesregierung hat durchaus sehr
interessante Aspekte im Zusammenhang mit unse-
rem Antrag aufgemacht. Ich möchte aber an dieser
Stelle zunächst unseren Blick bewusst noch etwas
weiten. Sie sind ja, Herr Minister, am Schluss auf die
Frage des Zusammenhangs mit Beschäftigung und
Ausbildung überhaupt eingegangen und, ich glaube,
wir hatten in diesen beiden Tagen schon wiederholt
die Problematik der Arbeitslosigkeit im Land hier zum
Thema gehabt. Und wenn wir andauernd in Thürin-
gen durchschnittlich 200.000 und zum Teil mehr Ar-
beitslose haben, dann hat das natürlich auch Rele-
vanz zu dem Thema Fachkräfteentwicklung und
Fachkräftepotenzial. Dann wird eigentlich auch daran
deutlich, dass natürlich trotzdem oft die Fragen der
Fachkräfteentwicklung, eines gewissen Fachkräftede-
fizits und -mangels, hinter der Gesamtdebatte zu-
rückbleibt. Aber, ich denke, es ist völlig richtig, dass
wir uns auch gerade dieser Frage stellen. Was die
generalisierende Einschätzung der Landesregierung
betrifft, dass wir nicht auf eine generell schwierige
Situation zugehen, darin unterscheiden wir uns aller-
dings in den Einschätzungen und das wird auch an
der Bewertung im Branchenbereich deutlich, auf die
Sie sich in bestimmter Weise beziehen, Herr Minister.
Ich glaube, wenn die IHK hier in Erfurt einschätzt,
dass zum Beispiel 16 Prozent der derzeit beschäf-
tigten Ingenieure älter als 55 Jahre sind, dann macht
das schon deutlich, auf welche Situation wir zugehen.
Wenn sie zusätzlich einschätzt, dass bis 2006 etwa
2.500 von diesen Ingenieuren aus ihrem beruflichen
Leben ausscheiden werden, dann, glaube ich, wird
die Herausforderung der Aufgabe nochmals deut-
licher. Wir sind auch in den nächsten Jahren damit
konfrontiert, dass wir die geburtenschwachen Jahr-
gänge nach 1990, die die allgemein bildenden Schu-
len dann verlassen werden, auf uns zukommen
sehen müssen. Es ist doch Fakt, während 1989 fast
30.000 Kinder noch geboren wurden, waren es 1991
nur noch 27.000 und 1994 nur noch 13.000. Auch
diese Entwicklung müssen wir letzten Endes berück-
sichtigen. Von Demographie war wiederholt auch die
Rede; der Ministerpräsident hat sich in seinen Ausfüh-

rungen zum Haushalt mehrfach darauf bezogen.
Wissenschaftler, die sich mit dieser Frage beschäf-
tigen, nennen das "demographische Falle". Auch hier
kommt ein weiterer Punkt hinzu, der eigentlich ganz
deutlich macht, ja, es gibt eine große politische Ver-
antwortung hinsichtlich der Rahmenbedingungen bei
der Entwicklung des Fachkräftebedarfs in den näch-
sten Jahren. Dabei sagen auch wir deutlich, dass es
natürlich eine zentrale Verantwortung der Unterneh-
men nicht zuletzt auch aus ihrem eigenen Interesse
heraus gibt, dass dort letzten Endes Aus- und Weiter-
bildung eine ganz zentrale Frage sind, Weiterbil-
dung sicherlich sogar noch im gesteigerten Maße.

Sie haben, Herr Minister, Ausführungen gemacht zur
Managementgruppe. Obwohl Sie sich sehr aus-
führlich zur Gestaltung, Zusammensetzung und zu
allgemeinen Schwerpunkten geäußert haben, habe
ich durchaus wahrgenommen, dass Sie sich zum
Beispiel in dieser Managementgruppe der Frage der
Rückgewinnung von Fachkräftepotenzial aus Arbeits-
losigkeit zugewandt haben. Es wäre natürlich gut,
wenn hier auch noch deutliche Ergebnisse vorliegen
könnten, die schon eine Besserung auf diesem Weg
uns möglich machen in dem Zusammenhang. An
dieser Stelle wünschen wir uns durchaus mehr, das
will ich deutlich sagen, denn die Frage, arbeitslose
Fachkräfte zu reaktivieren und Pendler zurückge-
winnen - auch dazu werde ich noch kommen, haben
Sie ja Bemerkungen gemacht, - war, denke ich, eine
ziemlich zentrale Frage im Anliegen der Manage-
mentgruppe und ist auch eine große nicht nur öko-
nomische, sondern auch kulturelle und soziale Re-
serve, der wir uns viel stärker zuwenden müssen in
diesem Zusammenhang. Denn es ist doch nicht nur
eine ökonomische und eine Frage der individuellen
Lebensqualität, wenn Menschen zurückkommen kön-
nen und hier praktisch wieder einer Arbeit nachgehen
können, denn es wäre doch ein ungemeiner Gewinn
für das Land Thüringen, wenn wir auf diesem Gebiet
vorankommen könnten.

Deshalb sage ich noch mal deutlich: Es gibt natürlich
Studien und die sind bekanntermaßen nicht PDS-
ausgedacht, die zeigen uns für die nächsten Jahre
auf, also SÖSTRA zum Beispiel, dass es eine be-
drohliche Situation dahin gehend gibt, dass Langzeit-
arbeitslosigkeit sich weiter verfestigen wird, sie ist
ganz stark angestiegen, und dass wir uns dieser
Frage um so stärker auch bei der Sache Wiederge-
winnung von Fachkräftepotenzial und der Möglich-
keit des Zurückkommens von Menschen nach Thü-
ringen, um hier zu arbeiten, zuwenden müssen.

(Beifall bei der PDS)

Dazu sage ich schon mal, erwarte ich mir insge-
samt von der Landesregierung mehr Engagement
und Initiative. Ich muss noch mal darauf zurückkom-
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men, dass wir heute Morgen dazu eine Debatte ge-
führt haben zum Antrag der SPD. Ich meine, Herr
Pilger hat in dem Zusammenhang Ihnen Ignoranz
vorgeworfen. Eine gewisse Tatenlosigkeit insgesamt
muss auch ich hier noch mal konstatieren. Ich denke,
dort braucht es einfach mehr Anstrengungen in die-
ser Hinsicht.

(Beifall bei der PDS)

Es ist ja auch so, Sie haben verwiesen auf die Fra-
gen, wie entwickelt sich denn in den nächsten Jahren
die Situation, und Sie haben, wie das die Landes-
regierung gewöhnlich tut, verwiesen auf gute Er-
fahrungen und auf einen guten Weg, auf dem wir
uns befinden. Ganz so optimistisch kann ich die
Sache in diesem Zusammenhang nicht sehen. Frei-
lich ist es so, dass wir - und hier zitiere ich mit Er-
laubnis aus einem Material der Bundesregierung:
"Thüringen zwar bundesweit zum Beispiel ein Viertel
aller Mikrotechnologen und Mikrotechnologinnen und
viele Diplomingenieure und -ingenieurinnen ausbil-
det" und trotzdem können wir den Fachkräftebedarf
nach dieser Einschätzung bei weitem nicht decken.
Das hängt natürlich letzten Endes damit zusammen,
dass die Menschen nach Ausbildung, und gut aus-
gebildete Menschen, unser Land anschließend ver-
lassen. Die Absolventenzahlen der Thüringer Hoch-
schulen in den technischen Ingenieurfachrichtungen
liegen im Jahr tatsächlich bei 400 bis 600, was für
Thüringen eine gute Zahl ist, aber die IHK schätzt
auch ein, nur 20 Prozent von ihnen nehmen nach
Abschluss des Studiums und der Ausbildung eine
Arbeit hier in Thüringen auf. Darin liegt am Ende das
eigentliche Problem, mit dem wir uns auseinander
setzen müssen.

Sie haben die Berufsakademie genannt. Ich denke,
hier stimmen unsere Einschätzungen durchaus über-
ein, denn gerade die Berufsakademien bilden einen
positiven Unterschied. Deren Absolventen verbleiben
fast ausschließlich in Thüringer Unternehmen. Ich
glaube, auch vor diesem Hintergrund sollten wir hier
entsprechend deren Entwicklung stärken, sowohl
landespolitisch als auch dezentral.

Sie haben, Herr Reinholz, darauf aufmerksam ge-
macht, dass berufsvorbereitende Maßnahmen in der
Managementgruppe und seitens der Landesregie-
rung verstärkte Aufmerksamkeit finden. Da muss ich
sagen, ich kann Sie dazu nur beglückwünschen, weil
das schon lange Auffassung der PDS-Fraktion ist. Ich
will hier ganz deutlich sagen: Meine Kollegen aus der
vorhergehenden Legislatur haben am 24. Juni 2003
einen Antrag "Maßnahmenpaket Berufsausbildung"
mit genau diesem Hintergrund, nämlich auch Berück-
sichtigung berufsvorbereitender Maßnahmen hin zur
Entwicklung von Fachkräftebedarf eingebracht. Da-
mals aber hat die Mehrheitsfraktion des Hauses die-

ses Thema abgelehnt. Ich denke, wenn Sie damals
schon etwas weiter vorausgeblickt hätten, hätten Sie
sich anders entschieden, es sei denn, Sie haben sich
nur aufgrund parteipolitischer Mehrheitserwägungen
so entschieden. Aber Fakt bleibt am Ende, dabei sind
eineinhalb Jahre verspielt. Und ich sage, meine Da-
men und Herren, bei der Situation, wie sie im Land
auf diesem Gebiet erkennbar ist, gibt es keine Zeit
zu verschenken.

(Beifall bei der PDS)

Die gab es nicht die letzten zwei Jahre und die gibt
es schon gar nicht mehr heute.

Ich will noch mal zum Thema der Abwanderung eine
Position sagen: Ja, der Saldo von 1990 bis 2003 be-
sagt eigentlich, dass die Zahl der Fortzüge aus Thü-
ringen um 136.000 über den Zuzügen liegt. Das,
meine Damen und Herren, ist die Entwicklung im
Land, wie sie sich vollzogen hat und auch aus un-
serer Sicht weiter vollzieht. Die relativierte Sicht, die
Herr Reinholz hier eingebracht hat, kann ich so auf
keinen Fall tragen. Und wenn wir bei aktuellen Pro-
blemen sind, zum Beispiel bei der Frage der schu-
lischen Ausbildung und Vorbereitung, so müssen wir
natürlich auch auf die Gesamtbedingungen Rück-
sicht nehmen, unter denen Menschen eine Arbeit in
diesem Land aufnehmen können. Dazu gehören
auch eine Vielzahl sozialer Probleme. Dazu gehört
zum Beispiel eine angemessene Ganztagsbetreu-
ung, insbesondere eine Hortbetreuung. Ich will das
deshalb hier sagen, weil es immer wieder klar sein
muss, es geht nicht nur um ökonomische Rahmen-
bedingungen, sondern es geht um soziale gesamt-
gesellschaftliche Rahmenbedingungen bei dieser
Frage. Und das sage ich, Herr Althaus, auch wenn
Sie das gestern versucht haben anders darzustellen,
dass Sie das alles so toll machen mit den Horten und
dass das alles so gut läuft, dieses Empfinden hatte
ich nun bei dem Verfahren und bei der öffentlichen
Debatte trotzdem ausdrücklich nicht.

(Beifall bei der PDS)

Ich muss Sie dafür auch an der Stelle nochmals
kritisieren.

Zwei letzte Problempunkte in dem Zusammenhang:
Wenn wir über "Rückkehrer" reden im Berufsleben in
Thüringen, dann müssen wir hier unsere Kraft und
muss das Land seine Kraft bündeln und auch die Ar-
beit konkret gestalten. Ich rege deshalb an, warum
denn nicht die Entwicklung einer "Rückkehreragen-
tur", die das sozusagen als eine Hauptaufgabe in
die Hand nehmen kann mit entsprechender Unter-
stützung durch das Land.
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Ich will zweitens sagen, wir hatten vor der Wahl -
Herr Minister wird sich vielleicht erinnern - eine Aus-
einandersetzung bei einer Debatte hier in der IHK
in Erfurt. Ich habe damals die CDU dafür kritisiert,
dass sie meiner Meinung nach einer Billiglohnpolitik
das Wort redet in diesem Land. Herr Reinholz hat
sich damals vehement gegen meine Bemerkungen
gewandt und hat gesagt, genauso ist das nicht. Nach
der Wahl hatten wir genau die Situation, dass der
Ministerpräsident diese Frage als zumindest einen
wesentlichen Punkt aufgemacht hat. Aber ich sage
deutlich, wie sollen denn nun Menschen unter diesen
heutigen Bedingungen in dieses Land zurückkommen
und hier eine Arbeit aufnehmen, wenn Thüringen
schon von vornherein und in seiner weiteren Ent-
wicklung dieses Billiglohnland ist, bleibt und noch
weiter wird.

(Beifall bei der PDS)

Das passt doch nun wirklich nicht zusammen. Ich
fordere Sie auf, meine Damen und Herren der Lan-
desregierung und der CDU, denken Sie darüber
nach, ob es richtig ist, ein Mindestlohngesetz in die-
sem Land, insgesamt in dieser Bundesrepublik in
Gang zu bringen,

(Beifall bei der PDS)

weil diese Fragen nun für mich durchaus deutlich
machen und auch der Sofortbericht deutlich macht,
dass es eine Reihe von Aktivitäten gibt. Weil ich aber
der Auffassung bin und meine Fraktion, dass dieses
Thema zu schwergewichtig ist, um es nur sozusagen
in einem Tagesordnungspunkt einer solchen Sitzung
zu behandeln, weil ich glaube, wir sollten gemein-
sam weiter darüber reden, beantrage ich namens
der PDS-Fraktion die Fortbehandlung des Berichts
im Ausschuss für Wirtschaft, Technologie und Arbeit.
Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Schubert, SPD-
Fraktion.

Abgeordneter Dr. Schubert, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, natürlich
ist es richtig, Herr Reinholz, dass die Hauptursachen
des Bevölkerungsrückgangs nicht an dem Saldo der
Zu- und Wegzüge in Thüringen zu suchen sind, son-
dern an der immer weiter auseinander gehenden
Geburten- und Sterberate. Das wird sicherlich auch
die Hauptproblematik sein in vielen Jahren, dass der
Fachkräftemangel, der jetzt momentan nur in einigen
Branchen zu spüren ist, uns immer weiter beschäf-

tigen wird. Aber es gibt auch zwei wesentliche an-
dere Punkte zu nennen. Das sind erstens die be-
darfsgerechte Ausbildung junger Menschen zu Fach-
kräften bzw. die bedarfsgerechten qualifizierenden
Förderangebote an Arbeitslose und zweitens die Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit unserer Unter-
nehmen in Thüringen, denn nur so können qualifizier-
ten Arbeitskräften ausreichend attraktive Arbeitsbe-
dingungen einschließlich der Bezahlung geboten wer-
den. Ich sehe keinen anderen Weg, die nach wie vor
ungebrochene Tendenz zur Abwanderung gerade der
qualifizierten Fachkräfte aus Thüringen zu stoppen.

Leider sind hier im Freistaat Thüringen Fehler bei die-
ser Problematik begangen worden. Die betriebliche
Ausbildung weist nicht zuletzt aufgrund des zuneh-
menden Mangels an Berufsschullehrern erhebliche
Mängel auf. Aber es fängt auch schon bei der schu-
lischen Ausbildung an. Thüringen hat bei seiner
Schulabbrecherquote einen traurigen Spitzenplatz zu
beklagen. Ein noch höherer Anteil an jungen Men-
schen schließt keine Berufsausbildung ab und kann
daher nicht die dringend benötigte fachliche Quali-
fikation erreichen.

Die Berufsausbildung in Thüringen muss dringend
verbessert werden. Ein gutes Beispiel bietet dabei die
Handwerkerausbildung im Bereich Arnstadt, wo Azu-
bis von einem Betrieb zum anderen wandern, um so
mehr zu lernen. Aber mindestens genauso gravie-
rend sind die Fehler in der Wirtschaftspolitik, insbe-
sondere in den letzten Jahren! Ungenutzte GA-Mittel
im dreistelligen Millionenbereich - wir haben es ges-
tern wieder gehört - stehen der Wirtschaft nicht zur
Verfügung. Dieses schwächt die Wettbewerbsfähig-
keit unserer Unternehmen und führt damit dazu, dass
Betriebe in vielen Fällen nicht in der Lage sind, ihre
qualifizierten Arbeitskräfte zu halten. Das Institut stellt
in seiner Analyse eindeutig fest, dass der künftige
quantitative Arbeitskräftebedarf unter dem zur Ver-
fügung stehenden Angebot an Arbeitskräften steht.
Im Klartext bedeutet dies, bis zum Jahre 2010 wird es
ein beachtliches Arbeitskräfteüberangebot geben und
es kann nicht weiter so getan werden, als wenn
der künftige Fachkräftemangel das Problem des
Arbeitsmarkts lösen würde. Die Gefahr des weiteren
Auseinanderdriftens zwischen betrieblichen Anforde-
rungen einerseits und dem vorhandenen Fachkräfte-
potenzial andererseits sollte aber auch Anlass sein,
um die Chancen des Sozialgesetzbuches II und III
besser als bisher zu nutzen.

Wir haben in der Diskussion um die Langzeitarbeits-
losigkeit wiederholt den Vorrang der Qualifizierung
eingefordert und wir haben in diesem Bereich den
Einsatz zusätzlicher ESF-Mittel für dringend notwen-
dig gehalten. Die zukünftigen Job-Center bieten uns
besser als bisher die Möglichkeit, den betrieblichen
Fachkräftebedarf mit den Möglichkeiten des einzel-
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nen Arbeit Suchenden in Einklang zu bringen. Wir
haben durch das Fallmanagement zukünftig eine
bessere Betreuung der Betriebe und der Arbeit Su-
chenden, aber wir brauchen auch die entsprechen-
den und ausreichenden Förderinstrumente. Hierfür
stehen uns neben den Mitteln der Bundesagentur
auch die Mittel des Europäischen Sozialfonds zur
Verfügung. Wir sollten es also nicht bei dem heu-
tigen Bericht hier im Plenum belassen. Wir sollten uns
unter Einbeziehung der in der Studie genannten Ge-
bietskörperschaften und Kammern, Arbeitsverwal-
tungen, Wirtschaftsverbänden und Gewerkschaften
und weiteren relevanten Akteuren im zuständigen
Fachausschuss mit dem Thema weiter befassen. Ich
würde mir natürlich wünschen, dass wir die Gele-
genheit vielleicht heute noch nutzen - wenn wir an die
Uhr gucken, werden wir sehen, ob wir noch bis zum
Tagesordnungspunkt 17 vorstoßen können - und ers-
te Anregungen der Studie bereits in die Tat umsetzen
bzw. den Grundstein dafür legen. Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Das Wort hat der Abgeordnete Grob, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Grob, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich darf dem Minister vorab
erstmal Dank sagen für seinen Bericht.

(Zwischenruf Abg. Pilger, SPD: Das ist
sein Job!)

Ich kann mich seiner Freude anschließen, dass die
Studie nicht nur in den Regalen verschwindet, son-
dern auch gelesen wird und, wie wir heute in diesem
Antrag gesehen haben, auch Fragen dazu gestellt
werden. Positiv kann auch bewertet werden, dass so
viele Institutionen an der Studie mitarbeiten, aber vor
allem Lösungsvorschläge, die den Bedarf an quali-
fizierten Fachkräften abdecken, entwickeln. Bei der
Erarbeitung und Umsetzung von Lösungsvorschlä-
gen nimmt Thüringen mit vielfältiger Initiative wie-
derholt eine Vorreiterrolle ein. Aber auch die Thü-
ringer Wirtschaft hat eine alarmierende Prognose
erkannt und organisiert über Branchennetzwerke und
Cluster Fortbildung und Qualifizierung der Fachkräfte.
Das ist im Übrigen auch die ureigenste Aufgabe der
Unternehmen selbst. Die Politik kann hier nur för-
dernde Rahmenbedingungen setzen.

Vor allem dem Bildungswerk der Thüringer Wirt-
schaft ist mit verschiedenen Vorhaben ein erfolg-
reiches Wirken zu bescheinigen.

(Beifall bei der CDU)

Nun ist es ja nicht so, dass Thüringen zurzeit über ein
zu geringes Qualifikationsniveau verfügt. Immerhin
haben über 70 Prozent aller Beschäftigten in Thürin-
gen eine abgeschlossene Facharbeiterausbildung.
Jetzt gilt es eigentlich, zukünftigen Defiziten an Fach-
kräften in Teilbereichen entgegenzuwirken. Die Nach-
frage an Fachkräften wird in der kommenden Zeit im
Wesentlichen alle Branchen betreffen, wenngleich
der Umfang in den einzelnen Berufsgruppen unter-
schiedlich hoch sein wird. Das Defizit an Fachkräften
wird hauptsächlich durch altersbedingt ausschei-
dende Beschäftigte entstehen. Aber auch hier ist der
Ersatzbedarf von altersbedingt ausscheidenden Kräf-
ten in den verschiedenen Berufsgruppen unter-
schiedlich hoch.

Im Moment steht der allerdings noch sehr geringen
Nachfrage ein breites Angebot an Arbeitskräften
gegenüber, das sich hauptsächlich aus Arbeitslosen
bzw. in Qualifizierungsmaßnahmen befindlichen Ar-
beitslosen oder auch Auszubildenden zusammen-
setzt. Allerdings ist die Angebotsseite im Einzelfall
nicht immer passfähig zu dem tatsächlichen Bedarf.
Hier sind alle Akteure am Arbeitsmarkt gefordert.
Kommunikations- und Informationsdefizite, vor allem
zu den Unternehmen, müssen jetzt ausgeräumt wer-
den. Problematisch ist vor allem die Langzeitarbeits-
losigkeit - zu dieser Thematik habe ich mich schon
einmal beim Ausbildungspakt geäußert -, denn län-
gere Arbeitslosigkeit führt oft zur Entwertung er-
worbener Qualifikationen. Aus der Praxis habe ich ein
Beispiel für diese vielfältigen Vorhaben auf Landes-
ebene mal notiert. In Ilmenau existiert ein Schulungs-
zentrum, welches sich zur Aufgabe gemacht hat,
über das ganze Land Thüringen mit regionalen
Schwerpunkten den Unternehmen Diplomingenieure
anzubieten, die eine Weiterbildung auf universitärem
Niveau aktuell abgeschlossen haben und die den
besonderen Wünschen der Unternehmer in praxis-
relevanter Weiterbildung gerecht werden. Im Verbund
mit leistungsfähigen Unternehmen können jährlich
etwa 100 Ingenieure ausgebildet werden. Momentan
ist ein Kurs beendet und das Ergebnis war eine
Vermittlung von 50-jährigen Ingenieuren zu etwa
65 Prozent in den ersten Arbeitsmarkt. Dazu laufen
auch noch drei weitere in Ilmenau, in Eisenach und
in Jena. Teilnehmer sind hauptsächlich arbeitslose In-
genieure, vorwiegend der Altersgruppe über 45 Jah-
re. In der Regel sind sie Empfänger von Sozialhilfe
und, wie Sie wissen, ab 01.01.2005 von ALG II. Ein
Bildungsgutschein ist bei diesen Arbeitsagenturen
nicht nötig. Dies ist übrigens nicht das einzige Pro-
jekt, welches einem eventuellen Fachkräftemangel
entgegenwirkt. Ich bin dankbar, dass solche Projekte
auch vom Wirtschaftsministerium gefördert werden.

Ein weiteres Problem, das hatte ich auch schon in der
vorherigen Diskussion zur Ausbildung angesprochen,
ist der Rückgang der Schulabgänger. Es wird von
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Seiten der zukunftsorientierten Betriebe ein Run auf
diese Lehrlinge eintreten. Solange dies noch nicht der
Fall ist, ist mit dem Ausbildungspakt der richtige Weg
eingeschlagen. Ich denke, meine Damen und Herren,
dass beim Thema "Demographische Veränderungen"
gelten wird und sicher ist, was wir heute falsch ma-
chen, werden wir zwar erst in ein paar Jahren in sei-
ner Auswirkung bemerken, aber umso weniger und
schlechter werden wir auch Abhilfe schaffen können.

Ich komme nicht umhin, Herrn Minister Reinholz noch
einmal für den Bericht zu danken, seinem Ministe-
rium für die Erarbeitung der Studie. In Erwartung der
kommenden Fachkräftestudie liegt es in unserer
Hand, die Voraussetzungen zu schaffen, einem Man-
gel an Fachkräften in Thüringen entgegenzuwirken.
In diesem Fall sehe ich auch dieses Berichtser-
suchen als erfüllt an und für meine Fraktion sehe ich
eine Weiterberatung in den Ausschüssen für nicht
notwendig an. Danke.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Bitte,
Herr Minister Reinholz.

Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie
und Arbeit:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren, in Anbetracht der fortgeschrit-
tenen Zeit will ich nur noch auf ein oder zwei Punkte
meiner Vorredner eingehen.

Herr Hausold, wenn Sie noch oft von Mangel reden,
wird daraus kein Mangel. Wir sprechen momentan
von einem Bedarf von 110.000 Fachkräften bis zum
Jahr 2010. Ob wir dann im Jahr 2010 tatsächlich
einen Mangel an 110.000 Fachkräften haben wer-
den, das bezweifle ich sehr stark, die Zeit wird es
uns lehren. Aber was ich überhaupt nicht verstehen
kann, Herr Hausold, wenn Sie Abwanderung mit
schlechten Horten und Kindergärten in Verbindung
bringen. Gerade die OECD-Studie hat uns doch
Weltspitze an der Stelle ...

(Zwischenruf Abg. Hausold, PDS: Ich
habe ...)

Doch, Sie haben ganz deutlich gesagt, die Rahmen-
bedingungen müssen auch stimmen, und haben sich
dann gleich auf die Horte bezogen. Da muss ich ein-
deutig sagen, gerade an der Stelle hat Thüringen
Weltspitze. Das sollten wir uns auch ständig vor Au-
gen führen und nicht einfach zum Argument machen,
was an der Stelle nicht zieht. Auch Ihr Thema "Billig-
lohnland", bei dem allgemeinen Rundumschlag, den

Sie da veranstaltet haben, durfte das natürlich nicht
fehlen. Thüringen war noch nie ein Billiglohnland,
Thüringen ist kein Billiglohnland und Thüringen wird
auch kein Billiglohnland werden.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Wenn Sie
die EU-Richtlinie durchsetzen ...)

Ich will Ihnen mal einen Vergleich machen. Einer un-
serer Thüringer Unternehmer in der Zulieferbranche
der Automobilindustrie hat mir mal folgendes Zahlen-
spiel aufgemacht: Er zahlt für seine Mitarbeiter hier
1,8 Mio. �� 3���� ���� 3����� ��kosten. Geht er
damit in die baltischen Staaten, zahlt er 320.000 �
für die gleiche Zahl von Leuten, geht er mit der
gleichen Zahl an Leuten nach China, zahlt er noch
47.000 �� �� �����#� 2�������$� 4��##��#���#$�������
ringen".

(Zwischenruf Abg. Hausold, PDS: Aber
das ist der Maßstab, das wissen Sie
ganz genau.)

Herr Schubert, Sie haben ja im Wesentlichen das
tangiert, was auch Herr Hausold schon gesagt hat,
wo mir vielleicht noch mal ein Hinweis erlaubt sei,
Förderung Aus- und Weiterbildung. Herr Schubert,
das haben wir schon erkannt und die Landesregie-
rung hat in diesem Jahr die Aus- und Weiterbildung in
Thüringen mit 40 Mio. ������������� $�"������5(6�
Mitteln. Ich denke, diese ungeheure Summe zeigt,
wie sehr wir uns der Position Aus- und Weiterbil-
dung, Qualifizierung von Arbeitskräften auch stellen
und das auch in Zukunft weiterhin tun werden. Herz-
lichen Dank.

(Zwischenruf Abg. Hausold, PDS: Das
schreibe ich Ihnen mal auf!)

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich
gehe davon aus, dass hiermit das Berichtsersuchen
gemäß § 106 Abs. 2 Geschäftsordnung erfüllt ist. Es
gibt keinen Widerspruch. Damit ist das Berichts-
ersuchen erfüllt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 16

Die PISA-Folgestudie im Kon-
text der Thüringer Bildungs-
politik
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 4/398 -
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Wird eine Begründung durch den Einreicher ge-
wünscht? Das ist nicht der Fall. Ich bitte Herrn Mi-
nister um seinen Sofortbericht.

Prof. Dr. Goebel, Kultusminister:

Vielen Dank. Frau Präsidentin, meine sehr geehrten
Damen und Herren, schon Wochen vor der offiziellen
Bekanntgabe der Ergebnisse der jüngsten PISA-
Studie lieferten Scharen selbst ernannter Experten
alle möglichen und unmöglichen Interpretationen,

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD: Sie wa-
ren auch dabei.)

als ginge es nicht um die Analyse einer wissen-
schaftlichen Untersuchung - wenn Sie genau auf-
gepasst haben, Herr Matschie, dann haben Sie mit-
bekommen, dass ich mich sehr zurückgehalten ha-
be -, deren Datenapparat noch gar nicht vorlag, son-
dern um die Deutung eines Orakels. Andererseits ist
das große öffentliche Interesse am Bildungsfortschritt
der Jugend in unserem Land sehr zu begrüßen.
Lange Jahre hatten schulische Bildungs- und Er-
ziehungsbemühungen in unserer Gesellschaft einen
eher nachgeordneten Stellenwert.

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt: Drau-
ßen!)

Draußen. Andererseits ist es gerade im Interesse
unserer Kinder wichtig, die Debatte sachlich und
zielorientiert zu führen und aus den Daten heraus-
zulesen, was drinsteht, und nicht das, was man gern
herauslesen möchte.

Was also sind die Fakten, was sind die Kernaus-
sagen von PISA 2003? Meine Damen und Herren,
mit PISA untersucht ein internationales Wissenschaft-
lerteam im Auftrag der OECD und damit auch in un-
serem Auftrag - das möchte ich durchaus unterstrei-
chen - in einem Abstand von drei Jahren Fähigkeiten
und Fertigkeiten der Fünfzehnjährigen in Lesekom-
petenz, Mathematik und Naturwissenschaften. Die so
gewonnenen Informationen ermöglichen Rückschlüs-
se über Stärken und Schwächen der Bildungssys-
teme, der Bildungslandschaften in den OECD-Mit-
gliedstaaten. Die erste Studie fand im Jahr 2000 statt,
die jetzt vorgelegte im Jahr 2003, die nächste erfolgt
2006. In PISA 2000 stand die Lesekompetenz im
Zentrum, in PISA 2003 ist es die Mathematik und
erstmals wurde die Fähigkeit unserer Jugendlichen
zum Problemlösen untersucht und verglichen. Aus
PISA kann nicht ohne weiteres ein Ranking der Län-
der abgeleitet werden. Bei den Einzelergebnissen
einen konkret erreichten Platz zu nennen, ist schon
deshalb nicht zielführend, weil es bei einer Stich-
probenerhebung immer einen statistischen Mess-

fehler gibt, ein Residuum, das die Festlegung einer
genauen Platzierung für ein Land wenig sinnvoll
macht. So geht dann auch die Wissenschaftlerkom-
mission, die die Studie erarbeitet hat, vor und bildet
Bereiche. Deutschland liegt mit den Leistungen sei-
ner Schüler in einer Gruppe von Ländern im Mittel-
bereich. In Mathematik gehören zu dieser Gruppe
zum Beispiel Österreich, Irland und die Slowakische
Republik. Anstelle des Platzes müsste man vielleicht
konkreterweise die Anzahl der Länder nennen, die
vor dem jeweiligen Feld liegen. In Mathematik liegen
vor Deutschland 14 Länder, in den Naturwissenschaf-
ten 11 und in der Lesekompetenz 9 Länder. Das ist
das Ergebnis der neuesten Studie, die zu Beginn der
Woche vorgestellt wurde. Deutschland liegt in den
drei Kompetenzbereichen Mathematik, Lesen und
Naturwissenschaften im internationalen Durch-
schnittsbereich. In allen drei Bereichen haben die
deutschen Schüler höhere Leistungen gezeigt als bei
PISA 2000 gemessen. In der Lesekompetenz ist der
Unterschied allerdings eher nicht signifikant. Auch
andere Länder haben sich verbessert. Es gibt aber
auch Länder, deren Jugendliche dieses Mal schwä-
chere Leistungen gezeigt haben. Der Mittelwert
Deutschlands für die fächerübergreifende Kompetenz
"Problemlösen" befindet sich signifikant über dem
OECD-Durchschnitt. Insgesamt sind die Verände-
rungen praktisch aller Länder moderat, was bei zwei
relativ kurzfristig aufeinander folgenden Untersu-
chungen zu erwarten war und damit auch ein Indiz
für die Robustheit der statistischen Verfahren ist und
auf eine gute Reproduzierbarkeit der Ergebnisse
schließen lässt.

Als Fazit der Analyse zitiere ich als quasi neutrale
Quelle der Fachwissenschaft aus der Kurzzusam-
menfassung des PISA-Konsortiums Deutschlands.
Das IPN-Institut der Universität Kiel schreibt: "Der
Vergleich der PISA-Befunde aus 2000 und 2003
zeigt, dass sich die Bildungsergebnisse für Deutsch-
land in keiner Weise verschlechtert haben. Im Be-
reich Lesekompetenz kann von einer Stabilisierung
gesprochen werden, in Teilbereichen der mathema-
tischen Kompetenz und in der naturwissenschaft-
lichen Kompetenz sind signifikante Zuwächse zu be-
obachten. Die im internationalen Vergleich über-
durchschnittlichen Kompetenzwerte im Problemlösen
lassen ein kognitives Potenzial der Jugendlichen in
Deutschland erkennen, das nur zum Teil in fachbe-
zogenes Wissen und Verständnis umgesetzt wurde."
Soweit das Zitat.

Ein Faktum ist also, Deutschland hat sich in den drei
untersuchten Kompetenzbereichen Lesen, Mathe-
matik und Naturwissenschaften leicht verbessert.
Immerhin liegen wir hier jetzt nicht mehr unter dem
Durchschnitt, sondern im Durchschnitt. Beim Pro-
blemlösen liegen die deutschen Jugendlichen ober-
halb des Durchschnitts. Diese positive Tendenz ist
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eine Bestätigung für die Arbeit der deutschen Schulen
in den vergangenen Jahren, nicht nur für die Arbeit
nach PISA 2000. Bereits nach den Ergebnissen der
TIMS-Studie ab dem Jahr 1997 sind entscheidende
Schritte eingeleitet worden. Deutschland hat an der
jüngsten Studie mit 216 Schulen teilgenommen. Da-
von kommen neun aus Thüringen. Die Ergebnisse
für Deutschland sind also nicht 1 : 1 auf Thüringen
oder irgendein anderes Bundesland übertragbar.
Realistische Länderergebnisse werden erst im Herbst
des nächsten Jahres mit der PISA-Ergänzungsstudie
vorliegen. An ihr haben dann immerhin 85 Thüringer
Schulen teilgenommen. Unabhängig von diesen De-
tailergebnissen zum Leistungsbereich liegt aber auch
ein anderes Ergebnis klar auf dem Tisch, es gibt
keine eindeutigen Zusammenhänge zwischen dem
Differenzierungsgrad des Schulsystems bzw. dem
Alter der Differenzierung und dem erreichten Kom-
petenzniveau der Schüler. Oder anders ausgedrückt,
Systeme, in denen Schüler länger in einer Schule
zusammen sind und die Schüler weniger stark in
leistungsbezogen angelegten Schularten fördern,
sind nicht  a priori überlegen, wie man uns jetzt wie-
der einmal einzureden versucht. Wer Gegenteiliges
behauptet, vernachlässigt für Deutschland wichtige
Erkenntnisse aus dem Ländervergleich zu PISA
2000. Aus diesem wissen wir aber auch, dass in allen
Schularten - ich betone in allen - ein hoher Ent-
wicklungsbedarf in Bezug auf die Unterrichtsqualität
liegt. Das Kompetenzniveau der Schüler hängt in
erster Linie von der Qualität der Schule und des
Unterrichts ab. Die Qualität des Unterrichts und die
Qualifikation des pädagogischen Personals müssen
wir also zuallererst in den Blick nehmen und nicht das
System. Angesichts dieser Tatsachen ist unsere Ant-
wort auf PISA 2003 klar: Wir brauchen eine Quali-
tätsdebatte und keine Strukturdebatte.

(Beifall bei der CDU)

Die Koordinatoren der PISA-Studien 1 und 2 in
Deutschland, die Bildungsexperten Manfred Brenzel
und Jürgen Baumert haben erklärt, dass mit einem
Umstülpen der Schulstruktur keine Leistungsver-
besserungen zu erzielen sind. Und wenn trotz dieser
inzwischen wissenschaftlich belegten Erkenntnis PDS
und SPD in Thüringen kein originellerer Kommentar
einfällt als die Forderung nach längerem gemein-
samen Lernen im Sinne der Einheitsschule

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Die Struk-
turdebatte ist nun mal Voraussetzung.)

und billiger Pauschalkritik an der angeblich zu frühen
Selektion, dann empfehle ich einen Blick in die natio-
nalen Ergänzungsstudien zu PISA 2000. Danach
haben Länder wie Bayern, Baden-Württemberg und
Sachsen mit einem gegliederten Schulwesen die bes-
ten Resultate erzielt und auch Thüringen mit seinem

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Immer
die alte Leier.)

eigenprofilierten Schulwesen kann sich im inner-
deutschen Ländervergleich gut sehen lassen. Ja, wir
müssen es immer wieder sagen, Herr Matschie, in
der Hoffnung, dass auch Sie

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Sie wie-
derholen immer das Gleiche.)

Einsicht zeigen.

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Lesen
Sie mal nach, was Herr Schleicher dazu
sagt.)

Aber auch der Blick über die Grenzen lohnt sich. Da
konnte man nämlich feststellen, Herr Matschie, dass
der Abstand zwischen dem Sieger bei PISA 2000 und
Bayern geringer war als der zwischen Bayern und
dem deutschen PISA-Schlusslicht Bremen, einem
Bundesland, das wie seine Nachbarn seit Jahrzehn-
ten auf das Konzept der integrierten Gesamtschule
setzt.

Aber, meine Damen und Herren, Bildung darf nicht
von der Struktur, sie muss vom Kind her gedacht
werden. Das ist unser Ansatz, das ist der Ansatz von
Thüringer Schule, der ist richtig, denn es geht um die
persönliche und die berufliche Entwicklung des je-
weiligen individuellen Menschen. Wenn jetzt wieder
der Ruf nach der Einheitsschule erschallt, dann heißt
es nichts anderes als Egalisierung auf mittlerem
Niveau. Das kann keinesfalls Antwort auf PISA sein.
Wir wollen nicht die eine Schule für alle, sondern
die richtige Schule für jeden.

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Sie
sind in der Debatte 30 Jahre zurück.)

Wir müssen die Starken fordern, die Schwachen
fördern. Wir führen die Debatte von vor 30 Jahren,
eine ideologische Debatte, heute nicht wieder neu.

(Zwischenruf Abg. Taubert, SPD: Ma-
chen wir doch auch.)

Dieser Tage wurde in Interviews die These vertreten,
das erfolgreiche Finnland habe Anleihen beim DDR-
Schulsystem genommen. Auch hier darf ich an die
Fakten erinnern. Finnland hat in einer tiefen ökono-
mischen Krise, die vor allem auf eine Bildungskrise
zurückgeführt wurde, sein Schulsystem radikal um-
gestellt. Es gleicht aber nur scheinbar dem der DDR,
denn es betont gerade nicht das Kollektiv, sondern
die Individualität jedes einzelnen Kindes. Es ist nicht
zentralistisch gesteuert, sondern für Schulen ist die
kommunale Ebene zuständig.
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(Beifall bei der CDU)

In der finnischen Schule wird jedem jungen Men-
schen deutlich vermittelt, du musst dich anstrengen,
du wirst gebraucht. Man darf sich schon kritisch fra-
gen, machen wir in Deutschland dies auch, wenn im-
mer wieder vor allem Defizite, aber nicht die Stärken
unserer Schulabgänger aufgelistet werden.

Aber zurück zu PISA 2003 und zu den Schlussfol-
gerungen für uns: Essenziell ist die Frage etwa der
frühen Förderung, um Nachteile im Elternhaus aus-
zugleichen, damit auch sozial Schwache, damit Kin-
der aus bildungsfernen Schichten oder mit Migra-
tionshintergrund bessere Bildungschancen haben.
PISA 2003 zeigt uns deutlich, es gibt noch große
Herausforderungen für die Bildungspolitik, vor allem
bei den so genannten Risikogruppen, also bei Schü-
lern mit nur geringen Kompetenzen, bei Jugendlichen
mit Migrationshintergrund. Der starke Zusammen-
hang zwischen sozialer Herkunft und Kompetenz-
erwerb, das ist auf keinen Fall hinzunehmen. Hier
besteht in der Tat Handlungsbedarf und jeder hat das
gleiche Recht auf Bildung nicht nur auf dem Papier.

Es gibt auch Positives in PISA 2003. Die Steigerung
in Mathematik und Naturwissenschaft ist das Re-
sultat bundesweiter gemeinsamer Anstrengungen.
Etwa mit dem Modellversuchsprogramm "Sinus".
Dieser Trend ist erfreulich und zeigt,

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Aber
erst mal dagegen wehren.)

dass der bereits nach TIMSS begonnene Weg in
den Schulen systematisch weitergegangen wird. Aber
die Ergebnisse bieten keinen Anlass für über-
schwengliche Freude. Damit der Standort Deutsch-
land im internationalen Wettbewerb auch in Zu-
kunft konkurrenzfähig bleibt, brauchen wir mehr als
Durchschnitt. In der Kultusministerkonferenz sind wir
uns über die Parteigrenzen hinweg einig, dass die
Erkenntnis von PISA 2000 unverändert fortgilt. Mit
der Heterogenität unserer Schüler sowohl bei den
Voraussetzungen als auch bei den Schülerleistungen
besser, konstruktiver und effektiver umzugehen und
auf die Verschiedenheit intensiver einzugehen. Wir
müssen die Zielsetzung einer verbesserten indivi-
duellen Förderung weiter mit Nachdruck verfolgen.
Dieser Problembereich lässt sich aber nicht durch
eine Strukturdebatte lösen. Hier ist jede einzelne Leh-
rerin und jeder einzelne Lehrer in seinem Unterricht
gefordert und sie oder er kann jetzt und heute be-
ginnen. Bei einer jetzt losgetretenen Strukturdebatte
sehen sich die Pädagogen erst einmal veranlasst
sich zurückzulehnen, um auf strukturelle Entschei-
dungen zu warten, deren Segen sowohl wissen-
schaftlich aber auch historisch und gesellschaftspo-
litisch betrachtet äußerst zweifelhaft ist. Selbstver-

ständlich ist mir auch bewusst, dass eine Stärkung
der individuellen Förderung notwendig mit einer Ver-
besserung der Lehrerausbildung und Lehrerfortbil-
dung einhergehen muss. Wir werden dabei unsere
Lehrer nicht allein lassen. Wir unterstützen sie viel-
mehr nach Kräften, brauchen aber auch ihre Be-
reitschaft und Offenheit für dieses Anliegen. Wir alle
müssen unseren Lehrerinnen und Lehrern vor Ort
deutlich machen, dass die an jeder Schule unseres
Freistaats realisierte Förderung eines jeden einzel-
nen Schülers der entscheidende Gradmesser für
Qualität ist. Dies ist völlig unabhhängig von Struk-
turen, die wir in den letzten Jahren entwickelt haben.
Für uns ist und bleibt guter Unterricht der Schlüssel
zum Erfolg. Auch wenn die Thüringer Zahlen noch
nicht vorliegen, sehen wir aus den jetzt vorliegenden
Erkenntnissen für Deutschland und unter Einbe-
ziehung der Ergebnisse der Kompetenztests, etwa
in Deutsch und Mathematik, in der Altersklassen-
stufe 6 Ansatzpunkte vor allem in drei Feldern: in der
Verbesserung des Unterrichts zur gezielten indivi-
duellen Förderung in allen Kompetenzbereichen, in
der frühzeitigen Förderung von Kindern aus schwie-
rigem sozialen Umfeld sowie in gezielten Ausgleichs-
maßnahmen bei ungünstigen Entwicklungen in der
Bildungsbiographie und in der Weiterentwicklung
der Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung, vor allem
beim Umgang mit Heterogenität, bei der Verbesse-
rung der Diagnosefähigkeit und bei der gezielten
Förderung der einzelnen Schüler.

Was hat Thüringen getan? Thüringen hat mit der
Einführung der neuen Lehrpläne nach dem Kom-
petenzmodell im Jahre 1999 und nach PISA 2000
vielfältige Maßnahmen ergriffen, um die Kompetenz
der Schüler im Freistaat zu stärken und zu verbes-
sern. Neu aber wurde der Blick auf die Stärkung der
Lesekompetenz in den weiterführenden Schulen ge-
richtet. Die im Jahr 2002 eingeleitete Leseinitiative hat
inzwischen eine sehr große Breitenwirkung erreicht
und macht beispielhaft deutlich, wie Verantwortung
für schulisches Lernen in unsere Gesellschaft hinein-
getragen werden kann. Noch deutlicher wünsche ich
mir allerdings das klare Bekenntnis aller weiterfüh-
renden Schulen in allen Fächern und durch alle
Lehrer, an der Sicherung und dem anforderungsbe-
zogenen Ausbau der Lesekompetenz jedes einzelnen
Schülers zu arbeiten. Die systematische Schulent-
wicklung stellt einen zweiten Aspekt dar, der vor
allem durch die gemeinsam von den Ländern ent-
wickelten nationalen Bildungsstandards einen neuen
entscheidenden Impuls erhalten hat. Die im Jahr
2002 in Thüringen eingeführten Kompetenztests ha-
ben den Schulen gezeigt, wo sie in den entsprechen-
den Fächern stehen. Ist-Stand-Erhebung, Leitbild, Ar-
beitsvorhaben, Zielvereinbarungen und Selbsteva-
luation gehören in den Thüringer Schulen zum All-
tagsgeschäft. Dabei werden den Schulen auch so-
ziale Benachteiligungen, die  offensichtlich ein ent-
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scheidendes Problem der deutschen Schule sind, im-
mer stärker bewusst. Die Schulen werden in die Lage
versetzt, geeignete Maßnahmen und Fördermöglich-
keiten zu ergreifen.

Meine Damen und Herren, eine Bemerkung sei mir
noch gestattet: PISA erfasst natürlich nur einen
Ausschnitt eines umfassenden Bildungsauftrags, den
auch die OECD immer wieder unterstreicht. Die Aus-
wahl der untersuchten Kompetenzbereiche erfolgte
unter der Prämisse, dass - ich zitiere aus der OECD-
Studie - "der Wohlstand von Ländern heute zu einem
Großteil von seinem Humankapital herrührt." Dieser
Ansatz blendet ganz bewusst wesentliche Teile aus,
er setzt auf Nützlichkeit, auf Tauglichkeit für die Be-
rufswelt. Der wichtige Bereich etwa der Werteer-
ziehung bleibt unberücksichtigt. Mit Blick auf die Ge-
winnung objektiver Vergleichsgrößen ist das sicher
eine richtige Entscheidung, sie schränkt allerdings
die Interpretationsfähigkeit der gewonnenen Daten
bezogen auf eine ganzheitliche Bildungslandschaft
ein. Unsere Schulen in Thüringen vermitteln ganz
bewusst Wissen und Werte. Unsere Bildung ist auch
Menschenbildung, ausgehend von dem Menschen-
bild des Grundgesetzes und unserer Verfassung. Zu
diesem Werteverständnis gehört auch der Vorrang
des Elternrechts bei der Erziehung. Die Eltern müs-
sen das faktische Recht haben, über den Bildungs-
weg ihrer Kinder zu entscheiden. Tatsächliche Mitwir-
kungsmöglichkeiten, echte Wahlfreiheit, lassen sich
in einem differenzierten Schulwesen klarer gestalten
als mit einer Einheitsschule. Das ist nicht zuletzt auch
unserer Bildungstradition geschuldet, die wir nicht
ohne weiteres über Bord werfen wollen und können.

Lassen Sie mich zusammenfassen: Insgesamt zei-
gen die Ergebnisse von PISA 2003, dass in Deutsch-
land Veränderungen in Gang gekommen sind, die
sich in leichten Kompetenzverbesserungen bei den
Schülern widerspiegeln. Aufgrund der langen Zeit, die
Veränderungen im Bildungsbereich brauchen, um
wirklich deutliche Verbesserungen zu erzielen, geben
die Ergebnisse von PISA 2003 Grund zu vorsich-
tigem Optimismus. Wir sind in Thüringen auf dem
richtigen Weg, aber natürlich noch nicht am Ziel.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski:

Ich danke dem Minister für seinen Sofortbericht.
Mir liegen Wortmeldungen aus jeder Fraktion vor,
so gehe ich davon aus, dass von allen drei Frak-
tionen die Aussprache gewünscht wird. Ich rufe auf
Frau Reimann von der Fraktion der PDS.

Abgeordnete Reimann, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abge-
ordneten, sehr geehrter Herr Emde, ich bin Ihnen ja
so dankbar, dass Sie sich zu diesem Antrag durch-
gerungen haben.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Es war
mir ein Bedürfnis.)

Er hätte ja sonst von uns kommen müssen, aber
dann hätte ich ja nicht als Erste reden dürfen, noch
vor Ihnen. Außerdem hätte ich mir nach der vorigen
Plenumsdebatte am 11.11. zu unserem KMK-Antrag
ja niemals gewagt, die Landesregierung noch einmal
um die Darstellung ihrer KMK-Position aufzufordern,
wie es in Ihrem Antrag steht. So schnell lässt sich ja
kein neuer Thüringer Standpunkt aus dem Internet
ziehen, nicht wahr, Herr Goebel?

(Beifall bei der PDS)

Dass jedoch ein solch plötzlicher Sinneswandel bei
der Fraktion der CDU stattfindet und derart schnell
in Form eines Berichtsersuchens durch Ihre Fraktion
bei dem Minister seinen Niederschlag findet, ist
schon erstaunlich und lässt hoffen. Dass Sie PISA II
in Verbindung mit der Reform der KMK bringen, auch
das lässt hoffen. Nur ob Sie die gleichen Schlüsse
daraus ziehen wie wir, lässt sich nach den Äuße-
rungen des  Ministers zu PISA II leider nicht mehr
vermuten.

(Zwischenruf Abg. Dr. Klaubert, PDS: Die
Hoffnung stirbt zuletzt.)

Aber zurück zur, wie es in der Begründung heißt,
Diskussion auf sachlicher Ebene. Ich verzichte
darauf, hier die Ergebnisse von PISA 2003 in ihrer
Gesamtheit auszubreiten, auch wenn ich die erste
Rednerin bin. Herr Minister hat es ja auch schon ge-
tan und jeder hatte, wenn er wollte, genügend Zeit
zur Internet-Recherche. Eines dürfte weiterhin klar
unumstritten sein: Deutschland als Land der Dichter
und Denker ist auf der ganzen Linie Mittelmaß oder
sollte sich lieber sagen endlich Mittelmaß?

(Zwischenruf Abg. Wehner, CDU: Bei
solchen Lehrern kein Wunder! Irgendwo
muss es ja herkommen!)

Natürlich sollte nicht der Eindruck entstehen, dass
ich die leichten Verbesserungen, insbesondere im
Bereich Mathematik, nicht zur Kenntnis genommen
habe, scheint es doch diesmal zumindest gelungen
zu sein, die ausgewählten Testschüler besser zu mo-
tivieren, den Test doch diesmal ernster zu nehmen
und nicht etwa zu boykottieren wie es vor drei Jahren
wohl passiert sein soll. Dank den Gymnasiasten, die
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uns in Mathematik zu einem Schrittchen nach vorn
verhalfen, so dass das Ergebnis nicht ganz so pein-
lich ist. Aber Fakt ist, Schülerinnen und Schüler in
Deutschland haben einen Abstand von eineinhalb
Schuljahren zu Gleichaltrigen der Spitzengruppen-
länder, eben zum Beispiel zu Finnland. Aber das
traurigste Ergebnis von PISA 2 ist, dass das deutsche
Bildungssystem sozial noch ungerechter geworden
ist. Die sozial determinierte Schere des Bildungs-
erfolgs klafft noch mehr auseinander. Fast ein Viertel
der 15-Jährigen - Sie haben die Zahl nicht genannt -
zählt zur Risikogruppe und bewegt sich auf dem
untersten Kompetenzniveau, also vergleichbar mit
dem eines Grundschülers. Die zwei Grundprobleme,
die uns PISA 2003 wiederum nur noch deutlicher
zeigt, heißen: mangelnde Förderung leistungsschwä-
cherer Schüler sowie von Schülern mit Migrations-
hintergrund - seinen konkreten Ausdruck findet dies
in der schlechten Lesekompetenz - und zweitens die
enge Kopplung von sozialem Status der Elternhäuser
und dem Kompetenzniveau der Kinder. Klar ist, dass
Veränderungen im Bildungsbereich nicht in einer Zeit-
spanne von drei Jahren erreicht werden können.
Wenn aber der CDU-Bildungskreis, wie es in der Ost-
thüringer Zeitung zu lesen war, keinen Handlungsbe-
darf sieht und Herr Emde gar meint - ich zitiere -, "in
Deutschland besteht die Gefahr, sich auf die Schwa-
chen zu konzentrieren, die Starken aber zu verges-
sen", dann halten wir das schlicht für eine skanda-
löse Fehleinschätzung.

(Beifall bei der PDS)

Es braucht keinen PISA-Test, um festzustellen, dass
Thüringen bundesweit die höchste Förderschulquote,
aber dort auch den höchsten Unterrichtsausfall hat.
Nach wie vor verlassen 12,6 Schulabgänger die
Schule ohne Schulabschluss - ein trauriger Spitzen-
wert für Thüringen. Selbst in Thüringen gibt es
117.000 funktionale Analphabeten. Meine Herren
vom Bildungsarbeitskreis der CDU, nehmen Sie das
zur Kenntnis. Schüler optimal und individuell bereits
frühzeitig zu fördern, wie es die erfolgreichen PISA-
Länder tun, heißt Individualisierung von Lernpro-
zessen im Unterricht. Das heißt nicht unbedingt mehr
Geld oder kleinere Klassen, sondern eine andere
Methodik des Lehrens. Wenn wir von Erhöhung der
Unterrichtsqualität im Allgemeinen sprechen, scheint
das im Übrigen die Schnittstelle aller Bildungspoli-
tiker zu sein, unabhängig vom Parteibuch und auch
hier. Wenn aber in Deutschland, also auch in Thürin-
gen, die Möglichkeit besteht, lernauffällige Kinder sit-
zen zu lassen oder in geringerwertige Schularten
abzuschieben, verhindert dies die Übernahme von
Verantwortung der Lehrer für leistungsschwächere
oder verhaltensauffällige Schüler. Deutschlands ge-
ringerer Erfolg im Bildungsbereich liegt unseres Er-
achtens daran, dass die Lehrer eben nicht gezwun-
gen sind bzw. durch entsprechende Stützsysteme

in die Lage versetzt würden, sich um jeden Schüler
zu kümmern. Unsere Forderung nach begleitender
Schulsozialarbeit in jeder Schule und die ausrei-
chende Anzahl von Schulpsychologen ist Ihnen nicht
neu. Im Übrigen stimmen wir dort hundertprozentig
mit den Lehrern und Eltern überein. Aber es geht
eben um mehr. Das individuelle Lernen funktioniert
in heterogenen Gruppen, also altersdifferenziert und/
oder leistungsdifferenziert, besser als in homogenen
Gruppen. Das muss doch endlich auch von Ihnen
einmal untersucht oder wenigstens zur Kenntnis ge-
nommen werden.

(Beifall bei der PDS)

Genau das praktizieren freie Schulen erfolgreich,
aber eben nicht nur diese, sondern auch Jenaplan-
schulen oder Grundschulen, die bereits positive Er-
fahrungen mit der veränderten Schuleingangsphase
sammeln konnten. Genau daher leitet sich unsere
Hauptforderung ab: Keine Selektion nach Klasse 4,
sondern länger gemeinsam lernen, mindestens bis
Klasse 8.

(Beifall bei der PDS)

Die gegliederte Schule als Belehrschule, in der mög-
lichst alle Kinder im gleichen Tempo lernen, ist als
Relikt der Industriegesellschaft überholt. Wir unter-
stützen deshalb ausdrücklich die Initiative für eine
neue Schule, abgedruckt im Heft "Aktuell" des Grund-
schulverbandes Nr. 88/November 2004: Initiative für
eine neue Schule, drei Ziele, drei Schritte. Schule ist
ein Teil einer demokratischen Gesellschaft, alle mit-
nehmen, keinen zurücklassen. Zweites Ziel: Schule
ist Ort der Erziehung und des Lernens, jedes Kind
hat das Recht, in der Schule erfolgreich zu lernen.
Drittes Ziel: Bildung ist uns wertvoll, die Schule ist es
uns wert. Die drei Schritte, ich verzichte darauf, sie
vorzulesen; länger gemeinsam zu lernen, ist der
letzte davon. Ich habe übrigens ein paar Kopien für
Ihren Bildungsarbeitskreis, Herr Emde,

(Zwischenruf Abg. Wehner, CDU: Alles
Analphabeten.)

und ich kann Ihnen nur sagen, die unterschriebenen
Listen, die dürfen Sie dann an das Pädagogische
Institut der Evangelischen Kirche von Westfalen
schicken. Ich gebe Sie Ihnen dann.

Also, wir brauchen einen Paradigmenwechsel in deut-
schen Schulen, Lehrer als Lernberater eines indivi-
dualisierten selbständigen Lernprozesses, eine gute
Schulatmosphäre, wo "Mitentscheidungen der Ak-
teure" nicht nur auf dem Papier steht, sondern her-
ausgefordert wird und Bedingung des Schullebens
ist, sowie genügend Zeit im und außerhalb des Un-
terrichts für emotionales und soziales Lernen, also
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auch die ganztägige Anwesenheit der Lehrer, also
eine offene Ganztagsschule, in der man selbst gern
Schüler gewesen wäre. Zum dreigliedrigen deut-
schen Schulsystem hat der internationale PISA-
Koordinator Andreas Schleicher eine klare Meinung.
Zitat: "Anreize werden dort so gesetzt, dass die Ver-
antwortung für Erfolg allein auf die Lernenden ge-
schoben wird. Wer nicht mithalte, müsse ein Jahr
wiederholen oder werde in niedrigere Bildungsgänge
abgeschoben." Das gibt es in erfolgreichen Bildungs-
nationen nicht. Damit löst man das Problem der
Chancengerechtigkeit nicht. Dass das finnische
Schulsystem keine Förderschulen kennt, möchte ich
hier nur am Rande erwähnen. Vermutlich scheint es
ihnen derzeit noch zu absurd, um dies auch nur in Er-
wägung zu ziehen. Deutsche Lehrer sind Einzel-
kämpfer. Es gibt kaum Austausch untereinander oder
zwischen den Schulen. Die Evaluation der Unter-
richtsgestaltung wird zu sehr unter dem Aspekt der
Kontrolle gesehen und wenig unter dem Aspekt
des Gewinns. Fast jede dritte Schule verzichtet da-
rauf, Ergebnisse der Kompetenztests abzurufen, aus-
zuwerten und in ihre Arbeit einfließen zu lassen. Die
Einführung nationaler Bildungsstandards und die da-
mit einhergehende Einführung von Kompetenztests
in den Klassenstufen 3 und 6 als Ist-Standserhebung,
die Erarbeitung von Leitbildern und Arbeitsvorgaben
sind sicher wichtige Schritte in Richtung einer Ver-
besserung von Unterrichtsqualität. Auch die Anstren-
gungen, die in einigen wenigen Schulämtern im
Rahmen des Eule-Programms unternommen werden,
sind hervorhebenswert und sollten dazu führen, dass
alle Schulen in Thüringen sich solch einem von innen
heraus motivierten Entwicklungs- und Erneuerungs-
prozess in Sachen Schulqualität stellen. Aber es
reicht nicht aus, nur auf Ist-Standserhebungen zu ver-
harren, zumal sie von einem Großteil der Pädago-
gen eben noch als Zeitverschwendung und Kontrolle
wahrgenommen werden, da sie die Behebung an-
erkannter Probleme nicht selbst beeinflussen kön-
nen. Wir brauchen mehr Eigenverantwortung in den
Schulen und auch die inhaltliche Verantwortung der
Schulträger. Interessant wären die Ergebnisse von
reformpädagogisch arbeitenden Schulen, die schon
längst nach integrativen Grundsätzen der skandina-
vischen PISA-Länder arbeiten. Schneiden diese viel-
leicht besser ab, als dies ihre eigene bildungspo-
litische Engstirnigkeit erlaubt? Im letzen Jahrgang
2004 lagen die Abiturienten der Jenaplanschule in
Jena übrigens mit einem Abiturdurchschnitt von
1,6 über dem Durchschnitt aller Thüringer Gymna-
sien - Kindergarten, Grundschule, Regelschule und
gymnasiale Oberstufe, alles unter einem Dach. Von
den Ist-Standsanalysen ausgehend müssen Entwick-
lungsprozesse folgen. Aber wie soll das geschehen,
wenn den Schulen wichtige Kompetenzen hinsichtlich
der Selbstevaluation und supervisorische Fall- und
Problembesprechung fehlen? Hier sind die Schulen
auf sich allein gestellt. Hier sollen die Schulen eigen-

verantwortlich Schul- und Qualitätsentwicklungspro-
zesse in Gang bringen. Welche Unterstützung aber
erhalten Sie hierbei? Von den dringend benötigten
Schulpsychologen, 16 wurden nach den Ereignissen
am Erfurter Gutenberger Gymnasium eingestellt, hat
sich mittlerweile das Kultusministerium erfolgreich
getrennt, und das trotz des enormen Bedarfs der
Schulen an organisationspsychologischer Beratung
bei den laufenden und anstehenden Schulentwick-
lungsprozessen. Die Gleichrangigkeit von individu-
eller Leistungsförderung und sozialer Gerechtigkeit,
das ist der Schlüssel zum Erfolg der PISA-Spitzenlän-
der. Die isolierte Berücksichtigung einzelner oder
weniger Faktoren kann aufgrund der bestehenden
Wechselwirkungen nicht zum gewünschten Erfolg
führen. Insofern zeigt PISA 2 deutlich die Notwendig-
keit einer umfassenden Umgestaltung des deutschen
Bildungssystems. Um Deutschland und insbeson-
dere Thüringen aus der Schulmisere herauszuholen,
reicht es nicht, vorhandene Löcher zu stopfen. Jede
einzelne Bemühung ist in ihrer Wirksamkeit einge-
schränkt, so wichtig sie im Einzelnen auch ist und
für die wir auch die Notwendigkeit sehen. Von dem
Eule-Programm sprach ich bereits, die Leseinitiative
wäre zu nennen oder die Einführung der Kompe-
tenztests.

An die Adresse der Regierungsfraktion: Ja, die PDS
fordert ein anderes, ein integriertes Schulsystem,
welches aber nicht von heute auf morgen den Schu-
len übergestülpt werden soll. Hier geht es um die
Denkrichtung. Und nein, die PDS sieht in der sofor-
tigen Ablösung des bisherigen strukturierten Bil-
dungssystems nicht das allein selig machende Mittel.
Ich hatte ja betont, dass es viele Faktoren sind, die
den Erfolg der PISA-Spitzenreiter determinieren. Es
gibt aber grundlegende Faktoren, die ein erfolgrei-
ches Bildungssystem ausmachen, und ohne Zweifel
gehört die frühe Selektion der Schüler in unterschied-
liche Schularten nicht dazu. Das hat PISA nun wirk-
lich deutlich gezeigt.

(Beifall bei der PDS, SPD)

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Wo lesen
Sie das raus?)

Im Übrigen, 68 Prozent der Ostdeutschen und ein
Drittel der Westdeutschen sind für ein längeres ge-
meinsames Lernen bis Klasse 8.

Herr Goebel meint, wir brauchen eine Qualitäts- und
keine Strukturdebatte in Thüringen. Die Meinung der
PDS dazu ist ganz klar: Wir brauchen eine Quali-
täts- und eine Strukturdebatte. Deshalb fordern wir
die zügige Umsetzung der Empfehlungen der En-
quetekommission "Erziehung und Bildung in Thürin-
gen". Die Ergebnisse in PISA 2003 zeigen deutlich,
dass die dort erarbeiteten Reformvorschläge aktu-
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eller denn je sind und eben keine Momentaufnahme
darstellen. Wir fordern die Bereitschaft der Landes-
regierung und der CDU-Fraktion, die empirischen
Daten endlich zur Kenntnis zu nehmen. Ja, es gibt
nun eine mehrfach nachgewiesene Chancenun-
gleichheit des Bildungssystems in Deutschland. Ja,
dieser Chancenungleichheit wird nicht adäquat ent-
gegengesteuert, sondern durch frühzeitige Selektion
der Schüler unterstützt. Ja, es liegt in unserer Ver-
antwortung, die Begabung unserer Schüler in den
Vordergrund zu rücken und sich den Schwächen
individuell zuzuwenden. Wir können es uns aber nicht
leisten, dass der Kontostand und der akademische
Grad der Eltern den Bildungsweg eines Kindes be-
stimmt und nicht die Begabung des Kindes.

(Beifall bei der PDS, SPD)

PISA 2003 belegt mit wissenschaftlichen Daten die
Mängel eines differenzierten Schulsystems mit seiner
frühzeitigen Selektion der Schüler. Genau dies ist ein
- ich zitiere hier die PISA-Wissenschaftler - "Besorg-
nis erregendes Ergebnis der PISA-Folgestudie". Dies
in Abrede zu stellen, Herr Minister, grenzt an bil-
dungspolitische Ignoranz. Eines der wichtigsten bil-
dungspolitischen Ziele demokratischer Gesellschaf-
ten wird nicht erreicht. Das bundesrepublikanische
Bildungswesen schafft es nicht, allen Heranwachsen-
den gleich gute Bildungschancen zu geben, sie opti-
mal zu fördern und gleichzeitig soziale, ethnische und
kulturelle Unterschiede in der Bildungsbeteiligung und
im Bildungserfolg auszugleichen. Das Recht eines
jeden jungen Menschen auf eine seinen Fähigkeiten
und Neigungen entsprechende Erziehung und Bil-
dung ohne Rücksicht auf Herkunft oder wirtschaft-
liche Lage ist aber so oder in gleich lautenden For-
mulierungen in den Schulgesetzen aller Länder ver-
ankert. Alle Kultusminister müssen sich deshalb die
Fragen gefallen lassen, wie lange sie noch gewillt
sind, gegen die Schulgesetze ihrer eigenen Länder
zu verstoßen und den jungen Menschen das Recht
auf optimale Bildung vorzuenthalten. Die Landesre-
gierung unternimmt nichts, um der sozialen Selek-
tivität entgegenzusteuern, ganz im Gegenteil. Mas-
sive Kürzungen der Landesfinanzen treffen beson-
ders den Bildungsbereich. Da meine ich nicht nur die
Kürzung bei der Erwachsenenbildung, beispielsweise
zum Nachholen von Bildungsabschlüssen, unverant-
wortbar scheint auch, Beamte, die nur noch Nullen
als Haushaltsstellen bewirtschaften können, Kaffee
trinken zu lassen, aber die Hortnerinnen, den nun-
mehr insolventen Kommunen überhelfen zu wollen.
50 Prozent der Regelschulen und Gymnasien nutzen
die Schuljugendarbeit erfolgreich zur Profilierung als
Schulen mit offenen Ganztagsangeboten. Eine hohe
Schülerbeteiligung, die Akzeptanz beweist dies und
nun wie scheinbar immer bei Modellfinanzierungen,
wird die Hälfte davon der Diskontinuität der Minister-
neubesetzung zum Opfer fallen. Man entzieht dem

nun gerade im Wachsen begriffenen Pflänzchen
Ganztagsschule den Boden in Thüringen. Die Lehr-
mittelfreiheit und das warme Schulessen werden
Opfer sozialistischer Vergangheitsbewältigung und
die Schülertransportkosten steigen wegen weiterer
Schulschließungen als Folge einer Effizienz des
differenzierten Schulsystems. Die Landsregierung
diskutiert in der Presse die Absenkung von Standards
in den Kindergärten, dabei wird offensichtlich auch
über die Lockerung des Betreuungsschlüssels in Kin-
dergärten nachgedacht. Statt erfolgreiche Strukturen,
auf die sie ja noch hinweisen und stolz darauf sind, zu
erhalten und auszubauen, scheint auch dieser Be-
reich kein Tabu mehr zu sein. Das derzeitige Ausbil-
dungsniveau der Erzieher in der sozialpädagogischen
Breitbandausbildung auf Fachschulniveau, internatio-
nal völlig überholt, muss ich hoffentlich nicht anhand
von Zahlen beweisen. Diese wird den Ansprüchen
moderner frühkindlicher Betreuung nicht gerecht.
Man führe sich allein die Tatsache vor Augen, dass
der momentane Notendurchschnitt im Realschul-
abschluss für die Zulassung zur Erzieherfachschul-
ausbildung bei ca. 3,0 liegt. Es scheint also möglich,
dass Leseunlustige, für duale Ausbildung leider nicht
gebrauchte junge Menschen mangels anderer Alter-
nativen Lehrmeister der nächsten Generation wer-
den. Sprechen Sie bitte mal mit den Kindergarten-
leiterinnen über das durchschnittliche Niveau der
zugeteilten Praktikanten. Leider handelt es sich nicht
um Einzelfälle.

Eine weitere Folge der hochschulfernen Erzieher-
ausbildung möchte ich nur am Rand erwähnen, der
gravierende Mangel an Forschung zur frühkind-
lichen Bildung und Erziehung. Deutschland leistet
sich mehr Professoren für japanische Sprache als für
frühkindliche Bildung. Erschreckend, dass uns darauf
die OECD hinweisen musste. Herr Fthenakis er-
wähnte es bereits bei der Anhörung des Bildungs-
ausschusses im Landtag vor drei Jahren, jedoch
ohne erkennbares Ergebnis. Ein mehr oder weniger
deutlich ausgesprochenes Hauptargument gegen die
Akademisierung der Erzieherausbildung sind die Kos-
ten und die Angst, dass gut ausgebildete Erziehe-
rinnen höhere Gehälter fordern. Abgesehen davon,
dass uns unsere Kinder gut ausgebildete Päda-
gogen Wert sein sollten, gibt es internationale Wirt-
schaftsstudien, die belegen, dass für jeden Dollar, der
in Bildungsprogramme für 3- und 4-Jährige investiert
wird, drei Dollar zurückfließen. Das Problem ist dabei
nur, dass sich dieser Gewinn erst einstellt, wenn die
Kinder erwachsen sind, eine Zeitdimension, welche
im aktuellen und von parteipolitischen Interesse ge-
prägten Haushaltsdenken leider keine Rolle spielt.
Ausgaben im Bereich Bildung sind investive Aus-
gaben und fordern einen Blick über den Horizont ein-
zelner Jahreshaushalte hinweg. Wohl dem Land, in
dem Minister und Haushaltspolitiker solch einen Blick
besitzen. Ich würde mich über eine Fortberatung des
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Berichts im Ausschuss freuen.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Abgeordnete Reimann, das heißt, Sie beantra-
gen die Fortberatung im Bildungsausschuss. Für die
SPD-Fraktion hat sich der Abgeordnete Döring zu
Wort gemeldet.

Abgeordneter Döring, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, gesund-
beten und schönreden scheint derzeit die Lieblings-
beschäftigung der in Regierungsverantwortung ste-
henden Bildungspolitiker der Bundesländer zu sein.
Auch Sie, meine Damen und Herren von der CDU,
bringen es hier ja zur wahren Meisterschaft. Natürlich,
Herr Minister Goebel, kann man den Bürgerinnen
und Bürgern Sand in die Augen streuen. Die Wirklich-
keit sieht aber anders aus. Die Resultate der PISA-
Folgestudie sind für uns nämlich überaus ernüch-
ternd. Deutschland liegt bei PISA 2003 in allen drei
Kompetenzbereichen, die auch schon im Jahr 2000
getestet wurden, in der unteren Hälfte der Leistungs-
tabelle der 29 teilnehmenden Staaten. Das heißt,
zwar haben gegenüber PISA 2000 in allen drei Kom-
petenzbereichen sich bessere Platzierungen für
Deutschland ergeben, der tatsächliche Zugewinn be-
wegt sich aber je nach untersuchtem Bereich nur
zwischen 5 und 16 Leistungspunkten. Da ein Plus
oder Minus von 10 Leistungspunkten vom PISA-Kon-
sortium als rein statistische Schwankung angesehen
wird, hat Deutschland real bei der PISA-Folgestudie
nicht wesentlich besser abgeschnitten, als bei PISA
2000. In allen drei Kompetenzbereichen beträgt der
Vorsprung der PISA-Spitzenstaaten weiterhin 40 bis
50 Leistungspunkte und entspricht einem Kompe-
tenzunterschied von mehr als einem Schuljahr. Der
PISA-Koordinator der OECD, Andreas Schleicher,
wurde vorhin schon zitiert, hat es, Frau Reimann,
noch klarer und deutlicher kommentiert. Ich zitiere:
"Das dreigliedrige System ist gescheitert. Die Zu-
sammenschau der Ergebnisse von PISA und IGLU
zeigt klar, dass das Ziel der frühzeitigen Differenzie-
rung, nämlich leistungsschwächere und leistungs-
stärkere Schüler durch Trennung in verschiedene
Schulformen optimal zu fördern, völlig verfehlt ist.
Weder werden leistungsschwächere Schüler beson-
ders gut gefördert noch ergibt die Auslese der ver-
meintlich Leistungsstärkeren eine zufrieden stellende
Leistungsspitze. Das ist die Realität.

(Beifall bei der SPD)

Das heißt, das gegliederte Schulwesen in Deutsch-
land hat sich erneut als wenig leistungsfähig erwie-
sen, und daran ändert auch, Prof. Goebel, Deutsch-

lands Platz 13 bei dem erstmals getesteten Kom-
petenzbereich "Problemlösen" nichts. Zwar lässt sich
in diesem Kompetenzbereich an den deutschen
Schülern laut PISA-Konsortium ein bemerkenswertes
kognitives Potenzial erkennen, wie das schlechte
Abschneiden bei der mathematischen und naturwis-
senschaftlichen Grundbildung jedoch zeigt, gelingt es
aber nicht dieses Potenzial für komplexere analy-
tische Anforderungen nutzbar zu machen. Das Ab-
schneiden der einzelnen Bundesländer bei der PISA-
Folgestudie ist noch nicht bekannt. Es dürfte sich
aber im Rahmen der gesamtdeutschen Resultate
bewegen. Daher lässt sich auch für Thüringen mit
einiger Sicherheit sagen, dass sich gegenüber
PISA 2000 keine wirkliche Verbesserung ergeben
hat. Wenn wir uns noch mal vergegenwärtigen
PISA 2000 - hier war Thüringen in allen drei geprüften
Kompetenzbereichen 40 bis 60 Leistungspunkte un-
ter den PISA-Spitzenstaaten. Das entspricht einem
Kompetenzunterschied von ein bis zwei Schuljahren.
Wir erinnern uns, vor allem besaßen Thüringer Schu-
len bei der Lesekompetenz nicht den Stellenwert, der
wirklich als elementare Kulturtechnik zukommt. Be-
sonders auffällig war die weit über dem Durchschnitt
liegende Leseunlust der Thüringer Schüler.

Deshalb bestand und besteht für Thüringen kein An-
lass zufrieden zu sein. Auch wenn Sie noch einmal
den vierten Platz hier zitiert haben, Sie kennen meine
Meinung, ich sage klar, wir müssen auch die Ver-
gleichsbasis noch mal betrachten, und wenn wir die
Migrantenkinder nicht in den Vergleich mit einbe-
ziehen, dann stehen wir auf Platz 10 von 13 Ländern.
Das ist die Realität. Was für mich einzig zählt, ist der
internationale Vergleich mit den PISA-Spitzenstaaten
und nicht die Frage, wo man innerhalb der zweiten
Liga positioniert ist. Wenn Sie sich auch noch gern
mit dem bayerischen Hintertupfingen messen wollen,
das ist Ihre Sache. Für uns ist einzig von Belang, ob
und wie es uns gelingen wird, den Freistaat an das
internationale Spitzenniveau heranzuführen.

Meine Damen und Herren, das schlechte Abschnei-
den Thüringens bei PISA 2000 ist ein Ergebnis, das
eigentlich zwingend Veränderungen im Thüringer
Schulwesen hätte nach sich ziehen müssen. Län-
geres gemeinsames Lernen, Ausbau schulischer
Ganztagsangebote, individuelle Schülerförderung,
neue und differenzierte Unterrichtsformen, stärkere
Eigenständigkeit der Schulen und Schulprofilbildung,
Weiterentwicklung und Evaluierung der Bildungs-
qualität, stärkere Öffnung der Schulen zu ihrer Le-
bensumwelt und nicht zuletzt eine grundlegend re-
formierte Lehrerausbildung; das sind die wichtig-
sten der aus PISA 2000 ableitbaren und unver-
ändert gültigen bildungspolitischen Konsequenzen
für Thüringen. Geschehen ist jedoch bislang so gut
wie nichts. Die Landesregierung hält ja insbesondere
unbeirrt am gegliederten Schulsystem fest -
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(Zwischenruf Abg. Schwäblein, CDU:
Recht so!)

wir haben das heute noch einmal klar gehört -, also
an der frühen Aufteilung der Kinder auf unterschied-
liche Schularten nach der Klasse 4. Und dies, obwohl
sich das Thüringer Schulwesen bei PISA 2000 nicht
nur als leistungsschwach, sondern auch als sozial un-
gerecht erwiesen hat, wie die Schulbildung in
Deutschland insgesamt.

(Zwischenruf Abg. Seela, CDU: Unsinn!)

Wie die Schulbildung in Deutschland insgesamt - Sie
müssen schon mal zuhören. Das Kind eines Chef-
arztes in Thüringen hat Ende der Klasse 4 eine mehr
als doppelt so große Chance auf die begehrte Gym-
nasialempfehlung als ein Kind eines Arbeiters. Und
dies ist ein objektiver Befund, auch nachzulesen in
der Enquetekommission. Sie haben ja diesem Be-
richt auch zugestimmt, meine Damen und Herren
von der CDU. Anstatt also Kindern Bildungswege
zu eröffnen, führt das Thüringer System der frühen
Aufteilung auf unterschiedliche Schularten allzu oft
in Bildungssackgassen.

(Beifall bei der SPD)

Viele der bei PISA 2000 und erneut bei PISA 2004
erfolgreichen Staaten gehen einen anderen Weg
und das müssen Sie endlich zur Kenntnis nehmen.
Sie lassen die Schüler länger gemeinsam lernen und
ermöglichen in den Klassen und Lerngruppen einen
nach Leistungsniveau differenzierten Unterricht. Die
Schulen arbeiten ergebnisorientiert. Alle Schüler er-
halten individuelle Förderung und Unterstützung.

(Zwischenruf Abg. Schwäblein, CDU: Sie
gliedern innerhalb einer Klasse.)

Sie werden konsequent und umfassend in ihren
Stärken gefördert.  Herr Schwäblein, die Schüler ler-
nen gemeinsam und dabei werden sie individuell
gefördert. Herr Schwäblein, vielleicht wäre es mal
ganz interessant, wenn Sie sich damit beschäfti-
gen und sich erst mal

(Zwischenruf Abg. Schwäblein, CDU: In
Lerngruppen).

das anschauen. Da können Sie auch mal in die
Jenaplanschule gehen, da können Sie das sogar in
Thüringen am Detail sich anschauen, wie das funk-
tioniert. Vielleicht wäre es mal ganz interessant, da
könnten Sie die Bemerkungen hier auch lassen.
Genau das wollen wir auch, individuelle Förderung
beim gemeinsamen Lernen. Das ist das, was wir wol-
len, und deshalb treten wir auch für das gemeinsame
Lernen aller Schüler bis einschließlich Klasse 8 ein.

Aber Ihre Bemerkungen zeigen mir es immer wieder,
es besteht natürlich wenig Hoffnung, dass die Lan-
desregierung unseren bildungspolitischen Vorstel-
lungen folgen wird. Wenn man sich den Landeshaus-
halt 2005 anschaut und die wirklichen Vorhaben,
die Sie hier vorgetragen haben, dann stellt sich die
Frage, ob Sie überhaupt willens sind, wirklich aus
PISA 2000 und aus der Folgestudie ernsthafte Kon-
sequenzen zu ziehen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Döring, gestatten Sie eine An-
frage durch den Abgeordneten Schwäblein?

Abgeordneter Döring, SPD:

Am Ende dann, Herr Schwäblein.

Anders kann ich es mir beispielsweise nicht erklären,
dass statt des erforderlichen Ausbaus schulischer
Ganztagsangebote es hier zu einer drastischen
Reduzierung kommt. Der Entwurf des Landeshaus-
halts 2005 zeigt deutlich, dass die Schuljugendarbeit
zurückgefahren wird, also die personelle Komponente
schulischer Ganztagsangebote. Wir erinnern uns
noch, hier im Hause wurde die Jugendarbeit in
höchsten Tönen vom früheren Kultusminister so-
zusagen beschrieben oder von einem spezifisch thü-
ringischen Weg zu einem Plus an schulischen Ganz-
tagsangeboten gesprochen. Deshalb, Herr Minister
Göbel, gestatten Sie mir ganz konkret die Nachfrage,
ob denn die von Herrn Krapp auch in dieser Runde
wiederholt dargelegten Erkenntnisse in einem Kul-
tusministerium unter Ihrer Leitung nichts mehr wert
sind. Oder haben sich inzwischen neue Fakten er-
geben, demzufolge in der Sekundarstufe I in Thürin-
gen keine Ganztagsangebote mehr gebraucht wer-
den?

Noch kontraproduktiver wird sich die geplante Kom-
munalisierung der Grundschulhorte auswirken. Bis-
lang, das wissen wir, sind die Schulhorte integraler
Bestandteil der Grundschulen und sie bilden -
Grundschule und Schule - eine pädagogische Ein-
heit. Entsprechend dem Schulgesetz und den da-
rauf beruhenden weiteren Vorgaben des Landes
nehmen sie sozusagen ihre spezifischen Aufgaben
wahr, um gemeinsam das pädagogische Konzept
ihrer Grundschulen zu verwirklichen. Durch genau
diese enge Verbindung mit den Schulhorten sind
die Grundschulen nach der Definition der KMK auch
offene Ganztagsschulen. Wer den Grundschulhort
allein als Freizeitbereich bezeichnet, wie das der
Ministerpräsident gestern getan hat, der hat die Ent-
wicklung der Grundschulen gerade in Bezug auf die
veränderte Schuleingangsphase in den vergangenen
Jahren offenbar verschlafen. Genau das ist das Po-
sitive, die enge Verzahnung von Grundschule und
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Schule unter einheitlicher Trägerschaft und mit ge-
meinsamem pädagogischem Konzept. Das will die
Landesregierung mit der geplanten Kommunalisie-
rung zerschlagen. Damit stellt sie sich in eindeutigen
Widerspruch zu den aus PISA 2000 ablesbaren Er-
fordernissen der Existenz und Weiterentwicklung
der Thüringer Grundschulen als offene Ganztags-
schulen und stellt das zur Disposition. Auch dies
belegt, dass die Landesregierung nichts, aber auch
gar nichts aus PISA 2000 zu lernen bereit ist. Ange-
sichts dieses bildungspolitischen Versagens müssen
wir schon jetzt mit Sorge der nächsten PISA-Runde
oder einer neuen internationalen Grundschulstudie
entgegensehen. Aber ich bin sicher, dass der Kul-
tusminister sich auch dann etwas einfallen lassen
wird, um das schlechte Abschneiden Thüringens
schönzureden. Eventuell erfreut er uns alle dann ja
mit der Nachricht, dass es dem Freistaat immerhin
gelungen sei, sich deutlich vor Kasachstan, Paraguay
oder den Kapverdischen Inseln zu platzieren. Darauf
bin ich schon heute gespannt. Danke.

(Beifall bei der SPD).

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Döring, Sie hatten versprochen,
dass Sie noch eine Frage beantworten. Herr Abge-
ordneter Schwäblein.

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Schönen Dank. Herr Kollege Döring, können Sie sich
vielleicht vorstellen, dass die Eltern, die ihre Kinder
bewusst auf die Reformschulen Thüringens schicken,
sei es Jenaplan, Hermann-Lietz oder andere, dass
die ihren Kindern schon durch dieses Interesse eine
etwas bessere Bildungschance mitgeben und dass
dadurch möglichweise die Lernergebnisse so viel
besser sind und dieses gleiche Klientel, unabhängig
davon, ob sie jetzt an einer Gesamtschule oder einer
gegliederten Schule etwa auf gleiche Leistungen
kommen oder im gegliederten sogar noch besser
sein könnten.

Abgeordneter Döring, SPD:

Herr Abgeordneter Schwäblein, wenn Sie sich mal
anschauen würden, wie die Reformschulen ihre
Schüler aussuchen - sie können sie sich nämlich aus-
suchen -, dann werden Sie merken, dass ganz be-
wusst auch Schüler von bildungsfernen Elternhäu-
sern, ganz bewusst auch Problemschüler in diese
Schulen integriert werden. Insofern zeigt sich die
Leistungsfähigkeit dieser Schulen gerade darin, dass
sie Problemkindern solche Leistungen abverlangen
und solche Leistungen entwickeln und nicht, dass nur
die Eltern interessiert sind an dieser Schule. Das ist
auch der Fall bei vielen, aber leider nicht bei allen. Ich

wünsche mir, dass es bei allen so wäre, und da müs-
sen wir einiges tun und wir haben noch die Eltern-
arbeit beschrieben. Aber wenn man jetzt die Er-
wachsenenbildung anschaut, auch hier wird gestri-
chen. Also, wir haben immer große, hehre Ziele und
Sie machen das dann mit Ihrem finanzpolitischen
Kahlschlag wieder kaputt.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat sich der Abgeordnete
Emde zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren Abgeordneten, ich möchte zunächst Frau
Reimann ein paar Worte entgegnen, weil, wir sind
uns ja einig, dass es wichtig ist, auf Qualität zu achten
und den Unterricht besser zu machen und indivi-
dueller zu fördern. Auch in anderen Dingen, die Sie
genannt haben, waren wir uns einig, das haben wir
auch in der Enquetekommission festgestellt. Nur
bei dem einem Schluss, den Sie ziehen, dass es
dazu unbedingt notwendig ist, dass wir wieder die
Einheitsschule einführen, da sind wir auseinander.

(Beifall bei der CDU)

Wir sind auch nicht der Meinung, dass man genau
dies aus der PISA-Studie herauslesen kann. Sie
sagen, das deutsche Bildungssystem; das wissen
Sie ja selbst, dass es das deutsche Bildungssystem
in dem Sinne nicht gibt und dass es eben so ist, dass
einige Bundesländer, dass die Schüler dort, wenn sie
die neunte Klasse erreicht haben, um ein Jahr zu-
rückliegen gegenüber zum Beispiel den Spitzenrei-
tern wie Bayern, Baden-Württemberg. Und Thüringen
lag ja auch bei der regionalisierten Studie auf dem
vierten Platz.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Emde, Sie gestatten die Anfrage durch Frau
Abgeordnete Reimann? Bitte schön

Abgeordnete Reimann, PDS:

Herr Emde, stimmen Sie mir zu, dass Sie den Begriff
Einheitsschule aus meinem Mund noch nie gehört
haben?

Abgeordneter Emde, CDU:

Kann ich jetzt so nicht sagen. Nehme ich dann von
mir aus auch zurück, dann sage ich eben, aber wenn
Sie fordern, dass alle Schüler von Klasse 1 bis 8 zu-
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sammen lernen, dann ist das für mich eine Einheits-
schule. Dann nenne ich es eben so, wenn Sie es so
nicht gesagt haben.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Genau
das ist der Fehler)

(Unruhe bei der SPD)

Herr Döring, wenn die Schule, die Sie fordern, so
funktioniert, wie Sie es sich gern erträumen, dann
frage ich mich, warum in SPD-regierten, sozialdemo-
kratisch regierten Ländern das noch nie geklappt hat
und warum genau diese Länder am schlechtesten
abschneiden sowohl in der Leistung als auch bei
den sozialen Benachteiligungen. Warum ist denn
das so?

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Auch
das stimmt nicht. Auch das ist eine Mär.)

Frau Reimann, noch ein Wort zu meinen Aussagen,
dass sich Schule in Deutschland oder vielleicht auch
in Thüringen zu oft an den Schwachen ausrichtet.
Damit war nicht gemeint, dass ich nicht gerade die
schwächeren Schüler fördern will, das sagen uns
ja die PISA-Studien. Dort sind wir auch auf dem Weg.
Was ich sagen will, ist, dass Schule sehr häufig da-
durch, dass sie sich an den Schwachen orientiert,
Mittelmaß produziert und dass eben die Differen-
zierung oft nicht greift.

Worüber trifft der internationale Vergleich PISA 2003
Aussagen? Dieser internationale Leistungsvergleich
wird von der OECD verantwortet, also einer Organi-
sation, die ausschließlich ökonomische Entwicklun-
gen in den Fokus nimmt. Vor diesem Hintergrund
muss man natürlich die Frage stellen, ob es einzig
das Abschneiden bei diesem Test ist, was den wirt-
schaftlichen Erfolg eines Landes ausmacht. Die USA,
Mutter der Weltwirtschaft, schneidet um einiges
schlechter ab als Deutschland. Dort und auch in
anderen Ländern, die schlechter abschneiden als
Deutschland, ist von einer PISA-Hysterie nichts zu
hören. Offensichtlich ist es für uns Deutsche schwer
zu ertragen, dass wir nicht die Besten sind. Wir sind
es schon lange auf vielen Gebieten nicht mehr. Die
PISA-Vergleiche sind aus meiner Sicht ein Abbild
unserer Gesellschaft. Im Vordergrund der Diskussion
steht zwar immer die Schule, im Hintergrund er-
scheint aber unsere Gesellschaft und so manche
Fehlentwicklung oder kulturelles Defizit. Lobbyismus,
Selbstgefälligkeit und Schuldzuweisung an andere,
hier insbesondere an die Lehrer, haben noch die
Oberhand. Die Ergebnisse sagen, dass sich die Test-
leistungen der 15-jährigen Schüler in Deutschland in
Mathe und Lesen leicht sowie in Naturwissenschaf-

ten etwas stärker verbessert haben. Wir liegen im
OECD-Durchschnitt, was an sich schon als Skandal
gewertet wird. Über Sozialkompetenz, Methodenkom-
petenz oder Sprachkompetenz deutscher Schüler,
das sind auch wichtige Bereiche, gibt es keinerlei
Aussagen. Aber wir wissen jetzt, dass unsere Schüler
Probleme deutlich besser lösen können als Alterska-
meraden in anderen Teilen der Welt. Die soziale Her-
kunft ist in Deutschland entscheidend für das ab-
rufbare Wissen bei den Tests. Vergleichbar viele
Schüler mit niedrigem Sozialstatus besuchen Haupt-
oder Realschulgang und erzielen auch schlechtere
Ergebnisse. Aber auch an der integrierten Gesamt-
schule, welche das Abitur einschließt, gibt es zwi-
schen Schülern aus Elternhäusern mit unterschied-
lichem Sozialstatus Wissensdefizite in Mathe von
über einem Schuljahr. Es wird festgestellt in der
Studie, ich darf zitieren: "Jedoch besteht kein Zusam-
menhang zwischen dem Differenzierungsgrad des
Schulsystems bzw. dem Alter der Differenzierung und
dem Kompetenzniveau." Herr Döring, wenn Sie im-
mer den Herrn Schleicher hier zurate ziehen, dann
sage ich auch, dass Wissenschaftler wie Helpke,
Weinert, wie Keller, Schwartzer sagen, dass starke
und schwache Schüler profitieren von einer frühen
Differenzierung.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Ja, ja,
das zeigt das Ergebnis.)

Das Abschneiden einzelner Schulen einer Schulart
klafft in Deutschland ebenfalls sehr weit auseinander,
was zeigt, dass es innerhalb dieser Schulen noch ein
großes Potenzial gibt, besser zu werden. Die Rah-
menbedingungen, wie zum Beispiel Klassengröße,
Unterrichtszeit sind zwischen den OECD-Ländern
sehr erheblich. Allerdings führen solche vermeintlich
günstigeren Bedingungen nicht automatisch zu bes-
seren Schülerleistungen. Eine flache Diskussion um
mehr Personal und Geld hilft also auch nicht weiter.
Ich bin froh, dass wir diese Diskussion im Wesent-
lichen auch schon überstanden haben. Thüringen
war in der nationalen PISA-Studie auf Platz 4. Der
Abstand der besten deutschen Länder, im Übrigen
unionsregierte, zur internationalen Spitze ist geringer
als der Abstand der besten deutschen Ländern zu
den schlechtesten deutschen Bundesländern, das
sind übrigens Länder mit SPD-Bildungstradition.

Was macht die Opposition in Thüringen nun aus
diesen Feststellungen, die PISA getroffen hat? Den
Pressemeldungen ist zu entnehmen, dass SPD und
PDS in Thüringen ganz andere Dinge herauslesen
als wir. Wir haben das heute auch hier wieder gehört.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Gott sei
Dank.)
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Nachdem die jahrzehntelange Gesamtschuldebatte in
den Altländern verloren ist, nimmt man nun Anlauf
unter neuem Namen, längeres gemeinsames Lernen.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Das ist
doch Blödsinn.)

Der Fraktionsführer der SPD-Fraktion sagt, das
schlechte Abschneiden ist die Quittung für das frühe
Sortieren der Schüler und fordert, dass die Schüler
künftig gemeinsam länger lernen müssen bis ein-
schließlich Klasse 8.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Genau
so ist das. Das stimmt.)

(Beifall bei der PDS, SPD)

Das ist das Einzige, was öffentlich bekundet wird.
Da wird auch eine Kampagne angekündigt. Die PDS
konzentriert sich in Pressemitteilungen mehr auf das
Beklagen sozialer Benachteiligungen, kommt aber zu
demselben Schluss. Nicht dass wir nicht auch für
Chancengerechtigkeit sind, aber zur Wahrheit gehört
auch, dass Bundesländer wie Bayern und Thüringen
mit ganz klarem Bekenntnis zum gegliederten Schul-
system hinsichtlich der sozialen Ausgeglichenheit
deutlich besser abschneiden als Länder wie NRW
und Bremen, die das Gesamtschulsystem präferie-
ren.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Das ist
unwahr.)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter, Sie gestatten eine weitere Frage.
Frau Abgeordnete Reimann, bitte.

Abgeordnete Reimann, PDS:

Herr Emde, kennen Sie den Unterschied zwischen
den Gesamtschulen in den gebrauchten Ländern, die
meistens mehr als tausend junge Menschen in sich
vereinen und die wir alle zusammen, die wir hier sit-
zen, mit Sicherheit nicht wollen, und beispielsweise
einer reformpädagogischen Schule, wie Jenaplan,
wo vom Kindergarten bis zur 13. Klasse alle unter
einem Dach sind. Können Sie sich vorstellen, dass
das zwei total verschiedene Dinge sind, die nichts
miteinander zu tun haben und das nicht einfach nur
ein anderer Begriff ist?

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Reimann, das kann ich mir nicht nur vorstel-
len, das ist mit Sicherheit so, dass eine Gesamt-
schule was anderes ist als eine Reformschule. Ich
weiß aber auch, dass dazu erstens die pädagogi-

schen Konzepte an der Schule hingehören, dass
dazu eine Verantwortung vor Ort hingehört und dass
dazu auch ein ganz anderer Umgang mit den per-
sonellen Möglichkeiten notwendig ist. Dem verwei-
gern Sie sich doch sicherlich auch, oder?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Gestatten Sie eine weitere Frage? Einmal dürfen
Sie noch, Frau Reimann.

Abgeordnete Reimann, PDS:

Dann verzichte ich drauf und hebe es mir auf.

Abgeordneter Emde, CDU:

Dann machen wir im Ausschuss weiter. Also ich
sage es jetzt schon mal. Wir machen dann im Aus-
schuss weiter. Vielleicht kommen wir da der Sache
näher. Manchmal ist es ja besser, man spricht in
kleineren Kreisen. Im Übrigen finde ich nicht schön,
Herr Döring, wenn dann von dort drüben "Lüge"
gerufen wird. Ich lüge nicht, denn es ist in der Tat
so, dass die regionalisierte PISA-Studie erwiesen hat,
dass wir in der sozialen Auslese eben nicht so
schlecht sind wie andere Bundesländer.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Thürin-
gen, aber nicht Bayern.)

(Zwischenruf Althaus, Ministerpräsident:
Wir sind hier aber in Thüringen.)

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Ja, aber
er hat Bayern genannt. Das ist falsch.)

Also in meiner Erinnerung ist es Bayern auch.
Wenn es nicht stimmt, unterhalten wir uns im Aus-
schuss noch mal und Sie bringen mir die Daten
nachher mit. Wenn Sie Recht haben, dann werde ich
das auch bekunden.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Gibst ei-
nen aus.)

Dann gebe ich einen aus, auch damit habe ich kein
Problem.

Meine Damen und Herren, Sie können ja nun be-
haupten, dass mit dem neuen Anlauf für gemein-
sames Lernen oder Gesamtschule alles besser ge-
macht wird, allein mir fehlt der Glaube dazu. Sie soll-
ten es lieber mit den seriösen Leuten aus den so-
zialdemokratischen Reihen zum Beispiel halten,
wie zum Beispiel Kultusministerin Ute Schäfer aus
NRW. Die spricht sicherlich aus guter Erfahrung,
wenn sie davor warnt, in der Gesamtschule die Lö-
sung aller Probleme zu sehen oder auch Frau Ahnen,
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die Präsidentin der KMK derzeit, lehnt eine Verkür-
zung der Diskussion auf Schulstrukturen als ideo-
logisch ab. Welche Gefahr erwächst denn daraus,
aus einer solch verkürzten Diskussion? Andreas
Schleicher, OECD-Bildungskoordinator - wurde hier
schon mehrfach genannt -, propagiert die Einheits-
schulen. Jürgen Baumert, Direktor am Max-Planck-
Institut und deutscher Leiter der ersten PISA-Studie,
stellt fest - ich darf zitieren -, "dass alle Forderungen
nach einem Gesamtschulsystem nicht durch wissen-
schaftliche Untersuchungen untermauert sind, man
solle nicht den Eindruck erwecken, dass politisch
gemeinte Ratschläge wissenschaftlich gedeckt sind."
Neben den Schulstrukturen gibt es eine lange Reihe
von Faktoren, die einfach ausgeblendet werden,
wenn man die Diskussion so verkürzt. Und ich habe
gehört, man will die Diskussion verkürzen, indem
man es auf einen Volksentscheid ankommen lässt.
Die Dinge sind genannt. Qualität von Unterricht, Aus-
und Fortbildung von Lehrern, Bildungsstandards, Un-
terstützungssysteme für die Schulen, kommunale
Einbindung, leistungsfördernde Personalpolitik, ge-
sellschaftliche Stellung von Lehrern und Pädagogen,
die familiäre Situation von Kindern usw.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Machen
Sie doch das!)

Aber Sie erlangen mit Ihrer Diskussion eben die
Verkürzung und dann geht es um all diese Bedin-
gungen eben nicht mehr.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Stimmt
doch gar nicht. Hätten Sie doch zugehört.
Ich habe ganz andere Bedingungen ge-
nannt.)

Ich scheue mich nicht, eine Diskussion über sinn-
volle Strukturen zu führen, aber dies ist eben nicht
die zentrale Frage und da haben in Thüringen andere
Themen Vorrang. Wichtig ist das, was in Schulen
selbst passiert. Im Vordergrund stehen muss die
eigenverantwortliche Schule, die im Rahmen von de-
finierten Bildungsstandards auf kreativen Wegen den
einzelnen Schüler zu seiner individuellen Höchst-
leistung fördert oder führt. Und dazu braucht die
Schule auch ein entsprechendes Unterstützungs-
system. Was Sie hier durchboxen, ist aus meiner
Sicht der blanke Wahnsinn und würde unsere gute
Thüringer Schule um Jahre zurückwerfen.

(Beifall bei der CDU)

Es würde auch viele Dinge, die über Jahre ge-
wachsen sind und wo sich Kollegen unheimlich ein-
gebracht haben, auf den Kopf stellen. Denn es ist
nicht ganz einfach, neue Lehrpläne einzuführen, auch
neue Schulnetzstrukturen zu verkraften und in neuen
Lehrerkollegien zu arbeiten. Und Sie müssen eines

konsequenterweise in Thüringen auch sagen, mit die-
ser Art von Schule, die Sie hier einführen wollen,
schaffen Sie die Gymnasien ab. Das gehört dann mit
dazu und sollte auch so offen gesagt werden. Ich will
es jetzt an der Stelle verkürzen, weil ich denke, der
Minister hat zu vielen Dingen, die in Thüringen vorge-
nommen wurden, viele Maßnahmen, die in Thüringen
greifen, Stellung genommen. An dieser Stelle sollten
wir auch weiter arbeiten und ich bin dafür, dass wir
im Bildungsausschuss die Diskussion zu den Ergeb-
nissen dieser PISA-Studie fortführen und sollten sie
dann insbesondere auch über die regionalisierte
PISA-Studie im Herbst nächsten Jahres fortführen,
um die Dinge für Thüringen herauszufiltern, die uns
wirklich voranbringen.

Aber ich sage es noch einmal ganz klar, mit uns
werden Sie eine Einheitsschule - ich benutze das
Wort noch einmal - nicht machen. Wir bleiben beim
gegliederten Schulsystem und, ich denke, wir sind
durch die Ergebnisse von PISA und anderen Studien
darin auch bestätigt.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Einen kleinen Moment. Sie hatten Frau Reimann
versprochen, noch eine Frage zu beantworten, und
Frau Reimann hat gesagt, eine hebt sie sich noch
auf. Nun ist es zwar mit dem Ausschuss schon be-
antragt worden, aber Sie bleiben jetzt bei der Ver-
abredung, ja? Bitte, Frau Reimann.

Abgeordnete Reimann, PDS:

Wenn Herrn Emde das sozusagen wert ist, dass wir
das im Ausschuss besprechen und ich das ernst
nehmen kann als Antrag, dann verzichte ich natür-
lich auf meine Frage. Dann freue ich mich auf die
Ausschussarbeit.

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Da haben
wir doch nichts davon.)

Abgeordneter Emde, CDU:

Ich freue mich über so viel Harmonie an der Stelle
wenigstens und damit beantrage ich für die CDU-
Fraktion die Beratung des Themas im Bildungsaus-
schuss.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Gut. Für die CDU-Fraktion hat sich der Abgeordnete
Dr. Krause noch zu Wort gemeldet. Der zieht seine
Redemeldung nicht zurück.
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Abgeordneter Dr. Krause, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen  und Herren, an-
gesichts der fortgeschrittenen Zeit möchte ich auf
meinen Beitrag verzichten. Allerdings, wenn ich
wenigstens ein Zitat bringen darf heute aus der FAZ.
Der Münchner Lernforscher und Psychologe Klaus
Heller hat zu Recht darauf hingewiesen, dass
Schulleistungen vor allem im späteren Kindes- und
Jugendalter durch kumulative Lern- und Wissens-
zuwächse geprägt sind. Also werden die Chancen
für Begabungsschwache in einheitlichen Lerngrup-
pen nach Gesamtschulmuster zunehmend geringer.
Diese Hoffnungen haben schon Studien in den 80er-
Jahren bei Hauptschülern und Gymnasiasten wider-
legt. Sie haben vor allem eine Erkenntnis zu Tage
gefördert, dass nichts ungerechter ist als die gleiche
Behandlung Ungleicher.

Wir werden sicherlich im Ausschuss weiterdisku-
tieren. Wir werden diese Diskussion sehr offensiv
führen und wir freuen uns sogar darauf. Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Damit kann ich offensichtlich die Aussprache schlie-
ßen. Es ist der Antrag auf Fortberatung im Bildungs-
ausschuss von zwei Fraktionen gestellt worden. Ich
nehme an, dass die SPD-Fraktion dem nicht wider-
sprechen wird. Demzufolge lasse ich nun darüber
abstimmen. Wer dafür stimmt, im Bildungsausschuss
diesen Bericht fortzuberaten, den bitte ich um das
Handzeichen. Danke schön. Gibt es hier Gegenstim-
men? Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? Das
ist auch nicht der Fall. Damit kann ich feststellen,
dass das Berichtsersuchen erfüllt ist, wenn dem nicht
widersprochen wird und es wird nicht widerspro-
chen. Ich schließe den Tagesordnungspunkt 16.

Wir hatten in der Festlegung der gestrigen Tages-
ordnung auch entschieden, dass der Tagesord-
nungspunkt 18 in jedem Fall noch am heutigen
Tag aufgerufen wird.

Damit überspringe ich den Tagesordnungspunkt 17
und komme zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 18.

Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses
Möglicher Missbrauch von öffentlichen
Mitteln und mutmaßliche unzulässige
Subventionierung durch den Freistaat
Thüringen im Beherbergungsgewerbe,
insbesondere zur Errichtung des Kon-
gress-Hotels in Suhl sowie des Dom-
Hotels in Erfurt und dessen Betreibung
Antrag der Abgeordneten Bausewein,
Becker, Buse, Doht, Döring, Ehrlich-Strat-
hausen, Gentzel, Gerstenberger, Hauboldt,
Höhn, Künast, Leukefeld, Matschie, Ohl,
Pelke, Dr. Pidde, Pilger, Dr. Schubert,
Taubert, Thierbach
- Drucksache 4/431 - Neufassung -
dazu: Änderungsanträge der

Fraktionen
der SPD und PDS
- Drucksachen 4/448/449 -

Mitglieder, die Sie auf der Drucksache nachlesen
können und damit die einreichenden Unterzeichner
haben beantragt, dass der Abgeordnete Dr. Schubert
die Begründung vornimmt. Bitte.

Abgeordneter Dr. Schubert, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die
SPD-Fraktion hat gemeinsam mit einigen Abge-
ordneten der PDS-Fraktion die Einsetzung eines
Untersuchungsausschusses beantragt. Den Titel kön-
nen Sie in der Vorlage nachlesen, genauso, wie eine
ausführliche Begründung. Ich denke, es ist doch an-
gebracht, an dieser Stelle noch auf einige wichtige
Punkte speziell einzugehen.

Beginnen wir mit dem Kongress-Hotel in Suhl. In den
Unterlagen, die uns vorliegen, können wir von einer
Bausumme in Höhe von 22 Mio. DM einschließlich
der Abrisskosten ausgehen. Eine entsprechende An-
frage des Abgeordneten Höhn zum Thema ergab ei-
ne förderfähige Bausumme in Höhe von 44,1 Mio.
DM allein Baukosten ohne Abriss, und diese sind
dann mit 21,9 Mio. DM gefördert worden. Diese er-
heblichen Differenzen, die sich daraus ergeben ha-
ben, haben uns dazu veranlasst, eine erneute An-
frage zu stellen. Und die Antwort war fehl am Platz,
denn wir hatten nach den genauen Angaben gefragt.
Ich denke, bei einer Fördersumme von 23,9 Mio. DM
inklusive der Abrissförderung muss es einfach selbst-
verständlich sein, dass der Antragsteller bereit ist,
alles offen zu legen, wo er die Mittel denn in Wirk-
lichkeit verbaut hat.
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Ganz besonders spannend ist die Frage der Ab-
risskosten. Die Summe beträgt nach unseren Un-
terlagen und dem Bauvertrag, der uns vorliegt,
1,8 Mio. DM. Auf Anfrage, die vorhin schon erwähnt
wurde, an die Landesregierung wurde uns mitge-
teilt, die Abrisskosten betragen 4 Mio. DM und sind
mit 2 Mio. DM gefördert worden. Der Investor selbst
teilt uns per Schreiben vom 1. Dezember mit, die Ab-
risskosten in Suhl sind zu 100 Prozent gefördert
worden. Was stimmt denn nun? Meine Damen und
Herren, das schreit ja geradezu nach Aufklärung und
nicht umsonst hat die Staatsanwaltschaft in Meinin-
gen bereits ein Ermittlungsverfahren eingeleitet.

Ich komme zum Dom-Hotel in Erfurt. Der gleiche In-
vestor, auch hier sind erhebliche GA-Mittel geflos-
sen, mindestens 4,7 Mio. ����0��2��������������5����
zeitalter. Das ergab sich ebenfalls aus einer An-
frage. Die moralische Vertretbarkeit, dass man ein
Fünfsternehotel mit GA-Mitteln fördert, kann sicher-
lich nicht Gegenstand des Ausschusses sein, aber
darüber kann sich sicher jeder selbst ein Bild ma-
chen. Aber auf jeden Fall sollte auch hier die Frage
der exakten Verwendung der Fördermittel geklärt
werden.

Ich komme zum dritten Punkt, das Thema "Spiel-
bank". Ebenfalls wieder auf eine Kleine Anfrage,
diesmal meines Kollegen Bausewein, wurde uns
mitgeteilt, dass die Spielbank GmbH einen Vertrag
mit dem dortigen Investor in Höhe von 31.000 �
plus 2.000 �������� �!���������$�#�"��$ ��schlossen
hat. In Summe beläuft sich das dann in 10 Jahren auf
rund 4 Mio. �	� ���� 6�$��� ���� hier sein: Warum
wurde der Vertrag bereits zwei Jahre vor der Aus-
schreibung abgeschlossen? Warum steht denn in der
Ausschreibung nichts von dem Standort, um den es
geht, nämlich das Dom-Hotel? Und wieso wirbt der
Investor auf seinem Prospekt für den Immobilien-
fonds genau mit der Patronatserklärung des Frei-
staats Thüringen? Dafür kann es eigentlich nur eine
Erklärung geben, die 4 Mio. ������������zusätzliche
Investförderung des Gesamtvorhabens. Ich bin ja mal
ganz gespannt, ob wir die 31.600 ��*��$�������
jemals durch die Spielbank wieder hereinbekommen
können. Im laufenden Haushaltsjahr hatten Sie ja be-
reits 2 Mio. ��5���$���� durch die Spielbank einge-
stellt, in Wirklichkeit geben wir in diesem Jahr, wie
wir jetzt durch eine Mitteilung der Landesregierung
erfahren haben, erst einmal 340.000 �� � ��plan-
mäßige Ausgaben für das Thema Spielbank aus. Im
nächsten Jahr sind in dem Haushalt, der uns ja auch
in dieser Sitzung bzw. gestern vorgelegt worden ist,
900.000 ��5���$��������gestellt - also zusätzlich
zu den Mieteinnahmen der Spielbank. Da bin ich wirk-
lich mal gespannt, ob sich denn das realisieren lässt.

Ich denke, meine Damen und Herren, die darge-
legten Fakten rechtfertigen nicht nur einen Unter-

suchungsausschuss, es ist geradezu unsere Pflicht
als Abgeordnete, diese ganzen Sachverhalte ge-
nauestens aufzuklären und deshalb bitte ich Sie um
Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Damit hat Herr Abgeordneter Dr. Schubert den An-
trag in der Drucksache 4/431 in der Neufassung be-
gründet. Es ist jetzt auch eine Redemeldung dazu
eingegangen, und zwar für die CDU-Fraktion der
Abgeordnete Kretschmer.

Abgeordneter Kretschmer, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Ge-
genstand der Untersuchung laut Antrag 4/431 sind
zwei Objekte, die durch die Gemeinschaftsaufgabe
gefördert worden sind. Das ist einmal das Hotel
Mercure Kongress-Hotel Suhl und das Zweite, wenn
ich mich recht besinne, nicht Dom-Hotel, sondern
Hotel Domblick. Ziel der Förderung der Gemein-
schaftsaufgabe ist die Stärkung der Wirtschaftsstruk-
tur und Schaffung neuer Arbeitsplätze bei beiden Ob-
jekten, die man ja besichtigen kann, die ja da sind,
kann man also sagen, sie haben die Wirtschafts-
struktur der Regionen gestärkt, überlegen Sie, allein
in der Diskussion über die Frage Oberzentrum Suhl.
Bei beiden sind auch neue Dauerarbeitsplätze ge-
schaffen worden. Im Hotel Mercure 53 neue Arbeits-
plätze, davon 6 Auszubildende und im Hotel Dom-
blick sind es 40 Dauerarbeitsplätze, darunter 5 Aus-
zubildende. Ich denke, das ist anerkennenswert.

(Beifall bei der CDU)

Nun hat Herr Kollege Matschie gestern so en pas-
sent mit erwähnt, dass da eine Misswirtschaft exi-
stiert und GA-Mittel möglicherweise viel besser für
eine Schul- und Bildungsangelegenheit eingesetzt
werden können. Ich habe das recht verfolgt, Herr
Matschie, nur, Sie wissen selber, Sie können diese
Töpfe nicht einfach umswitchen, das ist das Erste.
Jetzt sind nun in den Kleinen Anfragen, die auch von
Herrn Kollegen Schubert vorgestellt worden sind -
470, 473 - doch einige Fragen beantwortet worden.
Deshalb nun schon die Frage: Warum Untersu-
chungsausschuss? Der erste Vorwurf, den ich ver-
nommen habe, der ja in den Gazetten auch steht,
ist Subventionsbetrug. Herr Gentzel wird zitiert mit
4 Mio., die dort subventioniert worden sind. Herr
Schubert wird im "Freien Wort" vom 01.12.2004
zitiert, dass er konkrete Indizien für einen Betrug
habe, ihm lägen Verträge vor, die Baukosten in Höhe
von 22 Mio. nachweisen. Ich sage nur, das Engage-
ment, die Förderung in Suhl ist durch die Verwen-
dungsnachweisprüfung der Thüringer Aufbaubank
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gegangen. Dort werden nicht Verträge geprüft, son-
dern es werden die Rechnungen, die Verwendungs-
nachweise geprüft. Und wenn Sie gerade heute ak-
tuell in die Vorlage 4/140 sehen, das ist die Unter-
richtung der Landesregierung zum Teil III des 34.
Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe, dort kön-
nen Sie sehr schön nachlesen in Kapitel C Punkt 4,
wie die Förderergebnisse bis 2004 sich dargestellt
haben. Also, bis zum 31.07.2004 sind immerhin
17.700 Vorhaben bewilligt worden und davon sind
durch die Thüringer Aufbaubank durch die Verwen-
dungsnachweiskontrolle immerhin 12.935 Vorhaben
mit Prüfbescheid abgeschlossen worden. Und warum
sage ich das? Weil in 8.340 Fällen Zuschussrück-
forderungen eingetreten sind und immerhin in einer
Höhe von 90,7 Mio. �	��$�����1��$#����2���"��� wür-
de ich erst mal sagen, die Verwendungsnachweis-
prüfung ist allemal besser als dass Sie sagen, hier
in dem öffentlichen Raum soll der Investor seine Un-
terlagen offen legen.

Zweiter Punkt: Sie haben es, es kann sein, ich weiß
es nicht, ich bin da etwas unsicher, aber der zweite
Punkt ist möglicherweise, in der Begründung liest
man es sehr schön, ist das ein nachkarten in der
schwierigen Erfurter Diskussion, ich sage es mal,
schwierigen Erfurter Diskussion - als Nicht-Erfurter
habe ich es nicht ganz verstanden - um die Zukunft
des Erfurter Hofes. Das lesen Sie ja sehr schön in
der Begründung, aber, ich denke, der Erfurter Hof ist
auf gutem Weg. Die Landesentwicklungsgesellschaft
geht, das können wir im neuen Haushaltsentwurf le-
sen, mit einem guten Betrag hinein, um auch die Ge-
schicke des Erfurter Hofes gut zu entwickeln.

Der dritte Punkt, den Sie auch hier deutlich vorge-
tragen haben, ist die Frage der Spielbank und ins-
besondere der Mietzahlungen. Ich will mal sagen,
aus meinem Blick heraus der letzten Jahre ist min-
destens bemerkbar, dass es eine Verkettung ver-
schiedener Zeitläufe ist und an diesen Zeitläufen
sind die vorhergehenden Legislaturen nicht ganz un-
schuldig, das muss ich mal so deutlich sagen. Denn
wenn Sie überlegen, wie lange das Spielbankgesetz
doch gelaufen ist, ist das zumindest ein bemerkens-
werter Umstand. Ich bin der Meinung, und das habe
ich in der Rückfrage bei den Kollegen im Innen-
ausschuss auch erfahren, in der 5. Sitzung am
26.11.2004 ist sehr ausführlich über diese Frage dis-
kutiert worden. Ich kann meinen Kollegen Fiedler zi-
tieren: Es sind keine Fragen offen geblieben. Ich
glaube sogar, Herr Kollege Fiedler, es sind sowieso
immer wieder dieselben Fragen. Die Antworten ge-
fallen Ihnen nur nicht und möglicherweise wollen Sie
durch beständiges Nachfragen die Inhalte der Ant-
worten ändern, aber das geht natürlich nicht.

(Beifall bei der CDU)

Ich will deutlich sagen, weil Sie das hier so in den
Raum gestellt haben - Subventionsbetrug. Sollte ein
Verdacht auf Subventionsbetrug bestehen, dann er-
mittelt die Staatsanwaltschaft. Das ist, glaube ich,
okay. Und ich sage auch deutlich, aufklären und
gegebenenfalls auch ahnden oder Fehler abstellen,
aber meine allgemeinen Erfahrungen in diesem Fall,
will ich jetzt mal sagen, wir sind vor krimineller Ener-
gie nicht gefeiht. Aber, Herr Kollege Matschie, wenn
Sie in einem Zeitungsartikel der "Südthüringer Zei-
tung" am 01.12.2004 sagen: "Dann soll gleich da-
bei herauskommen," - weil die Staatsanwaltschaft
ermittelt - "welche Schuld die Landesregierung dabei
hat.", dann würde ich sagen, das ist eine glatte Vor-
verurteilung. Lesen Sie es nach, "Südthüringer Zei-
tung", 01.12.2004.

(Zwischenruf Abg. Buse, PDS: Das wol-
len wir doch machen.)

Was wollen Sie machen?

(Zwischenruf Abg. Buse, PDS: Ermitteln,
ob die Landesregierung ...)

Nein, nein, er bezieht sich ja auf die Staatsanwalt-
schaften, deshalb muss ich ja deutlich sagen, neben
dem Auftrag, möglicherweise den Untersuchungs-
ausschuss einzurichten, haben Sie sehr stark darauf
reflektiert, dass in beiden GA-Förderfällen jetzt die
Staatsanwaltschaft ermitteln sollte. Ganz nebenbei
will ich aber auch sagen, dass die öffentliche Zur-
schaustellung und der Untersuchungsausschuss den
wirtschaftlichen Erfolg der Hotels nicht steigern wird.
Das will ich mal so deutlich sagen. Warum also Un-
tersuchungsausschuss? Ich meine, es gibt eine ge-
wisse Tradition, ein Hang zu Untersuchungsaus-
schüssen, immerhin waren es in der letzten Legislatur
drei an der Zahl. Ich stehe nicht an, die Ergebnisse zu
bewerten, aber ich bin nicht von meiner Meinung ab-
gekommen, dass es der richtige Weg wäre, zunächst
den Prüfauftrag an den Landesrechnungshof zu rich-
ten, meine Damen und Herren.

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Warum
ermittelt denn die Staatsanwaltschaft?
Überlegen Sie doch mal in Ruhe.)

Die Frage habe ich nun abgekoppelt, indem ich
Ihnen erklärt habe, wenn da ein Verdacht besteht, ist
das ihre Aufgabe. Aber, wie gesagt, wir haben die
parlamentarische Kontrolle und damit,

(Zwischenruf Abg. Buse, PDS: Weil sie
nichts zu tun hat.)

Herr Kollege Matschie, ist zunächst der erste Weg
doch sehr wohl der Landesrechnungshof. Ich kann
mich an Zeiten erinnern, da insbesondere die Oppo-
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sition immer wieder angemahnt hat, Landesrech-
nungshof, Landesrechnungshof. Das ist aber voll-
kommen ausgeblendet. Sie sagen hier Untersu-
chungsausschuss. Nein, nein, ich wundere mich
schon, warum man sofort das scharfe Schwert der
parlamentarischen Kontrolle - Untersuchungsaus-
schuss in diesem Fall - hervorzieht.

Aber ich habe - Sie müssen keine Angst haben -
nicht die Absicht, Ihnen jetzt Vorschläge zu machen,
wie man den Untersuchungsausschuss abwenden
könnte. Ich will ausdrücklich sagen: Wer einen Un-
tersuchungsausschuss will, soll ihn bekommen, zu-
mindest ist das meine und die Meinung der Fraktion,
muss ihn aber auch verantworten, wenn er ihn be-
kommen hat, denn wir werden im Untersuchungs-
ausschuss sehr sorgfältig darauf achten, dass sach-
liche Informationen, Fragen und Antworten zu erhal-
ten sind und Vorgänge objektiv untersucht werden.

(Beifall bei der CDU)

Wir werden sorgfältig trennen zwischen politischer
Rhetorik und politischem Kampfgetümmel. Ich will
nebenbei nur sagen, ich finde allein den Untersu-
chungsauftrag in dem Abschnitt A II Pkt. 3 hoch
interessant. Wie wir als Untersuchungsausschuss -
je nachdem, wer es dann machen wird - feststellen
werden, ob das Hotel Domblick zu Recht seine fünf
Sterne bekommt. Das ist also dann schon spannend,
da freue ich mich schon drauf, wie das festzu-
stellen ist.

(Unruhe im Hause)

Wenn dann die Kolleginnen und Kollegen der SPD-
und der PDS-Fraktion, die den Untersuchungsaus-
schuss hier beantragen, wenn man also nichts an-
deres mehr weiß, als einen Untersuchungsausschuss
zu beantragen, bitte schön, nur soll niemand glau-
ben, dass wir, also die CDU-Fraktion, uns durch den
Untersuchungsausschuss von der Befassung mit den
wirklich wichtigen Zukunftsthemen des Landes ab-
lenken lassen. Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Werden weitere Redemeldungen gewünscht? Der
Abgeordnete Buse, PDS-Fraktion.

Abgeordneter Buse, PDS:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, ich kann sicher nicht für alle 18 oder 20 Kol-
legen reden, die unterschrieben haben, Herr Kretsch-
mer, aber meine Intention ist es nicht, mit einem
Untersuchungsausschuss die fleißige Arbeit der

Mehrheitsfraktion und ihrer Landesregierung maß-
geblich zu behindern. Das kann ich Ihnen zusichern.

(Beifall bei der PDS)

Wir meinen aber auch, dass umgekehrt das Be-
mühen von Abgeordneten aus diesem hohen Haus,
Sachzusammenhänge mittels Untersuchungsaus-
schuss aufzuklären, auch durch Sie nicht behindert
wird.

(Beifall bei der PDS, SPD)

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU:
Das habe ich doch gesagt.)

Ich habe da so meine Erfahrungen, Herr Kretschmer,
ich habe fünf Jahre in einem gesessen mit Ihnen und
anderen Kollegen. Das war nicht immer, jedenfalls
die Eingangsphase, eitel Sonnenschein. Wir alle wis-
sen, dass es zahlreiche Diskussionen, Informationen
und auch Hinweise im öffentlichen und auch im nicht
öffentlichen Raum im Zusammenhang mit den hier in
Rede stehenden Förderobjekten des Landes Thü-
ringen, ich sage mal, "auf Ungereimtheiten" hinwei-
sen, und zwar nicht nur hinsichtlich privaten Unter-
nehmerhandelns, damit beschäftigen sich staatsan-
waltschaftliche Ermittlungen, sondern eben auch -
oder sollte man mal wieder sagen - hinsichtlich Re-
gierungshandeln. Uns fünf Abgeordneten der PDS-
Fraktion, die diesen Antrag mit unterzeichnet haben,
scheint es geboten, diese Ungereimtheiten mit einem
dem Parlament zur Verfügung stehenden parlamen-
tarischen Kontrollmittel zu erhellen und das Mittel
heißt nun mal Untersuchungsausschuss.

Ich würde gern noch einmal zurückspringen auf
den Tagesordnungspunkt 12. Sie haben gesagt es
sind die parlamentarischen Mittel, die Sie haben als
Opposition, nutzen Sie sie,

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, PDS: Nut-
zen Sie sie!)

wir machen es, wir hätten gern mehr, aber benutzen
wir die, wenn wir meinen, es gibt sach- und fach-
gerechte Untersuchungen anzustellen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Jeder
blamiert sich, so wie er kann.)

Das mag ja sein, Herr Fiedler.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben ja eigentlich schon wieder das angespro-
chen, was ich vorhin im Tagesordnungspunkt 12 kriti-
siert habe - mit den Mitteln des Untersuchungsaus-
schusses oder auch mit Fragerechten - oder Sie



944 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 9. Sitzung, 10. Dezember 2004

haben auf die Sitzung des Innenausschusses ver-
wiesen. Es ist immer ein Nachkarren. Es ist nicht
ein aktuelles Eingreifen und die Objekte sind ja da.
Das heißt also, wir werden wieder im Nachhinein
versuchen aufzuklären, was uns ... , wir haben keine
Illusionen darüber, was dieser Untersuchungsaus-
schuss leisten kann und sicherlich auch leisten wird.
Aber er wird uns im Unterschied zum parlamenta-
rischen Fragerecht oder auch Berichtsersuchen an
die Landesregierung in die Lage versetzen, einzelne
uns bewegende Fragen zielgerichtet unter sinnge-
mäßer Anwendung der Vorschriften der Strafpro-
zessordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes,
wie es in Artikel 64 der Thüringer Landesverfassung
festgeschrieben ist, zu untersuchen.

Ja, die Hinweise und Diskussionen im öffendlichen
und nicht öffentlichen Raum sind für uns, auch unter
dem Eindruck des bisher Erlebten, hinreichend, mit
den Mitteln des Untersuchungsausschusses einzelne
Sachverhalte aufzuklären. Ich kann ja nachvoll-
ziehen, Herr Kretschmer, dass Sie namens Ihrer
Fraktion hier das tiefhängen, abwiegeln und so tun,
als ob alles, was hier geschehen ist in diesem Zu-
sammenhang, das normalste der Welt ist. Wiede-
rum scheint, wie schon in anderen Zusammen-
hängen, Schaden für das Land entstanden zu sein.
Wir wollen und wir werden aufklären, was an den
Vorwürfen wahr ist und was eventuell haltlose
Unterstellungen sind. Wie immer haben wir zu son-
dieren zwischen handelnder Landesregierung oder
von ihr beauftragter Personen auf der einen und de-
ren Auswirkungen auf der anderen Seite. Darüber
hinaus kann der Untersuchungsausschuss durch
seine Arbeit mit dazu beitragen, dass durch zu
veranlassende Schlussfolgerungen staatliches Han-
deln eine noch höhere Transparenz erlangt. Also
unabhängig jetzt, ob wir uns dann hinterher riesig
freuen sollten, dass wir vielleicht Recht gehabt ha-
ben. Wie immer in diesem Zusammenhang haben
Abgeordnete für sich diese Frage zu beantworten.
Ob die Informationen, Hinweise, Befürchtungen aus-
reichen, einen Antrag auf Einsetzung eines Unter-
suchungsausschusses zu stellen, wie gesagt, fünf
Abgeordnete in unserer Fraktion haben für sich, auch
aus unterschiedlichen Gründen, das will ich hier auch
gern sagen, diese Fragen bejaht und einen entspre-
chenden Antrag unterzeichnet, aber nicht nur das.
Wir waren uns mit anderen Kolleginnen und Kolle-
gen einig, in die Untersuchung mit dem Vorwurf des
Missbrauchs von öffentlichen Mitteln und unzuläs-
siger Subventionierung hineinzugehen. Das mag der
Landesregierung oder auch Ihnen, den Mitgliedern
der Mehrheitsfraktion hier im Haus, nicht gefallen,
aber die Behandlung dieser Fragen im Innenaus-
schuss und die sich widersprechenden Informationen
auch von Beteiligten - fast täglich, wenn ich die Zei-
tung lese - tragen vorerst diesen Vorwurf. Wir werden
sehen, zu welchen Ergebnissen wir mit dem Unter-

suchungsausschuss kommen. Ich danke Ihnen für
die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat sich der Abgeordnete Höhn
gemeldet.

Abgeordneter Höhn, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Herr
Abgeordneter Kretschmer, Sie haben vorhin zum Teil
die richtigen Fragen gestellt, haben aber für Sie bzw.
Ihre Fraktion die völlig falschen Antworten geliefert.
Ich will Ihnen das belegen. Ich habe nämlich in mei-
ner Anfrage Nr. 4/70 genau die Fragen nach dem In-
vestitionsplan und nach den tatsächlich im Verwen-
dungsnachweis abgerechneten Baukosten gefragt.
In beiden Fällen, die Antwort steht in der Druck-
sache 4/373, ich formuliere das jetzt sinngemäß,
steht: Diese Antworten können wir dir nicht geben, da
sind schutzwürdige Interessen Dritter zu beachten.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen dieses Hauses, ich will Ihnen einen Zusam-
menhang aufzeigen. Das Haushaltsrecht des Landes
Thüringen liegt in diesem Haus. Das Budgetrecht hat
der Thüringer Landtag. Ich glaube nicht, dass mit den
Antworten auf meine Anfragen die Pflicht der Lan-
desregierung zur Information bzw. die Pflicht zur
sachgerechten Beantwortung von Anfragen von Ab-
geordneten mit diesen Antworten gedeckt ist. Denn
wenn das so wäre, haben Sie diesen Faden eigent-
lich mal weiter gesponnen, wenn das so wäre, dann
hätten wir als letztendlich der Fördermittelgeber, der
Thüringer Landtag, niemals die Möglichkeit zu über-
prüfen, was konkret mit den öffentlichen Fördermit-
teln passiert. Und das, meine Damen und Herren,
das kann es nicht sein. Die Antworten in dieser An-
frage haben letztendlich unseren Willen oder unseren
Wunsch nach einem Untersuchungsausschuss ganz
entscheiden befördert. Das möchte ich an dieser
Stelle betonen. Fragen Sie sich mal selbst, ob Sie mit
solchen Antworten zufrieden gewesen wären, denn
sie haben genau den Kern berührt und es wurde nicht
beantwortet. Wir wollen herausbekommen, warum
das nicht beantwortet worden ist, denn offensichtlich
steckt mehr dahinter. Da hat ja wohl nun auch die
Staatsanwaltschaft ein gewichtiges Wort mitzureden.
Danke.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt jetzt keine weiteren Redewünsche mehr.
Damit kann ich die Aussprache schließen. Wir kom-
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men nun zur Abstimmung über den Antrag in der
Drucksache 4/431 - Neufassung -, der gemäß § 2
Abs. 2 Untersuchungsausschußgesetz das nötige
Quorum hat und eingesetzt werden muss als Min-
derheitenrecht. Wir stimmen jetzt über diesen Antrag
ab. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Danke schön. Gegenstimmen? Es gibt 4
Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? Es gibt eine
große Zahl von Stimmenthaltungen, aber mit einer
Mehrheit ist dieser Antrag zur Einrichtung eines Un-
tersuchungsausschusses angenommen.

Dazu muss ich jetzt noch folgende Hinweise geben.
Durch die Fraktionen sind nun - und ich bitte darum,
das möglichst bis Weihnachten auch zu realisieren
- die Mitglieder des Untersuchungsausschusses ge-
mäß § 6 Abs. 1 sowie die ständigen Ersatzmitglieder
nach § 6 Abs. 2 des Untersuchungsausschußge-
setzes zu benennen. Wir haben eben eine Zahl von
11 insgesamt festgelegt. Damit entfallen sechs Sitze
auf die Fraktion der CDU, drei Sitze auf die Fraktion
der PDS und zwei Sitze auf die Fraktion der SPD. Ich
weise nur darauf hin, dass den Vorsitzenden des Un-
tersuchungsausschusses die CDU-Fraktion stellen
darf und den Stellvertreter die PDS-Fraktion. Damit
kann ich den Tagesordnungspunkt 18 schließen.

Gemäß unserer Vereinbarung im Ältestenrat rufen
wir nach 18.00 Uhr am Freitag keinen weiteren Ta-
gesordnungspunkt auf, aber gestatten Sie mir we-
nigstens, wir sehen uns ja erst im neuen Jahr wieder,
an dieser Stelle namens des Präsidiums des Thü-
ringer Landtags Ihnen die besten Wünsche für ein
friedliches Weihnachtsfest zu übermitteln. Haben Sie
einen guten Start ins neue Jahr. Gönnen Sie sich
eine Zeit der Ruhe und der Besinnung, so dass Sie
alle Kraft schöpfen können. Dieser Wunsch gilt na-
türlich gleichzeitig an die Abgeordneten und Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, an die Vertreter der Lan-
desregierung, an die Vertreter der Verwaltung von
Legislative und Exekutive und auch an die verblie-
benen Vertreter der Medien, soweit sie uns noch zu-
hören können.

(Beifall im Hause)

Die nächsten Plenarsitzungstage finden dann am
27. und 28. Januar des Jahres 2005 statt. Einen
guten Heimweg wünsche ich.

E n d e   d e r   S i t z u n g:   18.09 Uhr
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Anlage 1

Namentliche Abstimmung in der 9. Sitzung am
10.12.2004 zum Tagesordnungspunkt 8

Förderung für Langzeitarbeitslose
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 4/55 -

  1. Althaus, Dieter (CDU) nein
  2. Bärwolff, Matthias (PDS) ja
  3. Bausewein, Andreas (SPD) ja
  4. Becker, Dagmar (SPD) ja
  5. Bergemann, Gustav (CDU) nein
  6. Berninger, Sabine (PDS) ja
  7. Blechschmidt, André (PDS)
  8. Buse, Werner (PDS) ja
  9. Carius, Christian (CDU) nein
10. Diezel, Birgit (CDU) nein
11. Doht, Sabine (SPD) ja
12. Döring, Hans-Jürgen (SPD) ja
13. Ehrlich-Strathausen, Antje (SPD) ja
14. Emde, Volker (CDU) nein
15. Enders, Petra (PDS) ja
16. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
17. Fuchs, Dr. Ruth (PDS) ja
18. Gentzel, Heiko (SPD) ja
19. Gerstenberger, Michael (PDS)
20. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) nein
21. Grob, Manfred (CDU) nein
22. Groß, Evelin (CDU) nein
23. Grüner, Günter (CDU) nein
24. Gumprecht, Christian (CDU) nein
25. Günther, Gerhard (CDU) nein
26. Hahnemann, Dr. Roland (PDS) ja
27. Hauboldt, Ralf (PDS) ja
28. Hausold, Dieter (PDS) ja
29. Hennig, Susanne (PDS) ja
30. Heym, Michael (CDU) nein
31. Höhn, Uwe (SPD) ja
32. Holbe, Gudrun (CDU) nein
33. Huster, Mike (PDS)
34. Jaschke, Siegfried (CDU) nein
35. Jung, Margit (PDS) ja
36. Kaschuba, Dr. Karin (PDS) ja
37. Klaubert, Dr. Birgit (PDS) ja
38. Köckert, Christian (CDU) nein
39. Kölbel, Eckehard (CDU) nein
40. Krapp, Dr. Michael (CDU) nein
41. Krause, Dr. Peter (CDU) nein
42. Krauße, Horst (CDU) nein
43. Kretschmer, Thomas (CDU) nein
44. Krone, Klaus, von der (CDU) nein
45. Künast, Dagmar (SPD) ja
46. Kummer, Tilo (PDS)
47. Kuschel, Frank (PDS)
48. Lehmann, Annette (CDU) nein
49. Lemke, Benno (PDS)
50. Leukefeld, Ina (PDS) ja

51. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
52. Matschie, Christoph (SPD)
53. Mohring, Mike (CDU) nein
54. Naumann, Kersten (PDS) ja
55. Nothnagel, Maik (PDS) ja
56. Ohl, Eckhard (SPD) ja
57. Panse, Michael (CDU) nein
58. Pelke, Birgit (SPD)
59. Pidde, Dr. Werner (SPD)
60. Pilger, Walter (SPD) ja
61. Primas, Egon (CDU) nein
62. Ramelow, Bodo (PDS) ja
63. Reimann, Michaele (PDS) ja
64. Reinholz, Jürgen (CDU) nein
65. Rose, Wieland (CDU) nein
66. Scheringer-Wright, Dr. Johanna (PDS) ja
67. Schipanski, Prof. Dr.-Ing. habil.

Dagmar (CDU) nein
68. Schröter, Fritz (CDU) nein
69. Schubert, Dr. Hartmut (SPD) ja
70. Schugens, Gottfried (CDU) nein
71. Schwäblein, Jörg (CDU) nein
72. Sedlacik, Heidrun (PDS)
73. Seela, Reyk (CDU) nein
74. Skibbe, Diana (PDS)
75. Sklenar, Dr. Volker (CDU) nein
76. Stauch, Harald (CDU) nein
77. Stauche, Carola (CDU) nein
78. Tasch, Christina (CDU) nein
79. Taubert, Heike (SPD) ja
80. Thierbach, Tamara (PDS)
81. Trautvetter, Andreas (CDU) nein
82. Walsmann, Marion (CDU) nein
83. Wehner, Wolfgang (CDU) nein
84. Wetzel, Siegfried (CDU) nein
85. Wolf, Katja (PDS) ja
86. Worm, Henry (CDU) nein
87. Zeh, Dr. Klaus (CDU) nein
88. Zitzmann, Christine (CDU) nein
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Anlage 2

Namentliche Abstimmung in der 9. Sitzung am
10.12.2004 zum Tagesordnungspunkt 9

Konzept der Landesregierung zur Schaffung
großer und kostengünstiger Strukturen in der
Wasser- und Abwasserwirtschaft Thüringens
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 4/183 -

  1. Althaus, Dieter (CDU) nein
  2. Bärwolff, Matthias (PDS) ja
  3. Bausewein, Andreas (SPD) ja
  4. Becker, Dagmar (SPD)
  5. Bergemann, Gustav (CDU) nein
  6. Berninger, Sabine (PDS) ja
  7. Blechschmidt, André (PDS) ja
  8. Buse, Werner (PDS) ja
  9. Carius, Christian (CDU) nein
10. Diezel, Birgit (CDU) nein
11. Doht, Sabine (SPD)
12. Döring, Hans-Jürgen (SPD) ja
13. Ehrlich-Strathausen, Antje (SPD) ja
14. Emde, Volker (CDU) nein
15. Enders, Petra (PDS) ja
16. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
17. Fuchs, Dr. Ruth (PDS) ja
18. Gentzel, Heiko (SPD) ja
19. Gerstenberger, Michael (PDS) ja
20. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) nein
21. Grob, Manfred (CDU) nein
22. Groß, Evelin (CDU) nein
23. Grüner, Günter (CDU) nein
24. Gumprecht, Christian (CDU) nein
25. Günther, Gerhard (CDU) nein
26. Hahnemann, Dr. Roland (PDS) ja
27. Hauboldt, Ralf (PDS) ja
28. Hausold, Dieter (PDS) ja
29. Hennig, Susanne (PDS) ja
30. Heym, Michael (CDU) nein
31. Höhn, Uwe (SPD) ja
32. Holbe, Gudrun (CDU) nein
33. Huster, Mike (PDS) ja
34. Jaschke, Siegfried (CDU) nein
35. Jung, Margit (PDS) ja
36. Kaschuba, Dr. Karin (PDS) ja
37. Klaubert, Dr. Birgit (PDS) ja
38. Köckert, Christian (CDU) nein
39. Kölbel, Eckehard (CDU) nein
40. Krapp, Dr. Michael (CDU) nein
41. Krause, Dr. Peter (CDU) nein
42. Krauße, Horst (CDU) nein
43. Kretschmer, Thomas (CDU) nein
44. Krone, Klaus, von der (CDU) nein
45. Künast, Dagmar (SPD) ja
46. Kummer, Tilo (PDS) ja
47. Kuschel, Frank (PDS)
48. Lehmann, Annette (CDU) nein

49. Lemke, Benno (PDS) ja
50. Leukefeld, Ina (PDS)
51. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
52. Matschie, Christoph (SPD) ja
53. Mohring, Mike (CDU) nein
54. Naumann, Kersten (PDS) ja
55. Nothnagel, Maik (PDS)
56. Ohl, Eckhard (SPD)
57. Panse, Michael (CDU) nein
58. Pelke, Birgit (SPD)
59. Pidde, Dr. Werner (SPD) ja
60. Pilger, Walter (SPD) ja
61. Primas, Egon (CDU) nein
62. Ramelow, Bodo (PDS) ja
63. Reimann, Michaele (PDS) ja
64. Reinholz, Jürgen (CDU) nein
65. Rose, Wieland (CDU) nein
66. Scheringer-Wright, Dr. Johanna (PDS) ja
67. Schipanski, Prof. Dr.-Ing. habil.

Dagmar (CDU) nein
68. Schröter, Fritz (CDU) nein
69. Schubert, Dr. Hartmut (SPD)
70. Schugens, Gottfried (CDU) nein
71. Schwäblein, Jörg (CDU) nein
72. Sedlacik, Heidrun (PDS) ja
73. Seela, Reyk (CDU) nein
74. Skibbe, Diana (PDS) ja
75. Sklenar, Dr. Volker (CDU) nein
76. Stauch, Harald (CDU) nein
77. Stauche, Carola (CDU) nein
78. Tasch, Christina (CDU) nein
79. Taubert, Heike (SPD) ja
80. Thierbach, Tamara (PDS) ja
81. Trautvetter, Andreas (CDU) nein
82. Walsmann, Marion (CDU) nein
83. Wehner, Wolfgang (CDU) nein
84. Wetzel, Siegfried (CDU) nein
85. Wolf, Katja (PDS) ja
86. Worm, Henry (CDU) nein
87. Zeh, Dr. Klaus (CDU) nein
88. Zitzmann, Christine (CDU) nein
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Anlage 3

Namentliche Abstimmung in der 9. Sitzung am
10.12.2004 zum Tagesordnungspunkt 13

Bedarfsermittlung an berufsbildenden Schulen
für eine Schulnetzplanung bis 2020
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 4/395 -

  1. Althaus, Dieter (CDU) nein
  2. Bärwolff, Matthias (PDS) ja
  3. Bausewein, Andreas (SPD) ja
  4. Becker, Dagmar (SPD) ja
  5. Bergemann, Gustav (CDU) nein
  6. Berninger, Sabine (PDS) ja
  7. Blechschmidt, André (PDS) ja
  8. Buse, Werner (PDS)
  9. Carius, Christian (CDU) nein
10. Diezel, Birgit (CDU) nein
11. Doht, Sabine (SPD) ja
12. Döring, Hans-Jürgen (SPD) ja
13. Ehrlich-Strathausen, Antje (SPD) ja
14. Emde, Volker (CDU) nein
15. Enders, Petra (PDS)
16. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
17. Fuchs, Dr. Ruth (PDS) ja
18. Gentzel, Heiko (SPD) ja
19. Gerstenberger, Michael (PDS) ja
20. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) nein
21. Grob, Manfred (CDU) nein
22. Groß, Evelin (CDU) nein
23. Grüner, Günter (CDU) nein
24. Gumprecht, Christian (CDU) nein
25. Günther, Gerhard (CDU) nein
26. Hahnemann, Dr. Roland (PDS) ja
27. Hauboldt, Ralf (PDS) ja
28. Hausold, Dieter (PDS) ja
29. Hennig, Susanne (PDS) ja
30. Heym, Michael (CDU) nein
31. Höhn, Uwe (SPD)
32. Holbe, Gudrun (CDU) nein
33. Huster, Mike (PDS) ja
34. Jaschke, Siegfried (CDU) nein
35. Jung, Margit (PDS) ja
36. Kaschuba, Dr. Karin (PDS) ja
37. Klaubert, Dr. Birgit (PDS)
38. Köckert, Christian (CDU) nein
39. Kölbel, Eckehard (CDU) nein
40. Krapp, Dr. Michael (CDU) nein
41. Krause, Dr. Peter (CDU) nein
42. Krauße, Horst (CDU) nein
43. Kretschmer, Thomas (CDU) nein
44. Krone, Klaus, von der (CDU) nein
45. Künast, Dagmar (SPD) ja
46. Kummer, Tilo (PDS) ja
47. Kuschel, Frank (PDS)
48. Lehmann, Annette (CDU) nein
49. Lemke, Benno (PDS) ja

50. Leukefeld, Ina (PDS)
51. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
52. Matschie, Christoph (SPD)
53. Mohring, Mike (CDU) nein
54. Naumann, Kersten (PDS) ja
55. Nothnagel, Maik (PDS) ja
56. Ohl, Eckhard (SPD) ja
57. Panse, Michael (CDU) nein
58. Pelke, Birgit (SPD) ja
59. Pidde, Dr. Werner (SPD) ja
60. Pilger, Walter (SPD) ja
61. Primas, Egon (CDU) nein
62. Ramelow, Bodo (PDS) ja
63. Reimann, Michaele (PDS) ja
64. Reinholz, Jürgen (CDU) nein
65. Rose, Wieland (CDU) nein
66. Scheringer-Wright, Dr. Johanna (PDS) ja
67. Schipanski, Prof. Dr.-Ing. habil.

Dagmar (CDU) nein
68. Schröter, Fritz (CDU) nein
69. Schubert, Dr. Hartmut (SPD)
70. Schugens, Gottfried (CDU) nein
71. Schwäblein, Jörg (CDU) nein
72. Sedlacik, Heidrun (PDS) ja
73. Seela, Reyk (CDU) nein
74. Skibbe, Diana (PDS) ja
75. Sklenar, Dr. Volker (CDU) nein
76. Stauch, Harald (CDU) nein
77. Stauche, Carola (CDU) nein
78. Tasch, Christina (CDU) nein
79. Taubert, Heike (SPD) ja
80. Thierbach, Tamara (PDS) ja
81. Trautvetter, Andreas (CDU) nein
82. Walsmann, Marion (CDU) nein
83. Wehner, Wolfgang (CDU) nein
84. Wetzel, Siegfried (CDU) nein
85. Wolf, Katja (PDS) ja
86. Worm, Henry (CDU) nein
87. Zeh, Dr. Klaus (CDU) nein
88. Zitzmann, Christine (CDU) nein


